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Luftlinie von Lesbos nach Eichstätt: 1.617 km
Während wir im September 2020 diese Einleitung schreiben, brennt auf der grie-
chischen Insel Lesbos das Flüchtlingslager Moria. Nahezu 13.000 Menschen be-
fanden sich zu diesem Zeitpunkt in dem seit Jahren überfüllten Lager, das für bis
zu 3.000 Personen ausgelegt war.1 Die unmenschlichen Zustände werden seit Be-
stehen desHotspots von zivilgesellschaftlichen Organisationen und sozialen Bewe-
gungen kritisiert. Nur zwei Tage vor dem Brand stellten Aktivist*innen verschie-
dener Initiativen wie der Seebrücke und Sea Watch 13.000 Stühle vor dem Reichs-
tagsgebäude in Berlin auf. Damit sollte ein Zeichen gesetzt werden: Deutschland
hat die Kapazitäten zur Aufnahme der Geflüchteten. Wiederum wenige Tage zu-
vor wurde bekannt, dass es in Moria 35 bestätigte Corona-Fälle gibt. Die Antwort
der griechischen Regierung war nicht etwa die Evakuierung des Lagers, sondern
die Beauftragung einer Firma zur Errichtung eines weiteren Zauns. Die Menschen
im Lager sollten eingeschlossen werden, um die Ausbreitung des Virus außerhalb
des Lagers zu verhindern. Die Einschließung der Geflüchteten hatte die griechi-
sche Regierung bereits vor der Ausbreitung des Corona-Virus im November 2019
beschlossen. Als erstes wurde ein entsprechendes Inhaftierungslager (für Schutz-
suchende wohlgemerkt, nicht für Straftäter*innen) auf der Insel Kos eingesetzt.
Hunderte Menschen, unabhängig von Geschlecht und Alter, sind dort unterge-
bracht (vgl. Hänsel/Kasparek 2020: 25).2
1 Die griechischen Hot-Spot-Lager wurden durch den EU-Migrationspakt 2015 beschlossen
und durch das EU-Türkei-Abkommen vom März 2016 maßgeblich ausgestaltet (vgl. Hän-
sel/Kasparek 2020).
2 Die Idee, die aufgrund der Insellage ohnehin eingeschränkte Bewegungsfreiheit gänzlich zu
unterbinden, teilt die griechischemit der deutschen Regierung. In einem Konzeptpapier der
Bundesregierung, das im Vorfeld der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halb-
jahr 2020 öffentlich wurde, heißt es, dass durch »geeignete, notfalls freiheitsbeschränkende
Maßnahmen« (Bundesregierung 2020) sichergestellt werdenmüsse, dass sich Asylsuchende
nicht den Vorprüfungen entziehen können, die den regulären Asylverfahren dort vorgelagert
sind. Dies ist eine Legitimation von Inhaftierungslagern.
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Lager sind Werkzeuge migrationspolitischer Regierungspraktiken. Sie sollen
Kontrolle, Ordnung, Regulation herstellen. Weltweit existieren Lager, in denen
Menschen freiwillig oder unfreiwillig untergebracht sind, die von einem anderen
Ort geflohen sind. Lager sind dabei immer auch ein Ort der Prekarisierung,
eines Lebens am Rande der Gesellschaft, eines Lebens mit eingeschränkter
Handlungsmacht und Selbstbestimmung.
Die Lagerforschung beschäftigt sich mit diversen Facetten der Unterbringung
von Geflüchteten in Lagern. Im deutschsprachigen Raum gibt es dazu bislang noch
relativ wenig Literatur.3 Gleichwohl haben uns die vielen Einreichungen auf unse-
ren Call for Articles im September 2019 gezeigt, dass viele Wissenschaftler*innen
hierzulande derzeit über Lager forschen. In den nächsten Jahren sind also einige
deutschsprachige Studien zu erwarten. Ursächlich ist sicherlich der Lange Sommer
der Migration 2015, der zu einer erheblichen Ausweitung der gesamten Fluchtfor-
schung geführt hat (vgl. Kleist et al. 2019).
Unsere Motivation, einen Sammelband zu Lagern herauszugeben, ist demnach
nicht nur demWunsch geschuldet, den Forschungsstand um eine aktuelle und in-
terdisziplinäre Zusammenschau zu erweitern, sondern folgt außerdem unserem
forschungspolitischen Anliegen, Expertisen zu einemThema zusammenzustellen,
das quasi »vor unseren Haus- und Bürotüren« liegt. Schließlich liegt das Zen-
trum Flucht und Migration (ZFM) als interdisziplinäre Einrichtung für Forschung
und Bildung der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt im beschaulichen
Altmühltal. Bereits 2014, noch vor dem Sommer der Migration, war die Aufnah-
me von geflüchteten Menschen Ausgangspunkt zahlreicher Initiativen in unserer
Kleinstadt. Der Bischof von Eichstätt, Gregor Maria Hanke, stellte die leerstehende
Maria-Ward-Schule im Herzen der Stadt als Unterkunft zur Verfügung, und rasch
etablierte sich ein System professionellen und ehrenamtlichen Engagements, ge-
tragen von den Einwohner*innen Eichstätts, Ärzt*innen, kirchlichen und universi-
tären Kreisen. Dieses Engagement wurde über die Region hinaus als mustergültig
bekannt, so dass sogar vom »Eichstätter Modell« gesprochen wurde (vgl. Bayeri-
scher Rundfunk 2015).
Nach 1.033 Tagen wurde die Erstaufnahmedependance geschlossen. Zeitgleich,
im Sommer 2017, eröffnete im örtlichen Landgerichtsgefängnis eine Abschiebe-
haftanstalt. Ebenfalls 2017 wurde die in Manching bei Ingolstadt 2015 in einer ehe-
maligen Kaserne eingerichtete Ankunfts- und Rückführungseinrichtung (ARE) zu
einem Transitzentrum und 2018 zum Ankerzentrum umgewidmet.
Um den Anschluss an Entwicklungen auch in der schwierig zu erreichenden
Max-Immelmann-Kaserne nicht zu verlieren und weiterhin Engagement zu er-
3 Einschlägig im deutschsprachigen Raum Pieper 2013, Inhetveen 2010 und Täubig 2009;
außerdem u.a. Bauer 2017; Christ/Meininghaus/Röing 2017; Greiner/Kramer 2013; Kapraun
2002; Hennig/Wießner 1982.
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möglichen, hat das Zentrum Flucht und Migration in Kooperation mit der Cari-
tas Pfaffenhofen dort eine Projektstelle zum Brückenbau in die Stadtgesellschaft
eingerichtet.
Vor unseren Haus- und Bürotüren konnten wir also mitverfolgen, wie sich die
asylpolitische Praxis entwickelt hat: von ad hoc eingerichteten, stark zivilgesell-
schaftlich mitorganisierten, dezentralen Orten hin zu stärker politisch kontrollier-
baren, zentralisierten Einrichtungen, die den Zugang zivilgesellschaftlichen En-
gagements erschweren. Bayern ist dasjenige Bundesland, das die Weiterentwick-
lung von Lagern in der Bundesrepublik am stärksten forciert hat. Mit der erwähn-
ten Ankunfts- und Rückführungseinrichtung bzw. dem Transitzentrum wurden
bereits Prototypen der Ankerzentren4 getestet, die die Bundesregierung in ihrem
Koalitionsvertrag 2018 beschlossen hat (und die unter diesem Titel bislang nur von
Bayern, Sachsen und dem Saarland umgesetzt wurden).
Das Konzept soll laut des bayerischen Asylplans »schnellere und effektivere Ver-
fahren« (StMI 2018: 4) ermöglichen, indem die behördliche Präsenz vor Ort ge-
bündelt wird. Untergeordnet ist diese Maßnahme der Unterbringung jedoch unter
das Ziel, Migration nach Deutschland und Bayern zukünftig klarer zu steuern, zu
begrenzen und zu ordnen. Der bayerische Innenminister und sein Staatssekretär
betonen in vier von sieben Punkten die Aspekte Abschiebung, Rückführung, inne-
re Sicherheit und Grenzkontrollen (vgl. ebd.: 4f.) – keine Rede ist dagegen von
Teilhabemöglichkeiten für Geflüchtete. Die Einführung der Ankereinrichtungen
bzw. die Umwandlung der drei bereits bestehenden Transitzentren und anderer
Aufnahmeeinrichtungen wurde dementsprechend von der politischen Opposition,
Nichtregierungsorganisationen und der Flucht- und Migrationsforschung kritisch
begleitet. Die Institutionen wurden als »menschenrechtlich problematisch« bewer-
tet. Ankerzentren führten zu »soziale[r] Spaltung mit enormer Sprengkraft« (Hess
et al. 2018: 9f.; auch Mouzourakis/Pollet/Ott 2019).
Erst 2013 hat die Bayerische Staatsregierung nach langem – auch innerpartei-
lichem Streit – den Passus in der bayerischen Asyldurchführungsverordnung ge-
strichen, wonach die Unterbringung von Geflüchteten ihre »Bereitschaft zur Rück-
kehr in das Heimatland fördern« (GVBl. 2013: 505) soll (vgl.Migazin 2009). Der Satz
führt die Kontinuität der politischen Motivation, Geflüchtete in Lagern unterzu-
bringen, vor Augen. 1982, zu Beginn der Einrichtung der Lager in Deutschland,
hieß es aus der CSU beispielsweise, dass »durch bewußt karge, lagermäßige Un-
4 Als Herausgeber*innen haben wir uns gegen die Übernahme der politischen Kryptoschreib-
weise »AnkER-Zentrum« entschieden, dawir die Symbolik des Akronyms »AnkER« (»Ankunft,
Entscheidung, Rückführung«) für zynisch halten. Im Begriff »Ankerzentrum«meinen wir das
politische Konzept, vermeiden aber eine Affirmation der politischen Bedeutung.
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terbringung [die unerwünschte Integration Asylsuchender in die deutschen Le-
bensverhältnisse] zu verhindern« sei (Schneider 1985: 24).5
In ganz Deutschland arbeiten Landesregierungen und die Bundesregierung
an der »2015-darf-sich-nicht-wiederholen-Ideologie«, die die Bundesregierung im
Koalitionsvertrag 2018 dargelegt hat. Anstatt eine Diskursverschiebung anzustre-
ben, wie sie 2015 in greifbarer Nähe schien (Stichwort »Willkommenskultur«), wer-
den weiterhin Bedrohungsszenarien reproduziert und in Teilen rechtspopulisti-
sche Agenden antizipiert.
Als ZentrumFlucht undMigration befindenwir uns nicht nurmitten in Bayern,
sondern auch mitten in diesem Aushandlungsprozess. Als Zentrum und als Einzel-
personen verfolgen wir das Ziel, eine nachhaltige, gerechte, verantwortungsvolle
und solidarische Gesellschaft mitzugestalten. So sind wir gleichzeitig Forschende
mit unterschiedlichen sozial- und geisteswissenschaftlichen Expertisen zu Flucht
und Migration und wir sind vielleicht gerade wegen dieser Expertisen auch Men-
schen, die sich politisch positionieren – und zwar selbstverständlich gegen die Un-
terbringung von Menschen in Lagern, weil diese Unterbringung all das nicht ist:
Sie ist unseres Erachtens nicht nachhaltig, nicht gerecht, nicht verantwortungs-
voll und nicht solidarisch. Die Lagerunterbringung verhindert Anerkennung, Re-
spekt, menschenwürdige Behandlung, faire Verfahren und Teilhabechancen und
steht damit in krassem Gegensatz zu unserem ethischen und politischen Selbst-
verständnis.
Theoretische Vorüberlegungen
Vor diesem Hintergrund wollen wir Lager, Sammelunterkünfte und Ankerzentren
mobilitätstheoretisch analysieren. Eine solche analytische Herangehensweise ha-
ben wir mit unserem Call for Articles vorgeschlagen. Damit widmen wir uns einem
im deutschsprachigen Raum bislang wenig diskutierten Konzept. Mobilitätstheo-
rien orientieren sich u.a. an dem zentralen Text »The new mobilities paradigm«
von Mimi Sheller und John Urry (2006). Darin wird die Bedeutung der Mobilität
von Menschen und Dingen für die Analyse von Gesellschaft hervorgehoben, die die
Sozialwissenschaften zu lange ausblendeten:
5 Ebenfalls deutlich wird die Abschreckungsintention in dem offen rassistischen Zitat des da-
maligen Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg Lothar Späth: »Die Buschtrommeln
werden in Afrika signalisieren – kommt nicht nach Baden-Württemberg, da müsst ihr ins
Lager.« (Schwäbisches Tagblatt vom 5.5.1982, zitiert nach Pieper 2013) Freilich führt die Kon-
tinuitätslinie noch viel weiter zurück. Bereits in der Weimarer Republik wurden (deutsche)
Geflüchtete in Lagern untergebracht – auch mit dem Ziel, weitere Fluchtwillige abzuschre-
cken (vgl. Oltmer 2005: 122f.).
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»The paradigm challenges the ways in which much social science research has
been ›a-mobile‹. Even while it has increasingly introduced spatial analysis the
social sciences have still failed to examine how the spatialities of social life pre-
suppose (and frequently involve conflict over) both the actual and the imagined
movement of people from place to place, person to person, event to event.« (Shel-
ler/Urry 2006: 208)
Damit regten Sheller und Urry einen »mobility turn« (Hannam/Sheller/Urry
2006: 1) an, der die Sozialwissenschaften des 20. Jahrhunderts in besonderer
Weise herausfordert. Mobilität – verstanden als Schlüsselelement postmoderner
Gesellschaft – etabliert eine neue forschungsleitende Perspektive, die dazu auffor-
dert, nicht nur disziplinäre Grenzen zu überwinden, sondern auch traditionelle,
statische und teils binäre Kategorien wie Nation, Sesshaftigkeit, Heimat und
Gemeinschaft grundlegend zu irritieren und aufzulösen (vgl. Sheller/Urry 2006:
211f; auch Kaufmann 2002; Brah 1996).
Neu am proklamierten Paradigma ist dabei weniger die wissenschaftliche Be-
schäftigung mit Bewegung als vielmehr die Ganzheitlichkeit der Perspektive. Die
ehemals auf Raum beschränkte Definition von Mobilität im Sinne von »Bewegun-
gen einzelner Personen oder Personengruppen zwischen verschiedenen Positionen
im Raum« (Wilde 2014: 34) wird ergänzt um die Grundannahme der Konstruiert-
heit sozialer Wirklichkeit, was die Beziehung zwischen Sozialität und Raum in den
Fokus rückt (vgl.Weichhart 2008: 9). IndemMobilität nun in den Orientierungsho-
rizont verschiedener sozialwissenschaftlicher Disziplinen gelangt, wird sie immer
häufiger als zentraler Faktor des sozialen, kulturellen, materiellen, politischen und
ökonomischen Geschehens auf der Welt bestimmt (vgl. Adey 2009: 31). So betont
der Humangeograph Tim Cresswell die verbindende Kraft, welche das Mobilitäts-
paradigma zwischenNatur-, Sozial- undHumanwissenschaften stiftet. Zudem be-
zieht es alle Formen der Mobilität mit ein – von der Betrachtung individueller Mo-
bilität auf der Mikroebene bis zu den abstrakten globalen Strömen von Finanzen,
Gütern, Menschen, Informationen und Ideen auf der Makroebene (vgl. Cresswell
2010: 551f.).
ImRahmen der disziplinärenWeiterentwicklungen desMobilitätskonzepts ha-
ben sich auch die Definitionen und Variationen von Mobilität immer weiter aus-
differenziert. Oftmals ist daher von Mobilitäten im Plural die Rede, die sodann
nach einer Systematisierung verlangen. Exemplarisch sei hier John Urrys Struk-
turierungsvorschlag genannt, der zwischen »corporeal travel of people«, »physi-
cal movement of objects«, »imaginative travel«, »virtual travel« und »communica-
tive travel« unterscheidet (Urry 2007: 47). Die letzten beiden Kategorien verwei-
sen auf die Wirkmacht von (digitaler) (Medien-)Kommunikation. In »Mobilitäts-
gesellschaften« (Tully/Baier 2006: 15ff.) spielt zunehmend auch die informationel-
le Mobilität eine bedeutende Rolle (vgl. ebd.: 33f.). Die Beobachtung, mit welcher
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Leichtigkeit heute Bedeutungen und Diskurse in vielfach verschränkten analogen
und digitalen öffentlichen Sphären zirkulieren, bildet den Ausgangspunkt für die
Forschungsperspektive der »kommunikativen Mobilität«, die den engen Zusam-
menhang zwischen mobilen Medien wie Smartphones und der lokalen Mobilität
ihrer Nutzer in den Blick nimmt (vgl. Hepp 2006: 19f.). Die damit einhergehende
soziale Mobilität, verstanden als die »Beweglichkeit, Bewegungsvorgänge von Ein-
zelpersonen, Gruppen und Kollektiven innerhalb einer Gesellschaft in sozialer und
regionaler Hinsicht« (Hillmann 1994: 565), zeigt, dass räumliche und soziale Mo-
bilität untrennbar miteinander verknüpft sind. Der Übergang von Personen »aus
einer sozialen Position (Lage) in eine andere« (Hartfiel 1981: 36) – kurz der soziale
Auf- und Abstieg – korrespondiert mit räumlicher Mobilität und umgekehrt.
Wendet man dies auf Migration als Form der Mobilität an, dann treten die
komplexen Interdependenzen deutlich zu Tage. Schließlich ist Migration immer
mit sozialer Mobilität verknüpft, die aber eben nicht nur Folge, sondern genauso
Ursache einer Migrationsentscheidung sein kann. So ist die Entscheidung zu mi-
grieren beispielsweise häufig eng mit dem Wunsch nach sozialer Mobilität, also
der Hoffnung auf einen besseren Zugang zu sozialen, kulturellen und ökonomi-
schen Ressourcen wie Bildung oder Arbeit, verbunden. Gleichzeitig erfordert es
häufig erst ein ausreichendes Maß der genannten Ressourcen – also einen ausrei-
chenden sozioökonomischen Status –, um Migrationspläne – möglicherweise gar
gegen Widerstände – umzusetzen (vgl. de Haas 2003).
Der Sammelband beleuchtet die vielfältigen mobilitätstheoretischen Facetten
aus interdisziplinären Perspektiven am Beispiel der Unterbringung von Geflüch-
teten in Lagern. Die Zusammenschau der Perspektiven ist getragen von der
Idee, dass Migration Mobilität ist und damit ein selbstverständliches Moment
menschlichen Handelns in globalisierten (post-)migrantischen Gesellschaften. De
Haas beschreibt Migration als Teil eines sozialen Wandels. Er konzipiert Migra-
tion auf einer Mikroebene als »capability to choose where to live« (ebd.: 4) und
unterstreicht so die Handlungsfähigkeit bzw. Handlungsmacht (agency) mobiler
Individuen. Gleichzeitig seien die individuellen Hoffnungen von materiellen und
sozialen Ressourcen abhängig, die die Migrationsentscheidungen beeinflussen.
Sein aspirations-capabilities-framework betont neben den persönlichen Motivationen
und Limitationen für Mobilität auch die (im-)mobilisierenden Wirkungen struk-
tureller Rahmenbedingungen auf der Metaebene. Menschen on the move sind also
weder lediglich passive Akteur*innen, die aufgrund komplexer Kräfte des globalen
Kapitalismus migrieren, noch sind sie frei in der Gestaltung ihrer individuellen
und kollektiven geografischen, sozialen und alltäglichen Mobilität.
Ein positiv gerahmtes Verständnis von Mobilität findet seinen Ursprung in der
Beobachtung technologischer Transformationen, die Menschen, Dinge und Ideen
im doppeltenWortsinne bewegen. Aus derWahrnehmung von Gesellschaft als mo-
dern, fluide und prozessual gehe ein normatives Mobilitätsverständnis hervor, das
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wiederum Migration von diesem als negativ konnotierte, unerwünschte Form der
Mobilität abgrenzt (vgl. Göttsch-Elten 2011: 16). Das gilt in besonderer Weise für
Menschen auf der Flucht, deren Mobilität ausgelöst wurde von Konflikten, Krie-
gen, Verfolgung oder einer anderen Art der existenziellen Bedrohung.
Mobilität ist demnach zutiefst in Machtverhältnisse eingebunden und von Dis-
kursen und Praktiken abhängig (Norm der Sesshaftigkeit, nationale, sprachliche
und sonstige Zugehörigkeiten), die mobilisierend oder immobilisierend wirken
(vgl. Sheller/Urry 2006: 210f.). Mobilität geht dabei immer mit Immobilität ein-
her, beides findet gleichzeitig statt (vgl. Schewel 2019: 334). So sind Bewegungen
stets mit immobilen Infrastrukturen verknüpft –man denke beispielsweise an Ka-
bel für Datenübertragungen oder Flughäfen als fixe Knotenpunkte des Transports.
Der Prozess menschlicher Mobilität verläuft zudem nicht linear, sondern vielmehr
fragmentiert und weist nicht selten auch Phasen einer »involuntary immobility«
(Carling 2002) auf. Neuere Ansätze plädieren jedoch dafür, Immobilität »as a lens
to challenge the grand narrative of hypermobility, flux, and fluidity associated with
modernity« zu nutzen und dabei neben den Triebfedern für Mobilitätsentschei-
dungen auch die (Un-)Freiwilligkeit von Immobilität in der Forschung miteinzu-
beziehen (vgl. Schewel 2019: 332). Um die Mobilitäten geflüchteter Menschen zu
verstehen, gilt es nicht allein die Faktoren zu fokussieren, die Migrationsbewe-
gungen auslösen bzw. aufrechterhalten, sondern gerade auch die persönlichen und
strukturellen Kräfte in den Blick zu nehmen, die Mobilität einschränken oder ihr
entgegenwirken (vgl. ebd.: 346). Die Erfahrungen mit und Entscheidungen zu (Im-
)Mobilität enden zudem nicht mit der »Ankunft« in einer Aufnahmegesellschaft;
vielmehr treffen sie sodann auf die Restriktionen eines Asylregimes. Im europäi-
schen Kontext sind Asylregime geprägt von einem Steuerungs- und Regulierungs-
ideologem, das in einer ambivalenten Dialektik aus humanitärem Ansinnen und
menschenrechtsverletzenden Regierungspraktiken changiert.Mithilfe eines analy-
tischen (Im-)Mobilitätsverständnisses lassen sich diese Praktiken der Migrations-
regime sichtbar machen, in denen Subjekte (im-)mobilisieren und (im-)mobilisiert
werden (vgl. Holert/Terkessidis 2005: 101f.). »Das dialektische Verhältnis von Mo-
bilität und Immobilität« (Etzold 2019: 17; vgl. auch Göttsch-Elten 2011: 21) erklärt
die gängige Klammer-Schreibweise: (Im-)Mobilität und (Im-)Mobilisierung.
Im Titel unseres Sammelbandes verweisen wir daher nicht auf den Zustand der
(Im-)Mobilität, sondern auf Praktiken der (Im-)Mobilisierung und stellen dadurch
den prozessualen Charakter der Perspektive ins Zentrum. (Im-)Mobilisierung re-
kurriert dabei unter anderem auf die (politische) Strategie, die den Zugang zu den
nötigen Ressourcen für räumliche und sozialeMobilität ermöglicht oder verhindert
(vgl. Etzold 2019: 8). Die Unterbringung geflüchteter Menschen in Lagern ist für
uns kein Endpunkt, kein finaler Zustand, der erreicht wurde. Vielmehr stellt dieser
Zeitraum nur eine einzelne weitere Station in der Mobilitätsbiographie geflüchte-
terMenschen dar, viele weitere sind ihr vor- und nachgelagert. Zudem ist die Phase
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des Aufenthalts in den Aufnahmeeinrichtungen selbst von Aushandlungen, Kämp-
fen und Regulationsversuchen, von rechtlichen Beschränkungen und Öffnungen,
von Warten, Frustration, Angst, Hoffnung und Widerstand geprägt – Projektions-
fläche für vielfältige (Im-)Mobilisierungen auf unterschiedlichen Ebenen.
Struktur und Inhalte des Sammelbandes
Wir möchten an dieser Stelle unseren großen Dank an Lena Heller, Simone Leneis
und Alina Löffler aussprechen, die uns bei der Erstellung des Sammelbandes durch
ihr hervorragendes Lektorat und Korrektorat sowie bei der Manuskripterstellung
unterstützt und viel Arbeit abgenommen haben. Herzlich bedanken möchten wir
uns auch bei Maria Trump und Janina Greif, die uns den passenden und großartig
gelungenen Einband gestaltet haben.
Im Folgenden stellen wir die Artikel des Sammelbandes in aller Kürze vor.
Für den Aufbau der Kapitel des Sammelbandes haben wir uns bewusst dazu ent-
schieden, die verschiedenen Beiträge quer zu ihren disziplinären Anbindungen zu
strukturieren. Ebenso erfolgte die Zuordnung nicht entlang der Dualität nationale
versus internationale Perspektive. Vielmehr stand der Versuch imVordergrund, die
verschiedenen Zugänge induktiv über einen gemeinsamen Orientierungshorizont
in passende inhaltliche Sinneinheiten zu ordnen. So widmet sich der Sammelband
zunächst Texten, die eine konkrete theoretische Konzeptualisierung von (Im-)Mo-
bilisierung vorschlagen, gefolgt von einem Abschnitt, der sich mit den Wirkungen
materieller, sozialer und symbolischer Grenzen und Grenzziehungspraktiken be-
schäftigt. Die folgenden drei Kapitel folgen der Logik eines Zoom Outs: Zunächst
liefern die Beiträge im dritten Kapitel Innenansichten und bilden die Lebensrea-
lität in Lagern ab, mit besonderem Fokus auf psychische Implikationen, soziale
Praktiken und die Handlungsmacht geflüchteter Menschen. Auf der Mesoebene
zeigt das vierte Kapitel die vielschichtigen politischen, sozialen und rechtlichen
Aushandlungen zwischen den verschiedenen Akteur*innen, die das Asylregime im
und rund umdie Lager in Auseinandersetzungmit den Bewohner*innen gestalten.
Abschließend wechselt die Perspektive zu den Außenansichten auf die Lagerunter-
bringung. Das Kapitel zu Medien und Öffentlichkeit beleuchtet historisch und mit
aktuellen Bezügen, wie Medientechnologie und öffentliche Diskurse in Journalis-
mus und Bevölkerung die (Im-)Mobilisierung der Lager begleiten und katalysieren.
Theoretische Konzeptualisierungen von (Im-)Mobilisierung
Aus einer rechtssoziologischen Perspektive heraus betrachtet Anne-Marlen Engler
Lager für Geflüchtete als Räume, in denen gegenwärtige gesellschaftliche Herr-
schaftsverhältnisse aufgrund nationalstaatlicher Souveränitätspolitik in der Mi-
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grationssteuerung gleichsam verdichtet werden. In kritischer Distanz zu Agam-
bens Theorie des permanenten Ausnahmezustands hinterfragt sie die Vorstellung
von Flüchtlingslagern als rechtslose Räume und plädiert für eine differenzierte
rechtstheoretische Analyse.
Die herkömmliche systemperspektivische Trennung von räumlicher und so-
zialer Mobilität wird der komplexen Wirklichkeit nicht gerecht, argumentiert Ria
Prilutski. Sie entwirft eine migrationsinspirierteTheorie der sozialen Ungleichheit,
in der sie Migration als soziale Mobilität mit räumlichen Mitteln definiert. Dabei
unterscheidet sie drei Dimensionen sozialer Mobilität – etwas bewegen, sich be-
wegen und nicht bewegt werden – und entwickelt aus der migrantischen Realität
heraus ein multidimensionales Mobilitätsmodell.
Von der geographischen Mobilitätsforschung kommend untersucht Tobias
Breuckmann mit einer geogouvernementalistischen Herangehensweise, wie phy-
sische Barrieren als Instrument der Regierung von Asylsuchenden eingesetzt
werden, um Mobilität zu steuern. Foucaults Konzept der Gouvernementalität
bezieht er beispielhaft auf das »Reception and Identification Center Lesvos«,
bekannt als »Moria«.
Grenzen, symbolische Ordnungen und Materialitäten
LeaGelardiwidmet sich den Lagergrenzenmit der Frage nach deren (Un-)Durchläs-
sigkeit in einem bayerischen Transitzentrum, einer Vorläufereinrichtung der An-
kerzentren. Sie argumentiert, dass die Durchlässigkeit von Grenzen auch das Re-
sultat fortwährender komplexer Aushandlungsprozesse zwischen vielen beteiligten
Akteur*innen ist.
In Ungarn bewirkte der Sommer der Migration 2015 eine drastische Verände-
rung in der Grenz- und Asylpolitik. Janka Böhm nimmt über den Zeitraum 2012 bis
2020 zwei verschiedene Unterbringungsformen für Geflüchtete in den Blick, die
Aufnahmeeinrichtung der Stadt Bicske und die nach 2015 eingerichteten Transit-
zonen. Dabei zeigt sich, dass unter dem Druck einer anti-pluralistischen, europa-
kritischen Politik eine Praxis offener Ausgrenzung durchgesetzt wurde.
Die meisten der bayerischen Ankerzentren sind in Kasernen untergebracht,
nach Foucault ein typischer Disziplinarraum, in dem die Kontrolle (Immobilisie-
rung) und Abrufbarkeit (Mobilisierung) der darin wohnenden Menschen im Vor-
dergrund steht. Julia Devlin untersucht, inwiefern der ursprünglich intendierte so-
ziale Raum in den gegenwärtigen Ankerzentren weiterwirkt.
Lebensrealitäten, Praktiken, Agency, Psyche
Anna-Lena Dießelmann und Andreas Hetzer erforschen den Demobilisierungs- und
Reintegrationsprozess in Lagern für ehemalige FARC-Guerillakämpfer*innen im
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Rahmen der kolumbianischen Friedensbemühungen. Sie legen dar, dass die De-
mobilisierungslager Orte des Übergangs von einer illegalen, militärischen in eine
zivile Existenz sind. Als temporäre Einrichtungen geplant, verstetigen sich jedoch
viele dieser Lager zu dauerhaften Siedlungen und verlängern dadurch die liminale
Konfliktphase.
Der Klimawandel bedroht im globalen Süden die Existenzgrundlagen der länd-
lichen Bevölkerung. Durch die häufiger werdenden Dürreperioden haben somali-
sche Nomad*innen ihre Tiere verloren. Samia Aden und Samira Aden untersuchen,
wie traditionell mobile Nomad*innen in eine immobile Existenz in Lagern ge-
zwungen werden und mit welchen Bewältigungsstrategien sie darauf reagieren.
Caterina Rohde-Abuba geht der Frage nach, wie sich familiäre care Praktiken in
unterschiedlichen Phasen geographischer und individueller (Im-)Mobilität gestal-
ten. Sie unterscheidet dabei die mobile Phase der Flucht(entscheidung), die per-
sönliche Immobilisierung während des Asylverfahrens und die der sozialen Auf-
wärtsmobilität, die nach einer Aufenthaltsgenehmigung eintritt, und beobachtet
jeweils spezifische Veränderungen im doing family.
Die psychosozialen Dynamiken, die durch die Praktiken der Immobilisierung
imAsylverfahren ausgelöst werden, bezeichnen SimonArnold, Andreas Jensen,Magda-
lena Kuhn, Rana Zokai und Jan Lohl als stuck in limbo. In den Psychosozialen Zentren
in Hessen erforschten sie, wie geflüchtete Menschen die Erfahrung von Gewalt,
Verlust und Trennung verarbeiten. Wenn sich mit der Ankunft im Zielland Hoff-
nungen nicht erfüllen, kann dies zu schwerwiegenden psychischen Belastungen
führen.
Der institutionalisierten Immobilisierung im Lager setzen Geflüchtete die
Selbstmobilisierung entgegen, konstatiert SimonGoebel. In Interviewsmit Geflüch-
teten erwies sich, dass Lagerbewohner*innen ihren häufig als menschenunwürdig
empfundenen Lageralltag nicht einfach akzeptieren, sondern in vielfältige wider-
ständige Praktiken involviert sind, um ihre Lebensbedingungen zu verbessern.
Politische, soziale und rechtliche Aushandlungen
Die sogenannte Bleibeperspektive spielte bereits in den Vorläuferinstitutionen der
Ankerzentren, den Transitzentren und Ankunfts- und Rückführungseinrichtungen
(ARE) eine große Rolle. Asylsuchende werden in den Unterbringungskonzepten
nach den ihnen zugemessenen Aufenthaltschancen kategorisiert. Simon Sperling
und Sebastian Muy untersuchen, wie prognostische Überlegungen Einfluss auf den
Aushandlungsprozess um das Bleiben nehmen.
Ausgehend von Marc Augés Denkfigur der »Nicht-Orte«, bei der die Funk-
tionalität des Ortes, nicht das Individuum im Vordergrund steht, und Foucaults
Heterotopie-Begriff analysiertDaniel Göler das AnkerzentrumBamberg. Er plädiert
für die multidimensionale Herangehensweise der Geographizität, die den komple-
Einleitung 19
xen Wirkungszusammenhang aller relevanten Phänomene in und um das Lager in
den Blick nimmt und die Logik des Ortes durch mehrere empirische Untersuchun-
gen– so eine Befragung der Bewohner*innen zu ihrer Vorstellung ihrer räumlichen
Umwelt – erschließt.
Die Flüchtlings- und Integrationsberatung in den Ankerzentren fokussiertMa-
thias Schmitt in einer doppelten Fragestellung. Er arbeitet heraus, welche Formen
die politische Einflussnahme auf die Soziale Arbeit annimmt, undmit welchenMe-
thoden andererseits auch Asylberater*innen Einfluss auf die Politik nehmen. Ein
deutlicheres Bewusstsein über methodische Handlungsmacht in der Sozialen Ar-
beit, so folgert er, würde eine größere Unabhängigkeit der Beratung garantieren
und das Vertrauen der Geflüchteten stärken.
Wie Bildung unter den herausfordernden Bedingungen von (Im-)Mobili-
tät stattfindet, erforschen Elisabeth Beck und Christine Heimerer am Beispiel des
Ankerzentrums Manching-Ingolstadt. Dabei nehmen sie sowohl schulische als
auch nicht-schulische Bildungsangebote an diesem besonderen, d.h. durch eine
temporäre Konstellation charakterisierten Lernort in den Blick und zeigen Ver-
besserungspotential in der Gestaltung von Bildungs- und Freizeitangeboten für
geflüchtete Menschen auf.
Mehr als 1,8Millionen Venezolaner*innen sind in den vergangenen Jahren nach
Kolumbien geflüchtet. Alina Löffler beleuchtet ihre Situation vor dem Hintergrund,
das Kolumbien durch den internen bewaffneten Konflikt bereits Erfahrungen mit
(Binnen-)Migration gemacht hat. Da Kolumbien eine Politik der offenen Grenzen
betreibt, werden venezolanische Geflüchtete in ihrer räumlichen Mobilität nicht
durch restriktive Gesetze gehindert, doch sind sie extremer Armut und Margina-
lisierung ausgesetzt und daher in ihrer Selbstbestimmung stark eingeschränkt.
Medien & Öffentlichkeit
Philipp Seuferling untersucht, wie Medientechnologien auf die Kommunikation in
Asylunterkünften wirken. Seine Analyse historischen Archivmaterials im Zeitraum
von 1945 bis in die 1990er Jahre zeigt, wie Medieninfrastrukturen Migrationsinfra-
strukturen ermöglichen und dadurch einer Immobilisierung Vorschub leisten.
Die Sichtweise der bayerischen Bevölkerung auf das Unterbringungskonzept
Ankerzentrum nehmen Ramona Kay und Nadine Segadlo in den Fokus. Ihre Studie
basiert auf einer repräsentativen Online-Befragung und weist darauf hin, dass
Kontaktmöglichkeiten essentiell sind, um eine größere Akzeptanz geflüchte-
ter Menschen zu erreichen. Diese Kontaktmöglichkeiten werden jedoch durch
zentralisierte, separierende Unterkünfte erschwert.
Tanja Evers analysiert die Darstellung von Ankerzentren in bayerischen Regio-
nalzeitungen und der Bildzeitung und stellt fest, dass tendenziell das tradierteNar-
rativ von Lagern als »Problemorte« fortgeschrieben wird. Die kritische, aber pola-
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risierte Debatte zum Konzept der Ankereinrichtungen ist thematisch verengt und
lässt kaum Raum für die Perspektive der Geflüchteten selbst, was zu deren media-
len Ghettoisierung beiträgt. Journalistische Berichterstattung fungiert demnach
selbst als (im-)mobilisierender Faktor gesellschaftlicher Teilhabe.
Ausblick
Birgit Glorius thematisiert, wie Geflüchtete nach der Immobilisierungsphase im
Lager in eine ländliche Gesellschaft integriert werden können. Diese Gesellschaf-
ten sind potentiell durch integrative Ressourcen charakterisiert, die aber nur dann
für Geflüchtete mobilisiert werden können, wenn diese die herrschenden sozialen
Normen übernehmen.
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Flüchtlingslager jenseits der Ausnahme vom
Recht denken
Theoretische Schlaglichter und aktuelle Debatten
Anne-Marlen Engler
Zusammenfassung1
Während Flüchtlingslager in den Geschichts- und Rechtswissenschaften bisher
wenig im Blickfeld standen (vgl. Engler 2019; Bispinck/Hochmuth 2014: 13) entwi-
ckelte der Philosoph Giorgio Agamben in der Reihe homo sacer eine ganze Theo-
rie des modernen Rechtsstaats aus der Analyse des Lagers. Agamben markiert
das Lager dabei als einen Raum, »der sich öffnet, wenn der Ausnahmezustand zur
Regel zu werden beginnt« (Agamben 2002: 177) und fasst unter dem Begriff des
Lagers auch Flüchtlingslager (vgl. ebd.: 179). Auch Erving Goffmans Theorie der
totalen Institutionfindet im Kontext der Lagerforschung nach wie vor Anwendung.
Lager als totale Institutionen beschreibt Goffman dabei zwar nicht als Orte der
permanenten rechtlichen Ausnahme, wohl aber als Orte gesellschaftlicher Isola-
tion (vgl. Goffman 1973: 24). Beide Theorien haben die deutsche Lagerforschung
geprägt (vgl. Pieper 2013; Täubig 2009). Wie können sie jedoch vor dem Hinter-
grund aktueller Entwicklungen in den Migrationswissenschaften wie etwa der
Grenzregime-Forschung (vgl. Hess/Kasparek 2012) oder dem Konzept der Crim-
migration (vgl. Garcia Hernandez 2013) verstanden werden? Lässt sich die Idee der
Autonomie der Migrationmit dem Konzept des ohnmächtigen homo sacer verbin-
den? Können deutsche Flüchtlingsunterkünfte als totale Institutionen imRahmen
einer Crimmigration beschrieben werden? Unter Berücksichtigung dieser Fragen
wirft der Artikel zunächst einen Blick auf Agambens Theorie des permanenten Aus-
nahmezustands. Daran anknüpfend geht die Autorin auf aktuelle Debatten in den
Migrationswissenschaften ein, um den Versuch einer zeitgemäßen theoretischen
Rahmung der Flüchtlingsunterbringung in Deutschland zu wagen.
 
1 Dieser Beitrag basiert zumGroßteil auf demArtikel »Flüchtlingslager von der Ausnahme her
denken? RechtstheoretischeÜberlegungen« in der Ausgabe 1/2020 der Zeitschrift Juridikum,




While refugee camps have so far received little attention in the historical and le-
gal sciences (cf. Engler 2019; Bispinck/Hochmuth 2014: 13), the philosopher Gior-
gio Agamben developed an entire theory of themodern constitutional state from
an analysis of the camp in his series homo sacer. Agamben highlights the camp as
a space »that opens up when the state of emergency begins to become the rule«
(Agamben 2002: 177) and also includes refugee camps in the term camp (ibid.:
179). Erving Goffman’s theory of the total institution also continues to be applied
in the context of camp research. Although Goffman does not describe camps (as
›total institutions‹) as places of permanent legal exception, he does describe them
as places of social isolation (cf. Goffman 1973, 24). Both theories have shaped Ger-
man camp research (cf. Pieper 2013; Täubig 2009). How can they be understood
against the backgroundof current developments inmigration studies, such as bor-
der regime research (cf. Hess/Kasparek 2012) or the concept of ›crimmigration‹ (cf.
Garcia Hernandez 2013)? Can the idea of the autonomy of migration be combined
with the concept of the powerless homo sacer? Can German refugee accommo-
dations be described as total institutions in the context of crimmigration? Taking
these questions into account, this article first takes a look at Agamben’s theory
of the permanent state of emergency. Following this, the author discusses cur-
rent debates in migration studies in order to attempt a contemporary theoretical
framing of refugee accommodation in Germany.
Flüchtlingslager2 als Kampfmittel gegen die »verlorene Souveränität«
Das jüngst erschienene Buch Die Zauberlehrlinge von Maximilian Steinbeis und
Stephan Detjen behandelt eine »der wirkmächtigsten politischen Mythen unserer
Zeit« (Detjen/Steinbeis 2019: Klappentext): In dieser Neuerscheinung widmen
sich die Autoren der These, dass die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel
mit der Öffnung der deutschen Grenzen im Herbst 2015 einen Verstoß gegen
Recht, Gesetz und Verfassung begangen haben könnte (vgl. ebd.: 12). Eine These,
die nicht nur Staatsrechtler*innen beschäftigte (vgl. Di Fabio 2016; Thym 2016),
sondern auch Philosoph*innen auf die Bühne rief, die mit aller Welt ihre Sorge um
den souveränen Staat teilten (vgl. Cicero 2016) – und zusammen mit den besorg-
ten Verfassungsrechtler*innen einen Argumentationsboden pflügten, auf dem
2 Der Begriff des »Lagers« wird hier zu Beginn funktional als »Unterkunftsmöglichkeit für grö-
ßere Menschenmassen« und damit als Sammelbegriff für Massenunterkünfte verstanden
(Doßmann/Wenzel/Wenzel 2007: 220). Weitere Merkmale ergeben sich aus dem Text.
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die Neue Rechte prächtig gedeihen konnte.3 Kern der sogenannten Rechtsbruch-
These ist dabei ein staatszentriertes Souveränitätsverständnis, das durch eine
unkontrollierte Migration in seinen Grundfesten erschüttert werden kann (vgl.
Depenheuer/Grabenwarter 2016: 7).
Flüchtlingslager wurden4 und werden in diesem Kontext zum Symbol des
Kampfes gegen diese »verlorene Souveränität« (Pichl 2018). Sie sollen die abhan-
den gekommene Migrationssteuerung wiederherstellen, indem sie Geflüchtete
lokalisierbar machen und den Zugriff auf sie vereinfachen – zumindest lässt es
sich so in zahlreichen Gesetzesbegründungen nachlesen. So wurde 2019 erneut
die gesetzliche Wohnpflicht in Erstaufnahmeeinrichtungen mit der Begründung
verlängert, dass das »zur Durchsetzung der vollziehbaren Ausreisepflicht zur
Verfügung stehende rechtliche Instrumentarium […] sich als noch nicht effektiv
genug erwiesen [hat], um eine ausreichende Durchsetzung der Ausreisepflicht zu
gewährleisten« (Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 2019: 1). Es
verwundert nicht, dass in diesem Zusammenhang das Gelingen einer effizienten
Flüchtlingsunterbringung stellvertretend für das Gelingen einer effizientenMigra-
tionssteuerung steht. So lösten die Ereignisse in der baden-württembergischen
Erstaufnahmeeinrichtung Ellwangen und die misslungene Abschiebung eines
Bewohners der Unterkunft eine nationale Debatte über die »Asylindustrie« und
Rechtsstaatlichkeit aus, bei der das Funktionieren des Rechtsstaats an den effek-
tiven Zugriff auf die Bewohner*innen der Flüchtlingsunterkünfte geknüpft wurde
(vgl. Beitzer 2019). Der Ruf nach einem starken Staat schallte durch dieMedien, die
darauffolgenden Polizei-Razzien in der Erstaufnahmeeinrichtung wurden medial
bejubelt, ohne zu beachten, dass diese selbst gegen Grundrechte verstießen –
speziell die Unverletzlichkeit der Wohnung aus Art. 13 Grundgesetz (GG)5 (vgl.
Engler 2019b). Hier wurde ein Verständnis von Flüchtlingslagern sichtbar, das
durch die Reduzierung auf ihre Funktion für die souveräne Migrationssteuerung
geprägt ist.6
3 Für die Bewegung der Neuen Rechten lässt sich dies exemplarisch am Frauenmarsch der AfD
und der darauffolgenden Erklärung 2018 nachverfolgen, die sich gegen die »illegaleMassen-
einwanderung« unter Merkel richteten (Erklärung 2018).
4 Zur Verknüpfung der Anti-Asyl-Kampagnen in den 70er Jahren und der Institutionalisierung
des deutschen Flüchtlingslagersystems vgl. Pieper 2013: 32.
5 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, BGB1 I/1546.
6 Dieses Verständnis ist nicht neu. Benz und Schwenken kritisieren etwa das politikwissen-
schaftlicheVerständnis vonMigration Endeder 1990er Jahre,weil bei diesemein Konzept der
Migration als »bedrohlich empfundener staatlicher Souveränitätsverlust im Mittelpunkt«
stünde (Benz/Schwenken 2005: 364).
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Lager als Raum der souveränen Exklusion: Giorgo Agambens
homo sacer Projekt
Eine ähnliche Rolle schreibt ihnen auch der Philosoph Giorgio Agamben zu. Um
seine Theorie des Lagers als Ort des permanenten Ausnahmezustands kommt man
in diesem Themenfeld aufgrund ihrer breiten Rezeption nicht herum (vgl. exem-
plarisch für die Migrationsforschung: Schwarte 2015; Turner 2015; Schulze Wessel
2014; Pieper 2013; Buckel/Wissel 2010). Um zu verstehen, wie Agamben das Lager
theoretisch fasst,muss zunächst ein Blick auf seine Souveränitätstheorie geworfen
werden. Ausgangspunkt seines Souveränitätskonzepts ist Carl Schmitts berühm-
te These: »Souverän ist, wer über den Ausnahmezustand entscheidet.« (Schmitt
2015: 13) Diese nimmt Agamben zum Anlass einer Neubestimmung westlicher Sou-
veränität, in deren Mittelpunkt seit den Anfängen moderner Nationalstaaten die
Ausnahme vom Recht stehe. Nur mithilfe des permanenten Ausnahmezustands kön-
ne der Souverän die juridisch-politische Ordnung schaffen und aufrechterhalten
(Agamben 2002: 29). Agamben möchte sich dabei von Schmitts klarer Unterschei-
dung von Ausnahme und Norm abgrenzen. Er betont gerade die »Schaffung einer
Ununterschiedenheit zwischen Innen und Außen, Chaos und normaler Situation,
das heißt des Ausnahmezustands« (ebd.) als souveräne Regierungstechnik. Des-
halb wird nicht Schmitts Ordnung, sondern das Anomische zum Fundament der
Souveränität:
»Der Ausnahmezustand definiert einen Zustand des Gesetzes, in dem die Norm
zwar gilt, aber nicht angewandtwird (weil sie keine Kraft hat) und auf der anderen
Seite Handlungen, die nicht den Stellenwert von Gesetzen haben, deren ›Kraft‹
gewinnen.« (Agamben 2004: 49)
Agamben zäumt das Schmitt’sche Pferd von hinten auf: Die Abhängigkeit der
Rechtsordnung von der Ordnung bei Schmitt wird bei Agamben zu einer Abhän-
gigkeit der Ordnung von der Anwendung der Rechtsordnung. Die Verwobenheit
von Ausnahme und Souveränität geht in Agambens Theorie insbesondere an den
Individuen nicht spurlos vorbei – im Gegenteil. Es ist gerade »die fundamentale
Leistung der souveränen Macht« (Agamben 2002: 190) etwas zu produzieren,
das ebenfalls auf der Schwelle zum Recht steht: das nackte Leben. So entdeckt
Agamben im Traktat über die Bedeutung der Wörter von Sextus Pompeius Festus7
die Figur des homo sacer: »Sacer aber ist derjenige, den das Volk wegen eines
Delikts angeklagt hat; und es ist nicht erlaubt, ihn zu opfern; wer ihn jedoch
7 Kritik an Agambens Quellengenauigkeit in Bezug auf den homo sacer übt Gratton. Er weist
auf die verschiedenen Interpretationsmöglichkeiten des Begriffs homo sacer im Römischen
Recht sowie auf den beschränkten Quellenzugang von Festus selbst hin (vgl. Gratton 2011).
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umbringt, wird nicht wegen Mordes verurteilt.« (Ebd.: 81) Wie auch die Sou-
veränität befindet sich der homo sacer an der Grenze der Rechtsordnung. Er ist
einer »doppelten Entziehung« (ebd.: 95) des Rechts und des Opfers ausgeliefert
und »extremsten Wechselfällen« (ebd.: 168) überlassen. Die Figur des homo sacer
steht dabei paradigmatisch für die Ohnmacht und Sprachlosigkeit, denen der
Mensch in modernen westlichen Gesellschaften ausgeliefert ist. Sie ist geprägt
durch den absoluten Verlust von Handlungsmacht gegenüber einem Souverän,
der die Menschen durch die permanente Ausnahme vom Recht in seinem Bann
hält. Empirische Beispiele für den homo sacer findet Agamben deshalb in äußerst
verschiedenen Menschengruppen: In den Versuchspersonen der nationalsozia-
listischen KZ, aber auch in zum Tode verurteilten US-Amerikaner*innen, denen
bei Teilnahme an medizinischen Versuchen Straferlasse versprochen wurden (vgl.
ebd.: 168)8. Zweifelsohne übernimmt Agamben hier Arendts Bild der »abstrakten
Nacktheit« der Staatenlosen und Überlebenden der Vernichtungslager, die in
das zurückgefallen seien »was die politische Theorie den Naturzustand und die
zivilisierte Welt die Barbarei nannte« (Arendt 2003: 620).
Die Ohnmacht des homo sacer offenbart Agambens Rechtsbegriff, bei demRecht
als rein repressives Instrument der Souveränität gedacht wird und der die gesell-
schaftlichen Kämpfe um und mit Hilfe des Rechts unsichtbar macht (vgl. Gündoğ-
du 2012: 14). Fast nebensächlich beinhaltet die Analyse des zur Passivität verdamm-
ten homo sacer eine allgemeine Absage an dieMöglichkeit zur Subjektivität als Mög-
lichkeit zum Entscheiden9 und erst recht eine Absage an Rechtssubjektivität. Die
fehlende Handlungsmacht lässt den homo sacer mehr noch als Antonym zur Idee
der Rechtssubjektivität erscheinen. Der homo sacer kann sich nicht auf seine Rech-
te berufen, denn sie sind es gerade, die ihn in den Bann zum Souverän setzen. Dies
gilt auch für »Flüchtlinge« (ebd.: 140). Zum Teil werden sie sogar als »prototypische
Figur eines neuen homo sacer« hervorgehoben (Schulze Wessel 2017: 61). Für west-
liche Nationalstaaten müssen Geflüchtete laut Agamben als besondere Bedrohung
gelesen werden. So könnten Staatenlose, indem sie keine Nationalität besäßen, die
Anknüpfung der Bürgerrechte an das Leben offenbaren. Der Bezug des Souveräns
auf das nackte Leben seiner Staatsbürger*innen wird in dem Moment sichtbar,
in dem er mit Menschen konfrontiert wird, deren Rechtlosigkeit nicht durch die
Staatsbürgerschaft verschleiert wird, sondern offensichtlich ist: Geflüchtete brin-
gen »auf der politischen Bühne für einen Augenblick jenes nackte Leben zum Vor-
schein« (ebd.: 140), das durch die »Maske des Bürgers« (ebd.: 141) verdeckt werde.
Wenn der Kern der Souveränität die Ausnahme ist und Gegenstand souveräner
Maßnahmen das Leben, dann scheint es logisch, dass Orte, die diese Beziehung
8 Inwiefern die Figur des homo sacer überhaupt empirisch oder historisch haltbar ist, wird an-
gezweifelt (historisch von Gratton 2011: 606; empirisch von Vasilache 2007).
9 Für eine Darstellung unterschiedlicher Begriffe von Rechtsubjektivität vgl. Baer 2006: 10ff.
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offenbaren, paradigmatisch für tiefer liegende rechtsstaatliche Strukturen stehen.
Diesen Ort sieht Agamben im Lager: Das Lager wird zum »Raum, der sich öffnet,
wenn der Ausnahmezustand zur Regel zu werden beginnt« (ebd.: 177). Als räum-
liche Einrichtung des permanenten Ausnahmezustands bleibt er dauerhaft außerhalb
der Rechtsordnung.
Schon die rechtliche Entstehung der Lager zeige, dass die Ausnahme wichtiger
Bestandteil deren Fundaments sei. So sei die Einführung der ersten so bezeichne-
ten – und von Agamben als Ausgangspunkt genommenen – Konzentrationslager
sowohl in Kuba als auch den englischen Kolonien mit Hilfe des Kriegsrechts bzw.
dem rechtlichen Ausnahmezustand durchgesetzt worden (vgl. ebd.: 175). Insofern
als das Lager sein eigenes ausnahmerechtliches Fundament als »dauerhaft räum-
liche Einrichtung« (ebd.: 178) normalisiert, wird es zu dem Ort, in dem die Norm
und ihre Anwendung auseinanderfallen und zugleich ununterscheidbar werden:
Das Lager wird »zum Hybrid von Recht und Faktum, in dem beide Glieder unun-
terscheidbar geworden sind« (ebd.: 179). Anders als in der einschlägigen histori-
schen Literatur definiert Agamben das Lager nicht über eine Typisierung, wie et-
wa die Einteilung in Internierungs-, Konzentrations- und Vernichtungslager (vgl.
Greiner/Kramer 2013: 11). Für ihn gilt das Kriterium der Ununterscheidbarkeit von
Recht und Faktizität.10 So seien Lager »sowohl das Stadion von Bari, in dem 1991 die
italienische Polizei illegale albanische Einwanderer provisorisch zusammenpferch-
te, bevor sie sie in ihr Land zurückbeförderte, als auch das Wintervelodrom, das
den Behörden von Vichy als Sammelstelle für Juden diente, bevor sie diese an die
Deutschen auslieferten, wie auch das Flüchtlingslager an der Grenze zu Spanien,
in dessen Umgebung 1939 Antonio Machado zu Tode kam und die zones d’atten-
te auf den internationalen Flughäfen Frankreichs, in denen Ausländer zurückge-
halten werden, die die Anerkennung des Flüchtlingsstatus beantragen« (Agamben
2004: 41). Indem das Lager »den politischen Raum der Moderne als solchen in ent-
scheidender Weise prägt« (Agamben 2002: 184), wird es zu dem Ort, der die Krise
der modernen Rechtsstaaten offenbart. In ihm wird der Zugriff des Souveräns auf
das Leben sichtbar. Das Lager bei Agamben ist also paradigmatisch für westliche
Rechtsstaaten: Es offenbart die souveräne Exklusion, das Anomische innerhalb des
Rechtsstaats und ein zutiefst ohnmächtiges Individuum, den homo sacer.
10 Turner entwickelt von Agamben ausgehend eine Definition des Lagers als Ort des Ausnah-
mezustands anhandder zweiDimensionen des Raumsundder Zeitlichkeit (vgl. Turner 2015).
In Bezug auf die Frage nach Flüchtlingslagern als (nicht-)rechtlichen Räumen bleibt Turners
Definition jedoch zu unbestimmt.
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Flüchtlingslager: Raum, Sonderstatus und subjektive Rechte
Agambens Thesen scheinen verlockend: Denn, dass das Konzept der territorialen
Souveränität sich auch räumlich manifestiert, ist plausibel. Insbesondere die Le-
gal Geography beschäftigt sich mit den räumlichen Aspekten territorialer Grenzen,
die sich auch innerhalb der Staatsgrenzen reproduzieren, etwa in Lagern wie Gu-
antanamo Bay, und extraterritoriale Räume innerhalb des nationalstaatlichen Ter-
ritoriums schaffen (vgl. Elden 2007). Tatsächlich sprechen einige empirische und
rechtsdogmatische Befunde dafür, einen rechtlich und räumlich extraterritorialen
Status auch auf Flüchtlingslager zu übertragen: Insofern als Flüchtlingsunterkünf-
te als »ordnungspolitische Maßnahmen« gedacht werden, verknüpft das deutsche
Asylrecht eine spezifische rechtliche Stellung mit dem Aufenthalt in Flüchtlings-
unterkünften.Bewohner*innen erhalten gekürzte Sozialleistungen, unterliegen ei-
nem Arbeitszwang11 und müssen mit Verweis auf die ordnungspolitische Funktion
der Unterkünfte zahlreiche grund- und menschenrechtliche Einschränkungen er-
dulden (vgl. Engler 2019b). Es erstaunt demnach nicht, wenn empirische Studien
zeigen, dass die Bewohner*innen der Unterkünfte diese als Gefängnisse erleben
(vgl. Dilger/Dohrn 2016).
12 Die Einordnung in ein besonders geartetes Rechtsver-
hältnis13 lässt sich auch in der Flüchtlingsunterbringung finden.
Gleichzeitig ist der Raum der Unterkunft, ähnlich wie Heime oder Gefäng-
nisse, von einer Fülle rechtlicher Regulierungen durchdrungen. Ihn wie Agamben
als »Leerstelle des Rechts« (Agamben/Raulff 2004: 609) zu bezeichnen, ginge fehl.
Empirisch ist es eher die Masse der rechtlichen Regelungen statt ihr Fehlen, die
die Handlungsmacht der Bewohner*innen einschränkt (vgl. bzgl. Deutschland Pie-
per 2013).14 Aus diesem Grund wird der Idee des Flüchtlingslagers als rechtslosem
Raum zum Teil das Konzept der totalen Institution entgegengestellt (vgl. Pieper 2013;
Täubig 2009). Der von Erving Goffman entwickelte Begriff (vgl. Goffman 1973) stellt
gerade die Durchregulierung der Räume und die bürokratische Verwaltung aller
Lebensbereiche in den Vordergrund, die das Leben in der Institution allumfassend
bestimmen. Das Konzept der totalen Institution mag in seiner Schematik überholt
sein. Es macht jedoch sichtbar, worum es (auch) in der Kritik an Flüchtlingslagern
geht: Im Mittelpunkt steht die fehlende Handlungsmacht der Insass*innen. Diese
11 Vgl. § 5 Abs. 4 AsylbLG, nach dem die Asylbewerberleistungen unter das Existenzminimum
gekürzt werden können, sofern die Bewohner*innen eine zur Verfügung gestellte Arbeitsge-
legenheit »unbegründet« ablehnen.
12 Siehe dazu auch den Beitrag von Simon Goebel in diesem Band.
13 Den Vergleich mit der rechtsdogmatisch veralteten Figur des besonderen Gewaltverhält-
nisses zieht bspw. die Antidiskriminierungsberatung Brandenburg in ihrem Gutachten zu
Grundrechten in Gemeinschaftsunterkünften (vgl. Lederer 2018).
14 Für andere EU-Länder lässt sich dies jedoch pauschal so nicht sagen (vgl. Commissioner for
Human Rights of the Council of Europe 2018; EGMR 2011).
34 Anne-Marlen Engler
fehlende Handlungsmacht könnte nun aus rechtlicher Sicht in die Beschränkung
subjektiver Rechte gegenüber dem Staat übersetzt werden (vgl. Kopetzki 2008).
Inwiefern es deshalb jedoch sinnvoll ist, spezifische Räume als absolute Ausnah-
meräume zu markieren, in denen subjektive Rechte keinerlei Anwendung finden,
ist allein schon fraglich, weil die Mobilisierung subjektiver Rechte auch außerhalb
totaler InstitutionenBarrieren begegnet. So hat die feministische Rechtswissenschaft
gezeigt, dass die Herrschaft des Rechts unterschiedlich erlebt wird, und die Hand-
lungsmöglichkeiten, die den Einzelnen Recht verschaffen, auch außerhalb totaler
Institutionen oder Flüchtlingslager von sozialen Verhältnissen wie class, race und
gender abhängen (vgl. Crenshaw 1989). Statt absoluter Ausnahmeräume im Gegen-
satz zur Außenwelt wäre es im Zusammenhang mit Flüchtlingslagern also sinn-
voller von einer Verdichtung bereits bestehender Herrschaftsverhältnisse zu spre-
chen, die die Rechtsmobilisierung erschweren.
Die Ausnahme aus rechtstheoretischer Perspektive
Dafür spricht auch ein Blick auf das Rechtsstaatsverständnis, das AgambensTheo-
rie des permanenten Ausnahmezustands im Lager impliziert. Denn es leidet an einer
Kinderkrankheit: Agambens »Denken vom Ausnahmezustand her«15 verharrt in ei-
ner empiristischen Negativität,16 bei der er die Ausnahme als analytischen Kern
seiner Theorie in der Wirklichkeit vorfindet, ohne normativ zu begründen, was
denn eigentlich unter einer Ausnahme zu verstehen sei (für das Verfassungsrecht
siehe Kaiser 2017: 36). Aus rechtswissenschaftlicher Perspektive entwickelt Agam-
ben in vielerlei Hinsicht provokante Thesen: Nicht nur belebt er den Ausnahme-
zustand als Grundlage einer Souveränitätsbestimmung in Anlehnung an Schmitt
wieder. Vielmehr verwirft er im selben Zuge die Emanzipationsmöglichkeiten der
Menschenrechte überhaupt und führt die Krise des Rechtsstaats auf das Ausein-
anderfallen von Faktizität und Normativität im permanenten Ausnahmezustand
zurück. Hier zeigt sich ein Rechtsstaatsbegriff, der rechtssoziologisch überholt
ist: Gerade weil das Recht zugleich Gebote vorgeben (Normativität) und wirksam
werden muss (Faktizität), ist die Möglichkeit der Transformation der Rechts (et-
wa weil es unwirksam ist) eines seiner wesentlichen Bestandteile. Agamben kann
15 Augsberg bemerkt hierzu: »Zusammenfassend kann man daher der echten Ausnahme zwar
einen erkenntnistheoretischen, nicht aber eine normative Funktion zuerkennen.« (Augsberg
2009: 33) Finke entwickelt einen Begriff der Ausnahme, der auf der Annahme basiert, »dass
der Begriff der Ausnahme für sich genommen inhaltsleer ist« (Finke 2015: 517).
16 Siehe hierzu auch Marchart, der Agambens Theorie von Adornos negativer Dialektik ab-
grenzt (Marchart 2013: 225). Geulen spricht in diesem Zusammenhang auch von einer »Apo-
diktik der bloßen Setzung« (Geulen 2009: 76).
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diese Transformationsmöglichkeit bzw. -notwendigkeit aufgrund seines Ausnah-
mebegriffs nicht denken.17 Stattdessen affirmiert er einen »reaktionären« (Menke
2015: 163) Begriff von Ausnahme und Recht, bei demNormativität und Faktizität im
Recht unvermittelt bleiben: Im Ausnahmezustand steht auf der einen Seite das gel-
tende normative Recht und auf der anderen Seite das gewaltvolle faktische Chaos.
Paradoxerweise findet er sich damit doch erneut in der Gesellschaft der liberalen
Tradition der Trennung von Recht und Gewalt wieder, die er angetreten war, auf
das Schärfste zu bekämpfen.
Demgegenüber betonen marxistische Theorien gerade die Reflexivität des mo-
dernen Rechts auf das Nicht-Recht und die Doppelfunktion der Rechtsform der
subjektiven Rechte. Menke macht beispielsweise sichtbar, dass sich das moder-
ne Recht notwendigerweise selbstreflexiv zu seinem faktischen Umfeld verhalten
muss. Was bedeutet das? Selbstreflexiv ist das moderne Recht nach Menke des-
halb, weil es sich selbst zugleich durch die Unterscheidung zum Nicht-Recht her-
vorbringt und es zu seinem Gegenstand macht (vgl. Menke 2015: 126). Moderne
Rechte berechtigen die Rechtsträger*innen, zunächst außerrechtliche Gegenstän-
de, wie etwa das Bedürfnis, seine Meinung zu äußern, gegen andere geltend zu
machen. Dabei müssen sie sich notwendiger Weise auf ihren eigenen Gegenstand
reflektieren, was wiederum zu einer Veränderung der (normativen) Rechte füh-
re: Die Selbstreflexion des Rechts »verändere die Form seiner Normativität« (ebd.:
129).Während die Selbstreflexion des Rechts sowohl den Begriff der Norm als auch
des Faktums verändert, indem sie sie miteinander verschränkt, lasse Agamben je-
doch beides in der permanenten Ausnahme getrennt. Die Ausnahme »definiert
das Recht weiterhin so wie immer, als normative Ordnung gegenüber dem Leben«
(ebd.: 163). Für die Möglichkeit einer Transformation des Rechts ist dies fatal: Nur
wenn das Recht sich auf außerrechtliche Gegenstände reflektieren kann, kann es
durch diese verändert werden. Das Recht (der Flüchtlingslager) kann nicht auf eine
abstrakte losgelöste Ansammlung normativer Bestimmung darüber,wie dieMigra-
tionssteuerung laufen soll reduziert werden, sondern kann sich auf außerrechtliche
Debatten dazu, wie das Leben in den Flüchtlingslagern ist, reflektieren. Es reflek-
tiert sich aber nicht nur auf außerrechtliche Gegenstände, es ist selbst ein Produkt
gesellschaftlicher Kämpfe. Sofern die Ausnahme vom Recht als primäres Problem
moderner Gesellschaften proklamiert wird, wird die Bedeutung gesellschaftlicher
Herrschaftsverhältnisse für das Recht verkannt. Ausnahmen vom Recht zu proble-
matisieren ist insofern legitim, als das Recht tatsächlich eine »relative Autonomie«
gegenüber der Gesellschaft besitzt und einen Schutzmechanismus gegen gesell-
schaftliche Missstände darstellen kann – der durch die Ausnahme vom Recht un-
17 So auch Loevy, die dafür plädiert die Politiken des Ausnahmezustands nicht nur als rechtliche
Ausnahmen, sondern als »dynamischen, dialektischen, historischen Prozess« zu beschreiben
(Loevy 2016: 309).
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terlaufen wird. Es verbleibt jedoch in einem dialektischen Verhältnis mit den ihm
zugrundeliegenden sozialen Praxen: »Die Verselbständigung sozialer Verhältnisse
ist zugleich die Bedingung ihrer ›relativen Autonomie‹. Die spezifische kapitalis-
tische Vergesellschaftung kreiert soziale Formen, ›ökonomische‹ nicht weniger als
rechtliche oder politische. Es ist die Autonomisierung und Fetischisierung jener
Verhältnisse, die eine eigene Materialität dieser Formen ermöglicht.« (Ebd.: 242f.)
Die Ausnahme zum Gegenstand der Rechtskritik zu machen, naturalisiert den Be-
griff der Ausnahme genauso wie den des Rechts und blendet aus, dass das, was als
Ausnahme vom Recht verstanden oder gesetzt wird, durch gesellschaftliche Kämp-
fe bestimmt ist. Die bloße Skandalisierung der Ausnahme vomRecht bleibt deshalb
zu oberflächlich.
Buckel betont zudem, dass die Form des subjektiven Rechts sowohl zur Aner-
kennung als Freie und Gleiche als auch zur Subjektivierung als Vereinzelte führe
und nicht in eine Richtung hin theoretisch aufgehoben werden könne (vgl. Buckel
2007: 314). Moderne Rechtssubjektivität bedeute in diesem Sinne Rechte gegen an-
dere geltend zumachen und sich damit isoliert gegen andere zu positionieren (mein
Recht auf Meinungsfreiheit mache ich gegen andere geltend) und zugleich Teil einer
Anerkennungsgemeinschaft von Freien und Gleichen zu werden (indem ich mein
Recht auf Meinungsfreiheit gegen andere geltend mache, werde ich Teil der freien
und gleichen Rechtsträger*innen). Recht hat demnach eine ambivalente Wirkung:
Es ermöglicht und verhindert zugleich emanzipatorische Prozesse. Feministische
Rechtswissenschaftler*innen haben in diesem Zusammenhang auch auf die »Di-
lemmata im Recht« (Baer 1996: 242) oder die »Paradoxie der Rechte« (Brown 2017:
454) hingewiesen.
Für die Frage nach dem Recht in Flüchtlingslagern sind diese rechtstheoreti-
schen Analysen äußerst relevant: Die rechtliche Einschränkung subjektiver Rechte
der Bewohner*innen kann nur vor dem Hintergrund gesellschaftlicher, migrati-
onsfeindlicher Diskurse verstanden werden. Zudem darf nicht übersehen werden,
dass die Form der subjektiven Rechte zum Teil selbst zu Ausschlüssen und der Re-
produktion von Herrschaft führt; beispielsweise weil sie voraussetzt, dass einzel-
ne Rechtssubjekte ihre Rechte einklagen – die Bewohner*innen der Unterkünfte
verfügen jedoch oftmals nicht über die notwendigen Ressourcen hierfür. Weil das
Recht aber selbstreflexiv und gesellschaftlich verankert ist, kann es (im Sinne der
Bewohner*innen) transformiert werden. Flüchtlingslager als Orte der Trennung
des Rechts vom anomischen Nichtrecht zu skandalisieren, versperrt den Blick für
diese wichtigen rechtstheoretischen Debatten und Analysen.
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Geflüchtete: Bloße Opfer souveräner Politiken?
Die Ambivalenz subjektiver Rechte bedeutet, dass gerade aufgrund der relativen Au-
tonomie des Rechts, das geltende angewendete Recht und die Handlungsmacht der
Individuen nicht zwingenderWeise ein kongruentes Verhältnis zueinander haben.
So stilisiert Agamben mit der Figur des homo sacer Migrant*innen zu vereinzelten
Opfern souveräner Politiken, weil ihnen der Zugang zum Recht versperrt bleibt.
Inwiefern ist es jedoch passend, Migrant*innen als bloße Opfer souveräner Poli-
tiken darzustellen? In der kritischen Migrationsforschung wurden in diesem Zu-
sammenhang Debatten geführt, die vielschichtige Handlungsmöglichkeiten von
Migrant*innen sichtbar und die gängige Dichotomie zuMigrant*innen als »Schur-
ken« oder »Opfer« (Bojadžijev 2011: 140) dekonstruieren möchten: Unter dem Be-
griff der Autonomie der Migration18 wurde ein Migrationsverständnis entwickelt, bei
dem »die Perspektive der Migration« eingenommen und ein transnationales Mi-
grationsverständnis etabliert werden sollte.Migration im Sinne der Autonomie der
Migration sei »kein Projekt Einzelner, sondern ein Prozess, der auf translokalen
Netzwerken und einer globalen Bewegung aufruht« (ebd.: 140f.). Diese Perspekti-
ve kann demnach die Vielschichtigkeit an Handlungspraktiken von Migrant*innen
sichtbar machen. Statt eine Viktimisierung der Migrierten zu wiederholen, kann
mit Fokus auf die Autonomie der Migration deutlich gemacht werden, »dass Hand-
lungsspielräume auch unter Bedingungen der Entrechtung existieren, wenngleich
diese immer erkämpft werden müssen« (ebd. 141; ähnlich Hess/Kasparek/Schwertl
2018: 275).Dem Konzept der Autonomie der Migration liegt demnach ein Politik- und
Staatsverständnis zugrunde, das sich von Agambens Zentrierung auf die Souverä-
nität unterscheidet und stattdessen die Frage in den Vordergrund stellt, »wie sich
Politik durch Kämpfe formiert, wie sich gesellschaftliche Aushandlungen, gerade
auch im Sinne einer imperceptible politics in Gesellschaft und Staat einschreiben«
(Hess/Kasparek/Schwertl 2018: 271).
Vor diesem Hintergrund scheint es sinnvoll, von Flüchtlingslagern als Räumen
der »Immobilisierung« zu sprechen. Immobilisierung meint dabei »die materiellen
Bedingungen und politischen Strategien […], die sowohl eine Mobilisierung als
auch die Mobilität von Menschen aktiv verhindern« (Etzold 2019: 8). Die Immo-
bilisierung der Migrant*innen ist nach diesem Verständnis Teil eines europäischen
Grenzregimes, das Mobilität kontrolliert, indem es territoriale Grenzen als »mate-
rielle, medientechnologisch vermittelte und räumlich ausgreifende Praxis« (Opitz
2011: 259) herstellt. Dabei ist das europäische Grenzregime kein »einseitiger Pro-
zess starrer Exklusion« (Cuttitta 2010: 28), sondern dient der Selektion der Mi-
grant*innen, insbesondere als potenzielle Erwerbsarbeiter*innen. Flüchtlingsla-
18 Zur Begriffsherkunft siehe Binder, Ege und Färber, die sie »beiläufig, im Diskussionszusam-
menhang des Postoperaismus« verorten (Binder/Ege/Färber 2007: 136).
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ger wirken in diesem Prozess »entschleunigend« (Panagiotidis/Tsianos zitiert nach
ebd.: 32), indem sie dieMobilität derMigrant*innen einschränken. Ausgangspunkt
bleibt hier ein Migrationsverständnis, bei dem nicht der*die Einzelne passiviert
der souveränen Herrschaft entgegentritt, sondern Teil eines sozialen Migrations-
netzwerks ist. Dieses begibt sich durchaus in Kämpfe um subjektive Rechte, ist
jedoch nicht von einer Idee eines für sich selbst verantwortlichen Rechtssubjekts
abhängig. Andersherum werden Migrant*innen nicht automatisch zu handlungs-
unfähigen Opfern, weil ihnen subjektive Rechte entzogen werden. Inwiefern sie
deshalb als autonom beschrieben werden können, kann jedoch hinterfragt werden.
So begegnet der Begriff der Autonomie der Migration und die Idee einer Immobili-
sierung der Migrant*innen der Kritik, dass diese eine »Romantisierung widerstän-
diger Subjekte« reproduziere, die annulliere, dass »auch migrantische Netzwerke
hierarchische Machtstrukturen und damit Abhängigkeitsverhältnisse ausweisen,
die auf Ungleichheit basieren und sie reproduzieren« (Benz/Schwenken 2005: 374).
Die Idee eines autonomen Subjekts reproduziere dabei einerseits die dichotome
Gegenüberstellung von souveränem Staat auf der einen und autonomem Subjekt
auf der anderen Seite. Zugleich blende es die Reproduktionsarbeiten, die Migra-
tion ermöglichen (beispielsweise durch die Entstehung globaler Pflegeketten), aus
und verstärke so eine »normative Maskulinität« (ebd.) der Migration.19
Lager als Orte der Crimmigration
Die Perspektive der Autonomie der Migration klingt verlockend, betont sie doch die
Handlungsfähigkeit der Lagerbewohner*innen. Aber kann sie den Alltag der Be-
wohner*innen mit dem Lager als Ort der Immobilisierung tatsächlich greifen? Ihr
könnte über die Kritik am Begriff der Autonomie hinaus in Bezug auf Flüchtlings-
lager entgegengehalten werden, dass sie die faktische Ohnmacht, die in der struk-
turellen Gewalt20 gegen die Bewohner*innen steckt, nicht sichtbar genug macht.
Denn die Frage, inwiefern subjektive Rechte wie etwa auf die Unverletzlichkeit der
Wohnung, die Privatsphäre oder Rechtsschutz in den Flüchtlingsunterkünften ge-
währt werden, ist eben nicht nur eine freiheitsrechtliche Frage, sondern auch eine
Frage des rechtsstaatlichen Schutzes vor Gewalt und der Ausübung von struktu-
reller Gewalt durch den Rechtsstaat selbst: Orte, die dazu führen, dass regelmäßig
19 Benz und Schwenken schlagen aus diesem Grund vor, statt von der »Autonomie der Migrati-
on« von der »Eigensinnigkeit der Migration« zu sprechen (Benz/Schwenken 2005: 374).
20 »Strukturelle Gewalt ist nicht die dem Individuum zurechenbare, intendierteHandlung, viel-
mehr ist strukturelle Gewalt die vermeidbare Beeinträchtigung des Individuums, seine Be-
dürfnisse und seine Möglichkeiten in voller Form zu entfalten […].« (Elsuni 2011: 42f.)
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körperliche und psychische Gewalt gegen Bewohner*innen ausgeübt wird, als Or-
te der Immobilisierung zu bezeichnen, scheint vor diesem Hintergrund vielleicht zu
verharmlosend. So lassen sich Lager auch als Orte bezeichnen, in denen die Be-
wohner*innen aufgrund der Crimmigration21, d.h. die Kriminalisierung der Migra-
tion, zunehmend wie potenzielle Straftäter*innen behandelt werden – etwa wenn
diese der Passbeschaffungspflicht nicht rechtzeitig nachkommen. Die Crimmigra-
tion schlägt dabei in eine mangelnde Strafverfolgung von Gewaltdelikten gegen
die Bewohner*innen um, etwa durch die Sicherheitsdienste, und schafft Struktu-
ren, die den Gewaltschutz strukturell erschweren bis verunmöglichen. So können
ganz praktisch schon die Kosten anwaltlicher Beratung nicht durch die Leistun-
gen des Asylbewerberleistungsgesetzes gestemmt werden und die Besuchsverbote
für Nichtregierungsorganisationen in den Unterkünften unterbinden eine Gegen-
öffentlichkeit in den Unterkünften, die zu einem Schutz vor Gewalt durch deren
öffentliche Skandalisierung führen könnte (vgl. Engler 2018; Deutsches Institut für
Menschenrechte 2017: 46ff.). Nichtregierungsorganisationen haben auf die man-
gelnde Öffentlichkeit und die sich daraus ergebenden Gefahren für die Bewoh-
ner*innen immer wieder hingewiesen (vgl. Aktion Bleiberecht 2020; Anker Watch
2020; Culture of Deportation 2018). Die Bewohner*innen unterliegen einerseits
nach § 47 AsylG der gesetzlichenWohnpflicht für Erstaufnahmeeinrichtungen und
müssen dort mindestens sechs Monate ohne Rückzugorte und die Möglichkeit auf
Privatsphäre leben. Zugleich gewähren viele Hausordnungen der Aufnahmeein-
richtungen den privaten Akteur*innen in der Flüchtlingsunterbringung Befugnis-
se, wie Taschenkontrollen oder Zimmerdurchsuchungen, ohne diese rechtlich (et-
wa in den Landesaufnahmegesetzen) festzulegen und einen umfassenden Rechts-
schutz gegen deren Missbrauch für die Bewohner*innen zu gewährleisten (vgl.
Engler 2019a). Die Beschränkung subjektiver Rechte hat so unmittelbare krimi-
nologische Folgen. Der mangelnde Rechtsschutz wird im Zusammenhang mit der
Kriminalisierung der Migration als »ein typisches Merkmal von Crimmigration-
Recht« (Graebsch 2019: 85) gesehen. Den Bewohner*innen der Unterkünfte, die
gerade aufgrund ihrer Fluchterfahrungen eine spezifische Vulnerabilität besitzen,
werden so struktureller Gewalt ausgesetzt.22
Was sagt dieser Befund über die Idee der Flüchtlingsunterkünfte als Ausnah-
meräume aus? Dass bestimmte Straftaten bzw. bestimmte Gruppen von Straftä-
ter*innen stärker oder weniger als andere staatlich sanktioniert werden, liegt in
21 Der Begriff stammt aus dem Amerikanischen (Crimmigration) und wurde durch US-
amerikanische Rechtswissenschaftlerin Juliet P. Stumpf geprägt (vgl. Graebsch 2019; Stumpf
2006).
22 Diese trifft Personen, die von unterschiedlichen Diskriminierungsachsen betroffen sind, be-
sonders hart. Somüsste bspw. LGBTIQ-Bewohner*innen in den Unterkünften ein besonderer
Gewaltschutz gewährt werden (vgl. Sußner 2019).
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der Natur der staatlichen oder gesellschaftlichen Kriminalisierung von Handlun-
gen. Sie ist wie alles Recht das Ergebnis sozialer Praktiken (vgl. Kunz/Singeln-
stein 2016: 179). Dass bestimmte Straftaten weniger verfolgt werden, ist also kein
Phänomen, das sich auf bestimmte Orte oder bestimmte Ausnahmezustände be-
schränken ließe. Aus der Kriminalisierung der Migration oder einem strukturel-
len Mangel an Rechtsschutz lässt sich ebenfalls kein Auseinanderfallen von Norm
und Normanwendung schließen, rühren diese doch gerade aus der rechtlichen
Regelung der Flüchtlingsunterbringung. Diese bleibt der relativen Autonomie des
Rechts gesellschaftlich und damit in politischen und kulturellen Prämissen ver-
ortet. Der Begriff der Crimmigration kann dennoch darauf aufmerksam machen,
wie Handlungsmacht in den Flüchtlingslagern durch Kriminalisierung bzw. man-
gelnde Strafverfolgung eingeschränkt und die strukturelle Gewalt gegen die Be-
wohner*innen produziert und aufrechterhalten wird.
Ausblick: Lager, Prekarität und die Potenzialität von Menschenrechten
Flüchtlingslager sind demnach Räume, die gesellschaftliche, im Recht kodifizier-
te Herrschaftsverhältnisse verdichten. Die Gleichzeitigkeit von souveräner Herr-
schaft, individueller Handlungsmacht und der Möglichkeit einer Transformation
des Rechts lässt sich in der Hannah Arendt-Rezeption der Politikwissenschaftlerin
Ayten Gündoğdu wiederfinden. Gündoğdu sieht Flüchtlingslager dabei einerseits
vom souveränen Recht der Nationalstaaten auf Migrationssteuerung geprägt. Die
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte im Fall Saa-
di/UK (EGMR 2008) zur Inhaftnahme illegal Eingereister zeige, wie unter dem Pri-
mat der territorialen Souveränität willkürlich Menschenrechte, wie das Recht auf
Freiheit der Person, eingeschränkt werden könnten. Der Fall gelangte 2008 vor
den EGMR, als der irakische Arzt Shayan Baram Saadi nach seiner Asylantrags-
stellung am Heathrow Airport aufgrund seiner illegalen Einreise für 12 Tage in-
haftiert wurde. Der EGMR bestärkte das souveräne Recht der Nationalstaaten auf
Migrationssteuerung und sah in der Inhaftierung keineMenschenrechtsverletzung
nach Art. 5 EMRK. Darüber hinaus könne jedoch auch anhand der Kontroversen
um das Urteil gezeigt werden, wie die Rechtspersönlichkeit von Migrant*innen
zu einer »geschichteten Kategorie« (Gündoğdu 2014: 124; Übersetzung A.E.) wur-
de: Während die Inhaftierung Asylantragsstellender moralisch stark skandalisiert
wurde, blieb der Großteil der Migrant*innen der territorialen Souveränität schutz-
los ausgeliefert (vgl. ebd.: 124). Dies führe jedoch nicht zur absoluten Ohnmacht
der Betroffenen. Denn Rechtspersönlichkeit ist bei Gündoğdu keine trennscharfe
Kategorie, sondern in Anlehnung anHannah Arendt ein sozial hergestelltes Instru-
ment. Aus diesem Grund fasst Gündoğdu die rechtliche Stellung von Migrant*in-
nen nicht als absolut rechtlos, sondern bezeichnet sie als »prekär«. Der Begriff der
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Prekarität ist primär aus dem Kontext der prekären Lohnarbeit bekannt. Rechtli-
che Prekarität »weist auf zeitgenössische Praktiken und Prozesse hin, die im Rah-
men des Konzepts der universellen Persönlichkeit zu Spaltungen, Schichtung und
Grenzziehungen führen und die Rechte verschiedener Kategorien von Migranten
von völlig unberechenbaren Meinungen und höchst willkürlichen Entscheidungen
abhängig machen« (ebd.: 107). Gleichzeitig ermögliche die Neuinterpretation von
Arendts Konzept des »Rechts auf Rechte« als revolutionärer Beginn, den Blick auf
Menschenrechte als ein umkämpftes und widersprüchliches Feld zu verschieben
(vgl. ebd.: 209). Das hat einerseits zur Folge, dass (Menschen-)Rechte nicht per se
als problematisch verworfen werden müssen. Darüber hinaus wird so ein Perspek-
tivwechsel vollzogen, bei dem nicht danach gefragt wird, ob Recht wirksam wird,
sondern wie es zur Anwendung kommt.
Kehrt man nun zu Agamben und dem Lager als Ort des permanenten Ausnah-
mezustands zurück, lässt sich vor diesem Hintergrund sagen, dass Flüchtlingsla-
ger nicht adäquat als Ausnahmeräume analysierbar sind. Die verlockende Trenn-
schärfe vom Außen und Innen des Rechts verkennt bei einem genaueren Blick des-
sen grundlegende Ambivalenzen. Diese treten auch außerhalb der Flüchtlingslager
auf und sollten beachtet werden: Nur eine differenzierte rechtstheoretische Ana-
lyse kann die Unterdrückungsmechanismen sowie die emanzipatorischen Poten-
ziale des Rechts in den Flüchtlingslagern sichtbar machen. Deshalb lässt sich auch
erst recht keine Rechtsstaatstheorie aus Flüchtlingslagern als Ausnahmeräumen
ableiten, ohne schmerzhafte rechtstheoretische Vereinfachungen vorzunehmen.
Der Begriff der Prekarität ist hingegen auch für die Rechtswissenschaft und die
rechtstheoretische Einordnung von Flüchtlingslagern hilfreich, umderen Spezifika
nicht zu ignorieren: Die Verdichtung von Herrschaftsverhältnissen in den Flücht-
lingslagern aufgrund souveräner Politiken der Migrationssteuerung prekarisiert
den rechtlichen Status der Bewohner*innen erheblich und reproduziert struktu-
relle Gewalt gegen sie. In diesem Zusammenhang ist die rechtliche Prekarisierung
Symptom und Ursache einer gesellschaftlichen Immobilisierung der Migrant*in-
nen. Sie ist einerseits das Produkt gesellschaftlicher migrationsfeindlicher Diskur-
se. Zugleich erschwert sie den Zugang zumRecht und damit dieMöglichkeit, recht-
liche Kämpfe um Mobilität, etwa durch das Recht auf Asyl, zu führen.
Flüchtlingslager sind demnach nicht durch die Abwesenheit des Rechts, son-
dern durch die verstärkte Prekarität der rechtlichen Stellung ihrer Bewohner*in-
nen geprägt. Diese ist im Sinne einer intersektionalen Betroffenheit von recht-
lichen Herrschaftspraktiken als eine Vielzahl von »Spaltungen, Schichtungen und
Grenzziehungen« (ebd.: 107) der Rechtssubjekte in den Unterkünften zu verstehen.
Unterschiedliche Bewohner*innen werden demnach unterschiedlich stark preka-
risiert. Die rechtliche Prekarität macht sie jedoch nicht zu reinen Opfern. Das Kon-
zept der sozial hergestellten Rechtspersönlichkeit und der Idee der Autonomie der
Migration verdeutlicht, dass Handlungsmacht und Rechtspersönlichkeit nicht auf
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den guten Willen des Souveräns beschränkt sind. Dieses Verständnis der Flücht-
lingslager löst sich sowohl von dem Blick ihrer Funktion für die souveräne Migra-
tionssteuerung als auch von der Verwirklichung subjektiver Rechte als Garant für
Handlungsmacht in den Unterkünften – ohne ersteres oder letzteres zu verleug-
nen:
»Die prekäre Existenz kreist nicht um das Individuum, sondern um eine Vielzahl
von Verbindungen, von Kooperationen und Interdependenzen. Das schließt Un-
terdrückung und Leid ebenso ein wie Perspektiven der Befreiung, der freien As-
soziation.« (Atzert, zitiert nach Panagiotidis/Sener 2004: 34)
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Entwurf einer migrationsinspirierten Theorie der sozialen
Ungleichheit – und erste Anwendungsbeispiele
Ria Prilutski
Zusammenfassung1
Die in den Sozialwissenschaften übliche Trennung zwischen sozialer und räum-
licher Mobilität muss in der Migrationsforschung scheitern, denn Migration ist
beides: Sie ist eine Form von sozialer Mobilität mit räumlichen Mitteln. Wer sich
im Raum bewegen möchte, geht auf Reisen. Wer migriert, sucht immer nach ei-
nem besseren Leben, oder überhaupt nach einem Leben, das diesen Namen ver-
dient. Der Beitrag schließt sich zunächst den Ansätzen der mobility studies an,
die Migration als eine Form von Mobilität neben anderen begreifen, geht jedoch
weiter mit dem Vorschlag einer alternativen Definition von sozialer Mobilität, die
transnationale Migration umfasst, ohne auf sie beschränkt zu sein. Soziale Mo-
bilität ist einerseits ein Vermögen und andererseits ein Prozess: das Vermögen
eines Individuums oder eine Gruppe, seine bzw. ihre Lebensumstände und gesell-
schaftliche Position zu verändern, und der Prozess dieser Veränderung. Anschlie-
ßend werden drei Dimensionen der sozialen Mobilität herausgearbeitet: etwas
bewegen (Handlungsmacht), sich bewegen (Autonomie) und nicht bewegt wer-
den (gleichwertiger Menschenstatus). Die soziale Ungleichheitsstruktur in mo-
dernen Gesellschaften wie Deutschland lässt sich mit Hilfe dieser Konzepte als
ein Kontinuum sozialer Mobilitäten begreifen. Im letzten Abschnitt werden zwei
Fallbeispiele aus von mir durchgeführten qualitativen Interviews untersucht: Ei-
nerseits geht es um den Zusammenhang zwischen den Strukturen vonHerrschaft
und Diskriminierung, der sozialenMobilität als Vermögen und den konkreten Le-
bensverhältnissen, andererseits um die relative Zusammensetzung der sozialen
Mobilität anhand ihrer drei Ausprägungen. Im ersten Beispiel wird der Zusam-
menhang zwischen der rassistischen, klassistischen und sexistischen Unterdrü-
1 Dieser Artikel stellt die Zwischenergebnisse meiner (zurzeit durch die Ernst-Abbe-Stiftung
geförderten) Promotion dar und ist dementsprechend als »work in progress« zu betrachten.
Mein Dank gilt den beiden Interviewpartnerinnen, die ihre Zeit und Arbeit für mein Projekt
zur Verfügung gestellt haben.
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ckung und der sozialen Mobilität einer aus dem Iran geflohenen Frau betrachtet.
Im zweiten Fall werden die Auswirkungen einer Institution auf die soziale Mobi-
lität einer Personengruppe betrachtet: Die bayerischen Ankerzentren erscheinen
hier als eine Institution sozialer Immobilisierung.
 
Summary
Distinguishing between social and spatial mobility as it is common in the social
sciences is bound to fail in the field of migration research. Migration is both – it
is a form of social mobility by spatial means. People who want to move in space
just travel. If youmigrate, you are always searching for a better life – even when it
means a life worth living. This article agrees with approaches of mobility studies
in conceptualizingmigration as a form ofmobility among others, but goes further
and proposes an alternative definition of social mobility that comprises transna-
tional migration without being limited to it. Social mobility constitutes both a
capability/property and a process: the capability of an individual or a group of
people to change their conditions of life or their position in society and the pro-
cess of these changes. Subsequently, three dimensions of social mobility are dif-
ferentiated: tomove something (capacity to act), tomove oneself (autonomy) and
not to be moved (equal status as a human being). By utilizing these concepts, the
structure of social inequality inmodern societies like Germany can be understood
as a continuum of social mobilities. In the last section, two cases based on qual-
itative interviews conducted by the author are presented. On the one hand, this
concerns the relationship between structures of power and discrimination, social
mobility as capability or property and concrete conditions of living, on the other
hand the relative composition of social mobility based on its three dimensions. In
the first example the interrelation of racist, classist and sexist oppression and the
social mobility of a woman who has fled from Iran is analyzed. The second case,
however, is not concerned with a person, but with an institution and presents the
Bavarian special refugee camps for »arrival, decision and repatriation« (Ankerzen-
tren) as institutions of social immobilization.
Einleitung
»Aufgrund seiner Komplexität entzieht sich das Phänomen ›Migration‹ […] einer
alle Bedürfnisse auf gleiche Weise befriedigenden Definition. Es erscheint daher
sinnvoll, zunächst im allgemeinsten Sinn vom Begriff der ›Mobilität‹ auszugehen,
definiert alsWechsel von Personen (oder Personengruppen) von einem System in
ein anderes (bzw. von einemTeilsystemeines größeren Systems in ein anderes sei-
ner Teilsysteme). Wird das ›System‹ sozial bestimmt, so handelt es sich bei einem
Systemwechsel um sozialeMobilität, d.h. Auf- oder Abstiegsbewegungen (Karrie-
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ren). Wird das System räumlich bestimmt, so handelt es sich bei einem System-
wechsel um räumliche Mobilität, d.h. Migration. Soziale und räumliche Mobilität
sind häufig eng miteinander verbunden.« (Hoffmann-Nowotny 1994: 388)
Gegenüber diesem in den Sozialwissenschaften vorherrschenden Verständnis, das
ich einem Nachschlagewerk für spezielle Soziologien entnommen habe, gibt es
freilich auch das im Alltag und in den medialen Schlagzeilen vorherrschende Den-
ken über Migration und Migrant*innen. Pointiert lässt sich dessen Problematik
mit den Worten der antirassistischen Autorin Noah Sow zusammenfassen:
»In den letzten Jahren hat der Subtext des Wortes ›Migrant_in‹ dessen eigentli-
che Bedeutung fast vollständig abgelöst. Er basiert auf folgenden, philosophisch
gehaltvollen Leitgedanken (nachstehend abgekürzt als LG):
LG (1): →WeißeNord- und Mitteleuropäer sind keine Migranten, → People of Color
(PoC) und Russen sind Migranten.
LG (2): Je dunkler desto Migrant.
LG (3): Westlich und weiß ≠ fremd.« (Sow 2011: 444, Kursiv und Sonderzeichen im
Original)
Während die erste Definition von Migration eine ›neutrale‹ und abstrakte Ebene
einnimmt, betont die zweite Beschreibung den Aspekt des rassistischen Otherings,
das dem Migrationsbegriff in seinem alltäglichen Gebrauch innewohnt. Die De-
konstruktion eines solchen Verständnisses von transnationaler Migration ist eine
politisch und moralisch notwendige Aufgabe, zu der auch wir Sozialwissenschaft-
ler*innen beitragen können – jedoch mit unseren eigenen Mitteln und nach un-
seren eigenen Standards. Während sich Noah Sow gekonnt des Mittels der Ironie
bedient, schlage ich in meiner Arbeit den Weg der praxisorientierten soziologi-
schen Theoriebildung ein. Meine Frage lautet daher: Wie hängt das erste Zitat mit
dem zweiten zusammen?
Aus dem Zitat des Migrationssoziologen Hoffmann-Nowotny können wir ler-
nen, dass es eine räumliche und eine soziale Mobilität geben kann, dass es bei
der sozialen Mobilität um Karrieren geht und bei der räumlichen um Migration,
und dass es dabei um einen Systemwechsel geht. Was für die Bestimmung und
Untersuchung von Migration also relevant ist, ist der Charakter des Systems, der
in diesem Fall räumlich ist. Häufig besteht jedoch eine Verbindung zwischen der
sozialen und der räumlichen Mobilität.
Was diese Kategorisierung allerdings nicht zu erklären vermag, ist, warum ein
Umzug von Berlin nach Großschwabhausen so gut wie nie als Migration begriffen
wird, ein Umzug einer Person etwa aus Słubice nach Frankfurt an der Oder hin-
gegen schon, obwohl die Entfernung nur wenige Hundert Meter beträgt. Sie kann
uns auch keine Antwort auf die Frage geben, wie es dazu kommt, dass People of
Colour und Russ*innen als Migrant*innen gesehen werden, weiße Nordeuropä-
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er*innen aber nicht. Und auch die Frage, wie wir bei einem räumlichen System-
wechsel Migration von längeren touristischen Reisen unterscheiden sollen, bleibt
dadurch unbeantwortet.
Meine erste Antwort ist: Wir müssen dafür die System-Perspektive verlassen
und uns den Motiven der Individuen zuwenden. Shirin Foumani2 floh aus dem
Iran, um sexistischer Verfolgung zu entkommen. Während des Interviews hat sie
sich immerwieder vergewissert, dass sie beimir Verständnis findet, da ich schließ-
lich eine andere Gesellschaft verlassen habe. In allen informellen Gesprächen mit
Menschen, die ihre Staaten, Städte, Dörfer oder sogar Stadtteile und Wohnungen
verlassen haben, um andere Staaten, Städte, Dörfer, Stadtteile oder Wohnungen
zu bewohnen, wurden mir verschiedenste Motivationen dargelegt: Eine Flucht vor
Krieg, Armut oder Gewalt, Suche nach Arbeits- oder Bildungsmöglichkeiten, zwi-
schenmenschliche Beziehungen, bis hin zu besseren Verkehrsanbindungen oder
größerem Wohnraum. Eines kam aber nie vor: Ein reiner Raumwechsel als Motiv.
Wer einen räumlichen Wechsel vollziehen wollte, ging auf Reisen. Wer migrier-
te, wollte immer ein besseres Leben, und sei es auch ein Leben, das nicht täglich
in Gefahr ist. Wenn wir all diese vielfältigen Wünsche ernst nehmen, müssen wir
erstens Migration als soziale Mobilität begreifen, zweitens, soziale Mobilität nicht
allein als Karriereweg definieren, und drittens, erklären, warum und wie diese so-
ziale Mobilität beschränkt wird, wenn sie von bestimmten Menschen in Anspruch
genommen oder erstrebt wird. Genau das werde ich in und mit diesem Artikel
versuchen.3
Transnationale Migration als soziale Mobilität mit räumlichen Mitteln
In sozialwissenschaftliche Sprache übersetzt, können die Worte Noah Sows eine
wichtige Korrektur zum ›neutralen‹ Verständnis von Migration leisten: Was mit
Migration in der Regel gemeint ist, ist nicht Migration als solche, sondern die
transnationale Migration rassifizierter Personen.4 Diese Form von Migration ist
es, die in den sogenannten Aufnahmegesellschaften immer wieder als Problem und
2 Hier und in allen weiteren Zitaten aus Interviews wurden Personen- und Städtenamen ent-
fernt oder geändert.
3 Ich verorte meine Arbeit, also auch diesen Artikel, in der (noch jungen) Tradition der kriti-
schenMigrationsforschung. Dies umfasst eine explizit diskriminierungskritische, hier insbe-
sondere rassismuskritische, Perspektive. Mehrere Begriffe werden vor diesem Hintergrund
ausschließlich in einfachen Anführungszeichen verwendet, die im Gegensatz zu doppelten
Anführungszeichen oder kursivenHervorhebungen alsMittel zurDistanzierung von potenzi-
ell rassismusförderndenBegriffen und alsHinweis auf ihren sozialenKonstruktionscharakter
dienen.
4 Im Folgenden spreche ich deshalb explizit von transnationaler Migration.
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Normabweichung behandelt wird. Die Kritik am Othering der transnationalen Mi-
gration und ihrer Subjekte ist nicht mehr ganz neu. Der (sozial-)wissenschaftliche
Beitrag zu diesem Othering der migrantischen Realitäten wurde vor einigen Jahren
im Vorwort zum Sammelband Migrationsforschung als Kritik (Mecheril et al. 2013)
ausführlich erläutert: Auch wenn das gesellschaftliche Interesse an und auch die
wissenschaftliche Beschäftigung mit Migrationsphänomenen seit einigen Jahren
sichtbar zunimmt, bleiben migrierte Menschen darin etwas Besonderes, eine Ab-
weichung. Mit Migration beschäftigt sich eine spezielle Soziologie oder eine inter-
kulturelle Pädagogik, womit der Eindruck erzeugt wird, es gäbe »ein von (migra-
tionsgesellschaftlicher) Differenz bereinigtes Allgemeines« (ebd.: 14), das von der
allgemeinen Soziologie erforscht wird.
Die Frage jedoch, wie man dieses Othering (gesellschaftspolitisch und wissen-
schaftlich) überwinden kann, ist nach wie vor aktuell. Ein Lösungsansatz, der be-
reits im oben angeführten Zitat von Hoffmann-Nowotny anklingt, besteht im al-
ternativen Begriff Mobilität.5 Seit den 1990er Jahren entwickelt sich insbesonde-
re in der englischsprachigen Wissenschaftslandschaft ein eigenständiger Bereich
der Mobilitätsforschung, der sich nicht, wie zuvor, auf Transport- und Tourismus-
forschung beschränkt. Die Aktivitäten in diesem Forschungsbereich nahmen in
den 2000er Jahren soweit zu, dass seine zentralen Autor*innen einen mobility turn
bzw. ein neues Mobilitätsparadigma in den Sozialwissenschaften ausgerufen ha-
ben6: Moderne, komplexe und globalisierte Gesellschaften sollen unter dem Ge-
sichtspunkt der verschiedenen (Im-)Mobilitäten untersucht werden, da traditio-
nelle sozialwissenschaftliche Kategorien und Methoden zu statisch sind und hier-
für nicht mehr ausreichen (Büscher/Urry 2009; Urry 2007; Sheller/Urry 2006). In
der Tat bietet der Begriff der Mobilität in der Migrationsforschung einen wesent-
lichen Vorteil: Er ermöglicht eine sachlich ›neutrale‹ Auseinandersetzung mit Mi-
grationsbewegungen, da diese als eine Form vonMobilität neben anderen betrach-
tet werden können. Zwei weitere Aspekte erscheinen für eine Auseinandersetzung
mit transnationaler Migration (insbesondere im Hinblick auf ihre vielfältigen For-
men) ebenfalls bedeutsam: die relationale Perspektive auf Mobilität und Immobi-
lität bzw. Sesshaftigkeit als sich gegenseitig bedingende Phänomene (für die eng-
lischsprachigeMobilitätsforschung vgl. Adey (2017, 2006), für die deutschsprachige
Geschichtswissenschaft vgl. Friedrichs (2018)) sowie die Relevanz der potenziellen
5 Siehe dazu auch Amelina/Vasilache (2014): Die Autor*innen kritisieren einen
Sesshaftigkeits-Bias in der Migrationsforschung (Migration wird als Abweichung vom
›Normalfall‹ Sesshaftigkeit behandelt) und schlagen den Mobilitätsansatz als eine bessere
Alternative vor.
6 Zur Geschichte desmobility turns, aber auch den Zweifeln an seiner Neuheit vgl. Adey (2017:
23ff., 34).
54 Ria Prilutski
Mobilität bzw. der Fähigkeit, mobil zu sein, für die soziale Ungleichheit.7 Zwei
Aspekte desMobilitätsparadigmas können sich jedoch für eine kritische Migrations-
forschung als problematisch erweisen.
An erster Stelle kann man aus wissenschaftsethischer Perspektive fragen, ob
die vorteilhafte Sachlichkeit und Neutralität, die Migration neben anderen Formen
der Mobilität untersucht, nicht wieder zum Nachteil wird, wenn man die Unter-
schiede aus den Augen verliert: Auch wenn es sich etwa bei Fluchtmigration oder
Abschiebungen genauso um räumliche Bewegungen von Personen handelt wie zum
Beispiel bei Tourismus oder bei der beruflichen Mobilität von Hochqualifizierten,
sind die qualitativen Unterschiede doch erheblich. Diese Arten von Mobilität las-
sen sich nicht ohneWeiteres zusammen analysieren und erforschen, da sie meiner
Ansicht nach viel mehr Unterschiede aufweisen als durch das Dach dermobility stu-
dies suggerierte Gemeinsamkeiten. Friedrichs geht mit ihrer Kritik in eine ähnliche
Richtung, als sie dem Zugang der mobility studies in Bezug auf Migration das Pro-
blem attestiert, dass hierbei die jeweils auf die menschliche Mobilität wirkenden
Machtverhältnisse vernachlässigt werden (vgl. Friedrichs 2018: 174). Zugleich trifft
die Kritik an der Machtvergessenheit der mobility studies jedoch nicht ausnahmslos
zu, denn erstens wird in dieser Forschungsrichtung auch viel Selbstkritik8 prakti-
ziert und zweitens beschäftigen sich einige der neueren Arbeiten gerade mit der
Verbindung von Mobilität und Macht.9 Was bisher hingegen noch nicht geleistet
wurde, ist es, das Verhältnis von Mobilität und Diskriminierung systematisch zu
theoretisieren.
Der zweite – und gravierendere – Kritikpunkt bezieht sich auf die vorherr-
schende Trennung zwischen räumlicher und sozialer Mobilität, die bei der Erfor-
schung von Migrationsprozessen und -folgen im Weg steht und durch die vor-
handenen Ansätze der mobility studies nicht aufgehoben werden kann. So kritisiert
Mimi Sheller (2014: 46) in ihrem Übersichtsartikel zu soziologischer Mobilitätsfor-
schung, dass der soziologische Mainstream dem Raum und dem Räumlichen nicht
genügend Aufmerksamkeit widmet und unter Mobilität im Allgemeinen eine so-
ziale Mobilität im Sinne eines Auf- und Abstiegs versteht: »This positional under-
standing of mobility still predominates in sociology, and studies of geographical
mobility are limited to specific sub-fields such asmigration studies or labor studies
7 Potenzielle Mobilität wird auch als Motilität (motility) bezeichnet, siehe Kaufmann/Berg-
mann/Joye (2004) sowie Kaufmann (2002, 2014). Aber auch John Urry (2007: 185ff.) berück-
sichtigt den Zusammenhang zwischen Mobilitäten und bestimmten sozialen Ungleichhei-
ten.
8 Z.B. am Eurozentrismus der Mobilitätsforschung und der Vernachlässigung der Mobilität im
Globalen Süden und der vielfältigen Unterdrückungsverhältnisse, dieMobilitätenmitbeein-
flussen (vgl. dazu Adey 2017: 45ff.) sowie zu den kolonialen und rassistischen Aspekten der
Idealisierung von Mobilität (vgl. Cresswell 2006: 53f.).
9 Z.B. der Sammelband Critical Mobilities (Söderström et al. 2013).
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[…].« (Ebd.) Diese Kritik trifft einen wichtigen Punkt: Das traditionelle soziologi-
sche Verständnis von Mobilität greift zu kurz. Ansätze und Modelle, die zwischen
räumlicher und sozialer Mobilität trennen und letztere lediglich als Auf- und Ab-
stiegsprozesse in einer bestehenden hierarchischen Ordnung begreifen, sind weit
verbreitet und gehören zum klassischen soziologischenWissenskanon.10 Diese De-
finition von sozialer Mobilität bringt aus meiner Sicht mehrere Probleme mit sich.
Erstens verfestigt die in Auf- und Abstiegskategorien erfasste soziale Mobili-
tät das nationalistische »Container-Denken«,11 da Auf- und Abstiegsprozesse einen
nationalen Referenzrahmen benötigen, um Vergleiche durchzuführen. Zweitens
setzt dieser Referenzrahmen Kategorisierungen und Messungen voraus,12 die sich
auf viele in Deutschland lebende Personen nicht anwenden lassen, etwa diejenigen,
die teilweise in einer anderen Statushierarchie und Ungleichheitsstruktur als der
deutschen/westlichen sozialisiert wurden (z.B. ist der Status- und Einkommens-
unterschied zwischen Akademiker*innen und Nicht-Akademiker*innen in einigen
Gesellschaften von geringerer Relevanz).13 Und drittens vermag das lineare Ver-
ständnis sozialerMobilität auch soziale Stratifizierungen und Ausschlüsse nicht zu
erfassen, die nicht unmittelbar mit Migrationsprozessen zu tun haben, aber den-
noch Teil vieler Lebenserfahrungen in (spät-)modernen Gesellschaften sind. Dazu
zählen sowohl Erfahrungen mit Prekarität und Deklassierung als auch Phänomene
des bewussten Verzichts, die nur in unzureichender Weise als ›freiwilliger Abstieg‹
beschrieben werden können, da sie für ihre Subjekte oft überhaupt keinen Abstieg
darstellen. Auch für die Ungleichheitsforschung sind es nicht gerade feine Unter-
schiede, ob jemand freiwillig halbtags arbeitet oder keinen angemessenen Arbeits-
platz findet, aus freien Stücken Diät macht oder an Mangelernährung leidet, aus
ökologischen Gründen aufs Autofahren verzichtet oder sich schlicht keinen Füh-
rerschein leisten kann.
Die in denmobility studies favorisierte Hinwendung zumRäumlichen kannmei-
nes Erachtens jedoch keine Lösung für die Migrations- oder allgemein Mobilitäts-
forschung sein. Im Falle der transnationalen Migration werden hier die Ziele und
10 Sheller zufolge geht diesesDenken auf dieArbeit des SoziologenPitigrimSorokin zurück, der
insbesondere mit seinem Buch Social Mobility (1927) in der Mitte des 20. Jahrhunderts einen
großenEinfluss auf dieUS-amerikanische Soziologie hatte. Ein Beispiel der Systematisierung
des Mobilitätsbegriffs, bei dem Migration unter das Räumliche subsumiert wird und unter
sozialer Mobilität Auf- und Abstiegsprozesse verstanden werden, findet sich bei Tully/Baier
(2006: 30ff.) Zur gesellschaftstheoretischen Bedeutung des Mobilitätsbegriffs und dem un-
geklärten Verhältnis zwischen der physikalischen und der sozialen Mobilität vgl. Bonß/Kes-
selring 1999. Auch der Begründer desmobility turns John Urry greift in seinemWerkMobilities
(2007: 8) zu dieser Typologie.
11 Zum Container-Denken vgl. Hess (2011).
12 In der Regel wird mit Variationen der sogenannten meritokratischen Triade (Bildung, Beruf
und Einkommen) gearbeitet.
13 Dieses Problem stellt sich auch partiell für Akademiker*innen aus der ehemaligen DDR.
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die Mittel durcheinandergebracht, denn auch wenn die räumliche Dimension et-
wa in der Forschung zu Fluchtrouten, Grenzregimen oder transnationalen Räu-
men nicht wegzudenken ist, birgt die einseitige Fokussierung auf das Räumliche
die Gefahr, durch die Verräumlichung des Sozialen14 seiner Ethnisierung Vorschub zu
leisten. Die Ziele, aber auch die Effekte transnationaler Mobilität haben in erster
Linie einen sozialen Charakter: Die Protagonist*innen suchen nach einem besse-
ren Leben, stoßen auf soziale und politische Barrieren und verändern die Gesell-
schaftsstruktur. Die Faktoren, die Migration von anderen Mobilitäten unterschei-
den, sind ebenfalls sozialer Natur. Die Unterscheidung zwischen der räumlichen
und der sozialen Mobilität muss in der Migrationsforschung scheitern, denn Mi-
gration ist beides: Sie ist soziale Mobilität mit räumlichen Mitteln. Auf diese Einsicht
folgt allerdings auch die Notwendigkeit, unser Verständnis der sozialen Mobilität
zu überdenken.
Von der Ungleichheit der Lebensverhältnisse zur Ungleichheit
der Mobilitäten – und umgekehrt
»What appears as globalization for somemeans localization for others; signalling
a new freedom for some, upon many others it descends as an uninvited and cruel
fate.Mobility climbs to the rank of the uppermost among the coveted values – and
the freedom to move, perpetually a scarce and unequally distributed commod-
ity, fast becomes the main stratifying factor of our late-modern or postmodern
times.« (Bauman 1998: 1f.)
Die Definition der sozialen Mobilität, die ich vorschlagen möchte, hat den Vorteil,
dass sie transnationale Migration berücksichtigt, ohne auf sie beschränkt zu sein,
und den Unterschieden zwischen verschiedenen Formen von Mobilität genügend
Raum lässt. Zudem macht sie die Bedeutung der Potenzialität und der Ungleich-
heit für Untersuchungen zugänglich. Als soziale Mobilität verstehe ich einerseits
das Vermögen eines Individuums oder einer Gruppe von Individuen, seine bzw.
ihre Lebensumstände in einer Gesellschaft zu verändern und andererseits den Pro-
zess dieser Veränderung. Durch den doppelten Charakter (Vermögen/Prozess) der
sozialen Mobilität, wie ich sie verstehe, kann auch die klassische strukturalistische
Definition darin enthalten bleiben, weil sie in der Prozesshaftigkeit der sozialen
Mobilität aufgeht. Der Vermögenscharakter der sozialen Mobilität macht die Ar-
beit damit anschlussfähig gegenüber anderenTheorien sozialer Ungleichheiten, da
Vermögen gleichzeitig als Eigenschaft und als Kapital verstanden werden kann und
14 Eine kurze Übersicht der Diskussion um die Verräumlichung des Sozialen findet sich bei Be-
lina/Wehrheim (2011: 208f.).
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sollte.15 Eine so verstandene soziale Mobilität lässt sich, genauso wie etwa Bour-
dieus Kapitalsorten, nur als Kontinuum begreifen, denn niemand ist vollständig
mobil oder absolut immobil.
Die Beschäftigung mit den Ungleichheiten zwischen verschiedenen Positio-
nen in diesem Kontinuum und den vielfältigen, oft widersprüchlichen Verhältnis-
sen zwischen den räumlichen und den sozialen Ausprägungen dieser Positionen
kann helfen, einen genaueren Blick auf die Phänomene der erzwungenen oder
sogar erfundenen räumlichen Mobilität zu werfen und diese als soziale Immobi-
lisierung zu begreifen. Denn, wie Huub van Baar (2015) am Beispiel der Roma-
Minderheiten in Europa eindrucksvoll gezeigt hat, muss die geographische Mobi-
lität gar nicht erst faktisch vorhanden sein, um zur Grundlage für rassistische Dis-
kriminierung gemacht zu werden: Die traditionsreiche Unterstellung der ›Wurzel-
losigkeit‹ der Roma führt über die diskursive Darstellung als ›übermäßige‹, ›irregu-
läre‹ und ›illegale‹ Mobilität zu zahlreichen strukturellen, rechtlichen und symboli-
schen Ausschlüssen. Je nach Gruppenzugehörigkeit wird auch im Rahmen der EU-
Freizügigkeit eine, faktische oder imaginierte, Mobilität zum Problem gemacht.
Gerade am Beispiel der Roma ließe sich einerseits das komplexe Verhältnis zwi-
schen der sozialen und der räumlichen Mobilität, andererseits aber auch das Ver-
hältnis zwischen Mobilität und Rassismus untersuchen.Wenn sich soziale Mobili-
tät und darunter auch (die Fähigkeit zu) Migration als Kontinuum von Positionen
imGefüge der sozialen Ungleichheit verstehen lässt,muss auch das Verhältnis zwi-
schen Rassismus und anderen Diskriminierungs- und Herrschaftsstrukturen zu
diesem Kontinuum berücksichtigt werden.
Auf diesen Vorüberlegungen aufbauend, arbeite ich im Folgenden mit zwei
Thesen. Erstens: Es ist anzunehmen, dass sich transnationale Migration durch ih-
re (partielle) Unerwünschtheit von anderen Formen der Mobilität unterscheidet:
Je unerwünschter bestimmte Formen von Migration oder vor allem bestimmte
Personen in der Einwanderungsgesellschaft sind, umso eher werden sie als Mi-
grant*innen und ihre Bewegung als Migration (und nicht als Mobilität) wahrge-
nommen. Gerade im Ergebnis dieser Unerwünschtheit und Geringschätzung wer-
den die sozialen Bedürfnisse der Protagonist*innen nicht ernst genommen oder
auf die räumlichenMittel ihrer Umsetzung reduziert.Die zweiteThese besagt, dass
sich traditionelle Diskriminierungen nach ›Rasse‹/Ethnie, Klassenposition und an-
deren Merkmalen auf das subjektive Vermögen der sozialen Mobilität auswirken
15 Dieser Gedanke ist im Ansatz bereits im Konzept der Motilität von Vincent Kaufmann ent-
halten, der damit auf das Potenzial und die Möglichkeit, sich zu bewegen, als relevante Un-
gleichheitskategorie und gesellschaftlich relevantes Kapital aufmerksam macht. Zugleich
bleibt der Ansatz inmeinen Augen auf halbenWeg stehen, da es die Fixierung auf das Räum-
liche nicht überwindet (mit Motilität wird die Fähigkeit, sich räumlich zu bewegen, verstan-
den, vgl. Kaufmann 2014: 7f.), obwohl Kaufmann diese Fixierung explizit kritisiert (ebd.: 4f.).
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und durch diesen Einfluss weiterhin mit dem Gefüge sozialer Ungleichheiten ver-
bunden bleiben.Die Struktur der sozialenUngleichheitmoderner Einwanderungs-
gesellschaften wie Deutschland lässt sich dementsprechend als eine Struktur un-
gleich verteilter sozialer Mobilitätspositionen begreifen, wobei die Ebene der so-
zialen Mobilität eine vermittelnde Position zwischen den Herrschafts- und Diskri-
minierungsstrukturen und den konkreten Lebensbedingungen von Personen ein-
nimmt. Umgekehrt wirken sich jedoch auch die subjektiven Lebensbedingungen
auf die Möglichkeiten und Prozesse der sozialen Mobilität aus und verändern über
diese vermittelt auch die Diskriminierungsstrukturen.
Abbildung 1: Diskriminierungs- und Herrschaftsstrukturen, sozia-
le Mobilität und Lebensverhältnisse im Zusammenhang
Quelle: Eigene Abbildung.
Wenn sich, wie in meinen Vorüberlegungen dargestellt, moderne soziale Un-
gleichheiten als ein Kontinuum der sozialen Mobilität begreifen lassen, in dem
Personen aufgrund ihres subjektiven Vermögens zur Mobilität unterschiedlich po-
sitioniert sein können, muss es möglich sein, dieses subjektive Vermögen anhand
quantitativmessbarer oder qualitativ beschreibbarer Kriterien zu bestimmen.Hier
schlage ich eine qualitative Beschreibung anhand von drei aufeinander aufbauen-
den Dimensionen vor. Erstens, die Fähigkeit, etwas zu bewegen, das heißt, auf sein
eigenes Leben und das Leben der Anderen Einfluss zu nehmen, politische und so-
ziale Verhältnisse verändern zu können. Zweitens, die Fähigkeit, sich zu bewegen,
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die in etwa dem entspricht, was Anja Weiß (2017) unter der sozial-räumlichen Au-
tonomie16 versteht: also die Fähigkeit, auf Wunsch den Kontext zu wechseln und
sich in ein anderes soziales Setting zu begeben. Und drittens, die Fähigkeit, nicht
bewegt zu werden. Hier handelt es sich, mit Anne Friedrichs Worten, um »Grenz-
verwischungen zwischen Mensch und ›Ding‹« (2018: 185), die in bestimmten ex-
tremen Situationen ein selbstbestimmtes Handeln unmöglich machen. Grenzver-
schiebungen zwischen Mensch und Ding müssen sich in meinem Verständnis je-
doch nicht auf die extremen Phänomene wie Sklaverei, Folter oder Deportation
beschränken: Im jeweils unterschiedlichen Maße beeinflusst jede Situation, in der
Menschen nicht wie ein Selbstzweck (im kantischen Sinne) behandelt werden, ihre
soziale Mobilität. Die Fähigkeit oder das Vermögen, nicht wie ein Objekt bewegt
und geschoben zu werden, ist die basale Dimension und ihr (zumindest minima-
les) Vorhandensein die Voraussetzung für jede andere soziale Mobilität. Die Zu-
sammensetzung der sozialen Mobilität wird in der folgenden Abbildung deutlich.
Abbildung 2: Drei Dimensionen der sozialen Mobilität
Quelle: Eigene Abbildung.
16 Weiß verwendet anhand ähnlicherwie der vonmir dargestelltenKritikpunkte denBegriff der
sozial-räumlichen Autonomie, den ich hier nicht übernehme, um die beschriebenen Vorteile
des Mobilitätszugangs für meine Arbeit produktiv nutzen zu können.
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Mit demVerständnis derMigration als einer Form sozialer Mobilität verschiebt
sich auch das Verständnis ihrer Ablehnung oder Kontrolle, denn entsprechend sind
auch Praktiken derMigrationskontrolle auf die Kontrolle des Sozialen ausgerichtet:
Nicht die räumliche Mobilität wird hier in erster Linie kontrolliert, reglementiert,
›gemanagt‹ oder verhindert, sondern die soziale. Dies geschieht auch und gerade
dadurch, dass unerwünschte (oder nur ungern tolerierte) Mobilität als Migration
bezeichnet17 und auf ihre räumliche Dimension reduziert wird. Es hat noch nie
eine unmittelbare Rolle gespielt, wie viele Kilometer genau eine geflüchtete Per-
son zurückgelegt hat; entscheidend war und ist, ob diese Person zu einer hier er-
wünschten Gruppe gehört, legitime ›Beweggründe‹ vorzeigen kann und wertvolle
Ressourcen zur Verfügung hat. Entscheidend ist, wer sich wie bewegen kann. Dies
soll im folgenden Abschnitt verdeutlicht werden.
Soziale Immobilisierung (mit räumlichen Mitteln) von Geflüchteten18
Im Folgenden werde ich meinen theoretischen Ansatz auf Erkenntnisse aus zwei
qualitativen Interviews anwenden, die ich im Februar undMärz 2020 durchgeführt
habe. Das erste Interview mit einer ehemaligen Asylsuchenden war überwiegend
biographisch. Das zweite Interview war ein Expert*inneninterview mit einer Mit-
arbeiterin einer Unterstützungsorganisation für Geflüchtete in Bayern und hatte
seinen inhaltlichen Schwerpunkt in der Funktionsweise der sogenannten Anker-
zentren. Für beide Interviews benutzte ich einen flexiblen Leitfaden, von dem ich
immer wieder abgewichen bin, um freie Erzählpassagen zuzulassen und neben
Fakten und Erlebnissen auch die gesellschaftspolitischen Einstellungen meiner In-
terviewpartnerinnen zu erfassen. Beide Interviews wurden aufgezeichnet und an-
schließend transkribiert. Nach der Transkription und Anonymisierung der Inter-
views wurden die Aufnahmen zum Schutz der Interviewpartnerinnen gelöscht.
In der Auswertung verwende ich die oben beschriebene Heuristik der so-
zialen Mobilität als Interpretationsrahmen: Aus den Erzählungen und Ansich-
ten meiner Interviewpartnerinnen versuche ich, die Wechselwirkungen von
Diskriminierungs- und Herrschaftsverhältnissen, der sozialen Mobilität von Asyl-
suchenden (also ihr Vermögen, etwas zu bewegen, sich selbst zu bewegen und
17 Dazu Rübner Hansen/Zechner: »Whilst ›mobility‹ is discursively associated with ascent, im-
provement, progress and development, as operating on a high level of a social, cultural and
material capital today, ›migration‹ is associated with downward social mobility, coercion and
victimhood.« (2017:115)
18 Der folgendeAbschnitt basiert auf der vorläufigenAuswertung der ersten zwei Interviews im
Rahmen meines Dissertationsvorhabens. Die Ergebnisse sind entsprechend unvollständig,
da eine ausführliche Auswertung sowie weitere Erhebungen noch ausstehen.
Mobilität als Wasserkocher 61
letztendlich nicht bewegt zu werden) und ihren Lebensumständen herauszuarbei-
ten.
»Ich will dich nicht im Gefängnis besuchen«
Shirin Foumani wuchs im Iran als das jüngste von fünf Kindern einer gebildeten
Familie auf. Ihre Erziehung im Elternhaus erlebte sie als offen und unterstützend.
Im Widerspruch dazu stand jedoch das öffentliche Leben, das nach der Islami-
schen Revolution insbesondere für Frauen voller Beschränkungen war. Bereits in
der Grundschule hatte sie »zwei Leben«, ein privates, wo »alles erlaubt« war, und
ein öffentliches, in dem »alles verboten [war] außer atmen« (Interview B1). Die
Ungleichbehandlung und Verfolgung, die sie in ihrer Kindheit und Jugend erfuhr,
bestimmte ihr ganzes Leben, und auch heute,mitMitte vierzig, kann sie ihre Angst
vor Islamisten nicht verbergen und fürchtet sich vor dem iranischen Geheimdienst
in Deutschland. Über ihre Erfahrungen mit iranischen Gefängnissen redet sie nur
in der Pause, als ich das Gespräch nicht aufzeichne. Auch 15 Jahre nach ihrer Flucht
hat sie immer noch Angst um ihr Leben.
Mit Anfang 20 kommt sie zum ersten Mal nach Deutschland, um in einer west-
deutschen Großstadt zu studieren. Drei Monate später möchte sie kurz ihre Fa-
milie besuchen und bekommt im Iran ein Ausreiseverbot für zehn Jahre – sie
kann nicht einmal ihre in Deutschland zurückgebliebenen Sachen holen. Die ge-
sellschaftspolitische Lage bedeutet für sie in den Jahren danach nicht nur Unter-
drückung, sondern zunehmende Lebensgefahr. Ihre Bekannten, die sich dem Re-
gime auch nur in einem bescheidenen Maß widersetzten, wurden zu Gefängnis-
strafen verurteilt, vergewaltigt und/oder ermordet. Diejenigen, die dieMöglichkeit
dazu haben, fliehen ins Ausland. Auch Frau FoumanisMutter rät ihr dazu, das Land
bei erster Gelegenheit zu verlassen: Sie möchte sie nicht im Gefängnis besuchen
müssen.
Nach Ablauf des Ausreiseverbots, mit Anfang 30, gelingt ihr die Flucht: Sie be-
kommt eine Zulassung an einer ostdeutschen Universität in einem angewandt-
naturwissenschaftlichen Fach. Doch in Deutschland, das sie zunächst als Land der
Freiheit und Menschenrechte wahrnimmt, bekommt sie zwei weitere Probleme:
Erstens muss sie sich dieses Mal selbst versorgen und findet über ein Jahrzehnt
lang keine gut bezahlten Arbeitsgelegenheiten, worunter ihr Studium leidet und
woran später auch ihre Promotion scheitert – und zweitens wird ihr wiederholt zu
verstehen gegeben, dass sie hier als ›Ausländerin‹ nicht willkommen ist.
Nach Abschluss ihres Studiums und mangels anderer Optionen stellt Frau Fo-
umani einen Asylantrag. Etwa drei Jahre später wird dieser positiv entschieden,
doch in dieser Zeit verschlechtert sich ihr psychischer Zustand extrem wegen der
täglichen Angst, ins Land ihrer Verfolger zurückkehren zu müssen, und der hier
erlittenen Erniedrigungen. Nach immer wechselnden Jobs in verschiedenen Berei-
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chen findet sie endlich eine Anstellung als Lehrerin an einer Berufsschule in einer
ostdeutschen Kleinstadt.
Ich traf Frau Foumani in ihrer alten Wohnung in der ostdeutschen Großstadt,
in der sie mittlerweile nur am Wochenende und in den Schulferien wohnt, da sie
endlich eine kleine Wohnung an ihrem Arbeitsort gefunden hat, in der sie an Ar-
beitstagen schlafen kann. Nun hat sie weniger Schmerzen und kann mehr schla-
fen. Das Thema Freiheit dominiert alle ihre Erzählungen – die Freiheit, sich zu
kleiden, wie sie will, Menschen treffen, die sie treffen will, arbeiten und wohnen,
wo sie will, die Freiheit, das zu essen, zu kaufen, zu lesen, zu sagen, zu denken
und zu glauben, was sie möchte, vor allem als Frau.
Anhand Frau Foumanis Erzählungen über ihre Biographie lassen sich im Sinne
der sozialen Mobilität als Prozess zwei zentrale Ereignisse bzw. Prozesse unter-
scheiden: der Umzug nach Deutschland und die Suche nach einem passenden Ar-
beitsplatz. Die zentrale Stellung dieser Themen bedingt sich durch Frau Foumanis
Prioritäten: Neben persönlicher Freiheit ist auch die finanzielle Unabhängigkeit
ein immer wiederkehrendes Thema in ihren Darstellungen. So war der Asylan-
trag ihre letzte Option, zu der sie gegriffen hat, als alle anderen Möglichkeiten, in
Deutschland zu bleiben, erschöpft waren. Sie weigerte sich, Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz anzunehmen, auf die sie während der Bearbeitungs-
zeit einen Anspruch hatte, und betont, dass sie keinen einzigen Euro von diesem
Staat bekommen hat.
Zur sozialenMobilität als Vermögen lassen sich je nach Zeitpunkt große Unter-
schiede anhand der einzelnen Dimensionen herausarbeiten, so dass es oft sinnvoll
erscheint, zwischen dem Vermögen der sozialen Mobilität vor und nach der Flucht
bzw. vor und nach der Einstellung als Lehrerin zu unterscheiden.
a) Nicht bewegt werden
Dieses Vermögen ist im Fall von Frau Foumani vor der Flucht ernsthaft einge-
schränkt und gefährdet. Die wichtigsten Faktoren, die dies verursachen, sind Se-
xismus und politisch-religiöse Verfolgung. Bereits das Lesen verbotener Bücher
kann zu einer Haftstrafe führen, und in Gefängnissen wird gefoltert. Witze über
den Propheten könnenmit einemTodesurteil enden.Die basale Fähigkeit, nicht be-
wegt zu werden, wird auch durch das Ausreiseverbot eingeschränkt, das als sozio-
politisches Festhalten verstanden werden kann. Das Erlebte nimmt sie als Trauma
mit nach Deutschland, was auch ihre späteren Lebenschancen beeinflusst. Ihr Ver-
mögen, nicht bewegt zu werden, bleibt zudem auch in Deutschland eingeschränkt
durch ihre Rassismuserfahrungen und ihren zeitweiligen Status als ›Asylbewerbe-
rin‹, steigt jedoch im Laufe der Jahre langsam.
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b) Sich bewegen
Die Fähigkeit, sich zu bewegen, ist in Frau Foumanis Jugend in einem erheblichen
Maße vorhanden, und zwar dank ihrem Klassenvorteil. Ihr Elternhaus vermittelt
ihr eine weltoffene politische Einstellung und ›bildungsnahe‹ Freizeitaktivitäten
(das verbotene Schachspielen, Tanzunterricht) und der Übergang zwischen ver-
schiedenen Bildungseinrichtungen scheint selbstverständlich: »Und ich bin in die-
se Zeit, ich sollte das noch in die Schule gehen und Gymnasium, und dann weiter
studieren.« (Interview B1) Auf die Frage, wie sie nach Deutschland gekommen ist,
heißt es, sie habe sich an der Uni in [Stadt A] beworben, dann die Zulassung be-
kommen und sei hierhergekommen. Im Iran hatte sie eine eigene Wohnung, ein
Auto und einen gut bezahlten Job, die sie alle zurückgelassen hat, um frei leben
zu können. Jedoch ermöglichten ihr genau diese Dinge andere Freiheiten, wie eine
problemlose Zulassung an einer deutschen Universität, ein Studienvisum, für das
man (gerade als Nicht-EU-Bürgerin) erhebliche finanzielle Mittel vorweisen muss,
sowie ein Mindestmaß an Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten. Zugleich ist Frau
Foumanis Fähigkeit, sich zu bewegen, durch die Begrenzung der Fähigkeit, nicht
bewegt zu werden, in einem extremenMaße bedroht: Alle Vorteile, die sie als Ange-
hörige der gebildeten Mittelklassen genießt, können durch eine Inhaftierung oder
Ermordung vernichtet werden.
Klassismus spielt jedoch nach der Flucht eine völlig andere Rolle und steht hier
in einer Wechselwirkung mit Rassismus. Frau Foumani wird nicht mehr von ih-
ren Eltern finanziert und muss sich während ihres Studiums selbst versorgen. Zu-
gleich macht sie die Erfahrung, dass ›Ausländer*innen‹ hier nur in unqualifizier-
ten, schlecht bezahlten Tätigkeiten willkommen sind. Auf ihre Bewerbungen be-
kommt sie keinerlei Rückmeldungen, während Bewerber*innen mit einem ›west-
lich‹ klingenden Namen und ähnlichen Qualifikationen zu Bewerbungsgesprächen
eingeladen werden. Die Auflistung ihrer Arbeitserfahrungen ist von einer enormen
Länge. Bereits in ihrem Studium hat sie mit starken Einschränkungen zu kämp-
fen, da sie sich nach einer Fabrikschicht nicht mehr auf die Vorlesungen konzen-
trieren kann und Prüfungen nachschreiben muss. Ihre Kommiliton*innen wollen
nichts mit ihr zu tun haben, bis auf drei Personen, die ebenfalls migriert sind. Von
Dozierenden bekommt sie mitgeteilt, dass in Deutschland kein Platz für sie sei.
Nach dem Studium versucht sie, zu promovieren. Die rassistische und klassisti-
sche Ausgrenzung, die Frau Foumani erlebt, trägt jedoch in einem entscheidenden
Maße dazu bei, dass sie trotz großer Bemühungen dabei scheitert. Ihr eigener
Chef und Doktorvater sorgt dafür, dass sie keine gut entlohnte Projektstelle be-
kommt, also muss sie ihre Promotion durch Sieben-Stunden-Schichten in einem
McDonalds-Restaurant finanzieren, nach denen sie jedoch zu erschöpft ist, um an
ihrer Dissertation zu arbeiten. Im Labor, in dem sie promoviert, wird sie immer
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als erste beschuldigt, wenn etwas kaputt geht oder unordentlich ist, selbst wenn
sie gar nicht vor Ort war.
Als Frau Foumani nach Jahren vergeblicher Arbeitssuche endlich eine Stelle als
Lehrerin in ihrem Fach findet, steigt ihr ökonomisches Kapital – und damit auch
ihr Vermögen der sozialen Mobilität – wieder. Damit tritt jedoch ein anderes Pro-
blem in den Vordergrund: die Wohnungssuche. Die Schule, in der Frau Foumani
unterrichtet, befindet sich in einer ostdeutschen Kleinstadt, in der sie nicht leben
möchte und auch nicht sicher leben kann. Um dennoch dort arbeiten zu können,
braucht Frau Foumani ein Zimmer oder eine kleine Wohnung, in der sie unter der
Woche übernachten kann. Trotz des hohen Leerstands wird sie von Vermietern je-
doch aufgrund ihresNamens und ihrer Aussprache diskriminiert: DieWohnungen,
die gerade eben noch frei waren, als ihre weißen deutschen Kolleginnen angerufen
haben, sind plötzlich vergeben, als sie selbst anruft. In der Folge muss sie mona-
telang neben ihrem Vollzeitjob fünf bis sechs Stunden täglich Zug fahren, was bei
ihr gesundheitliche Beschwerden verursacht. Die Fähigkeit, sich zu bewegen, wird
gerade durch diese Zwangsbewegung (unfreiwilliges Pendeln) eingeschränkt.
c) Etwas bewegen
Dennoch nimmt ihre Fähigkeit, sich zu bewegen, im Laufe der Jahre tendenziell zu,
und Frau Foumani entwickelt ein (wenn auch sehr begrenztes) Vermögen, etwas zu
bewegen. So leistet sie einige Jahre lang Unterstützung für mehrere nach Deutsch-
land geflohene Frauen. In der Schule, in der sie aktuell arbeitet, hatte sie anfangs
große Problememit ihren Schüler*innen, die »keine Ausländerin als Lehrerin« (In-
terview B1) wollten. Mittlerweile kann sie ihre Klassen jedoch nach eigener Dar-
stellung »gut beherrschen« (ebd.) und setzt sich für höhere Unterrichtsstandards
ein. Am Beispiel der Unterstützung für ihre (mittlerweile verarmte) Mutter lässt
sich jedoch auch beobachten, dass Frau Foumani ihre Fähigkeit, etwas zu bewe-
gen (Versorgung von Angehörigen) durch Anteile ihrer Fähigkeit, sich zu bewegen,
eintauschen muss: Sie kann ihren Traum von Urlaubsreisen in Europa nicht ver-
wirklichen, da alles Geld, dass sie nicht unmittelbar zum Leben braucht, zurück in
den Iran fließt.
Der Zusammenhang zwischen der räumlichen und der sozialen Mobilität ließ
sich inmeiner Untersuchung bisher nicht ausführlich analysieren, bleibt jedoch als
eine brisante Frage stets im Hintergrund. In der Tendenz lässt sich beobachten,
dass es bei Personen, die über ein hohes Maß an sozialer Mobilität verfügen, diese
positivmit der räumlichenMobilität zusammenhängt (was jedoch nicht heißt, dass
diese Personen in jedem Fall davon Gebrauch machen). In Positionen starker Be-
nachteiligung ist der Zusammenhang oft widersprüchlich: Je nach Situation kann
räumliche Mobilität nahezu nahtlos in die soziale übergehen (Ausreiseerlaubnis),
während in anderen (Frau Foumanis gesundheitsgefährdendes Pendeln) die Tatsa-
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che, dass Personen sich räumlich bewegen (müssen), von einer Einschränkung der
sozialen Mobilität zeugt oder aus dieser hervorgeht. Einen partiellen Erklärungs-
ansatz bietet die in meiner oben beschriebenen Heuristik entwickelte Dimension
des Nicht-Bewegt-Werdens: Bei Personen, deren Fähigkeit, nicht bewegt zu wer-
den, eingeschränkt oder in Frage gestellt wird, korreliert die soziale Mobilität oft
negativ mit der räumlichen. Am deutlichsten wird das am Beispiel der Abschie-
bungen oder Inhaftierungen: Wer wie ein Gegenstand räumlich bewegt und/oder
festgehalten wird, kann sich weder räumlich noch sozial selbst bewegen.
Von Polizeirazzien, brutal aufgeladenen Wasserkochern und dem Zwang
zur Pflege-Ausbildung
Die Praxis der Inhaftierung oder De-facto-Inhaftierung von Migrant*innen hat ei-
ne lange Geschichte. Tim Cresswells Kapitel zur sozialer Konstruktion migranti-
scher Mobilitäten beginnt mit dem Beispiel von Angel Island, wo sich in den 1910-
1940er Jahren eine Haftanstalt für Eingewanderte aus China befand (vgl. Cress-
well 2006: 175f.). Eine räumliche Infrastruktur kann dem zufolge zur Produktion
unerwünschter, ›illegitimer‹ Mobilitäten beitragen. Im Expert*inneninterview mit
Frau Werner, Mitarbeiterin einer Unterstützungsorganisation für Geflüchtete, lag
der inhaltliche Schwerpunkt auf ihrem Spezialgebiet, den bayerischen Ankerzen-
tren, die seit 2018 das weiterentwickelte Konzept der Erstaufnahmeeinrichtung für
Asylsuchende und abgelehnte Asylsuchende darstellen. Die folgenden Ausführun-
gen und Analysen haben daher zwar eine eingeschränkte Gültigkeit, da sie Frau
Werners (berufliche wie aktivistische) Perspektive darstellen. Dennoch können aus
ihrem Arbeitsalltag und ihren Einschätzungen erste Erkenntnisse über die Auswir-
kungen der Institution Ankerzentrum auf die soziale Mobilität von Geflüchteten
abgeleitet werden.
Anhand der Darstellungen meiner Interviewpartnerin lassen sich vier zentra-
le Faktoren unterscheiden, die aus ihrer Erfahrung die Lebensmöglichkeiten von
Asylsuchenden in Ankerzentren bestimmen:
• Isolation: Ankerzentren sind umzäunte Gebäude, zu denen es in der Regel kei-
nen öffentlichen Zugang gibt. Besuche seitens der Presse oder der Unterstüt-
zungsorganisationen erfolgen nur mit einem Termin, und auch private Be-
suchsmöglichkeiten sind beschränkt. Viele der Ankerzentren befinden sich in
ländlichen Gegenden oder am Stadtrand, so dass es für ihre Bewohner*innen
oft schwierig ist, Beratungsstellen, Ärzt*innen oder ihre privaten Kontaktper-
sonen zu erreichen. Zudem unterliegen sie der Residenzpflicht und dürfen ih-
ren Landkreis ohne Genehmigung nicht verlassen.
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• Kontrolle: Ankerzentren werden durch Sicherheitspersonal überwacht, das
auch die Zimmer der Bewohner*innen kontrolliert. Es gibt Eingangs- und
Ausgangskontrollen, bei denen man häufig auch seinen*ihren Ausweis abge-
ben muss. Die Taschen werden oft durchsucht und verbotene Lebensmittel
oder Gegenstände konfisziert. Die Bewohner*innen haben keine Rückzugs-
möglichkeiten und eine extrem eingeschränkte Privatsphäre: Zwei bis acht
Personen leben in einem Zimmer, an manchen Standorten gibt es keine
abschließbaren Duschkabinen. Wenn man sieben Tage lang nicht in seinem
Zimmer ist, wird der ganze persönliche Besitz entsorgt.19 Hinzu kommen
»präventive« Polizeieinsätze, bei denen die Einrichtungen von »teilweise bis
zu […] 270 Polizist/innen plus Hunden« (Interview E1) durchsucht werden.
• Willkür und Intransparenz: Es gibt einerseits erhebliche Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Ankerzentren, weil die Zustände (Freizeitgestaltung,
Wohnraumqualität, Kinderbetreuung, Schulbesuch, Sprach- und Beratungs-
angebote durch Ehrenamtliche) in einem hohen Maße vom Engagement des
oder der Unterkunftsleiter*in und der lokalen Politiker*innen abhängen, und
andererseits besteht eine hohe Verantwortungsdiffusion durch informelle
Kommunikationswege. Durch die informelle Zusammenarbeit von Behörden,
Ärzt*innen und Sozialarbeiter*innen, die oft ihre Arbeitsstellen im selben
Gebäude haben, ergeben sich unklare Zuständigkeiten und Beschlüsse (etwa
Ablehnungen von Überweisungen zu Fachärzt*innen oder Arbeitsgenehmi-
gungen) ohne einen anfechtbaren schriftlichen Bescheid.
• Entrechtung: »Auch wenn ihnen das nahegelegt wird vom ersten Tag an, also
du kriegst quasi, wenn du da rein kommst und gleichzeitig mit Asyl beantra-
gen kriegst du ’ne Broschüre, welche Möglichkeiten du hast zur freiwilligen
Ausreise«. (Ebd.) Die Beratungsangebote sind an manchen Standorten derart
mangelhaft, dass Personen selbst bei der Anhörung über ihre Asylanträge nicht
wissen,wasmit ihnen geschieht. Vielen Bewohner*innen fehlt dasWissen über
ihre Rechte oder die Möglichkeit, sie in Anspruch zu nehmen (häufig fehlt das
Geld für die Fahrkarte in die größeren Städte, um Beratungsstellen aufzusu-
chen oder das Geld für eine*n Anwalt*Anwältin).20
Ankerzentren sind nach ihrerWirkungsweise als komplexe Institutionen der sozia-
len Immobilisierung zu begreifen, und die Mittel dieser Immobilisierung sind in
19 In einem Fall verließ eine Frau mit ihren Kindern die Einrichtung über Weihnachten und
verlor ihren gesamten Besitz, weil die Genehmigung für ihre Reise nicht an die Unterkunfts-
leitung weitergegeben wurde.
20 So mussten nach Angaben von Frau Werner einige schwangere Frauen im Winter zu Fuß in
die nächste Stadt laufen, um einen Gynäkologen aufzusuchen.
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erster Linie räumlich. Durch die räumliche und juristische Segregation der uner-
wünschten ›Anderen‹ vom Rest der Bevölkerung wird ihr Anderssein erst erschaf-
fen.Rassismus fungiert hier als diejenigeHerrschafts- undDiskriminierungsform,
die Ankerzentren verursacht und legitimiert, aber gleichzeitig in den Augen mei-
ner Interviewpartnerin durch diese noch verstärkt wird:
»Das heißt, ich hab so ’nen Bild von, die Polizei ist ständig vor Ort, ja, die Leute, die
sind da irgendwie abgeschottet, vielleicht eventuell auch eher am Stadtrand und
dann eben auchmit diesem Stacheldrahtzaun, ja, das ist, die Leute verschwinden
ja irgendwie als Persönlichkeiten, als Individuen in solchen, hinter diesen Bildern,
ja? Also insofern wird da ja schon viel damit auch wiederum erzeugt.« (Ebd.)
Die Einschränkungen, die Asylsuchende erfahren, sind demnach maßgeblich
durch (strukturellen) Rassismus verursacht, wirken aber zugleich auf die Herr-
schaftsebene zurück (siehe Abbildung 1) und verstärken die rassistischen Bilder
in der Bevölkerung. Die Konsequenzen für die Bewohner*innen lassen sich auch
hier anhand der drei Dimensionen der sozialen Mobilität analysieren. In diesem
Fall scheint es jedoch angebracht, mit der höchsten Ebene der sozialen Mobilität
(etwas bewegen) anzufangen.
a) Etwas bewegen
Die Fähigkeit der Ankerzentrenbewohner*innen, etwas zu bewegen, ihre Lebens-
umstände zu beeinflussen, – oder viel eher das Ausmaß ihrer Begrenzung – wird
durch das Beispiel des Wasserkochers deutlich zum Ausdruck gebracht. In den
meisten Einrichtungen ist es nicht nur verboten, selbst zu kochen oder »verderb-
liche Lebensmittel« mitzubringen, sondern auch, Kochplatten und Wasserkocher
zu besitzen. Gerade der Wasserkocher ist »wirklich seit Jahren irgendwie so ein,
ja, so ein zentraler Gegenstand, um den sich extrem viel dreht« (Interview E1).
Das generelle Verbot wurde gelockert, nachdem kritisiert wurde, dass Mütter von
Säuglingen ihre Flaschen nicht auskochen und keine Säuglingsnahrung zubereitet
konnten. Nachdem der Besitz von Wasserkochern für diese Gruppe von Asylsu-
chenden erlaubt wurde, kamen »in Gesprächen mit der Regierung«21 Beschwerden
über die fehlende Dankbarkeit hierfür zur Sprache. Der Besitz von Wasserkochern
ist ein »großes Privileg innerhalb dieser […] Einrichtungen«, »dieser Gegenstand
ist irgendwie echt so was von aufgeladen, es ist irgendwie brutal« (ebd.). Eine ba-
sale und überlebensnotwendige Fähigkeit wie die, Wasser zu erhitzen, wird in der
Institution Ankerzentrum zum Privileg und zum Politikum.
Ein Wasserkocher steht hier jedoch nicht nur für eine extrem eingeschränkte
Fähigkeit, etwas zu bewegen, sondern wird zugleich zum Mittel des alltäglichen
21 Mit »Regierung« wurde höchstwahrscheinlich die zuständige Bezirksregierung gemeint.
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Widerstands. Es werden trotz Kontrollen verbotenes Essen und Gegenstände hin-
eingeschmuggelt, und »das Hühnchen wird halt dann im Wasserkocher gekocht,
das Hühnchen kann man aber auch irgendwie quasi garen über lange Zeit in ’nem
Waschbecken mit heißem Wasser« (ebd.).
b) Sich bewegen
Die Fähigkeit, sich seinen Lebenskontext selbst auszusuchen und sowohl räumli-
che als auch institutionelle Wege zu gehen, wird durch die De-facto-Inhaftierung
der Asylsuchenden stark eingeschränkt. Als ein herausstechendes Merkmal be-
tont meine Interviewpartnerin die lange Verweildauer von Asylsuchenden in die-
sen Einrichtungen, die in Kombination mit der Isolation und der Entrechtung ihre
Bleibeperspektiven oft vernichtet: Personen, die für 18 bis 24Monate kaumKontak-
te nach außen knüpfen konnten, bis vor Kurzem überhaupt nicht arbeiten durften
außer für 80Cent in der Stunde in der Einrichtung selbst,22 nurminimaleDeutsch-
kenntnisse erwerben konnten und danach einen Ablehnungsbescheid bekommen,
finden erstens keine anderen Wege, ihren Aufenthalt in Deutschland zu sichern
(Erwerbstätigkeit, Ausbildung, ›Integrationsleistungen‹) und zweitens nur schwer
eine rechtliche Unterstützung, um eben diesen Ablehnungsbescheid anzufechten.
Die Fähigkeit, sich zu bewegen, die durch Ankerzentren radikal beschränkt wird,
heißt in diesem Fall: die Fähigkeit, zu bleiben.
Einen weiteren Aspekt stellen die Verhinderung von weiterführender Bildung
sowie die Einschränkung der freien Berufswahl dar. In vielen Ankerzentren wer-
den Kinder und Jugendliche im Gebäude unterrichtet und dürfen keine regulären
Schulen besuchen. An Berufsschulen innerhalb der Einrichtungen kann man je-
doch keinen Abschluss machen und der Unterrichtsstoff unterscheidet sich stark
von dem der öffentlichen Schulen.23 Ein Bestandteil ihrer Arbeit, den meine Inter-
viewpartnerin als besonders belastend empfindet, ist der Zwang, abgelehnte Asyl-
suchende gegen ihre Wünsche in eine Ausbildung, am besten »im Pflegebereich«
(Interview E1), zu vermitteln: Da eine sogenannte Ausbildungsduldung, besonders
in einem Beruf, der gerade gefragt wird, eine Bleibeperspektive darstellt, ein Stu-
dium, das sich viele Betroffene wünschen, aber nicht zum Aufenthalt berechtigt,
stehen sie vor der Wahl, Pfleger*in oder Bäcker*in zu werden oder das Land zu
verlassen.
22 Mittlerweile ist Erwerbstätigkeit nach neun Monaten erlaubt, allerdings nicht für alle Grup-
pen von Asylsuchenden.
23 Siehe hierzu auch den Beitrag von Elisabeth Beck und Christine Heimerer in diesem Band.
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c) Nicht bewegt werden
Die Fähigkeit, nicht bewegt zu werden, wird im Fall von Asylsuchenden bereits
durch den Prozess ihrer Verteilung begrenzt: Verteilung bedeutet, dass Geflüch-
tete nach Kriterien, die nicht ihren Wünschen und Vorteilen entsprechen, an ver-
schiedene Standorte geschickt werden, die sie in der Zeit darauf nicht dauerhaft
verlassen dürfen. Allerdings gibt es bei der Praxis der Verteilung auch Unterschie-
de und Steigerungen. In einem Beispiel aus einer bayerischen Großstadt, von dem
meine Interviewpartnerin berichtete, störten die Gruppen Schwarzer Personenmit
Handys im Stadtbild24 die lokale Bevölkerung dermaßen, dass eine Übereinkunft
mit der Stadt erreicht wurde, nicht mehr als 500 Schwarze Personen an das dorti-
ge Ankerzentrum zu verteilen. Geflüchtete erscheinen in solchen Situationen wie
eine bedrohliche, störende Masse, die man jedoch auch problemlos begrenzen und
entfernen, also bewegen kann.
Das Infragestellen der (Gleich-)Menschlichkeit von Ankerzentren-Bewohner*in-
nen wird zudem durch die häufigen verdachtsunabhängigen Polizeirazzien
offensichtlich, die als Präventionsmaßnahmen legitimiert werden, da Geflüchte-
tenunterkünfte im bayerischen Polizeiaufgabengesetz zu Orten erklärt werden, die
jederzeit ›zur Gefahrenabwehr‹ durchsucht werden dürfen.25 Aus der Sicht meiner
Interviewpartnerin hat diese Praxis gravierende Konsequenzen, da sie bei den
Bewohner*innen kontinuierlich psychische Traumata auslöst oder verstärkt. Die
Fähigkeit der Asylsuchenden, nicht bewegt zu werden, wird jedoch noch grund-
sätzlicher bedroht aufgrund ihrer durch die Institution Ankerzentrum gezielt
hergestellte Abschiebbarkeit,26 denn die Polizeieinsätze sind für die Betroffenen
nicht nur an sich traumatisch, sondern auch, weil dabei immer wieder Menschen
abgeholt werden und verschwinden.
Insgesamt zeigt sich, dass sich mein aus der migrantischen Realität entwickel-
tes Verständnis von sozialer Mobilität gut in (zumindest qualitativen) empirischen
Untersuchungen anwenden lässt. Dass Diskriminierungen konkrete Lebensbedin-
gungen beeinflussen, ist zwar keine Neuigkeit, doch wird mit der vermittelnden
Ebene der sozialen Mobilität zunehmend deutlich,wie das geschieht. Zudem lohnt
sich die Anwendung eines multidimensionalen Mobilitätsmodells gerade in kom-
plexen Fällen, in denen sich verschiedene miteinander verbundene Diskriminie-
rungsstrukturen in verschiedenen Lebensbereichen manifestieren.
24 Die Personen suchten in der Innenstadt nach WLAN-Hotspots, da sie im Ankerzentrum kei-
nen Internetzugang hatten.
25 Das Gesetz selbst und diese Maßnahmen sind rechtlich umstritten, das hindert die Polizei
jedoch nicht an der Fortsetzung dieser Praxis.
26 Zu deportability vgl. De Genova (2002).
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Als abschließende Bemerkung möchte ich auf einen Punkt hinweisen, der mir
erst bei der Auswertung der Interviews aufgefallen ist: Beide Interviewpartnerin-
nen sprechen wiederholt von der Abhängigkeit Asylsuchender von freiwilliger Un-
terstützung durch länger in Deutschland lebende Menschen. Frau Foumani weist
mit Nachdruck darauf hin, dass Menschen für sie da sind, ohne deren Hilfe sie
keine Bleibeperspektive, keine Wohnung und Probleme in ihrem derzeitigen Beruf
hätte. Frau Werner spricht von enormen Unterschieden zwischen den einzelnen
Ankerzentren und einzelnen Fällen hinsichtlich des Zugangs zu ehrenamtlichen
Beratungsangeboten, die letztendlich zu besseren Erfolgschancen auf eine Aner-
kennung oder eine anderweitige Bleibemöglichkeit führen. In den von mir ent-
wickelten Kategorien der sozialen Mobilität lässt sich dazu sagen, dass die Fähig-
keit der Einen, etwas zu bewegen, die Fähigkeit der Anderen, sich überhaupt zu
bewegen, enorm begünstigen oder auch behindern kann. Für die weiteren Unter-
suchungen empfiehlt es sich deshalb, den Einfluss von Solidarität auf die soziale
Mobilität zu berücksichtigen.
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Physische Barrieren als Elemente der Ordnung und
Regierung von Geflüchteten
Ansätze einer geogouvernementalistischen
Mobilitätsforschung am Beispiel Lesvos
Tobias Breuckmann
Zusammenfassung
Der vorliegende Beitrag setzt sich mit der Rolle materieller Barrieren für die Re-
gierung von Asylsuchenden in Lagern auseinander. Mit Rückbezug auf den Regie-
rungsmodus der Gouvernementalität wird Zirkulation und dessen Rahmung als
Technologie verstanden, Mobilität zu steuern. In Abgrenzung dazu und mit Ver-
weis auf geographischeWendungen der Gouvernementalitätsforschung wird auf
lokaler Ebene der Modus der Mobilisierung eingeführt, also die Regierung durch
die kleinräumige Bewegung und das Bewegt-Werden. In diesem Konzept spielen
materielle Barrieren in den sozialräumlichen Gefügen der regierten Raumeinhei-
ten eine entscheidendeRolle. Diese Positionwird entlang einer empirischen Erhe-
bung imReception and IdentificationCentre Lesvosmit demSchluss untermauert,
dass Barrieren unterschiedlich zurMobilisierung und Immobilisierung eingesetzt
und mit anderen Formen der Kontrolle und Regierung vernetzt werden. Dabei
werden die begrenzenden Faktoren beispielsweise dazu genutzt, zum Zweck der
Kontrolle zu immobilisieren, Zugänge zu Informationen und Institutionen zu be-
schränken sowie Positionen zuzuweisen. Dafür dienen nicht nur die Zäune, über
die Abstand hergestellt werden kann, sondern ebenfalls kleinere Barrieren, die
der Flussregulation und der Lokalisierung Einzelner dienen und so Verwaltungs-
handlungen im Sinne der Regierenden erleichtern.
 
Summary
The present article approaches the role of material barriers for governing asy-
lum seekers in camps.With reference to themode of governmentality, circulation
and its framing is understood as a technology for controlling mobility. In contrast
to this, and with reference to geographical turns in governmentality studies, the
mode of mobilisation is introduced on a local level, i.e., governing through small-
scale movement and being moved. In this concept, material barriers in the socio-
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spatial structures of the governed spatial units play a decisive role. This position is
substantiated by an empirical survey conducted at the Reception and Identifica-
tion Centre Lesvos, which concludes that barriers are used differently formobilisa-
tion and immobilisation and are linked to other forms of control and governance.
In this context, the limiting factors are used, for example, to immobilise for con-
trol purposes, to restrict access to information and institutions, and to assign posi-
tions. Not only the fences that create distance serve this purpose, but also smaller
barriers that serve to regulate the flow and localise individuals, thus facilitating
administrative action in the interest of those in power.
Einleitung
Sprechen wir über Praktiken der Mobilisierung und Immobilisierung, muss auch
die Mobilität als inhärent räumliches Konzept thematisiert werden, welches in der
geographischen Mobilitätsforschung reichlich bearbeitet wurde und immer noch
wird (vgl. z.B. Davidson 2020). Eines der Interessenfelder bilden Praktiken derMo-
bilisierung, also die Regierung von und durch Mobilität (vgl. Bærenholdt 2013). In
dieses Feld lässt sich ebenfalls das Lager einbinden, welches als Mechanismus der
Regierung bestimmter mobiler Bevölkerungsteile theoretisiert werden kann (vgl.
Pallister-Wilkins 2018: 3). Aktuelle Strömungen der Grenz-, Lager- und Mobilitäts-
forschung beschäftigen sich mit Mobilität zum einen oft auf einer übergeordneten
sozialräumlichen Ebene, indem sie Grenzen und Lager als Filter- und Mobilisie-
rungsmechanismen (vgl. Salter 2013: 8) konzeptualisieren, ohne sonderlich ins De-
tail zu gehen. Zum anderen nehmen weitere Untersuchungen auf kleinräumiger
Ebene Praktiken in den Blick (besonders ausführlich bei Inhetveen 2010), die je-
doch selten deren materielle Ausgestaltungen und Rückkopplungen berücksichti-
gen. Dabei wird im gemeinsamen Feld von Regierungstechnologien und Mobilität
meist lediglich auf die Zirkulation von Personen und die Ausgestaltung von Zirku-
lation eingegangen (vgl. Aradau 2016: 567), ohne jedoch zu berücksichtigen, dass
sich die vielfältigen Facetten menschlicher Mobilität vor allem in lokalen Settings
identifizieren lassen.
Diesem Desiderat, sozialräumliche Praktiken der Regierung mobiler Bevölke-
rungsteile auf der Mikroebene näher zu beleuchten, möchte ich begegnen, indem
ich zuerst auf die unterschiedlichen Konzeptualisierungen und Strukturierungs-
elemente von Mobilität auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen eingehe. Wäh-
rend der Begriff der Zirkulation die vornehmliche Perspektive auf das Spannungs-
feld von Mobilität und Immobilität als soziales Verhältnis darstellt, haben verein-
zelte Theoretiker*innen Zäune, Wände und generell Barrieren als im konkreten
Austausch mit Subjekten stehende Elemente der (Im-)Mobilisierung als weiteren
strukturierenden Faktor von Mobilität identifiziert (vgl. Pallister-Wilkins 2016: 2).
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Zur analytischen Beleuchtung der Mobilisierungspraktiken in Geflüchtetenla-
gern stütze ich mich, neben den Konzeptualisierungen von Mobilität und Barrie-
ren, auf das Konzept der Gouvernementalität sowohl als bestimmte Regierungform
als auch als ein Forschungsprogramm der Untersuchung von Rationalitäten der
Regierung. Foucault, auf den die ersten Analysen und das Forschungsprogramm
zurückgehen, identifizierte die Zirkulation als vorherrschenden Modus der im 17.
Jahrhundert aufkommenden gouvernementalen Regierungstechniken auf überge-
ordneter sozialräumlicher Ebene (vgl. Foucault 2017: 100). Für die kleinräumige
Perspektive auf Barrieren und deren Rolle für die Mobilität von Subjekten lassen
sich die geographischen Fortentwicklungen der Theorie von Foucault nutzen, die
sich mit sozialräumlichen Praktiken des Regierens von Bevölkerungsteilen ausein-
andersetzen. Vor allem letzterer Perspektive widme ich mich anhand meines Un-
tersuchungsfeldes, dem Reception and Identification Centre Lesvos, besser bekannt als
Moria. Dabei gehe ich im vorliegenden Beitrag der Frage nach, wie Barrieren ge-
nutzt werden, um die Regierungsrationalitäten des Geflüchtetenlagers lokal um-
zusetzen und wie diese im Austausch mit den Praktiken der dort untergebrachten
Geflüchteten stehen. Zu Beginn des empirischen Teils gebe ich eine kurze Einfüh-
rung in das Untersuchungsfeld und dessen Kontext, um mich im Anschluss daran
den bisherigen Ergebnissen meiner Forschung zu widmen und sie in den Kontext
sozialräumlicher Praktiken der (Im-)Mobilisierung zu setzen.
Von Zirkulation und Mobilisierung: Geographisch-
gouvernementalistische Mobilitätsforschung
Im Jahr 2006 proklamieren Sheller und Urry durch die zunehmende Globalisie-
rung und damit einhergehende gesteigerte Mobilität ein neues Mobilitätsparadig-
ma in den Sozialwissenschaften, mit dem sie sich von statischen Paradigmen der
Forschung abwenden und den Einbezug systematischer Bewegung fordern (Shel-
ler/Urry 2006: 208). Mobilität kann in ihrem Verständnis als das Ausmaß der Mög-
lichkeit betrachtet werden, sich möglichst ungehindert durch und innerhalb von
Raumeinheiten zu bewegen. Sie ist demnach sowohl Grundlage als auch Resultat
sozialräumlicher Beziehungen, die von Machtbeziehungen durchzogen sind (vgl.
Bærenholdt 2013: 21). Da Machtverhältnisse ebenso wie sozialräumliche Beziehun-
gen relational sind (vgl. Füller/Michel 2012: 12), drücken sie sich ebenfalls in den
räumlichen Beziehungen der Akteur*innen zueinander aus. Diese Beziehungen
entfalten sich in einem Spannungsverhältnis zwischen der Möglichkeit, sich selbst
in eine bestimmte Position zu bewegen, und bewegt zu werden, also in sozialer In-
teraktion einen bestimmten Grad an Mobilität innezuhaben (vgl. Bærenholdt 2013:
27). Somit kann Mobilität nicht als Ausmaß an (erzwungener) Bewegung gesehen
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werden, sondern vielmehr als die Fähigkeit, möglichst frei über die eigenen Bewe-
gungen und Positionierungen zu verfügen (vgl. Sheller/Urry 2006: 213).
Mit Fokus auf das Ausmaß ungehinderter Mobilität wird sowohl in den Securi-
ty Studies als auch in der geographischen Mobilitätsforschung der Begriff der Zir-
kulation eingeführt. Dieser beschreibt ein im zirkulären Austausch mit anderen
Systemen stehender Fluss1 von Personen, Gütern und Kapital innerhalb globaler
bis lokaler Systeme (vgl. Forman 2018: 232). Die Zirkulation unterliegt allerdings
dem Bestreben verschiedener – und im transnationalen Kontext oft staatlicher –
Akteur*innen, sie möglichst in ihrem Sinne auszugestalten. Hierbei kann von der
Regierung der Zirkulation gesprochen werden, wobei Regierung auf intersubjek-
tiver Ebene Handlungen in Bezug auf die Handlungen Anderer innerhalb eines
Machtverhältnisses beschreibt. Auf gesellschaftlicher Ebene meint sie die Anord-
nung von Dingen, Ressourcen und Subjekten zur Beeinflussung übergeordneter
gesellschaftlicher Dynamiken (vgl. Foucault 2017: 146). Es geht bei der Regierung
der Zirkulation also um eine Relationierung mobiler und immobiler Güter, Infor-
mationen und Personen und damit nicht nur um die Erzeugung von Mobilität,
sondern ebenfalls gezielter Immobilität (vgl. Salter 2013: 8). Aus den unterschied-
lich gelagerten Interessen und den Machtverhältnissen zwischen den Akteur*in-
nen sowie dem Interessensgegenstand der Regierung konzipieren sich Systeme
der Zirkulation.
Im Anschluss daran sollte der wissenschaftliche Fokus vom systemischen Blick-
winkel der Zirkulation auf sozialräumliche Beziehungen zwischen mehreren Sub-
jekten und räumlichen Elementen wie z.B. Infrastrukturen erweitert werden. Die-
se formen gegenüber den Systemen der Zirkulation die Mobilität im Konkreten,
stehen aber mit jenen im reziproken Verhältnis (vgl. ebd.: 9). Deshalb macht es
Sinn, die Ebene der konkreten sozialräumlichen Beziehungen von jener der Sys-
teme der Zirkulation analytisch abzugrenzen, allerdings auf sie zu beziehen (vgl.
Tazzioli 2019: 4). Dafür halte ich den Begriff der Mobilisierung für angebracht, der
sich als die konkrete Platzierung von Körpern durch das Subjekt selbst oder Andere
in sozialräumlichen Praktiken fassen lässt (vgl. Kreichauf 2017: 419). Dabei geht es
also nicht nur um die Regierung von Mobilität, wie er im Modus der Zirkulation
1 In Assoziation mit der Rhetorik der Flüchtlingswelle und anderen dehumanisierenden Dis-
kurselementen kann dieser Begriff als problematisch erachtet werden, spiegelt jedoch die
theoretischeDiskussion um flows als systematische,möglichst ungehinderte undübergeord-
net regulierte Bewegung in Abgrenzung zur gezielten Bewegung einzelner Subjekte wider
(siehe weiter unten).
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vorherrschend ist, sondern um die Regierung durch Mobilität auf lokaler Ebene2
(vgl. Bærenholdt 2013: 20).
An dieser Schnittstelle der Regierung von und durch Mobilität lässt sich durch
die Synthese der geographischen Mobilitätsforschung und der geographischen
Gouvernementalitätsforschung der analytische Blick schärfen. In seiner Vorlesung
Sicherheit, Territorium, Bevölkerung. Geschichte der Gouvernementalität I zeichnet Michel
Foucault die Entwicklung des Regierungsmodus der Gouvernementalität als Folge
des westfälischen Friedens und der Konstitution einer Bevölkerung mit Bezug
zum Souverän nach (vgl. Foucault 2017: 428). Dieser Modus richtete sich auf ein
Gleichgewicht der Zusammensetzung der Bevölkerung in Bezug auf Merkmale
wie Produktivität, Alter, Gesundheit etc., das vor allem durch die möglichst un-
gehinderte Zirkulation von Gütern, Kapital und Personen bewerkstelligt werden
sollte (vgl. Aradau 2016: 567). Dabei werden konkrete Strukturen benötigt, die
gewünschte Zirkulation befördern und unerwünschte Zirkulation verhindern (vgl.
Amicelle et al. 2017: 172; Salter 2013: 9). Foucault spricht hierbei selbst von einer
Normierung der Zirkulation (Foucault 2017: 100). Die aus diesem Spannungsfeld von
erwünschter und unerwünschter Zirkulation entstehenden Sicherheitspraktiken
produzieren durch die Normierung der Zirkulation ungleiche Mobilität: »The
contemporary production of ›uneven mobilities‹ […] continues to be mediated
through security practices, which make possible distinction between dangerous
and non-dangerous, risky and non-risky bodies.« (Aradau 2016: 565) Mit Verweis
auf die weiter oben ausgeführten, jedoch von Foucault etwas vernachlässigten
Zusammenhänge von übergeordneten Systemen der Zirkulation und intersub-
jektiven Praktiken der Mobilisierung (vgl. ebd.: 567), erscheint es auf der konkret
mikrophysischen (vgl. Foucault 1976: 32f.) Handlungsebene sinnvoll, raumtheo-
retische Überlegungen zur Konzeption der Mobilisierung anzustellen. Geht man
davon aus, dass die Herstellung von Beziehung durch die Relationierung – durch
bewegen und bewegt werden – sichergestellt werden kann, lässt diese sich nur
über soziale Handlungen innerhalb spezifisch räumlicher Kontexte gewährleisten
(vgl. Füller/Michel 2012: 12). Obwohl Foucault eine gewisse theoretische Unterbe-
lichtung der Kategorie Raum bei Regierungstechniken nachgesagt wird (vgl.Thrift
2007: 55), lassen sich doch seine impliziten Ausführungen heranziehen, um ein
stringentes Konzept von Raum zu zeichnen: So können Raumproduktionen als
relationale Gefüge betrachtet werden, die im reziproken Verhältnis zu Machtbe-
ziehungen und -strategien stehen (vgl. Kreichauf 2017: 414). Besonders prägnant
2 An dieser Stelle sei nochmal explizit darauf hingewiesen, dass sich die beiden Techniken
nicht voneinander trennen lassen, da die Regierung durchMobilität auch eine Beeinflussung
vonMobilität der betreffenden Subjekte darstellt bzw. auf derMobilität der beteiligten Sub-
jekte basiert.
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wird die Disziplinierung von Subjekten (vgl. Foucault 2016) über die Hierarchisie-
rung und Relationierung von Körpern im und mit dem Raum sichergestellt (vgl.
Kreichauf 2017: 419). Auch in Bezug auf die Regierung der Zirkulation lassen sich
räumliche Bezüge feststellen (vgl. Foucault 2017: 27).
Mit diesem Zusammenhang zwischen eben jenen Regierungstechniken und
Raumproduktionen haben sich zahlreiche Geograph*innen beschäftigt. Somachen
Füller und Michel mit ihrer Beschreibung vom »Raum als Machttechnik« noch
einmal grundlegend deutlich, dass der Raum nicht als Hintergrund von Hand-
lungen konzeptualisiert werden kann, sondern selbst als fundamentaler Teil von
sozialen Handlungen und gesellschaftlichen Strukturierungen anzuerkennen ist
(Füller/Michel 2012: 12). Hier lassen sich drei grundlegende Elemente des Raums
als Machttechnik mit dem Modus der Gouvernementalität verknüpfen: Erstens
ermöglichen und behindern bzw. erleichtern und erschweren Materialitäten be-
stimmte aufeinander bezogene Handlungen und damit auch Machtverhältnisse
und -mechanismen. Das Hauptaugenmerk der Kontrolle von Abläufen und Be-
völkerung und damit der reziproken Produktion von Wissen über die Bevölke-
rung liegt beispielsweise auf deren Lokalisierung – ein inhärent räumlicher Be-
griff – sowie auf der räumlichen Relationierung zur besseren Lokalisierung, also
zum Zweck der Sicht- und Beobachtbarkeit (vgl. Huxley 2008: 1646). Dies können
konkret überwachte Durchgänge, Wachtürme oder Ähnliches sein. Sozialräumli-
che Verhältnisse und Materialitäten rahmen dementsprechend die Techniken und
Praktiken, mit denen Überwachung und Kontrolle von Räumen und Durchgängen
sichergestellt werden (vgl. Klauser 2017: 27). Ebenfalls lassen sich Raumstrategien
und -produktionen dazu nutzen, diese Techniken der Kontrolle zu unterlaufen und
zu transformieren, sodass das Wechselverhältnis zwischen Kontrolle und Umgang
mit der Kontrolle in der Beforschung dieser Raumproduktionen sichtbar bleibt (vgl.
Gilliom 2005). Zweitens lässt sich die Zirkulation als grundlegendes Motiv des Si-
cherheitsdispositivs ebenfalls nur durch räumlich-materielle Techniken und Struk-
turen sicherstellen. Über die Veränderung der räumlichen Komponenten oder –
im Foucaultschen Duktus – durch die Stellschrauben der Zirkulation lassen sich
Begebenheiten und Handlungen wahrscheinlicher oder unwahrscheinlicher ma-
chen (vgl. Marquardt/Schreiber 2012: 41). Mit Rückgriff auf die vorausgegangenen
Ausführungen muss dieser Punkt zusätzlich um die Techniken der Mobilisierung
ergänzt werden, also die Regierung durch Mobilität, die mit Blick auf die geogra-
phische Forschung zu Modi der gouvernementalen Regierung bislang weitgehend
unbeachtet bleibt. Diese auf Mobilität gerichteten Regierungsmodi betreffen al-
so nicht nur die Möglichkeit, durch räumliche Arrangements bessere Kontrolle
über Durchgangsräume wie z.B. Grenzposten, aber auch Tore oder Ähnliches zu
erlangen, sondern gezielt sozial-räumliche Beziehungen den Regierungsrationali-
täten folgend zu beeinflussen. Als drittes Element des Raumes als Machttechnik,
das sich in der geographischen Forschung zu gouvernementalen Regierungstech-
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niken produktiv machen lässt, ist die Einbindung von Raumproduktionen in die
Reziprozität von Macht und Wissen zu nennen. Dabei stehen Räumlichkeiten im
Wechselverhältnis zwischen materiellen und symbolischen Ordnungen, die einen
bestimmten Ausschnitt an Handlungs- und Subjektivierungsweisen eröffnen (vgl.
Marquardt/Schreiber 2012 43).
Vor dem Hintergrund der theoretischen Vorüberlegungen lässt sich nun nach
konkreten Formen des Bestrebens, durch den Raum zu regieren, Ausschau halten.
Um Modi der Zirkulation und Mobilisierung im Speziellen zu analysieren, bie-
ten sich physisch-räumliche Elemente an, konkret die im Weiteren thematisierte
Barriere. Das Spektrum Lexikon der Geographie beschreibt eine Barriere allgemein
»als materielles begrenzendes Objekt oder begrenzender Faktor« (Spektrum 2020:
o.S.). Da diese Definition in Bezug auf Barrieren als Regierungstechnologie nur
bedingt hilfreich ist und Belina zufolge die »tatsächliche jeweilige Relevanz des
Räumlichen der sozialen Praxis […] nur aus konkreten sozialen Praxen und Pro-
zessen abstrahiert werden« kann (Belina 2017: 24), macht es Sinn, die Eigenschaf-
ten von Barrieren im konkreten Interessengebiet näher zu betrachten. Analog zur
Grenze können Barrieren zuerst einmal als Mittel identifiziert werden, um Popu-
lationen voneinander zu trennen (vgl. Rijke 2020: 4). Für Rosière und Jones dienen
undurchlässige Barrieren hingegen nicht nur der Trennung, sondern der substan-
tiellen Einschränkung der Bewegungsfreiheit bestimmter Bevölkerungsteile (Ro-
sière/Jones 2012: 219). Pallister-Wilkins konstatiert hingegen, dass Barrieren nicht
nur der Blockade dienen und plädiert dafür, Barrieren und deren Funktionswei-
sen in den jeweiligen politischen und sozialräumlichen Kontext einzubetten (vgl.
Pallister-Wilkins 2016: 2f.). So fungieren Barrieren ihrer Meinung nach als Regie-
rungselemente im biopolitischen Sinne und erlauben die Regierung von Population
durch die Normierung von Zirkulation (vgl. ebd.: 4). Durch Barrieren wie offenge-
lassene Durchgänge kann Bewegung kontrolliert und so trotzdem Zirkulation si-
chergestellt werden (vgl. ebd.: 7). Geht man jedoch davon aus, dass es eben nicht
nur um die freie Zirkulation geht, sondern auch um die Überwachung und teilwei-
se Unterbrechung und Verlangsamung von Zirkulation durch konkrete Platzierung
und Relationierung von Körpern und räumlichen Elementen, so scheint der Begriff
der Mobilisierung als Mittel der Ermöglichung von erwünschter Zirkulation ange-
brachter. So haben Zäune laut Aradau in der Grenzpolitik die Aufgabe, die frei be-
wegliche und nicht in die Rationalitäten der normierten Zirkulation einzubindende
Masse zu regieren (Aradau 2016: 569). Durch die Abschottung der Kanäle möglichst
ungehinderter Zirkulation und deren Verbindung mit weiteren Kontrolltechniken
werden besagte Kanäle mehr oder weniger adäquat vor nicht erwünschter Zirku-
lation geschützt.
Doch wie wirken diese Techniken der Mobilisierung durch und mit Barrieren
in Geflüchtetenlagern, also einem ganz bestimmten sozialräumlichen Ensemble,
das dazu dient, die unerwünschte Zirkulation derer, denen kein Anspruch auf Asyl
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zugesprochen wird, zu unterbinden? Wie werden hingegen diejenigen, denen Asyl
gewährt wird, auf eine bestimmte Weise in die allgemeine Zirkulation bei vor-
heriger Prüfung eingebunden? Wie dieser Ordnungsmechanismus auf konkreter
räumlicher Ebene zusammengesetzt ist, möchte ich im Folgenden auf Grundlage
empirischer Untersuchungen näher beleuchten. Mein Hauptaugenmerk gilt da-
bei der Rolle von Barrieren innerhalb des Lagers und wie diese in Beziehung zur
Gesamtheit des Lagers und zu den damit verbundenen Regierungsrationalitäten
stehen. Mein Ziel ist es, einen konzeptionellen Beitrag zu Barrieren als Element
der Mobilisierung zu leisten und den Forschungsstand um diese bislang eher ver-
nachlässigten Zusammenhänge zu erweitern.
Barrieren als Mittel der Mobilisierung? Empirische Zugänge am
Beispiel Lesvos
Im europäischen Kontext kulminieren Praktiken der Migrationskontrolle und der
humanitären Versorgung in den Hot Spot-Centres an den EU-Außengrenzen (vgl.
Soykan 2017: 57), welche im Zuge und im Nachgang des Sommers der Migration
(vgl. Hess et al. 2017) im Jahr 2015 und des EU-Türkei-Deals im März 2016 errich-
tet wurden. Dabei dienen diese Einrichtungen als europäischer Mechanismus zur
Unterstützung nationaler asyl- und migrationsbezogener Institutionen und sind
in die grenzübergreifende europäischeMigrationspolitik eingebunden (vgl. Kaspa-
rek 2017: 47). Das Lager Moria war – vor dem sich dort zutragenden umfassenden
Brand und daraus resultierender fundamentaler Transformationen des lokalen Fel-
des – Teil dieser europapolitischen Dynamiken und bildete das Untersuchungsfeld
für den vorliegenden Beitrag. Es lag im Süden der Ägäis-Insel Lesvos (dt.: Lesbos)
und fasste offiziell ca. 2.500 Personen (vgl. Hänsel 2019: 32). Seit Beginn meiner
Promotionsforschung auf der Insel im September 2018 ist das Lager jedoch immer
um mindestens das Doppelte3 überbelegt gewesen. Die Ergebnisse des Beitrags
basieren auf Daten aus vier Feldphasen zwischen September 2018 und April 2020.
Diese umfassen sowohl Interviews mit Mitarbeiter*innen der Lagerverwaltung,
NGOs und Geflüchteten als auch teilnehmende Beobachtungen innerhalb des La-
gers. Diese konnte ich zum einen im Rahmen eines administrativ genehmigten
Forschungsaufenthalts und zum anderen durch die Mitarbeit bei der christlichen
NGO Eurorelief erheben, die mit der Unterbringung und teilweisen Versorgung
der Geflüchteten beauftragt sind.4
3 Die Zahl der Bewohner*innen inMoria und in informellen Bereichen umMoria herum belie-
fen sich im März 2020 auf eine Höchstzahl von etwa 20.000 (vgl. The Guardian 2020).
4 Daraus resultierenmethodologische Ambivalenzen und forschungsethischen Bedenken, die
bspw. auf die allgemeinen Aufgaben der Unterbringung von Asylsuchenden in einem Lager,
Physische Barrieren als Elemente der Ordnung und Regierung von Geflüchteten 81
Abbildung 1: Überblick Moria
Quelle: Eigene Abbildung.
Ein erster Blick auf die Architektur des Camps offenbart bereits die Relevanz
von Barrieren in der materiellen Ausgestaltung des europäischen Asylregimes:Mo-
ria war ringsum von Zäunen umgeben. Der einzige offizielle Zugang befand sich
an der Südseite. Kontrolliert wurden vor allem nicht als Migrant*innen gelesene
Personen (aufgrund von zugeschriebener Ethnizität, Hautfarbe, Arbeitskleidung
von NGOs) mit Verweis auf das Militärgebiet, in dem sich das Camp befand. Auch
die jeweiligen Ebenen, die sich der Hanglage des Camps anpassten (s. grüner Be-
reich links), auf denen die Geflüchteten größtenteils innerhalb des Camps unter-
gebracht waren, sind als Rückstand des Militärgebiets mit Zäunen von mehreren
Metern Höhe umgeben gewesen, deren Zugänge jedoch stets geöffnet waren. Ein-
zelne Zonen, vor allem jene, in denen sich für die Versorgung und Registrierung
der Asylsuchenden elementare Institutionen befanden (s. Abbildung 1 und spezifi-
scher die folgenden Abbildungen), waren umzäunt und wurden entweder ununter-
brochen bewacht oder gänzlich geschlossen gehalten. Zusätzlich gab es vereinzelt
jedoch auch auf Berichte von früheren Missionarstätigkeiten innerhalb vonMoria zurückge-
hen.
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kleinere und weniger abschließende Barrieren und Wegeleitsysteme, auf die ich
im Folgenden näher eingehen werde. Das Hauptaugenmerk liegt auf der Frage,
wie die Barrieren in die sozialen Handlungen mit einbezogen wurden und damit
zur Konstituierung des Geflüchtetenlagers beitrugen.
Barrieren als Mittel der Zugangsregulation zu Institutionen und Informationen
Zutritt zu innerhalb des Lagers umzäunten Bereichen erhielten lediglich Personen,
die eine Zugangsberechtigung besaßen oder die sich –wie im Fall des New Arrival-
Areals – zur Erstregistrierung dort aufhalten mussten (s. Abbildung 2).
Abbildung 2: Überblick New Arrival
Quelle: Eigene Abbildung.
Da sich die Bewegungs- und Informationsflüsse an den Fenstern und Durch-
gängen konzentrierten, war es möglich, die Zugänge zu kontrollieren und teils
schon Verwaltungsakte und Interaktionen vor Eintritt abzuwickeln. So wurden
dort schon die Zugänge gefiltert, wie bei der medizinischen NGO Kitrinos, die sich
ebenfalls im New Arrival-Areal befand:
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»Mir fällt auf, dass die Leute bei der Anmeldung bei Kitrinos erst durch den sonst
sichtgeschützten Maschendrahtzaun mit den Angestellten reden und erst nach-
her in den Bereich gelassen werden, wo der richtige Behandlungsraum ist.« (Be-
obachtungsprotokoll vom 29.03.2019)
Dabei ist die Erteilung der Zugangsberechtigungen teilweise durch Willkür, Zu-
fall oder strukturelle Unzulänglichkeiten (z.B. überlastete Terminausgabe) sowie
Kommunikationsfehler gekennzeichnet gewesen:
»Die meisten NGO-Mitarbeiter*innen werden ohne Probleme reingelassen, die
Geflüchteten müssen jedoch vor der Tür warten, teilweise sind sie schlecht infor-
miert, haben den falschen Termin oder ihnen wird gesagt, sie sollen später oder
morgen wiederkommen.« (Beobachtungsprotokoll vom 13.03.2019)
Allerdings existierten kaum Möglichkeiten, sich ohne zugewiesenen Termin Zu-
gang zum New Arrival-Areal zu verschaffen bzw. selbst einen Termin zu beantra-
gen. Das fällt besonders ins Gewicht, da das Areal nicht nur zur Erstregistrierung,
sondern auch zur Abwicklung von Verwaltungsakten und medizinischen Untersu-
chungen aufgesucht werden musste.
Analog zur materiellen Einzäunung zentraler Institutionen wurden so elemen-
tare Informations- und Versorgungsleistungen bzgl. des Asylverfahrens stark ein-
geschränkt: So lag beispielweise auch Kelpno, die Stelle des griechischen Gesund-
heitsamts, welche für die medizinische Erstuntersuchung zuständig ist, innerhalb
des New Arrival-Bereichs. Sie ist mit ihren Begutachtungen zentral für die Aner-
kennung der Asylsuchenden als vulnerabel, ein Status, der das Asylverfahren ver-
kürzt und die geographische Restriktion auf die Insel Lesvos aufhebt. Es kam je-
doch nicht selten vor, dass Kelpno die Arbeit (bspw. als Reaktion auf Ausschreitun-
gen) unterbrochen hat oder Termine auf für die Asylsuchenden nicht wahrnehm-
bare Zeitpunkte festlegte.
Barrieren als Mittel des Rückzugs
Zusätzlich zur Zugangskontrolle durch Einbezug der Barrieren kann der Rückzug
der Verwaltungshandelnden von den Barrieren, durch oder über die hinweg inter-
agiert wurde, als Regulation von Versorgung mit Gütern und Informationen ge-
sehen werden. Da die Asylsuchenden keinen Zugang zu den Bereichen hinter den
Barrieren hatten, konnten sich die Verwaltungshandelnden der Interaktion entzie-
hen. Es entstand ein extremes Ungleichgewicht an Handlungsressourcen, ausge-
löst durch den Einbezug der Barriere und die dadurch erfolgte Positionierung der
am Feld Beteiligten zueinander. Dies wurde zum Beispiel explizit von einzelnen
Mitarbeitenden von Eurorelief empfohlen, um sich der Konfrontation mit Anfra-
genden zu entziehen:
84 Tobias Breuckmann
»Während er [eine Person, die in einer Unterkunft registriert werden will] wieder
seine Papiere herausgibt und ziemlich lang wartet, soll ich nochmal los […]. Da-
nach fragt er mich nochmal, wie lange es dauert, ich sage, ich schau nach. Jenny
legtmir nahe, einfach so lange drin zu bleiben, bis der Vorgang abgeschlossen ist,
damit ermichnichtweiter konfrontiert.« (Beobachtungsprotokoll vom21.03.2019)
Barrieren als Abgrenzung zur Regulierung von Menschen(-ansammlungen)
Zusätzlich zur Abgrenzung wurden Barrieren bzw. der fehlende Zugang zu den
dahinterliegenden Bereichen dazu genutzt, Personen zu mobilisieren. So waren
beispielsweise die Fenster bzw. Durchreichen innerhalb des doppelten, mit Sta-
cheldraht bewehrten Maschendrahtzaunes bei EASO (European Asylum Support
Organisation) – dem Bereich für das Asylverfahren – elementar für die Interakti-
on zwischen Behördenangehörigen und Asylsuchenden:
»Kurz darauf erreichen wir den Bereich der Asylprozedur, betrieben von EASO
und IOM […]. Dort sind zwei hohe Zäune hintereinander aufgestellt, wobei so-
wohl auf den Zäunen als auch zwischen den beiden Stacheldraht gespannt ist […].
In den Zaunsegmenten selber befinden sich Durchreichen, wodurch die meisten
Geflüchteten und Angestellten miteinander kommunizieren und Papiere austau-
schen.« (Protokoll vom 13.03.2019)
Die partielle und fragmentierte Durchlässigkeit an den einzelnen Fenstern und der
stark bewachten Tür entfaltete seine regulierende Wirkung erst durch die Interak-
tion. Die Asylsuchenden wurden stets mit ihren Anliegen an die unterschiedlichen,
mit einzelnen Themen betrauten Durchreichen verwiesen. Viel wichtiger dabei ist
jedoch, wie die Asylsuchenden zum einen dazu gebracht wurden, den vor der Tür
abgegrenzten Eingang zum eigentlichen Bereich freizuhalten und sich an die je-
weiligen Fenster zu wenden:
»Während meiner einstündigen Beobachtungsphase […] kommt es öfter vor, dass
Asylsuchende kommen und innerhalb des Türbereiches Kontakt aufnehmen oder
Einlass bekommen wollen, jedoch von dem Sicherheitsmitarbeiter hinter der äu-
ßeren Tür meist durch Rufe oder Handbewegungen dazu aufgefordert werden,
den Bereich wieder zu räumen. Prinzipiell wird auch vor der Tür der Großteil der
Kommunikation schlicht und ergreifend verweigert […]. Der Beamte steht sogar
meist angelehnt mit dem Rücken zum Außen des Bereichs, um mit den Kollegen
zu kommunizieren.« (Beobachtungsprotokoll vom 13.03.2019)
Die Mobilisierung – im Sinne einer Zuweisung von Plätzen –wurde hier also nicht
nur durch die Leitfunktionen von Barrieren sichergestellt, sondern auch durch die
fehlende Kooperation seitens der Verwaltungshandelnden, die den Asylsuchenden
den Zugang zu wichtigen Institutionen verweigerten. Es findet eine Disziplinie-
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rung durch die starke Beschränkung des eigentlichen Zugangs und die Kanalisie-
rung der Belange durch die unterschiedlichen Fenster statt.
Die Strategie der Mobilisierung durch den Aufbau von Distanz bzw. Verwei-
gerung der Kooperation wurde jedoch nicht nur in formellen Kontexten wie der
Abwicklung des Asylsystems angewandt, sondern ebenfalls bei Nichtregierungsor-
ganisationen. Dies kann besonders eindrücklich am Beispiel der Terminausgabe
für Windeln illustriert werden, die über die Theke bei Eurorelief (s. Abbildung 3)
stattfand:
»Als die eine Person, die die Zettelchen ausgibt, auf eine andere Seite wechselt,
bildet sich eine Traube. Die Anstehenden werden dazu aufgefordert, eine Schlan-
ge zu bilden, damit es weitergeht. […] Eine richtige Schlange bildet sich nicht
mehr, trotzdemwerden die letzten Zettelchen rausgegeben […].« (Beobachtungs-
protokoll vom 19.03.2019)
Abbildung 3: Überblick Eurorelief und Essensausgabe
Quelle: Eigene Abbildung.
Hier hingegen werden auch Variationen bei der Durchsetzung und der Rolle der
unterschiedlichen Anlaufstellen deutlich. Während bei EASO die Zuweisungen
deutlich konsequenter durch das Sicherheitspersonal durchgesetzt wurden, waren
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die meist jungen Freiwilligen der Nichtregierungsorganisation weniger strikt in
ihren Anweisungen, sodass zusätzlich Spielräume entstanden.
Barrieren als Flussregulatoren bei Zugängen
Wie sich schon im Verweis auf die Freihaltung des Eingangsbereichs vor EASO an-
gedeutet hat, wurden die Anweisungen und Verweigerungen zuweilen mit explizi-
tem Verweis auf Barrieren gemacht. So standen vor allem in der New Arrival-Zone
und vor dem Eingang zu EASO hüfthohe Barrieren. Sammelten sich Personen vor
der Tür, stellten sie Anfragen oder wurden sie aufgerufen, ist ihnen stetig zuerst
der Platz außerhalb der Barriere oder mit genug Abstand zum Verwaltungsperso-
nal zugewiesen worden. In vielen beobachteten Fällen ging das Verfahren erst wei-
ter, sobald die Asylsuchenden den ihnen zugewiesenen Platz eingenommen hat-
ten. Die Zuweisung auf die Plätze an den Eingängen scheint dabei vor allem dem
Umstand geschuldet, dass die Zugänge zu den Institutionen zum Zweck der Zu-
gangskontrolle eben stark verengt waren und sich aus diesem Grund häufig Men-
schenansammlungen bildeten.
Zusätzlich existierten in begrenzter Zahl auch Barrieren, welche klassischeMo-
di der Regulation von Flüssen unterstützten, so wie Barrieren als Wegleitsysteme.
Die Essensausgabe bildet das offensichtlichste Beispiel (s. Abbildung 3). Dort wa-
ren vier Reihen durch die Barrieren angelegt, die zu der ebenfalls durch Durchrei-
chen gewährleisteten Essensausgabe führten. Allerdings waren meist nur verein-
zelte Durchreichen geöffnet und die Barrieren zudem nicht durchgehend, sodass
die Anstehenden sich vordrängeln oder über Barrieren klettern konnten. Zusätz-
lich dazu bestanden vor einzelnen Institutionen außerhalb der eingezäunten Zo-
nen ebenfalls kurze Wegeleitsysteme. So sorgten beispielsweise der UNHCR oder
einzelne Infostellen, die für den Transfer oder die Aktualisierung von Papieren und
Bankkarten zuständig waren, dafür, dass Geflüchtete entlang von Barrieren zu be-
stimmten Fenstern oder einer Tür geführt wurden.
Barrieren als Mittel der zeitweiligen Immobilisierung
Während bis jetzt vor allem Praktiken beleuchtet wurden, die aus dem Ausschluss
von und der Zugangsregulierung zu strukturell wichtigen Bereichen bestanden,
lassen sich ebenfalls Praktiken der zeitweisen Immobilisierung identifizieren, die auf
Einschluss durch Barrieren basierten. Dies gilt vor allem bei der Registrierung, die
eine lückenlose Erfassung der Neuangekommenen anstrebte. So wurden Geflüch-
tete nach ihrer Ankunft in die New Arrival-Zone gebracht, in der die Erstregistrie-
rung durch die Polizei und Frontex stattfand. Dafür wurden sie in einen separaten,
jedoch nur mit mobilen Barrieren abgegrenzten Bereich gebracht (s. Abbildung 2
Mitte), um von dort für die einzelne Erfassung aufgerufen zu werden:
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»In der Registration Area selbst befindet sich mitten in dem Bereich das Areal, um
das herum alle für die Registrierung und den Weitertransfer wichtigen Büros un-
tergebracht waren. In der Mitte befindet sich ein freier Raum, der durch einen
mobilen Zaun abgetrennt ist. Dort sitzen die Neuankömmlinge vonmorgens und
warten auf ihre Erstregistrierung bei Frontex, deren Büro ebenfalls in demBereich
ist.« (Beobachungsprotokoll vom 15.03.2019)
Abhängig von der Anzahl der Neuangekommenen und der Auslastung der Behör-
den kam es jedoch vor, dass die lückenlose Registrierung nicht an einemTag durch-
geführt werden konnte. In diesem Fall wurden die Asylsuchenden im angrenzen-
den Gemeinschaftszelt, das für schon Registrierte, aber noch nicht regulär Un-
tergebrachte vorgesehen war, untergebracht. Dieses Zelt war ebenfalls durch ein
Tor von dem Areal der Registrierung abgegrenzt. Kam es zum Rückstau bei der
Registrierung, konnte der Bereich des Zeltes abgetrennt werden, um den Unregis-
trierten die Möglichkeit zu nehmen, sich undokumentiert inner- und außerhalb
des Camps zu bewegen. Zusätzlich sollten die Neuankommenden von den Camp-
bewohner*innen getrennt werden, jegliche Interaktion wurde unterbunden, wie
Osai mir in Bezug auf seine Ankunft in Moria schilderte: »Yeah, they drop us off
and then, straight away, we were not allowed to talk to anyone, someone to come
and see you.We were not allowed, nobody was. Nobody was, no one was allowed to
come close to us.« (Interview mit Osai) Zusätzlich dazu bestand eine besonders re-
striktive FormderMobilisierung innerhalb des Lagers: DieHaft/Detention folgte vor
allem der Logik der niedrigen Anerkennungsquote, sodass vor allem Asylsuchende
aus Westafrika mit dem Verweis auf Verdunkelungs- und Verzögerungsgefahr für
maximal drei Monate unmittelbar nach der Registrierung inhaftiert wurden. Dort
hatten sie im Vergleich zu den schon beschränkten Zugängen zu Informationen
und Institutionen kaum die Möglichkeit, ärztlichen oder juristischen Beistand zu
konsultieren. Aufgrund des fehlenden Zugangs zu Beratung mussten sie meist un-
vorbereitet und mit sehr eingeschränktem Kontakt zu Außenstehenden das Asyl-
interview, das während der Haftzeit angesetzt wurde, absolvieren. Dies münde-
te laut Aussage einzelner Interviewpartner*innen meist in einer ersten Ablehnung
des Asylantrags.Man könnte hier von einem innengelagerten Sortiermechanismus
durch Einschluss sprechen.
Die politischen Entwicklungen des letzten Jahres legen dazu noch einen weite-
ren Mechanismus des Einschlusses auf übergeordneter Ebene offen: Als die grie-
chische Regierung zum 1. März 2020 das Asylverfahren für einen Monat aussetzte
(vgl. Infomigrants 2020: o.S.), sollten neu an der Küste Angekommene nicht nach
Moria gebracht, sondern in Detention-Centres auf dem griechischen Festland inter-
niert und von dort aus abgeschoben werden (vgl. Humanrightswatch 2020: o.S.).
Zu diesem Zweck wurden etwa 500 Asylsuchende in der Nähe eines Militärschiffes
amHafen vonMytilini, der Hauptstadt von Lesvos, festgehalten. Zwar konnten sich
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die Asylsuchenden innerhalb der Einzäunungen des Hafens bewegen, als Außen-
stehende Kontakt aufnahmen,wurde jedoch jeglicher Kontakt durch das Aufstellen
von Barrieren innerhalb des Hafens unterbunden. Ein besonders drastisches Ver-
anschaulichungsbeispiel bot sich nach dem Brand in Moria im September 2020:
Nachdemdie griechische Regierung seitMärz 2020 einen Lockdown verhängte und
als Reaktion auf erste dokumentierte Corona-Fälle das komplette Lager durch den
Bau eines Zaunes abzuriegeln gedachte (BalkanInsight 2020), musste es infolge
des verheerenden Brandes komplett evakuiert werden. Als die Asylsuchenden den
Weg in die Hauptstadt Mytilini antraten, wurden sie auf der Küstenstraße in Rich-
tung derHauptstadt gestoppt und dort fürmehrere Tage auf besagter Straße durch
Straßenblockaden festgehalten. Diese komplette Blockade diente der griechischen
Regierung dazu, das Feld der Migrationskontrolle ad hoc zu reorganisieren und
ein provisorisches Lager direkt an der Küste zu errichten. Den Einzug in das neue
Camp setzten die Behörden durch den Einsatz physischer Gewalt und Tränengas,
die zeitweilige Unterbindung der Versorgung von Betroffenen und Drohungen be-
züglich der Aussetzung des Asylverfahrens bei Nichtbefolgung durch (mare liber-
um 2020).
Umgangsstrategien/Selbstorganisation
Während bis jetzt die Strategien der Verwaltungshandelnden betrachtet wurden,
sind noch vereinzelte, in ihrer Breite subtilere Umgangsstrategien mit Barrieren
seitens der Geflüchteten zu verzeichnen gewesen. Beispielsweise schnitten Asyl-
suchende Löcher in den Zaun des Lagers, um sich erleichterten Zugang abseits des
offiziellen Tores zu schaffen. Diese wurden allerdings geduldet, weil das Manage-
ment den Nutzen gegen den Schaden dieser informellen Zirkulation abwog:
»Als ich meine Begleitung auf die zahlreichen Löcher im Zaun anspreche, sagt er
mir lediglich, dass sich der Zugang aufgrund der Überbelegung und der großen
Zahl der Menschen nicht kontrollieren lässt und dass die Leute vom Olive Grove5
so ebenfalls einen direkten Zugang zum Camp und damit ebenfalls zur Essens-
ausgabe haben.« (Beobachtungsprotokoll vom 13.03.2019)
Zusätzlich dazu ließen sich die geschaffenen Strukturen unter bestimmten Bedin-
gungen vorteilhaft nutzen, so wie es mir Hamid beschrieb, der sein Asylverfahren
nach Versäumnis eines Termins wiederaufnehmen und dafür einen neuen Termin
an den Fenstern von EASO bekommen wollte:
5 Eine informelle Struktur außerhalb des formellen Lagers zur Unterbringung, die sich Stand
März 2020 um ganzMoria herum ausbreitete und deutlichmehr Personen als das Lager fass-
te.
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»After one hour, he bring forme an appointment for threemonths […]. And I come
from this window to another one and I told another one. […] I told her sir, I have
this problem, my case is closed, and, he said, ok wait here, he go exactly on that
time, and he go and he bring for me another appointment for one week, after one
week.« (Interview mit Hamid)
Durch die Parzellierung der Zugänge und Zuständigkeiten gestaltete sich auch der
Informationsfluss zwischen den unterschiedlichen Stellen innerhalb der Zone als
unzureichend. Diese Fragmentierung nutzten Asylsuchende in ihrem Sinne.
Neben den Praktiken, die die Strukturen zum Teil unterlaufen, ließen sich
auch solche ausfindig machen, die jene eher stützten und auf der Selbstorganisa-
tion und -regulation der Lagerbewohnenden basierten. So organisierte sich bspw.
die afghanische Community im Lager in Bezug zur Essensausgabe selbst: Einzel-
ne Personen, ausgestattet mit gelben Warnwesten, regelten den ordnungsgemä-
ßen Verlauf an der Ausgabe. Zusätzlich dazu entstanden Praktiken, die weniger
im Sinne der Positionierung zu und Umgang mit Barrieren gezählt werden kön-
nen, sondern auf gegenseitiger Hilfe beruhten und den beschränkten Zugang zu
Informations- und Versorgungsleistungen, zum Beispiel durch gemeinsames Ein-
kaufen oder dieWeitergabe von Informationen über Netzwerke, teilweise substitu-
ierten. Das Angewiesen-Sein vor allem auf Institutionen des Asylverfahrens konn-
ten sie hingegen nicht verringern.
Schlussbetrachtung
Bei abschließender Betrachtung der Empirie und mit Rückbezug auf die Theo-
rie der geographisch-gouvernementalistischen Mobilitätsforschung wurden Bar-
rieren vor allem als Mittel genutzt, um den adäquaten Ablauf von Verwaltungs-
handlungen in Bezug auf Asylsuchende sicherzustellen. Die stark differierende
Mobilität, ausgedrückt als Möglichkeit, sich und andere in der Interaktion zu po-
sitionieren, hat sowohl derTheorie als auch der Empirie zufolge große Auswirkun-
gen auf den Handlungsspielraum der Akteur*innen und auf die Konstitution des
Feldes Geflüchtetenlager.
So führt schon die Barriere des Meeres dazu, dass Asylsuchende kaum undo-
kumentiert weiterreisen können und in das Regime des Hot Spot-Centres eintreten
und sich zu großen Teilen zur Steigerung ihrer Mobilität den Registrierungs- und
Verwaltungsprozeduren fügen mussten. Auf kleinräumigerer Ebene drückte sich
die Mobilität als Handlungsmöglichkeit vor allem im Zugang zu institutionell und
strategisch wichtigen Arealen wie EASO oder demNew Arrival-Areal aus. Dadurch,
dass sich die Verwaltungshandelnden (mit Abstufungen) frei bewegen konnten und
somit eine höhere Mobilität besaßen, konnten sie sich und andere zu Gunsten der
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Verwaltung positionieren und erhielten mehr Handlungsressourcen. Dies drückt
sich in der Möglichkeit aus, sich und andere zu mobilisieren, also derTheorie nach
durchMobilität bzw. Bewegung zu regieren. Die Verwaltungshandelnden konnten
sich aus der Interaktion zurückziehen, bestimmte Personengruppen aus einem
bestimmten Bereich heraushalten oder innerhalb von Bereichen immobilisieren,
sodass die Handlungsmöglichkeiten geflüchteter Personen in hohem Ausmaß ein-
geschränkt worden sind. Dies bezieht sich nicht nur auf die Mobilisierung von
Personen. Auch die Mobilisierung von Gütern und Informationen besaßen Ein-
fluss auf die Handlungsressourcen der Asylsuchenden. Zwischen beidem besteht
jedoch ein Zusammenhang: Erhöht sich die Mobilität der Geflüchteten, steigt auch
ihr Zugang zu Informationen und Versorgungsleistungen und umgekehrt, was auf
die komplexen Wechselverhältnisse verweist.
Wie sich in der Empirie zeigt, sind die Praktiken der Mobilisierung mit den
übergeordneten Systemen der Zirkulation verschränkt, sei es auf der übergeord-
neten Ebene des europäischen und griechischen Asylsystems, aber auch innerhalb
des Lagers. So waren die Mobilisierungstechniken darauf ausgelegt, einen mög-
lichst flüssigen Ablauf von Verwaltung des Lagers und Abwicklung des Asylsystems
im Sinne der Verwaltenden zu gewährleisten. Das bedeutet freilich nicht, dass die
Asylgesuche möglichst schnell abgewickelt wurden, denn in der übergeordneten
Politik und der konkreten lokalen Ausformung lässt sich eine Tendenz zur Ver-
langsamung der Zirkulation von Asylsuchenden bis hin zur direkten Inhaftierung
und Abschiebung erkennen.
Mit speziellem Fokus auf die Barrieren wurden diese und damit in Verbindung
stehende Durchgänge auf unterschiedliche Weise in soziale Praktiken mit einbe-
zogen, um Asylsuchende entweder zu mobilisieren, zu immobilisieren sowie sie
zu lokalisieren. Dabei wurde durch und über Barrieren hinweg kommuniziert, sie
beeinflussten damit die Interaktion bzw. wurden aktiv in diese einbezogen. Fens-
ter und Türen konnten hingegen genutzt werden, um Verwaltungshandeln ent-
weder direkt abzuwickeln oder die Flüsse eben auf jene Zu- und Durchgänge zu
konzentrieren. Zusätzlich dazu konnte über die Barrieren Abstand zwischen den
Verwaltungshandelnden und den Asylsuchenden hergestellt werden: Entweder, um
Konfrontationen zu vermeiden oder um Asylsuchende, meist mit Verweis auf Ab-
grenzungen oder ihnen zugeschriebene Positionen, zu mobilisieren. Die an der
Interaktion Beteiligten wurden also mit Rückbezug auf die Raum- und Mobilisie-
rungstheorie durch Bewegung, aber vor allem unter Einbezug der Zäune und The-
ken, unterschiedlich in Beziehung gesetzt und erhielten dadurch unterschiedliche
Handlungsressourcen zueinander. Dabei lassen sich zwei Hauptfunktion der Bar-
rieren identifizieren: Zum einen der Ein- und Ausschluss von Personen, zum ande-
ren die partielle und kontrollierte Durchlässigkeit als Mittel der Kontrolle von Zir-
kulation als auch der Mobilisierung einzelner Personen.Während durch restriktive
Zugänge Positionen zugewiesen wurden, nützt die eingeschränkte Bewegungsfrei-
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heit der klaren Lokalisierung und Registrierung, im Falle der Detention auch der
Isolierung von Zugängen zu Institutionen und Informationen.
Der ersten Analyse folgend können einige Stellen identifiziert werden, die
durch weitere Forschung und kleinteiligere Analyse gefüllt werden sollten: In
Bezug auf das Feld selbst erscheint es notwendig, Transformationen und neue
Erscheinungsformen der Praktiken der (Im-)Mobilisierung zu identifizieren, die
aus dem Brand und der damit einhergehenden grundlegenden Reorganisierung
des Feldes der Migration in Form eines neuen und potentiell zukünftigen Lagers
hervorgehen, und sie darauf zu untersuchen, wie Barrieren und andere Materia-
litäten mit einbezogen werden. Die Ankündigung der griechischen Regierung,
ein geschlossenes Lager errichten zu wollen, gibt einen ersten Vorgeschmack.
Zusätzlich müssten etwa die in der Theorie aufgeworfenen Subjektivierungs-
und Selbstregulationsweisen infolge der Verknüpfung von Raum und Wissen
sowie symbolischer Ordnungen näher beleuchtet werden. Durch die weitere
Durchführung und Auswertung von Interviews können nicht nur diese, sondern
auch subtilere Gegenstrategien identifiziert werden, die das Feld grundlegend
mit konstituieren und einen nuancierteren Blick auf eben jenes zulassen. Es
erscheint ebenfalls als gewinnbringend, das Feld dahingehend zu durchleuch-
ten, welche weiteren Materialitäten und Technologien6 in Verbindung mit der
Regierungshandlung durch Barrieren stehen, um breitere Funktionsweisen und
auch Brüche, die unter anderem durch zunehmende Komplexität auftreten, of-
fenzulegen. Zusätzlich dazu schien immer wieder eine Analyseachse durch, die
vor allem in der Geographie wieder mehr Beachtung findet und schon implizit
in der Theorie mitgeschwungen ist: die der räumlichen Skala. Im Beispiel der
Aussetzung des Asylverfahrens und der sich daraus ergebenden veränderten
Verwaltungshandlungen kann argumentiert werden, wie die unterschiedlichen
räumlichen Ebenen ineinandergreifen und sich gegenseitig stützen bzw. konsti-
tuieren. Das Zusammenbringen der Regierung von Flüssen auf übergeordneter
Ebene mit der Mobilisierung auf lokaler Ebene sollte demnach ebenfalls im Zen-
trum weiterer Analyseschritte stehen, um die Funktionsweisen des Lagers als Teil
des Grenzregimes adäquat beschreiben und in Beziehung setzen zu können.
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Der Beitrag stützt sich auf Erkenntnisse einer empirischen Forschungsarbeit und
fokussiert restriktive Zugangspraktiken eines bayerischen Transitzentrums (jetzt:
Ankerzentrum). Transitzentren wurden 2017 als Unterbringungsform für sog.
Asylbewerber*innen mit geringer Bleibeperspektive eröffnet und 2018 in Anker-
zentren umgewandelt. Offizielle Ziele sind die Beschleunigung der Verfahren
sowie die Ermöglichung zeitnaher Rückführungen. Die Ergebnisse der Forschung
zeigenMechanismen von Exklusion, Isolation, Regulierung und Kontrolle, die mit
theoretischen Ansätzen der traditionellen Lagerforschung in Beziehung gesetzt
werden. Es wird ersichtlich, wie besondere Raumspezifika, Zutrittsbeschränkun-
gen und -verbote für Unterstützer*innengruppen und (andere) bürgerschaftlich
Engagierte sowie diverse (Kommunikations-)Kontrollpraktiken charakteristisch
für das Transitzentrum sind. Diese tragen zur Abschottung und Distanzierung
der Bewohner*innen bei, welche sich durch das ›Festsetzen‹, der Immobilisierung
der Bewohner*innen in der Unterkunft, verstärkt. Der Zugang zur Außenwelt
ist zudem aufgrund rechtlicher und organisationaler Hürden eingeschränkt.
Trotz einiger Gemeinsamkeiten zeigen sich im bayerischen Transitzentrum auch
Abweichungen von ›totalen‹ Formen der Kasernierung bzw. des Lagers. Vor allem
aufgrund der vielen beteiligten Akteur*innen und deren fortlaufenden (politi-
schen) Kämpfe und Aushandlungen ist die Durchlässigkeit der (Lager-)Grenzen
zu betonen. Das ›Lager‹ und damit verbundene Grenzen bzw. Grenzziehungen
sind nicht total, sondern durchlässig und veränderbar, was sich insbesondere
anhand der divergierenden Interessen und unterschiedlich genutzten Hand-
lungsspielräume der Akteur*innen in Kommunen, Wohlfahrtsverbänden und
der Zivilgesellschaft zeigt. Es handelt sich bei den beschriebenen exklusiven
und restriktiven Praktiken somit nicht um ›totale‹ Ausschlusspraktiken, sondern
um dynamische und veränderbare Grenzziehungsprozesse, die unterschiedliche
(Aus-)Handlungsfelder des täglichen Lebens betreffen, fortlaufend hervorge-




This article is based on findings of empirical research and focuses on restrictive
access practices in a Bavarian transit centre (now: Anker centre). Transit centres
were opened in 2017 as a form of accommodation for so-called asylum seekers
with few prospects of staying in Germany and were converted into Anker centres
in 2018. The official goals are to speed up procedures and to enable prompt
deportations. Results of the research project show mechanisms of exclusion,
isolation, regulation and control that are put in relation to theoretical approaches
of traditional camp research. It becomes apparent how particular spatial condi-
tions, access restrictions and prohibitions for supporter groups and (other) civic
engagement as well as diverse (communication) control practices are character-
istic of the transit centre. These contribute to the isolation and distancing of the
residents, an effect that is intensified by the ›fixation‹, the immobilisation of the
residents in the accommodation. Access to the outside world is also restricted
due to legal and organisational barriers. Despite some common features, the
characteristics of the Bavarian transit centre also deviate from ›total‹ forms of
barracking or camps. The permeability of (camp) borders should in particular
be emphasised in view of the many actors involved and their ongoing (political)
battles and negotiations. The camp and the borders and demarcations associated
with it are not total, but permeable and changeable, which is particularly evident
in the diverging interests and scope for action of the actors in municipalities,
welfare associations and civil society that is used in different ways. Thus, the
exclusive and restrictive practices described are not ›total‹ exclusionary practices,
but dynamic and changeable processes of bordering that affect different fields of
action (and negotiation) in daily life, and that are produced on a continuous basis
and are always contested.
Einleitung
Immer wieder rückt die Unterbringung von Geflüchteten in Lagern in den öffent-
lichen Diskurs. Zuletzt im Frühjahr 2020 hat sich deutlich gezeigt, dass Sammel-
unterkünfte die dort untergebrachten Menschen einem hohen Gesundheitsrisi-
ko durch das Corona-Virus SARS-CoV-2 aussetzen. Im Jahr 2018 wurde die Ein-
richtung von Ankerzentren als zentralisierte Sammelunterkünfte öffentlich disku-
tiert. Dabei geraten regelmäßig die Kontinuitäten und Brüche der Unterbringung
von Geflüchteten aus dem Blick. In diesem Beitrag werden daher die bayerischen
Transitzentren diskutiert, die nur wenig öffentliche sowie wissenschaftliche Auf-
merksamkeit erhielten. Das Konzept der Transitzentren hatte nur kurz Bestand; es
wirft gleichwohl einen erkenntnisreichen Blick auf Begründungszusammenhänge
der 2018 eingeführten Ankerzentren: »[W]ir knüpfen an bestehende Einrichtun-
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gen und die erfolgreichen Konzepte unserer bayerischen Transitzentren an« (Baye-
rische Staatskanzlei 2018: 3), verkündete die bayerische Staatsregierung und ließ
damit implizit wissen, dass die Verkündung der Einführung von Ankerzentren im
Koalitionsvertrag der Bundesregierung 2018 eine bayerische Handschrift trägt.
Es gab drei Transitzentren, je eines in Manching/Ingolstadt, Regensburg und
Deggendorf. Diese wurden 2018 (mit den weiteren bayerischen Aufnahmeein-
richtungen Bamberg, Zirndorf, Schweinfurt und Donauwörth) in Ankerzentren
umgewandelt (vgl. BStMI 2018). Statt einer bayernweiten Verteilung der Asyl-
bewerber*innen auf die Kommunen sollten jene mit vermeintlich »geringer
Bleibeperspektive« nun zentralisiert untergebracht werden. Damit sollten Verfah-
ren beschleunigt und zeitnahe Rückführungen erreicht werden (vgl. Bayerische
Staatskanzlei 2017: 7). Bei Transitzentren handelte es sich um besondere Aufnah-
meeinrichtungen im Sinne des Asylgesetzes. Dort sollten Asylbewerber*innen
untergebracht werden, um sie einem beschleunigten Asylverfahren zu unter-
ziehen. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) unterhielt dafür
Außenstellen in den Transitzentren. Die Pflicht zum Aufenthalt in Aufnahmeein-
richtungen betrug in der Regel maximal sechs Monate. Diese Beschränkung galt
jedoch nicht für Personen aus »sicheren Herkunftsstaaten«, welche überwiegend
in Transitzentren untergebracht wurden.1
Der vorliegende Beitrag basiert auf einem 2018 von mir durchgeführten ethno-
grafischen Forschungsprojekt, in dem ich Regulierungs- und Kontrollpraktiken in
einem Transitzentrum untersucht habe.2 Anhand des empirischen Materials wer-
den die Zugänge im Kontext des Transitzentrums analysiert. Die leitenden For-
schungsfragen lauteten: Auf welche Weise wird der Zutritt zur Einrichtung für
bestimmte Personen (insbesondere bürgerschaftlich Engagierte) reguliert? Welche
Rolle spielen hierbei auch materielle und symbolische Dinge und Artefakte? Inwie-
fern wird den Bewohner*innen räumliche und sozialeMobilität in Form von gesell-
schaftlicher Teilhabe ermöglicht oder verwehrt?Welche Rolle spielt der (Nicht-)Zu-
gang zu Informationen v.a. fürMitarbeitende der dort tätigenWohlfahrtsverbände
und bürgerschaftlich Engagierte, verknüpft mit einer Kommunikationskontrolle
bei Mitarbeitenden der Kommune, Regierung und Betreiberfirma?
Anhand der Beobachtungen und vor dem Hintergrund einer kritischen Grenz-
und Migrationsforschung zeigen sich nicht allein exkludierende Praktiken, son-
dern ebenso Praktiken, die auf eine Durchlässigkeit der Lagergrenzen schließen
1 Personen aus sicheren Herkunftsstaaten wurden für die gesamte Dauer des Asylverfahrens
dort untergebracht, alle anderen höchstens zwei Jahre (vgl. § 47 Abs. 1a und 1b AsylG). Seit
dem 21.08.2019 gilt die Sechsmonatsregelung in Aufnahmeeinrichtungen nur noch für Kin-
der, deren Eltern bzw. Sorgeberechtigte und Geschwister.
2 Aus Anonymisierungsstrategien wird weder der Name des Transitzentrums noch der Depen-
dancen genannt.
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lassen. Mit der Sichtbarmachung der Permeabilität der Lagergrenzen werden La-
gertheorien infrage gestellt, die auf die Totalität von Lagergrenzen verweisen. Zu-
dem wird gezeigt, inwiefern die Aushandlungen der Zugänge als Grenzziehungs-
prozesse zu konzeptualisieren sind.
Das Transitzentrum als Lager
In diesem Abschnitt werden Mechanismen der Exklusion, Isolation, Restriktion,
Regulierung und Kontrolle im Transitzentrum anhand der Analyse empirischen
Materials aufgezeigt und mit Blick auf die Lagertheorien von Goffman (1972) und
Foucault (2005, 1979) diskutiert.3 Hierbei soll kein umfassender Forschungsstand
dargestellt, sondern nützliche theoretische »Sehhilfen« (Scheffer 2002: 370) direkt
mit der Empirie in einer integrierenden Darstellung zusammengebracht werden.
Ziel ist nicht, theorieprüfend vorzugehen, sondern sozialwissenschaftliche Theo-
rien weiterzuentwickeln und bestehende Ansätze zu »irritieren« (Breidenstein et
al. 2015: 166). Die empirischen Daten stammen aus einer ethnografischen Feld-
forschung, die 2018 durchgeführt wurde und umfassen Gesprächs- und Beobach-
tungsprotokolle sowie Feldnotizen, die im Rahmen »informelle[r] Gespräche« (ebd.:
80, Herv. i.O.) am Telefon und auf diversen Treffen und Veranstaltungen4 sowie
»explizite[r] Interviews« (ebd., Herv. i.O.) erhoben wurden. Die Interviews wurden
mit zehn Personen geführt, darunter hauptamtliche Mitarbeiter*innen der Kom-
mune sowie der örtlichenWohlfahrtsverbände und mit bürgerschaftlich Engagier-
ten, die im Transitzentrum tätig waren. Weiterhin erfolgten einige teilnehmende
Beobachtungen im Rahmen eines sogenannten Infobusses, in dem Flüchtlingsräte
und Amnesty International Beratungsgespräche anboten.
Zutrittsverbote und -kontrollen: Praktiken des Öffnens und Schließens
Das Transitzentrum kann als Heterotopie im Sinne Foucaults, als »anderer Ort im
Verhältnis zu den gewöhnlichen kulturellen Orten« (Foucault 1992: 41) gefasst wer-
den. Es stellt einen Gegenraum dar, der u.a. durch eine spezielle Öffnungs- bzw.
Schließungslogik charakterisiert wird. Foucault führt aus, dass
3 Auch Agamben und Arendt werden in der gegenwärtigen und v.a. rechtstheoretischen und
rechtsphilosophischen Lagertheorie häufig herangezogen, scheinen aber für die Diskussion
in vorliegendem Beitrag aus soziologischem und empirischem Blickwinkel weniger gewinn-
bringend (vgl. hierzu auch: Bochmann 2017: 2). Für eine kritisch-rechtstheoretische Ausein-
andersetzung mit Agamben siehe den Beitrag von Anne-Marlen Engler in diesem Band.
4 Bspw. Vernetzungstreffen von Wohlfahrtsverbänden und öffentliche Veranstaltungen der
Kommune zum Transitzentrum sowie Treffen einer Beratungsgruppe von Amnesty Interna-
tional.
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»Heterotopien stets ein System der Öffnung und Abschließung besitzen, welches
sie von der Umgebung isoliert. Einen heterotopen Ort betritt man nicht wie eine
Mühle. Entweder wird man dazu gezwungen […] oder man muss Eingangs- und
Reinigungsrituale absolvieren« (Foucault 2005: 18).
ImTransitzentrumwird die Abschließung durch die Eingangskontrollen besonders
hervorgehoben. Die Bewohner*innen sind rechtlich-administrativ dazu gezwun-
gen in der Einrichtung zu wohnen. Bewohner*innen und Nicht-Bewohner*innen
erleben am Eingangsbereich verschiedene »Eingangsrituale« wie die allgemeinen
Ausweiskontrollen. Bei Bewohner*innen werden zudem häufig Taschen auf eine
Vielzahl von Lebensmitteln oder weitere verbotene Gegenstände kontrolliert. Für
Besucher*innen muss vor dem Besuch eine von der zuständigen Regierung bestä-
tigte Anmeldung vorliegen.
Es gibt auch einige Personen und Gruppen, die prinzipiell keinen Zugang zur
Einrichtung erhalten. Diese Zutrittsbeschränkungen erfuhr ich selbst in meiner
Rolle als Forscherin. Schriftliche Anfragen an die zuständige Bezirksregierung, um
zu Forschungszwecken Zugang zu erhalten, wurden nie offiziell beantwortet. Die
Einrichtungsleitung erklärte mir am Telefon, dass für mich ein freies Bewegen in-
nerhalb des Transitzentrums und beliebige Gespräche mit den Bewohner*innen
nicht erlaubt seien. Ein Besuch bei den Wohlfahrtsverbänden sei prinzipiell mög-
lich, dieser wäre dann aber auf deren Wirkungsbereich beschränkt. Neben den
Wohlfahrtsverbänden gibt es weitere zivilgesellschaftliche Organisationen, die den
Bewohner*innen Verfahrens- bzw. Rechtsberatung anbieten, jedoch keinen Zutritt
erhalten.Mitglieder von zwei Flüchtlingsräten sowie einer Ortsgruppe von Amnes-
ty International organisierten daher ihr Beratungsangebot in Infobussen, die sich
– nachdem sie keine Zugangsberechtigung erhielten – in der Nähe der Ein- und
Ausgänge des Transitzentrums und seiner Dependancen postierten. Auch Ange-
hörige der Presse erhalten in der Regel keinen ungehinderten Zutritt. Stattdes-
sen werden Besuchstermine organisiert, für die im Vorfeld einige Vorkehrungs-
maßnahmen getroffen werden. Wie Gesprächspartner*innen berichteten, werden
in diesem Zuge die Anlagen besonders hergerichtet und diejenigen Zimmer ex-
emplarisch gezeigt, die nicht bewohnt werden. Mitarbeitende der Wohlfahrtsver-
bände wurden bei offiziellen Terminen meist nicht einbezogen, beispielsweise um
Stellung zu beziehen oder über ihre Arbeit zu berichten oder sie wurden erst gar
nicht über die Pressebesuche informiert. Die Vermutung liegt nahe, dass diese Ein-
schränkungen gegenüber Presse, Forscher*innen und Unterstützer*innengruppen
dazu dienen, den Bilder- und Informationsfluss an die Öffentlichkeit zu kontrol-
lieren.
Es gibt Akteur*innen, die prinzipiell Zutritt zur Einrichtung erhalten, der aber
mit Komplikationen verbunden ist. Mitarbeiter*innen der Wohlfahrtsverbände
und bürgerschaftlich Engagierte berichten, dass es bei den Eingangskontrollen
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regelmäßig zu Situationen kommt, bei denen der Zutritt nicht oder nur nach
einigen Aushandlungen gewährt wird. Diese Probleme treten hauptsächlich
bei den bürgerschaftlich Engagierten auf, die Bewohner*innen während ihres
Asylverfahrens unterstützen, z.B. wenn sie diese zu Behörden begleiten.
»Und da kam dann eben dieser Vorfall, dass ich zuerst reingelassen wurde. Und
dann ranntemir quasi der SecurityMannnach, nachdemer dann […] bei der Regie-
rung Bescheid gesagt hatte und hat gesagt: [Name], es tut mir leid, Sie müssen
wieder gehen. Dann habe ich gesagt: Wieso? Ja, Anweisung von der Regierung.
Dann habe ich gesagt: Ja, jetzt geben Sie mir fünf Minuten. […] Wir regeln das
jetzt hier schnell […]. Jetzt haben Sie mir ja eh schon gesagt, dass man nicht aufs
Zimmer darf. […] Undwir haben uns ja eh da vorne in diesem [Nameder Betreiber-
firma] Gebäude getroffen. Und dann hat er gesagt: Ja, also er drückt jetzt beide
Augen zu und kommt dann in fünf Minuten wieder und dann kam er nach einer
Minute wieder und hat gesagt: Tut mir leid, Sie müssen jetzt gehen. Und dann
haben sie mich tatsächlich rausgeschmissen.« (Interview mit Ehrenamt B)5
Einige der bürgerschaftlich Engagierten stehen normalerweise auf einer Liste, die
in der Regel einen Zugang ohne weitere Bestätigungen erlaubt und der Betrei-
berfirma vorliegt. Allerdings erfährt diese Form des vermeintlich »erleichterten«
Zugangs auch immer wieder Abweichungen, wie das obige Beispiel einer bürger-
schaftlich engagierten Person zeigt.
Praktiken der Immobilisierung
Ähnlich wie es für »totale« (Goffman 1972) Unterbringungsformen charakteristisch
ist, werden die Bewohner*innen im Transitzentrum vorschriftsmäßig unterge-
bracht sowie bürokratisch verwaltet und kontrolliert. Räumliche und damit soziale
Isolation wird durch die spezielle Öffnungs- und Schließungslogik in der Unter-
kunft begünstigt. Im Folgenden werden materielle und symbolische Restriktionen
5 UmdieAnonymität zuwahren und keineRückschlüsse auf die Personen zuzulassen, erhalten
die Gesprächspartner*innen Pseudonyme. Diese ergeben sich aus deren Tätigkeit (›Kommu-
nal‹, ›Wohlfahrt‹, ›Ehrenamt‹) und der Reihenfolge der stattgefundenen Gespräche (A, B, C
etc.). Es werden keine Hinweise gegeben, die auf die genaue Berufsbezeichnung der Person
oder ihr Geschlecht schließen lassen könnten. Namen von Personen, die in den Gesprächen
genannt werden, werden unkenntlich gemacht. Die Geschlechter der Personen werden zu-
fallsbasiert verändert oder bleiben gleich. Andere Bezeichnungen, die auf den genauen Ort
schließen könnten, werden herausgenommen bzw. geändert. Zum Schutz der Gesprächs-
partner*innenwird somit an einigen Stellen auf detaillierte Beschreibungen konkreter Situa-
tionen verzichtet, um auch hier Rückschlüsse zu vermeiden. Diese Angst der Gesprächspart-
ner*innen wurde auch immer wieder im Rahmen der Gespräche deutlich, wie im Folgenden
noch ausgeführt wird.
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wie die Architektur des Transitzentrums6 und der begrenzte Ressourcenzugang als
Praktiken der Immobilisierung diskutiert. Foucault beschreibt im Zusammenhang
mit Disziplinaranstalten das Charakteristikum der »Klausur, die bauliche Abschlie-
ßung eines Orts von allen anderen Orten« (Foucault 1979: 181, Herv. i.O.). Diese
Eigenschaft zeigt sich neben den Eingangskontrollen an der unmittelbaren Um-
gebung des Transitzentrums und seiner Dependancen. Bei einigen Dependancen
grenzen keine anderen Gebäude an die Einrichtungen. Bis auf eine Dependance
liegen alle in peripherer Lage. Das Gelände aller Unterbringungseinrichtungen ist
durch Tore und Zäune, einzelne durch hohe Bäume abgegrenzt, sodass die Unter-
künfte überwiegend außerhalb der Sichtweite der ansässigen Bevölkerung liegen.
Die Unterbringung erfolgt in ehemalsmilitärisch genutztenGebäuden,Containern
oder Barracken, die nicht als gewöhnlicher Wohnraum ausgelegt sind.
»Ihr allumfassender oder totaler Charakter wird symbolisiert durch Beschränkun-
gen des sozialen Verkehrs mit der Außenwelt sowie der Freizügigkeit, die häufig
direkt in die dingliche Anlage eingebaut sind, wie verschlossene Tore, hohe Mau-
ern, Stacheldraht, Felsen, Wasser, Wälder oder Moore.« (Goffman 1972: 15)
Auch das Transitzentrum distanziert Bewohner*innen und Bevölkerung räumlich
durch die architektonische Gestaltung. In den Gesprächenmit denMitarbeiter*in-
nen sowie bürgerschaftlich Engagierten werden die Anlagen meist als wenig at-
traktiv und abschreckend beschrieben. Die Mitarbeiter*innen erklären, dass mehr
bürgerschaftliche Aktivitäten in zentral gelegenen Einrichtungen stattfinden. So
erzählt eine Person, dass sie den Zaun abschreckend empfindet: »Und, es sieht na-
türlich auch erst mal aus, als würde ich einen Gefängnisbesuch machen. […] Aber,
klar wirkt das abschreckend.« (Interview mit Kommunal A). Ähnlich beschreibt
eine andere befragte Person, dass wenn »man da, ja, in einem abgezäunten Gelän-
de ist und die Sicherheitsleute ständig zu sehen sind, das […] schon sicherlich auf
Dauer nicht so einfach […] wegzustecken [ist].« (Interviewmit Ehrenamt A). Daher
erinnere sie das Lager an ein »Untersuchungsgefängnis« (ebd.).
Durch Gitter, Zäune, Stacheldraht und die periphere Lage wird im Transit-
zentrum ehrenamtliches Engagement räumlich-architektonisch entmutigt. Die-
se Entmutigung kommt ebenfalls durch Situationen der Zugangsgewährung zum
Tragen. Bürgerschaftlich Engagierte und teilweise auch Mitarbeitende der Wohl-
fahrtsverbände müssen sich immer wieder neugierigen Fragen aussetzen, warum
sie Einlass gewährt bekommen möchten, mit welchen Bewohner*innen sie sich
treffen möchten und aus welchen Gründen.
»Weil, die [Ehrenamtlichen] haben einfach sehr viel Negatives erlebt. [U]nd es
ist tatsächlich so, dass sehr restriktiv die Zugänge gehandhabt werden. Also man
6 Siehe dazu auch den Beitrag von Julia Devlin in diesem Band.
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muss genau sagen, für was der Ehrenamtliche da ist, […] mit wem er sich trifft, für
welche Aufgaben er da ist. Und das empfinden natürlich die Ehrenamtlichen sehr
einschränkend.« (Interview mit Wohlfahrt A)
Durch die Erschwernisse bei den Eingangskontrollen und die »exkludierende
Raumstruktur« (Pieper 2013: 267) wird die Entstehung sozialer Kontakte zwischen
Bewohner*innen und Bevölkerung erschwert. Die spezifische Raumstruktur spielt
auch hinsichtlich der Markierung und Abwertung der Bewohner*innen eine Rolle.
Verallgemeinerungen und Stigmatisierungen werden durch die Distanzierung
erhöht. »Die bewusste Degradierung des Wohnraumes schreibt sich in den so-
zialen Raum ein und führt zu einer öffentlichen Stigmatisierung« (ebd.: 316),
die aufgrund des fehlenden Kontakts nicht oder nur geringfügig relativiert bzw.
revidiert werden kann.7 Die Art des Aufbaus und der Nutzung des Transitzen-
trums gibt Hinweise auf den Aspekt der Vorläufigkeit und des Provisoriums. Die
Unterbringung soll nicht von Dauer sein. Den Bewohner*innen wird eine »geringe
Bleibewahrscheinlichkeit« bescheinigt. Darauf verweist schon derWortbestandteil
»Transit« als Bezeichnung für einen Ort des Durchgangs – nicht des Bleibens.
Auch die Insassen in Goffmans totaler Institution »[weisen] häufig eine hohe
Fluktuation auf« (Goffman 1972: 114). Übersehen wird dadurch jedoch leicht der
Aspekt der Dauerhaftigkeit, der permanenten Vorläufigkeit eines Provisoriums,
den das Transitzentrum aufweisen kann. Der Aufenthalt erstreckt sich entgegen
der durchschnittlichen Verweildauer (vgl. Bayerischer Landtag 2017: 3) für einige
Bewohner*innen über einen sehr viel längeren Zeitraum.
Foucault (1979: 280) beschreibt als Zweck von Disziplinareinrichtungen auch
das »Festsetzen« sowie die Kontrolle und Verwaltung großer Menschenmengen.
Durch die Festsetzung könnten die Insassen kontrolliert, diszipliniert und erzo-
gen werden. Dies entspricht den Funktionsweisen des Transitzentrums, wo die
Kontrollen dem Zweck dienen, »zu wissen, wo und wie man die Individuen finden
kann« (ebd.). Dies dient dem von der Bayerischen Staatsregierung intendierten
Zweck, Abschiebungen durchzusetzen und zu »verhindern, dass sich der Aufent-
halt [der Betroffenen, Anm. d.Verf.] verfestigt« (Bayerische Staatskanzlei 2017: 7).
Das Verlassen des Transitzentrums ist für die meisten Angelegenheiten im Rah-
men des Asylverfahrens – und auch des Aufenthalts generell – nicht vorgesehen.
Durch die Zentralisierung befinden sich alle relevanten Behörden und Anlaufstel-
len vor Ort. Die Einrichtung muss nicht einmal für das Einkaufen verlassen wer-
den, da die Bewohner*innen Catering erhalten und die meisten Lebensmittel nicht
mit in die Einrichtung hineingenommen werden dürfen. Für die meisten findet
die Beschulung (wenn überhaupt) in der Einrichtung oder einer der Dependan-
7 Siehe dazu auch den Beitrag von Ramona Kay und Nadine Segadlo in diesem Band.
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cen statt.8 Weiterhin kann die »Residenzpflicht« größere Einschränkungen für die
Bewohner*innen mit sich bringen. Muss für einen Termin die Kommune bzw. der
Landkreis verlassen werden, ist ein Antrag auf Verlassenserlaubnis notwendig. Die
Wahrnehmung eines Termins in einer der größeren Städte in der Nähe ist daher
mit organisatorischem und bürokratischem Aufwand verbunden. Charakteristisch
für das Transitzentrum ist auch die Umstellung auf ein erhöhtes Sachleistungs-
prinzip, d.h. dass die Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz (AsylbLG) überwiegend in Sachleistungen ausgegeben werden und
sich dadurch der Geldbetrag, der den Bewohner*innen zur Verfügung steht, ver-
ringert (vgl. Interview mit Kommunal B). Auch damit war das Transitzentrum ein
Prototyp des 2018 beschlossenen »Bayerischen Asylplans«, der u.a. darauf abzielte,
»das Sachleistungsprinzip [insbesondere in Ankereinrichtungen] maximal umzu-
setzen« (Bayerische Staatskanzlei 2018: 7). Dadurch wird die Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben und die selbstbestimmte Gestaltung des eigenen Lebens stark
eingeschränkt.9 Dies knüpft erneut an das Lagerkonzept nach Goffman an, der von
eingeschränkten Möglichkeiten der sozialen Interaktion und Selbstbestimmung
zwischen einem Innen und einem Außen des Lagers ausgeht (vgl. Goffman 1972:
15).
Auch wenn vieles darauf hindeutet, dass Techniken der Überwachung im Tran-
sitzentrum angewendet werden, betrifft dies nicht alle Lebensbereiche der Bewoh-
ner*innen (vgl. ebd.: 18). Es handelt sich nicht wie in »totalen Institutionen« um
eine Überregulierung des Alltags bzw. darum, dass »der ganze Tagesablauf […] vor-
geplant wird« (ebd.: 21). Tätigkeiten werden nicht rund um die Uhr reguliert oder
kontrolliert, meist betrifft dies nur einzelne Aspekte. Der Tagesablauf ist nicht ex-
akt geplant, es handelt sich hier vielmehr um eine Unter- statt Überregulierung
des Alltags, da den Bewohner*innen Möglichkeiten zur freien und selbstständigen
Tagesstrukturierung fehlen. Die Bewohner*innen werden immobilisiert und sit-
zen dadurch überwiegend fest. Dies führt zur Herstellung räumlicher und sozialer
Distanz und begünstigt gesellschaftlichen Ausschluss. Es handelt sich weniger um
eine zwangsweise Festsetzung (wie z.B. im Gefängnis), da die Einrichtung prin-
zipiell verlassen werden kann. Das Festsetzen funktioniert über symbolische und
bürokratische bzw. organisatorische Barrieren und materiellen Ausschluss aus der
Gesellschaft.
Neben der Klausur, der räumlichen Einschließung, spricht Foucault von Ver-
teilungstechniken, die nach dem Prinzip der »Lokalisierung« und »Parzellierung«
(Foucault 1979: 183) funktionieren. Am Beispiel der Transitzentren beschreibt dies
8 Siehe dazu auch den Beitrag von Elisabeth Beck und Christine Heimerer in diesem Band.
9 Zudem fehlen dadurch finanzielle Ressourcen, um juristischen Beistand zu bezahlen, durch
denmögliche fehlerhafte behördliche Entscheidungen korrigiert werden könnten. Siehe da-
zu auch den Beitrag von Anne-Marlen Engler in diesem Band.
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die Zuweisungen, Verteilungen bzw. Verlegungen der Bewohner*innen. Insbeson-
dere sollen Personenmit »geringer Bleibewahrscheinlichkeit« von jenenmit »guter
Bleibewahrscheinlichkeit« getrennt untergebracht werden.Dieser Aspekt verstärkt
Stigmatisierungen gegenüber der im Transitzentrum untergebrachten Personen.
Durch die Kategorien »sichere Herkunftsstaaten« und »geringe Bleibeperspekti-
ve« und die damit zusammenhängende Unterbringung im Transitzentrum wer-
den die Bewohner*innen illegalisiert, d.h. sie werden pauschal verdächtigt, keine
Schutzgründe zu haben. Ergänzt durch die politisch intendierte Vorannahme, Per-
sonen aus »sicheren Herkunftsstaaten« würden im Herkunftsstaat nicht bedroht
(vgl. BAMF 2019), wird eine Einteilung in »richtige« und »falsche« (»illegale«) Asyl-
bewerber*innen vorgenommen, die sich räumlich in der Unterbringung in einer je
spezifischen Unterkunft manifestiert. Dadurch werden Bewohner*innen des Tran-
sitzentrums als nicht-schutzbedürftig und nicht-asylberechtigt kategorisiert, wo-
mit wiederum Stigmatisierung und soziale Exklusion als Folgeerscheinungen zu
erwarten sind. Das Bild der »Illegalität« spiegelt sich auch in der Bereitschaft zum
bürgerschaftlichen Engagement wider. Mitarbeiter*innen der Wohlfahrtsverbän-
de berichten, dass potenziell Engagierte weniger Interesse daran haben, sich in
Transitzentren einzubringen, aufgrund der Annahme, die dort Untergebrachten
kämen hauptsächlich aus wirtschaftlichen Gründen und »nur des Geldes wegen«
(Interview mit Wohlfahrt B) nach Deutschland.
Die Kategorisierung und Sortierung der Asylbewerber*innen hat Einfluss auf
deren Lebensumstände, Rechte und auf die öffentliche (Fremd-)Wahrnehmung.
Die Kategorie »geringe Bleibeperspektive« und der damit angenommene kurze
Aufenthalt aufgrund vermeintlicher Nicht-Schutzbedürftigkeit soll bestimmte
administrative Vorgehensweisen der Anders- bzw. Ungleichbehandlung legitimie-
ren.10
Praktiken der Informations- und Kommunikationskontrolle
Durch die bereits beschriebenen Kontrollen und die restriktiven Zugangsbeschrän-
kungen für Zivilbevölkerung, Presse und Forschung sowie durch die Immobilisie-
rung der Bewohner*innen gelangen nur wenige Informationen über den Betrieb
des Transitzentrums in die Öffentlichkeit. Während der Feldforschung konnten
Einschränkungen in der Informationsvermittlung auch anhand kommunikativer
Praktiken der Mitarbeiter*innen der Wohlfahrtsverbände und der Kommune be-
obachtet werden. Im Folgenden werden einige Beispiele, an denen sich eine Art
10 Hierzu zählen im Besonderen – und imUnterschied zu Gemeinschaftsunterkünften – erhöh-
te Kontrollen, erweiterter Sicherheitsdienst, Catering statt Selbstversorgung sowie erhöhtes
Sachleistungsprinzip. Siehe zumThemaBleibeperspektive auch denBeitrag von Simon Sper-
ling und Sebastian Muy in diesem Band.
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Kommunikationskontrolle erkennen lässt, expliziert. Bei den Mitarbeiter*innen
der Wohlfahrtsverbände und darüber organisierten bürgerschaftlich Engagierten
zeigt sich dies vornehmlich an Aspekten wie Nicht-Information, Verzögerungen
und Intransparenz über Zuständigkeiten von Seiten der Betreiberfirma und der
zuständigen Bezirksregierung (vgl. Interview mit Wohlfahrt D). Diese sowie die
Mitarbeiter*innen der Kommune äußern sich oft nur vorsichtig oder gar nicht.
Während meiner Feldarbeit zeigten sich immer wieder kommunikative Vor-
sichtsmaßnahmen – insbesondere von Seiten der kommunalenMitarbeiter*innen:
»Weil, das ist auchwieder […] eine städtische Stelle.Und,wie formuliertmanMiss-
stände so, dass es, also als städtischer Mitarbeiter kannst du es nicht so formulie-
ren wie wenn du halt ein freier Wohlfahrtsträger oder Person XY als Ehrenamt-
liche bist. […] Das geht halt einfach nicht. Ja? Und darum sind wir so vorsichtig.«
(Interview mit Kommunal A)
Aussagen zur Unsicherheit und Vorsicht der Interviewpartner*innen wurden zum
einen explizit geäußert, zum anderen auch durch stumme, implizite Praktiken
deutlich. Während des Gesprächs mit einem kommunalen Mitarbeiter zeigte sich,
dass er auf manche meiner Fragen nicht antworten wollte oder konnte. Dies äu-
ßerte sich in ausweichenden Aussagen oder durch den Verweis auf eine andere
Zuständigkeitsebene: »Ich denke, da muss Ihnen die Regierung […] Auskunft ge-
ben.« (Interview mit Kommunal C)
Alle Gesprächspartner*innen von kommunaler Seite bestätigten, dass es eine
Dienstanweisung gibt, dass sie sich öffentlich nicht zum Thema Asyl äußern
dürfen. Anfragen zu dieser Thematik müssten immer über die Pressestelle lau-
fen. Während die kommunalen Mitarbeiter*innen dem*der Bürgermeister*in
unterstehen und aus dienstrechtlicher Sicht seine*ihre Interessen mitvertreten
(müssen), ist dies bei den Wohlfahrtsmitarbeiter*innen (bzw. freiwillig Enga-
gierten) nicht der Fall (Interview mit Kommunal A und Wohlfahrt C). Hiermit
ergeben sich auch unterschiedliche Handlungsspielräume. Die Wohlfahrtsmit-
arbeiter*innen können unabhängiger agieren als die kommunalen Angestellten
bzw. Beamt*innen. Dennoch sind auch erstere nicht komplett frei in der Art und
Weise, wie sie sich äußern. Ihnen wird von Seiten der Regierung oder der Einrich-
tungsleitung durchaus signalisiert, wenn sie sich in einem bestimmten Kontext
unerwünscht oder »zu politisch« geäußert haben (Interview mit Wohlfahrt C).
Daher sei ein Balanceakt in der öffentlichen Kommunikation wichtig, um sich
nicht »politisch angreifbar [zu] machen« (ebd.) und bisher Erreichtes wie der
erarbeitete Status in der Einrichtung und die Etablierung von Beratungs- und
Unterstützungsangeboten sowie Spielräume nicht wieder zu verlieren (vgl. ebd).
Bei E-Mail-Anfragen an die zuständige Betreiberfirma, ob Gespräche mit de-
ren Mitarbeiter*innen möglich seien, wurde ich an die eigene Pressestelle sowie
an die Pressestelle und Leitung der zuständigen Bezirksregierung verwiesen, die
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immer in Kopie gesetzt wurden. Bei erneuten Nachfragen wurde mitgeteilt, dass
ich eine Anfrage bei der Regierungmit den konkreten Inhalten der Interviews stel-
len könne und diese dann eventuell an mich herantrete. In einem Telefonat mit der
Einrichtungsleitung wurdemir erklärt, es sei nicht so, dass die Mitarbeitenden der
Betreiberfirma »Maulkörbe« (Gesprächsprotokoll) tragen würden, allerdings kenn-
ten diese teilweise die Gesetze nicht genau. Es solle verhindert werden, dass es
zu »massiven Missverständnissen« (ebd.) komme und Informationen »falsch nach
draußen« (ebd.) gelangten. Hierbei seien Formulierungen oft sehr wichtig. Ich sol-
le demnach Fragen für die Betreiberfirma direkt an die Regierung schicken. Damit
nichts »Verfängliches nach draußen« (ebd.) gelange, gebe es bei der Pressestelle
»Spezialisten, die das erledigen« (ebd.). Auch ein offizielles Gespräch bzw. Inter-
view mit der Einrichtungsleitung konnte nicht geführt werden.
Die genannten Beispiele verdeutlichen, wie restriktive und exkludierende Zu-
gangspraktiken, Kontrolle und Regulierung auch kommunikativ hervorgebracht
werden. Es lässt sich zusammenfassen, dass sich Mitarbeiter*innen der Wohl-
fahrtsverbände und bürgerschaftlich Engagierte vermehrt mit Problemen unklarer
Zuständigkeiten und Absprachen konfrontiert sehen und oft nicht in Planungen
miteinbezogen oder über Neuerungen informiert werden. Kommunale Mitarbei-
ter*innen äußern sich nicht oder oftmals nur sehr vorsichtig.Gründe dafür werden
v.a. in den sehr divergierenden Handlungsspielräumen der Akteur*innen gesehen.
Gespräche mit Mitarbeiter*innen der Betreibenden sind gar nicht möglich. Die
Strategie der beschränkten Informationsweitergabe wird auch von Goffman auf-
gegriffen: »[I]n jedem Fall gibt dieses Vorenthalten von Informationen dem Stab
besondere Voraussetzungen für die Distanz von den und die Kontrolle über die
Insassen.« (Goffman 1972: 20). Diese beschränkte Weitergabe findet nicht nur hin-
sichtlich der Bewohner*innen, sondern auch einiger Mitarbeiter*innen statt. Die
Informationskontrolle dient auch einer in sich stimmigen Außendarstellung, die
das Transitzentrum gegenüber der Öffentlichkeit legitimieren soll.
Von totalen zu permeablen Grenz(ziehung)en. Das Transitzentrum aus
regimetheoretischer Sicht
Trotz einiger Gemeinsamkeiten unterscheidet sich das Transitzentrum von totalen
Formen der Kasernierung, was in diesem Abschnitt verdeutlicht werden soll.
Für das Transitzentrum konnten Merkmale totaler Institutionen und Diszipli-
narinstitutionen aufgezeigt werden. Zutreffender erscheinen jedoch biopolitische
Aspekte zu sein, da die Regulierungspraktiken vielmehr auf den Kollektivkörper,
die Bevölkerung, und nicht auf Individuen ausgerichtet sind. Die Biomacht wirkt
– entgegen der Disziplinarmacht – »nicht individualisierend, sondern massen-
konstituierend« (Foucault 1993: 30). Als »Regulationstechnologie des Lebens« (ebd.:
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36) stehen bei der Biomacht Maßnahmen zur Optimierung des Lebens im Fokus.
Disziplinar- und Biomacht stehen nicht im Gegensatz zueinander, sondern ergän-
zen sich. Neben Disziplinierungsmechanismen werden so Kontrolle, Produktivität
und Optimierung des Kollektivkörpers miteinbezogen. Im Kontext Migration las-
sen sich Disziplinar- und Biomacht eher als koordinierende und lenkende Aspek-
te von Regieren verstehen und weniger als Bekämpfung und exklusiv repressive
Machtverteilung (vgl. Schulze Wessel 2017: 188).
Mit Blick auf das Transitzentrum können die Praktiken von Regulierung, Kon-
trolle und Überwachung von Seiten der zuständigen Bezirksregierung und Ein-
richtungsleitung als Ausführung politisch intendierter Migrationskontrolle bzw.
-steuerung verstanden werden.11 Aus der Perspektive der Durchführungsinstanzen
erhöht sich die »deportability« (De Genova 2002), die tatsächliche Durchführung
von Abschiebbarkeit der Bewohner*innen des Transitzentrums, da die Isolation Un-
terstützungsmöglichkeiten wie Beratungstätigkeiten durch die Bevölkerung bzw.
bürgerschaftlich Engagierten erschwert.
Obwohl aber restriktive staatliche Praktiken wie diese zum Zwecke der besse-
ren Abschiebbarkeit zu beobachten sind, funktionieren sie nicht einfach reibungs-
los. Es ist beispielsweise zweifelhaft, ob die Maßnahmen der Isolation und Hinde-
rung von Unterstützungsangeboten tatsächlich zu höheren Abschiebezahlen führ-
ten. Im Sinne der Regimeanalyse sollten daher auch jene Praktiken in den Blick
genommen werden, die den Regierungspraktiken entgegenstehen, sie konterka-
rieren oder sie auf sonstige Weise betreffen.
»Wo vorher von als überwiegend durch staatliche Politik bestimmtenMigrations-
systemen die Redewar, ermöglicht der Regime-Begriff eine Vielzahl von Akteuren
in die Analyse einzubeziehen, deren Praktiken zwar aufeinander bezogen sind,
nicht aber in Gestalt einer zentralen (systemischen) Logik. Was den Regimebe-
griff so bedeutsammacht, ist, dass er es erlaubt, Regulationen als Effekte, als Ver-
dichtungen von sozialen Handlungen zu verstehen und sie nicht funktionalistisch
vorauszusetzen.« (Hess/Karakayali 2007: 48)
Der Regimebegriff soll nicht nur auf institutionalisierte, formalisierte und aus-
schließende Machtformen (bzw. Herrschaft) Bezug nehmen. Vielmehr gilt es die
»Untersuchungen von Aushandlungen« (Oltmer 2018: 4) mit ihren Beziehungen,
Konflikten und Kooperationen zu fokussieren. Daher soll nun herausgearbeitet
werden, inwiefern Regime als Gestaltungs- und Handlungsfelder zu verstehen
11 Hinweise für eine verstärkte politische Steuerung und Regulierung lassen sich auch im Baye-
rischen Asylplan finden. Dort heißt es: »Zustände wie im Herbst 2015 dürfen sich nicht wie-
derholen. Unser Weg ist: Steuerung, Begrenzung und Ordnung der Migration« (Bayerische
Staatskanzlei 2018: 3). Dies solle u.a. durch Ankerzentren gelingen, die an die Transitzentren
anknüpfen.
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sind, an denen heterogene Akteur*innen mit unterschiedlichen Beziehungen,
Interessen, Betrachtungsweisen, Normen und Praktiken beteiligt sind. In diesem
Zuge wird ebenfalls problematisiert, inwiefern der Begriff der restriktiven oder
exkludierenden Praktiken zu statisch und undurchlässig erscheint. Dies soll insbe-
sondere anhand durchlässiger bzw. permeabler Grenzpraktiken (vgl. Schiffauer et
al. 2018: 17) verdeutlicht werden. Hierbei werden Aushandlungen bzw. (politische)
Kämpfe der Wohlfahrtsmitarbeiter*innen und der bürgerschaftlich Engagierten
in den Fokus gesetzt.
Die bisher beschriebenen exkludierenden Praktiken wurden in einschlägigen
Arbeiten zu Lagern im Sinne Goffmans und Foucaults konzipiert und damit ein-
seitig auf Dualismen wie Innen und Außen oder Macht und Ohnmacht abgestellt.
Dies greift meines Erachtens zu kurz. Der Exklusionsbegriff ist im Zusammen-
hang mit der Analyse von Migrationsregimen immer wieder kritisiert worden (vgl.
Schulze Wessel 2017: 187f.), wird er doch oftmals zu eindimensional betrachtet:
»Exklusion fokussiert somit nicht nur auf die absolute, in dualistischen Kategori-
en zu erfassende Trennung zwischen Exkludierenden und Exkludierten, benennt
nicht allgemein das Andere oder das Außen« (ebd.: 191), sondern sollte vielmehr als
Relations- und Prozessbegriff gesehen werden (vgl. ebd.: 190f.; Gerst et al. 2018:
6f.). Schulze Wessel schlägt daher eine »begriffliche Verschiebung [vom Lagerbe-
griff] hin zur Grenze« (Schulze Wessel 2017: 201) vor. Dies »eröffnet die Möglich-
keit, Auseinandersetzungen, Überschneidungen, Transformationen oder Irritatio-
nen von Grenzziehungen in den Blick zu bekommen, auch wenn das Machtgefälle
und die Ungleichheit zwischen den Akteuren immer mitgedacht werden muss«
(ebd.).
So sollte auch nicht Gefahr gelaufen werden, einem »radikal inklusionistischen
Forschungsparadigma« (Krasmann/Opitz 2007: 130) folgend, besonders restrikti-
ve und exklusive Praktiken aus dem Blick zu verlieren und »gegenüber Ereignis-
sen der Exklusion blind zu werden« (ebd.). Bei totalitären Lagerkonzepten werden
die Handlungsfähigkeiten der beteiligten Akteur*innen vernachlässigt und »blei-
ben bei diesen totalitären Strukturen und Machttypen unterworfene Individuen«
(Bochmann 2017: 6). Aus einer grenztheoretischen Perspektive könnten die restrik-
tiven Praktiken als durabel (vgl. Schiffauer et al. 2018: 16f.), aber auch als nicht
vollkommen exkludierend oder ausschließend beschrieben werden. Genau hier ist
das Potential dieses Konzepts der Grenze zu erkennen. Es bietet die Möglichkeit
den Fokus auf Durchlässigkeit statt auf eine Exklusions-Inklusions-Dichotomie zu
legen.
Vor allem durch die vielen Akteur*innen und deren fortlaufenden (politischen)
Kämpfe und Aushandlungen ist die Durchlässigkeit der (Lager-)Grenzen auch im
Falle des Transitzentrums zu betonen. Unterschiedliche Akteur*innen mit teils
stark divergierenden Interessen sind mit der Thematik des Transitzentrums bzw.
direkt vor Ort beschäftigt. Insbesondere durch die Wohlfahrtsverbände ergeben
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sich immer wieder Aushandlungen, die zu Veränderungen in der Einrichtung füh-
ren. Im konkreten Fall des Transitzentrums zeigt sich die Permeabilität der Lager-
grenzen in den bereits beschriebenen Praktiken der Mitarbeiter*innen der Wohl-
fahrtsverbände. Sie wirken durch ihr ständiges Nachfragen und Anprangern, Hin-
weisen auf Missstände und Berichterstatten auf das Geschehen im Transitzen-
trum stark ein. Sie betreiben Öffentlichkeitsarbeit, laden in die Einrichtung ein,
geben Interviews, knüpfen Kontakte, informieren und akquirieren weitere Unter-
stützer*innen. Aus dieser intensiven Netzwerkarbeit entstehen neue Zugänge und
Verbindungen in das Lager auch für politische und aktivistische Gruppen,wodurch
wiederum Aufmerksamkeit für Zustände innerhalb der Einrichtung erlangt wur-
de. So konnten beispielsweise neue Gerätschaften für Schwangere und Mütter und
weitere Unterstützungsleistungen wie zusätzliche Beratungsstellen für spezifische
Themen und Freizeitangebote für Bewohner*innen verhandelt und erzielt werden.
Auch bürgerschaftlich Engagierte, die immer wieder mit Hindernissen konfron-
tiert sind, entwickeln stetig sich verändernde Strategien der Unterstützung. Sie
konnten beispielsweise dazu beitragen, dass Mitarbeiter*innen der Betreiberfir-
ma an der Einlasskontrolle künftig bei ihren Vorgesetzten anrufen können, wenn
eine Person an den Eingangskontrollen nicht auf der Ehrenamts-Liste steht und sie
sich unsicher sind, ob Zugang gewährt werden darf oder nicht. Weitere Strategien
lassen sich auch am Beispiel der engagierten Gruppen zeigen, die mittels der In-
fobusse zusätzliche Beratungsangebote für die Bewohner*innen bereitstellen und
mit einem Netzwerk von Anwält*innen kooperieren. Nachdem das Einfahren in
das Gelände nicht (mehr) gestattet wurde, platzierten sie die Busse in der Nähe
der Einrichtungen, damit Bewohner*innen weiterhin die Beratungen in Anspruch
nehmen können. Der Infobus fährt in der Regel einmal wöchentlich Dependancen
an. Die Akzeptanz, wo genau sich die Busse platzieren dürfen, ist jeweils abhän-
gig von den diensthabenden Mitarbeiter*innen des Sicherheitsdienstes und regel-
mäßigen Aushandlungen mit diesen. In einem gesonderten Büro außerhalb der
Einrichtung können sich Anwält*innen und Bewohner*innen des Transitzentrums
regelmäßig treffen. Vorteilhaft ist, dass die Bewohner*innen dafür keinen Antrag
auf Verlassenserlaubnis mehr stellen müssen.
Bessere Bedingungen konnten auch für Personen erreicht werden, die nach Be-
endigung ihres Asylverfahrens einen anerkannten Status erhalten. Diese wurden
nach einigen Aushandlungen in Gemeinschaftsunterkünften (GU) untergebracht,
obwohl dies eigentlich nicht vorgesehen ist.12 Laut den Mitarbeiter*innen stellt
dies eine Chance für verbesserte Unterbringungs- und Lebensbedingungen der
12 Asylbewerber*innen können nur in andere Einrichtungen verlegt werden, solange sie noch
im Asylverfahren sind oder nach einem abgelehnten Asylantrag. Nach einer Schutzgewäh-
rung durch den positiven Bescheid des BAMF müssten sie eigenverantwortlich in private
Wohnungen ziehen, was oft sehr schwierig ist und nicht gelingt.
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Bewohner*innen dar. Es wurde zunächst »nicht daran gedacht, dass tatsächlich
Menschen eine Anerkennung bekommen« (Interview mit Wohlfahrt C).
»Deswegen sind wir froh, dass es jetzt die Regierung […] ermöglicht, dass die in
GUs verteilt werden. Auchwenn sie anerkannt sind, das dürfen die normalerweise
nicht. Das machen die jetzt trotzdem. Weil sie da einfach sich selber versorgen
können.« (Interview mit Wohlfahrt B)
Auch die kommunalen Vertreter*innen tragen dazu bei, die Thematik nicht ganz
unter Verschluss zu halten, konträr zu den Vorgaben ihres Arbeitgebers. Obwohl
die Aspekte des vorsichtigen Äußerns und Nicht-Äußerns anhand kommunikativer
Praktiken kommunaler Mitarbeiter*innen explizit wurden, sind einige von ihnen
auch an der Zusammenarbeit mit den vor Ort tätigen Wohlfahrtsverbänden inter-
essiert und übernehmen teilweise die Rolle eines Bindeglieds:
»Und ich bin da gern dabei, weil ich bin halt wahnsinnig gut vernetzt. Und kann
da sicher auch […] so ein bisschen taktisch, diplomatisch und durch das Wissen
[…] was beitragen. Ich habe ein gutes Verhältnis zur Regierung. […] Habe auch
ein gutes Verhältnis zum Dienstleister. Und werde einen Teufel tun, mir das zu
verderben. […] Und ich glaube, diese Position so zwischen allen Stühlen zu sitzen
und neutral zu wirken, das ist so das, was ich halt einbringen kann. […] Und man
hat dann doch mal die Möglichkeit ein bisschen einzuwirken. Ich glaube, es ist
ganz praktisch. (lacht).« (Interview mit Kommunal B)
Und weiter: »[A]lso ich denke, jeder muss sich da irgendwie so verbiegen, dass er
auf der einen Seite ins System passt. Und auf der anderen Seite irgendwie schauen
muss, dass er noch in den Spiegel gucken kann.« (Ebd.) Zudem berichten die Mit-
arbeiter*innen der Wohlfahrtsverbände und bürgerschaftlich Engagierten immer
wieder von Einzelpersonen, die – auch auf Seiten der Betreiberfirma oder der Re-
gierung – in unterschiedlichemMaße von ihren Handlungsspielräumen Gebrauch
machen. Auf Seiten der Betreiberfirma gebe es beispielsweise Personen, die be-
stimmte, nicht vorgesehene, Aufgaben übernehmen, z.B. das Übersetzen von Brie-
fen.
Zusammenfassung
Die Betrachtung restriktiver und exkludierender Praktiken der Organisation eines
Transitzentrums hat gezeigt, dass Bezüge zur traditionellen Lagerforschung nütz-
lich sind, diese allerdings an gewissen Stellen zu kurz greifen. Es wurden Mecha-
nismen von Restriktion, Isolation, Exklusion und Regulierung aufgezeigt, welche
sich in folgenden Aspekten manifestieren: Zum einen gibt es generelle Zutrittsver-
bote für bestimmte Personen(gruppen), wie z.B. viele Unterstützungs-/Beratungs-
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gruppen, Presse und Forscher*innen. Zum anderen haben bürgerschaftlich Enga-
gierte immer wieder mit schwierigen Eingangskontrollen umzugehen. Weiterhin
wurde gezeigt, wie neben Zutrittsverboten und -beschränkungen auch Immobi-
lisierungspraktiken Bewohner*innen und Umgebung voneinander distanzieren.
Aspekte des Festsetzens sowie spezifische Regularien und Vorschriften tragen zu
Beschränkungen mit der Außenwelt und zur Immobilisierung der Bewohner*in-
nen bei. Darüber hinaus führen Verteilungstechniken sowie Kategorisierungenwie
die »geringe Bleibeperspektive« und die Unterbringung in der spezifischen Ein-
richtung zu weiterer sozialer Distanz und Stigmatisierungen. Es konnte allerdings
auch gezeigt werden, dass die Bewohner*innen im Transitzentrum nicht vollkom-
men exkludiert oder ausgeschlossen werden. Es sind heterogene Akteursgruppen
an der Alltagsgestaltung der Bewohner*innen beteiligt. Auch die bürgerschaftlich
Engagierten werden nicht vollkommen exkludiert oder ausgeschlossen, denn es
eröffnen sich die Möglichkeiten des Eintritts und es besteht kein generelles Ver-
bot bürgerschaftlichen Engagements (mehr). Die Abschließung ist nicht »total«.
Nichtsdestotrotz sollen restriktive Praktiken und ungleiche Machtverhältnisse da-
durch nicht verschleiert werden. Die Konzepte des Regimes und der Grenze haben
das Potenzial, relationale und dynamische Prozesse, Aushandlungen und Kämp-
fe besser zu fassen und somit einen wertvollen Beitrag zu leisten, um die Unter-
bringung von Geflüchteten in vermeintlich vollkommen abgeschotteten Lagern zu
überdenken.
Die Durchlässigkeiten der Grenzen und die damit unvollständige Abgeschlos-
senheit der Einrichtung kommen besonders durch die Aushandlungen und politi-
sche Kämpfe der vielfältig eingebundenen Akteur*innen zum Tragen, die in »Are-
nen« (Oltmer 2018: 10) von staatlichen, nicht-staatlichen und zivilgesellschaftlichen
Akteur*innen sowie den Bewohner*innen des Transitzentrums ausgetragen wer-
den. Es wurde aufgezeigt, inwiefern sich Mitarbeiter*innen, Gruppen und enga-
gierte Einzelpersonen für die Rechte und Bedürfnisse der Bewohner*innen vor Ort
einsetzen und diese unterstützen. Trotz verschiedener Beschäftigungsabhängig-
keiten versuchen Einzelpersonen und Organisationen über intensive Netzwerkar-
beit Aushandlungsprozesse anzustoßen, Handlungsspielräume zu nutzen und zu
erweitern. Nicht zuletzt sind die Bewohner*innen Akteur*innen in dieser Ord-
nung.13 Auch sie stellen keine homogene Einheit dar und haben unterschiedliche
Beziehungen und Kontakte innerhalb und außerhalb des Transitzentrums. An die-
ser Stelle wird ein Forschungsdesiderat deutlich. Bewohner*innen zentralisierter
Unterbringungsformen sowie weitere Akteur*innen und ihre Grenzverhandlungen
sollten in zukünftige Analysen einbezogen werden. Es wurde deutlich gemacht,
wie bestimmte symbolische und materielle Dinge und Artefakte (wie z.B. Zäune,
13 Für den Einbezug der Perspektive von Bewohner*innen siehe den Beitrag von Simon Goebel
in diesem Band.
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Architektur) den (Nicht-)Zugang zur Einrichtungmitbestimmen und diese als Mit-
wirkende an Praktiken verhaltensformativ auftreten.Materielle Grenzen sind nicht
einfach vorhanden oder ausschließlich exklusiv. Sie sind ebenfalls Teil dynamischer
und veränderbarer Grenzprozesse,welche performativ hervorgebracht werden und
stets umkämpft sind. Die den Alltag strukturierenden Regeln und Ordnungen er-
scheinen starr und durabel, doch auch diese sind ein Stück weit veränderbar. Da-
her ist es wichtig für weitere Vorhaben »Grenzziehungen von der Grenze her zu
analysieren« (Gerst/Krämer 2017: 3). Hier ist nicht unmittelbar die topologische
Perspektive gemeint. Das Transitzentrum oder andere Einrichtungen können als
eine Art Grenzraum betrachtet werden, dessen Grenzziehung über diese Orte hin-
ausgehen und sich in räumlichen, zeitlichen, sozialen, rechtlichen und anderen
Trennungen wiederfinden.
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Formen der Einschließung und Ausschließung
Unterbringungspraxen von Geflüchteten in Ungarn
Janka Böhm
Zusammenfassung
Der Sommer der Migration in 2015 bedeutete in Ungarn eine Zäsur für das
Grenz- und Fluchtregime, die zum Abbau eines zwar fehlerhaften, aber legalen
Unterbringungssystems und zur Etablierung einer klar immobilisierenden und
rechtswidrigen Asylpraxis führte. Dieser Beitrag stellt zwei unterschiedliche Un-
terbringungsformen von Geflüchteten als Ergebnisse politisch-gesellschaftlicher
Aushandlungsprozesse vor. Vor 2015 erfolgte die Unterbringung ausschließlich
in großen, offenen Sammellagern, als implizit fremdenfeindliche Praxis der
Einschließung und Marginalisierung. Hier wird die Aufnahmeeinrichtung in der
Stadt Bicske als ein hybrides System der Integration und Segregation dargelegt.
Im zweiten Teil wird erläutert, wie nach 2015 als Folge radikaler Asylrechts-
änderungen und des hegemonialen Diskurses der Versicherheitlichung und
Fremdenfeindlichkeit die Asylsuchenden aus dem ganzen Land ausgeschlossen
und in den Transitzonen de facto inhaftiert wurden.
 
Summary
The Summer of Migration in 2015 was a turning point for the Hungarian Border
and Asylum Policy, which resulted in the complete deconstruction of a defective,
but lawful reception practice of asylum seeker. This essay introduces two dif-
ferent types of accommodation as a result of a social and political negotiation.
Refugees were hosted before 2015 exclusively in centralized reception centres,
which symbolize the implicit xenophobe act of confinement andmarginalisation.
The reception centre in Bicske is presented as a hybrid system of integration and
segregation. The second part describes how after 2015 through radical asylum
law changes and the hegemonial discourse of securitization and xenophobia the




Der Sommer der Migration 2015 erschütterte die ungarische Gesellschaft. Ungarn
ist ein Staat mit rund zehn Millionen Einwohner*innen. Der Anteil an Auslän-
der*innen lag in den letzten Jahrzehnten konstant bei ca. zwei Prozent. Im Jahr
2015 wurden 424.055 Personen im Land illegal aufgefunden und 177.135 Asylanträ-
ge gestellt (vgl. Eurostat 2020a, b). Für viele Ungar*innen war es das erste Mal,
dass sie mit demThema Flucht und geflohenen Menschen von außerhalb Europas
konfrontiert wurden. In der ungarischen Asyl- und Grenzpolitik ist dieses Ereignis
eine Zäsur. Die rechts-populistische Regierung unter Viktor Orbán nutzte es, um
daraus politisches Kapital für ihre Partei zu schlagen und Fluchtmigration wur-
de durch die politische Inszenierung zu einer der wichtigsten Aushandlungsorte
politischer Macht.
Ungarn ist 1989 der Genfer Flüchtlingskonvention beigetreten, und die Grund-
lagen des ungarischen Asylrechts und des Asylsystems wurden damals geschaffen.
Drei große Sammellager mit insgesamt ca. 1.400 Plätzen wurden eröffnet, die lan-
ge Zeit vor allem Kriegsgeflüchtete aus dem ehemaligen Jugoslawien beherberg-
ten. Infolge des Beitritts zur Europäischen Union 2004 wurden die Richtlinien und
Normen des Europäischen Asylrechts implementiert. Ungarn ist seit 2007 Teil des
Schengen-Raumes und kontrolliert dessen Außengrenze.Das Land liegt auf der so-
genannten Balkanroute und ist bis heute ein Transitland der Fluchtmigration. Die
Mehrheit der Geflüchteten verlassen Ungarn Richtung Westeuropa noch während
des Asylprozesses oder sogar nach ihrem positiven Asylbescheid aufgrund häufiger
Diskriminierungserfahrungen sowie geringen Chancen auf dem Arbeitsmarkt und
auf soziale und kulturelle Inklusion (vgl. Klennert 2019b: 171f).
Die bis 2015 existierende Unterbringungspraxis in isolierten Sammellagern be-
günstigte die Integrationschancen wenig. Die politische Absicht der Immobilisie-
rung, Kontrolle und sozialen Ausgrenzung wurde als administrative Notwendig-
keit inszeniert, denn die diversen Phasen des Asylverfahrens waren jeweils mit ei-
ner Überführung in eine neue Sammelunterkunft verbunden.Die Geflüchtetenmit
guten Aussichten auf eine positive Entscheidung wurden in einer offenen Sammel-
unterkunft untergebracht und blieben zwischen zwei Monaten und zwei Jahren.
Nach dem Auszug aus einer Aufnahmeeinrichtung waren die Menschen stark auf
die Hilfe von zivilen Organisationen angewiesen, weil die gesetzlich zugesicher-
ten Leistungen für ein menschenwürdiges Leben nicht ausreichten, was die Mehr-
heit der Geflüchteten zurWeiterreise veranlasste oder in Kriminalität, Arbeits- und
Obdachlosigkeit drängte (ebd.). Der komplette Abbau dieses im Grunde sehr feh-
lerhaften, aber gesetzmäßigen Systems begann 2015 als Folge der Ausrufung des
»Krisenzustands aufgrund der Massenmigration« (HHC 2019: 11).
Dieser Beitrag gibt einen Überblick über die letzten acht Jahre der ungarischen
Asylpolitik unter besonderer Berücksichtigung zweier unterschiedlicher Formen
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der Unterbringung von Geflüchteten. Im ersten Teil wird die offene Aufnahmeein-
richtung in der Stadt Bicske als ein hybrides System der Integration und Segrega-
tion vorgestellt. Nach 2015 wurden die offenen Aufnahmeeinrichtungen geräumt
oder geschlossen und die Asylsuchenden wurden in zwei Transitzonen außerhalb
der Landesgrenze de-facto-inhaftiert. Der zweite Teil des Beitrags erläutert, wie die
radikalen Asylrechtsänderungen und der hegemoniale Diskurs der Versicherheit-
lichung und Fremdenfeindlichkeit zur totalen Ausschließung der Asylsuchenden
aus dem ganzen Land führten.
Praxis der »Einschließung« – Die Aufnahmeeinrichtung
von Bicske (Teil 1)
Im Jahr 2012 erforschte ich die Aufnahmeeinrichtung für schutzberechtigte Per-
sonen in Bicske im Rahmen meiner Masterarbeit. Das dort praktizierte hybride
System zeigte eine Spannung zwischen europäischen Richtlinien und nationalen
Interessen auf und kombinierte diskursive und performative Elemente der Inte-
gration und Segregation. Der offizielle Zweck der Einrichtung war die (Vor-)Inte-
gration von schutzberechtigten Personen, der aber aufgrund des »totalen« (Goff-
man 1971) Charakters der Einrichtung und der latenten Repressionspraktiken un-
erreicht blieb. Die gegensätzlichen Wirkungen führten zur Institutionalisierung
von Konflikten, zu Hospitalisierung und »Desintegration« (Täubig 2009).
Die durchgeführte ethnographische Feldforschung umfasste eine Kombination
aus teilnehmender Beobachtung und Interviews. Diese explorative Methode ver-
folgt das Ziel, die Strukturen der Einrichtung, die Alltagspraxis der Beteiligten,
die sozialen Interaktionen und individuelle Sinnstiftung als Ganzes kennenzuler-
nen und zu deuten (vgl. Beer 2018: 12). Mein Fokus lag während der Forschung auf
dem Vorintegrationsprogramm, insbesondere auf der Funktion und den Folgen
dieses widersprüchlichen Konzeptes. Die Datenerhebung erfolgte in der Unter-
kunft: 24 halbstrukturierte Interviews mit Bewohner*innen und Mitarbeiter*in-
nen und mehr als 40 Stunden teilnehmender Beobachtung und Hospitation in den
täglich stattfindenden Ungarischkursen bilden die Datengrundlage meiner Analy-
se.1
1 Die halbstrukturierten Interviews führte ich mit den Mitarbeiter*innen auf Ungarisch und
mit denBewohner*innen aufDeutsch, Englisch oderUngarisch durch und siewurden vonmir
ins Deutsche übersetzt. Weitere spontane Gespräche fanden oft mit Hilfe freiwilliger Über-
setzer*innen statt. Einige Bewohner*innen lebten teilweise schon mehrere Jahre in West-
Europa, vor allem in Deutschland und lernten dort die Sprache. Sie hielten sich in Ungarn
entweder wegen des Dublin-Verfahrens oder weil ihr Asylantrag abgelehnt wurde auf und
wollten meist zurück nach West-Europa.
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Theoretischer Kontext
Den theoretischen Rahmen der kritischen Analyse der Unterkunft leistet vor al-
lem das Konzept der »totalen Institutionen« von Erving Goffman (1971). Als »totale
Institutionen« versteht er soziale Einrichtungen, die alle Handlungen und Lebens-
bereiche des normalen Lebens auf einen Ort verdichten. »Total« wird eine Einrich-
tung durch die Beschränkung der sozialen Kontakte nach außen und oft durch phy-
sische Barrieren wie geschlossene Türen und Mauern. Weder die privaten Räume
noch die sozialen Kontakte können hier frei gewählt werden (vgl. ebd.). Vicki Täu-
big begreift die Unterbringungspraxis von Geflüchteten in ähnlicher Weise als to-
tale Institution und bezeichnet die gesetzliche und bürokratische Organisation der
Bedürfnisse von Asylbewerber*innen als »organisierte Desintegration« (vgl. Täubig
2009). Sie zeigt auf, dass die Praxis der Unterbringung von Asylbewerber*innen in
isolierten Gemeinschaftsunterkünften zur Segregation und zur sowohl strukturel-
len als auch kulturellen Desintegration führen (vgl. ebd.: 56). In diesem Kontext
werden die Geflüchteten nicht als Akteur*innen wahrgenommen, ihre Wünsche
und Aspirationen werden weitestgehend ignoriert.
Der totale Charakter der Einrichtung, derMangel an sinnvollen Tätigkeiten, Ar-
beitslosigkeit, wenige Kontakte mit der Außenwelt und die Gewöhnung an die all-
umfassenden Leistungen führen zur Hospitalisierung, die laut aktuellen Erkennt-
nissen bereits in einem Zeitraum von wenigen Monaten entstehen kann. In die-
sem Zustand der erlernten Hilfslosigkeit festigen sich falsche Handlungsmuster,
Einstellungen und Erwartungen gegenüber dem Versorgungssystem. Dies hemmt
sowohl die Handlungsfähigkeit als auch das Kontroll- und Autonomiegefühl der
Betroffenen (vgl. Krolify 2007: 75f.).
Aufnahmeeinrichtungen sind durch asymmetrische Machtverteilung und
Praktiken der Abschreckung mitbestimmt, wie Festsetzung, Kontrolle und Verwal-
tung der Geflüchteten, beziehungsweise deren räumliche und soziale Segregation
von der Aufnahmegesellschaft (vgl. Muy 2016: 230). »Aus den Frustrationen über
die Distributionsverhältnisse, also aus dem Wunsch nach Verbesserung der eige-
nen benachteiligten Lage«, so Lewis A. Coser, entstehen »echte Konflikte« (Coser,
zitiert nach Bonacker 1996: 69) zwischen dem Personal und den Bewohner*innen
der Einrichtung. Diese Umstände führen zur Konstitution und Stabilisierung
der sozialen Ordnung der Einrichtung, in der die konträr konstruierten Gruppen
ständig (re-)produziert und die Konflikte institutionalisiert werden.
Das »Vorintegrationsprogramm« von Bicske als Verwaltung und
Aufbewahrung der Geflüchteten
Bicske ist eine Stadt mit ca. 12.000 Einwohner*innen, rund 40 Kilometer west-
lich von Budapest. Das Sammellager für Geflüchtete wurde 1992 gegründet und
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war für 464 Personen zugelassen. Der Gebäudekomplex liegt am Rande der Stadt,
umgeben von einer hohen Mauer mit Stacheldraht. Besucher*innen durften die
Einrichtung nur mit einer Erlaubnis des Amtes für Migration und Flucht (Beván-
dorlási és Állampolgársági Hivatal) betreten. Die Bewohner*innen konnten sich frei
bewegen. Im Jahr 2012 lebten dort ungefähr 200 Personen, davon ca. 50 Kinder. Die
Einrichtung wurde 2016 als Folge der Umstrukturierung des gesamten Asylsystems
geschlossen.
Zwischen 2008 und 2013 erfüllte das Zentrum »Vorintegrationsaufgaben«, wes-
halb dort nur Menschen mit Bleibeberechtigung sechs bis zwölf Monate lang un-
tergebracht wurden.2 Die »Vorintegration« von anerkannten Geflüchteten in ei-
nem zentralisierten Sammellager war ein hybrides Produkt eines Asylsystems, des-
sen vorgeschriebenes Ziel der Integration3 und die implizite politische Absicht der
Kontrolle und Abschreckung zu sichtbaren Spannungen führten.Die gesetzlich ge-
sicherten Leistungen in der Aufnahmeeinrichtung beinhalteten täglich eine Stunde
Sprachunterricht, die Beantragung der notwendigenDokumente, Integrationskur-
se und die Hilfe bei der Suche nach Wohnung, Arbeit und ggf. Schule. Die Bewoh-
ner*innen verfügten über eine Arbeitserlaubnis und laut dem Leiter waren acht bis
zehn Prozent von ihnen berufstätig – vorwiegend in Budapest (vgl. Interview mit
dem Leiter).
Die »Vorintegration« beschrieb der Leiter der Einrichtung, ein Polizist, als »die
Vorbereitung der Schutzberechtigten für die Integration in die Gesellschaft. Also
wenn sie von hier ausziehen, können sie die Sprache und finden eine Wohnung
und Arbeit.« (Interviewmit demLeiter) Die Leiterin der Sozialberatung gabweitere
Aspekte an:
»Das Ziel ist das Komfortgefühl, die Zufriedenheit der Menschen. Sie sollen sich
wohl fühlen, damit sie keinen Mangel haben, keinen Ärger machen, dann ist hier
Ruhe und Frieden. […] Unsere Methode ist, [die Geflüchteten] im Stillen zur Ko-
operation zu bringen. Nur imNotfall greifen wir zu drastischenMaßnahmen, wie
zumBeispiel das Ausquartieren. Es ist wichtig, den Sprachunterricht zu besuchen,
da sonst das Sozialgeld gekürzt wird.« (Interview mit M1)
2 Nach der Anerkennung entfiel die Residenzpflicht. Unterstützungsangebote und gesetzlich
vorgesehene Leistungen für die Geflüchteten wurden bis 2014 aber nur in Bicske bereitge-
stellt, deswegen und aus Mangel an Informationen mussten die meisten Geflüchteten dort
einziehen. Zwischen 2008 und 2014 gab es vereinzelte Pilotprojekte zur dezentralen Unter-
bringung.
3 Die Förderung der Integration von geflüchteten Menschen war die Folge der Implementie-
rung internationaler Abkommen (Genfer Flüchtlingskonvention, Europäisches Asylsystem)
(vgl. Klennert 2019: 60f.), wurde aber von der ungarischen Gesellschaft und Regierung nicht
unterstützt. Daher ergaben sich Widersprüche zwischen den offiziellen Zielen der Institu-
tionen und deren Verwirklichung durch administrative Prozesse.
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Die Bewohner*innen der Unterkunft hatten wenig Kontakt mit der Außenwelt.
Die bessere Vernetzung mit der Stadt oder mit zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen wurde vom Personal der Einrichtung nicht angestrebt. Nur wenige etablierte
Organisationen aus Budapest besuchten die Einrichtung regelmäßig und boten
Freizeitaktivitäten, psychologische Therapie und juristische Beratung an. Für die
schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen wurde eine Schulklasse im Gebiet der
Unterkunft eingerichtet, weil die städtischen Schulen die meisten von ihnen auf-
grund des hohen Integrationsaufwandes nicht aufnehmen wollten (vgl. Interview
mit M6). Die Integrationsbeauftragten organisierten regelmäßig diverse Freizeit-
programme wie Ausflüge und thematische Abende.
Die befragten Mitarbeiter*innen machten deutlich, dass die Nachteile einer
Sammelunterkunft ihnen durchaus bewusst sind. Die praktische Nutzung des In-
tegrationskurses wurde auch von dessen Dozent*innen in Frage gestellt, denn so-
lange die Bewohner*innen keine Erfahrung mit dem Alltag haben, helfe dieser we-
nig (vgl. Interview mit M2). Die Sprachlehrer*innen wussten, dass die Sprachkur-
se wegen der geringen Stundenzahl und weil die meisten Teilnehmer*innen das
Land verlassen wollten und ihr Interesse gänzlich fehlte, zu wenig Erfolg führen
würden (vgl. Interview mit M4 und M5). Aus Effizienzgründen erledigten die Sozi-
alarbeiter*innen alles für die Bewohner*innen, wie Dokumente beantragen, Kon-
takt halten mit Behörden, Ärzte, Arbeits- und Wohnungssuche und vieles mehr.
Diese Arbeitsweise statt individualisierter Beratung und Begleitung verstärkte nur
die Hospitalisierung der Bewohner*innen. Die Gründe für den Misserfolg sahen
beide Seiten unterschiedlich. Der Leiter meinte über die erfolgreiche Integration,
dass
»es auch darauf ankommt, wie sehr sie [die Geflüchteten] es wollen. […] Weil die
Möglichkeiten, die Chancen sind gegeben, sie müssen bloß damit leben, sie müs-
sen es wollen. Sie müssen den Sprachunterricht besuchen, sie müssen rechtzeitig
wach werden, was vielen oft schwerfällt.« (Interview mit dem Leiter)
Die beobachteten Umstände und die Äußerungen des Personals weisen eine starke
Managementperspektive auf. Durch Ausschließung der Außenwelt, strenge Vorga-
ben, Erwartungen gegenüber den Bewohner*innen und durch Drohungen werden
die Geflüchteten unter Kontrolle gebracht. Die Diskrepanz zwischen dem offiziel-
len Ziel der Integration und dem tatsächlich verfolgten Zweck der Einrichtung –
Immobilisierung und Repression – wird in den Aussagen der Interviewten deut-
lich. Die Anmerkung von Täubig trifft zu: »Die offiziellen Ziele werden von der Öf-
fentlichkeit anerkannt, wobei offenkundig ist, dass sie nicht erreicht werden und
viele totale Institutionen als bloße Aufbewahrungsorte für die Insassen dienen.«
(Täubig 2009: 47) Ein gerechtes und erfolgreiches Handeln aus Sicht des Personals
und die Vorbereitung der Geflüchteten für ein selbstbestimmtes Leben ist in die-
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ser hybriden Form der Integration und Segregation nicht möglich und führt nur
zu weiteren Spannungen.
Die Erfahrungen der Geflüchteten: das Verlangen nach »wahren Chancen«
Im November 2012 veranstalteten die Bewohner*innen der Aufnahmeeinrichtung
von Bicske eine Demonstration in Budapest. In ihrer Petition an das Innenminis-
terium bemängelten sie die Integrationsleistungen von Bicske und forderten eine
»wahre Chance, um nützliche Mitglieder der ungarischen Gesellschaft werden zu
können. […] Denn sobald wir die Unterkunft von Bicske verlassen, werden wir der
realen Gefahr der Arbeitslosigkeit, und was noch schlimmer ist, der Obdachlosig-
keit gegenübertreten« (MigSzol 2012).
Die Wünsche und Bedürfnisse der Geflüchteten erwiesen sich als nicht kom-
patibel mit dem hybriden Unterbringungssystem. Die Mehrheit wollte trotz ihres
Status als Schutzberechtigte nach Westeuropa weiterreisen, weil sie dort schon
gelebt hatten, aber abgeschoben wurden oder dort Familie und Freunde hatten.
Außerdem erhofften sie sich von Westeuropa bessere Arbeitsaussichten und einen
höheren Lebensstandard. Von den 18 befragten Erwachsenen wollten neun Perso-
nen Ungarn verlassen, drei Personen wussten nicht, was sie wollten, und nur sechs
Personen – vor allem mit Familie – hatten vor zu bleiben.
Weitere Motive für die Weiterreise waren die negativen Erfahrungen und die
fehlende Zukunftsperspektive in Ungarn. Viele Geflüchtete verbrachten oft Jahre
ausschließlich in Sammelunterkünften und hatten kaum Kontakt mit der Umge-
bungsgesellschaft. Die Interviews zeigten, dass sie allgemein über sehr wenige, se-
lektive und oft falsche Informationen über das Land und über seine Möglichkeiten
verfügten. Die kulturelle und soziale Distanzierung von der Aufnahmegesellschaft
führte zur Annäherung zur eigenen Diaspora in Ungarn oder zu einer transnatio-
nalen Gemeinschaft (vgl. Interview mit B1/B3/B6/B7).
Aus den Interviews wurde ersichtlich, dass die Untätigkeit, Isolation und das
Leben unter Kontrolle zur Hospitalisierung und zum Verlust der Zukunftsperspek-
tive führten. Eine Frau aus Georgien äußerte: »Ich kann hier nichts machen, es gibt
nichts zu tun.« (Interview mit B1) Die Frau versuchte, ihre Zeit trotzdem aktiv zu
verbringen: Sie unterrichtete Deutsch und versuchte anderen Geflüchteten zu hel-
fen. Ein Mann aus Afghanistan berichtete:
»Wir besuchen die Sprachkurse, es gibt die, die nach Budapest fahren oder den
ganzen Tag nur schlafen. Sie [die Männer] würden im Gymnastikraum trainieren,
er ist aber klein und kaputt. Sie haben nichts zu tun. […] Es wäre gut, wenn es ir-
gendeine Ausbildung gäbe, das würde viel helfen. Wenn praktische Sachen, me-
chanische Sachen unterrichtet werden würden. […] Ich habe alles versucht, was
ich konnte, aber trotzdemmuss ich bei null anfangen. In ein paar Tagen muss ich
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dieses Lager verlassen. Wo soll ich hin, was soll ich machen? Ich habe ein paar
Bekannte, sie haben keine Arbeit, sie leben unter sehr schlechten Umständen, sie
sind sehr arm. Ich habemit dem schwedischen, deutschen, norwegischen und bri-
tischen Konsulat telefoniert.« (Interview mit B3)
Drei Männer aus Somalia erzählten, dass sie vorwiegend schlafen und fernsehen.
Sie besuchten nicht den Sprachkurs. Ihr Ziel war, in Bicske zu bleiben bis ihre
Dokumente fertig waren, dann wollten sie – illegal – nach Deutschland oder Nor-
wegen weiterziehen, wo Bekannte von ihnen lebten (vgl. Interview mit B6 und B7).
Eine positive Geschichte kam von einemMann aus Afghanistan. Er arbeitete in ei-
ner Nähwerkstatt in Budapest und hatte schon eine Unterkunft mithilfe des zivilen
VereinsMenedék (Zuflucht) in Aussicht. Sie betrieben eine Gemeinschaftswohnung,
er bekam dort zudemGeld und Sprachunterricht und war mit seiner Situation ins-
gesamt zufrieden (vgl. Interview mit B4).
Aufgrund des Mangels an Geld und Kontakten war es schwer, Freizeitaktivi-
täten außerhalb der Unterkunft zu realisieren. Dies »erschwert eine Teilhabe am
›bürgerlichen Leben‹ der Konsum- bzw. Freizeitgesellschaft« (Täubig 2009: 56). Die
Bewohner*innen fuhren häufig nach Budapest, um einen kostenlosen Sprachkurs
zu besuchen oder in die Moschee zu gehen.
Wiederkehrende Elemente der Erzählungen waren die Sorge um die Zukunft,
Mangel an Perspektiven und realistischen Plänen. Die Bewohner*innen äußerten
ihrenWunsch nach sinnvollen Tätigkeiten, Selbständigkeit, sozialer und ökonomi-
scher Teilhabe deutlich – der aber in der Einrichtung nicht erfüllt werden konnte.
Als Resultat der asymmetrischen Machtstruktur einer totalen Institution wurden
die Bewohner*innen nicht in die Entscheidungsprozesse einbezogen und die Inter-
essen des Staates standen über ihren Bedürfnissen. In diesem »Strukturgeflecht«
der »organisierten Desintegration« sind die Asylbewerber*innen nur »Angehörige
einer bürokratischen Kategorie« (ebd.: 58).
Institutionalisierte Konflikte als Folge der divergierenden Ziele
Die Machtstrukturen der Einrichtung werden durch diverse – implizite und ex-
plizite – diskursive und performative Praktiken reproduziert. Der »totale« (vgl.
Täubig 2009; Goffmann 1971) Charakter der Institution und die Repression der
Bewohner*innen entsteht in der bürokratischen Organisation des Alltags, der Art
undWeise der Kommunikation, der Verteilung vonmateriellen Ressourcen oder im
Umgang mit Informationen. Konflikte in Aufnahmeeinrichtungen sind ein häufi-
ges Phänomen, deren (Fehl-)Funktion asymmetrische Machtverhältnisse und die
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eigentlichen Ziele enthüllen. Im Folgenden werden einige Beispiele vorgestellt und
als Aushandlungsprozess der sozialen Ordnung gedeutet4.
• Ein Mann suchte das Sozialbüro wiederholt außerhalb der Öffnungszeiten auf,
um nach seinen Dokumenten zu fragen. Er wurde abgewiesen, weil sie noch
nicht da waren. Daraufhin schnitt er sich vor der Tür des Büros sein Ohr ab.
• Ein Familienvater wollte sich – außerhalb der Öffnungszeiten – bei den Mitar-
beiter*innen beschweren, weil seine Frau vom Arzt nicht abgeholt wurde, wie
ausgemacht. Weil nach vielem Klopfen und Schreien keiner kam, schlug er die
Glastür ein und verletzte sich schwer. Erst nach dem Schlag kam eineMitarbei-
terin und behauptete, dass das Auto wie vereinbart beim Arzt gewartet hatte.
• Eine Frau aus dem Kosovo bat mich darum, einen ungarischen Brief, den sie
von der Heimleitung bekommen hatte, zu übersetzen. Im Brief stand, dass ihr
Sozialgeld gestrichen wird, wenn sie und ihrMann noch zweimal beim Sprach-
kurs fehlen. Die Frau war überrascht, weil sie nicht wussten, dass der Kurs
Pflicht ist, obwohl sie schon seit sieben Monaten in der Unterkunft wohnten.
• Ein Mann beschwerte sich bei mir, weil er nicht genügend Geld bekomme. Er
verdächtigte die Leitung, dass sie die Einwohner*innen bestehle. Dieses Ge-
rücht glaubten offensichtlich mehrere Bewohner*innen.
Zwischen dem Personal und den Bewohner*innen entstanden Konflikte, vor allem
aufgrund von »Störungen in der Organisation«: wegen einem Mangel an Infor-
mationen oder gar Desinformationen, Sprachbarrieren, fehlender Kommunikati-
on und fehlender Kooperation (vgl. Jávor/Rozgonyi 2005: 97). Die administrativen
Vorgänge, die Sprache und die Informationen nutzte das Personal oft als Mittel
zur Kontrolle, Ausschließung oder Repression der Geflüchteten. Die Einschrän-
kung des Handlungsraums von Geflüchteten führte dazu, dass sie nur noch damit
argumentieren konnten, was ihnen übriggeblieben war: ihre physische Existenz,
Körper und Stimme. Infolge des Misstrauens wurde dem Personal teilweise die
Verantwortung fürMissstände zugeschrieben, die sie nicht verschuldet hatten, wie
zumBeispiel die lange Dauer der Dokumentenanfertigung und Auszahlungen oder
Wartezeiten bei den Ärzten. Sebastian Muy stellt fest, dass »unter den allgemeinen
Bedingungen der Entrechtung […] ein ›gerechtes‹ Handeln für die Mitarbeiter*in-
nen überhaupt nicht möglich [sei]« (Muy 2016: 231). Die festen, hierarchisierten
Positionen der Geflüchteten und des Personals und ihre unterschiedlichen Ziele
– autonomes Leben versus totale Kontrolle – führt zur Institutionalisierung der
Konfliktsituation, die nie gelöst werden kann.
4 Die beschriebenen Situationen wurden im Laufe des Forschungsprozesses entweder im Rah-
men der Interviews und weiterer persönlicher Gespräche oder aber auf Basis eigener Beob-
achtungen vor Ort dokumentiert.
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Zwischenfazit
Die Aufnahmeeinrichtung von Bicske verweist auf sichtbare und unsichtbare Ak-
te sowohl der Einschließung, Kontrolle und Repression als auch der Hilfeleistung
und Integration. Die Bewohner*innen sind aus organisatorischen Gründen, wie
kostenloser Unterbringung, Dokumentenanfertigung, Sprachkurs usw. gezwun-
gen, die ungerechten Umstände zu akzeptieren und sich der politischen Absicht
der Aufbewahrung und Abschreckung zu unterwerfen. Die geleisteten adminis-
trativen Vorgänge werden von den Verantwortlichen der Einrichtung als Hilfe dar-
gestellt, aber im Licht der Forschungsergebnisse sind sie eher als versteckte Form
der Repression und Immobilisierung zu deuten. Diese Darstellung und Analyse
zeigen auf, wie die asymmetrischenMachtverhältnisse der totalen Institution bzw.
die divergierenden Ziele und Aspirationen der beteiligten Seiten zu einer perma-
nenten Konfliktsituation führen. Die darin (re-)produzierte soziale Ordnung der
Entrechtung und Ausschließung von Menschen mit Fluchterfahrung bleibt über
die Grenzen der Einrichtung hinaus geltend.
Asylpolitik nach 2015 – Die totale Ausschließung der Asylsuchenden in
den Transitzonen5 (Teil 2)
Die Entwicklung gegenwärtiger Migrationsregime fassen Tsianos und Karakayali
wie folgt zusammen: »Today we see the emergence of new forms ofmobility control
that operate in the liminal spaces between the public, the state and supranational
organizations.« (Tsianos/Karakayali 2010: 374) In Ungarn ist währenddessen eine
Rückkehr zu einer nationalistischen Politik zu sehen, die die Zurückeroberung der
Kontrolle über das gesamte Feld der Fluchtmigration anstrebt.
Im Herbst 2015 richtete die ungarische Regierung zwei Transitzonen am
neu errichteten serbisch-ungarischen Grenzzaun ein und bald darauf wurden
diese die Hauptunterbringungsorte für Asylsuchende in ganz Ungarn. Der fol-
gende Abschnitt des Beitrags zeigt den Prozess, der zur radikalen Änderung der
5 Nach der Einreichung dieses Beitrages fiel das Urteil des Europäischen Gerichtshofs, dass
die Transitzonen als »Haft« im Sinne »eines völligen Entzugs der Bewegungsfreiheit« ein-
zustufen sind (vgl. Gerichtshof 2020). Die Praxis der Transitzonen und die Inhaftierung der
Asylsuchenden (darunter viele Kinder) vonmehr als vierWochen ohne gültigenGrundwider-
spricht dem EU-Recht. Als Folge des Urteils wurden die Transitzonen bereits am 21. Mai 2020
geräumt und geschlossen und die Bewohner*innenwurden in offene Sammellager gebracht.
Diese positive Entwicklung hat zugleich negative Folgen: Ungarn hat das Asylverfahren kom-
plett ins Ausland verlagert. Einer Gesetzänderung zufolge ist es nur noch in bestimmten un-
garischen Konsulaten möglich, einen Asylantrag zu stellen und weitere Rechtsverstöße, wie
die Häufung der Push-Backs, sind zu erwarten (vgl. Lübbe 2020).
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Fluchtmigrations- und Grenzschutzpolitik und zur totalen Ausschließung der
Geflüchteten führte.
Der ungarische Außenminister Péter Szijjártó erklärte im Jahr 2019 die Position
der ungarischen Regierung wie folgt:
»Wir dürfen die Zuwanderung nicht länger managen, sondern müssen sie been-
den. […] Sie ist nicht nur ein Sicherheitsrisiko für unsere Länder, sondern auch ein
Risiko für die europäische Kultur. […] Wir werden es niemals erlauben, dass ille-
gale Einwanderer nach Europa kommen. Deswegen werden wir auch weiter mit
Brüssel streiten.Was dort vorgeschlagenwird, ist, dassmandie Leute erst ins Land
lässt unddannüberprüft.Wirwollen sie gar nicht erst reinlassen.« (Szijjártó zitiert
nach Hufnagel 2019)
Dieses Zitat zeigt die Anti-Migrationseinstellung und politische Vision der Regie-
rung sehr deutlich: Versicherheitlichung der Fluchtmigration, Betonung der natio-
nalen Souveränität und Ablehnung der Kooperation mit der EU sowie das Schüren
von Angst und Panikmache sind wichtige Elemente. »Versicherheitlichung als Dis-
positif« lässt sich nach Rothe »als Zusammenwirken heterogener Sprechakte mit
anderen Praktiken und Techniken begreifen« (Rothe 2017: 50). Das Thema Flucht
wird instrumentalisiert und die auf diese Weise inszenierte »Migrationskrise« ist
nichts anderes als »eine Art politisch korrekter Deckname für den ewigen Kampf
der Meinungsmacher um die Eroberung und Kontrolle des Denkens und Fühlens
der Menschen« (Bauman 2016: 7). Dieser Teil des Beitrags untersucht die Zusam-
menhänge zwischen den Asylrechtsänderungen, der Entstehung eines neuen he-
gemonialen Diskurses und der Unterbringung von Asylsuchenden.
Die Asylrechtsänderungen
»We have onemessage for refugees: Don’t come!« (HHC 2017: 1) Das sagteMinister-
präsident Viktor Orbán in Brüssel am 3. September 2015.Wie der Bericht der Men-
schenrechtsorganisation Hungarian Helsinki Committee (HHC) 2017 feststellt, »this
warning has been put to effect through extremely restrictive legislative and pol-
icy changes. These changes resulted in a willingly destroyed asylum system in a
European Union member state.« (Ebd.) Die Regierung reagierte schnell und dras-
tisch auf die Ereignisse des Sommers der Migration 2015. Im Herbst rief Orbán
den »Krisenzustand aufgrund der Massenmigration« (HHC 2019: 11) aus, womit er
die Befugnisse der Regierung erweiterte. Dieser Krisenzustand wird nach Ablauf
der Rechtsgültigkeit alle sechs Monate ohne Rechtsgrundlage verlängert (derzeit
bis März 2021). Ein 175 Kilometer langer Stacheldrahtzaun wurde an der serbisch-
ungarischen Grenze installiert, um die Balkanroute komplett zu schließen und
die Asylsuchenden abzuschrecken. Außerdem wurden bei Röszke und Tompa zwei
Transitzonen errichtet. Unter der Berufung auf den Krisenzustand verabschiedete
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die Regierung in schneller Abfolge Gesetze, die der Kriminalisierung der irregulä-
ren Grenzübertritte dienen und damit praktisch die Verhaftung von Asylsuchenden
legitimieren sollten. Als sich dies als wirkungslos herausstellte, wurden mithilfe
einer Verfassungsänderung im Juli 2016 außergerichtliche Push-Backs eingeführt.
Darunter versteht man die automatische Zurückführung aller bis acht Kilometer
von der Grenze entfernt aufgefundenen illegalen Grenzüberschreiter*innen nach
Serbien (vgl. HHC 2017: 4). Serbien wurde zu einem »sicheren Drittstaat« erklärt,
wodurch praktisch alle Asylanträge in einem beschleunigten Verfahren abgelehnt
werden konnten.
2016 zog die Regierung alle staatlichen Integrationsmaßnahmen für schutzbe-
rechtigte Personen zurück und reduzierte ihremaximale Aufenthaltsdauer in einer
offenen Aufnahmeeinrichtung auf 30 Tage. Für Asylbewerber*innenwurde jegliche
finanzielle Leistung gestrichen. Ihre Unterstützung fiel damit komplett den Nicht-
regierungsorganisationen zu.
Vor der Parlamentswahl 2018 verschärfte die Regierung die Asylgesetze wei-
ter. Im Januar 2017 wurde ein Gesetzespaket verabschiedet, wonach alle Asylbe-
werber*innen (bei unbegleiteten Minderjährigen ab 14 Jahre) ausschließlich in den
zwei Transitzonen für die komplette Dauer ihres Asylverfahrens von damals höchs-
tens vier Wochen untergebracht werden mussten. Asylanträge dürfen seitdem nur
in Transitzonen eingereicht werden. Illegale Grenzüberschreiter*innen werden im
ganzen Gebiet des Landes, ohne die Möglichkeit einen Asylantrag zu stellen, nach
Serbien abgeschoben.
Im Februar 2018 verabschiedete die Regierung das sogenannte »Stop Soros«-
Gesetz, durch welches Personen und Organisationen, die Asylsuchende unterstüt-
zen, unter Strafe gestellt werden können.Dies sollte der Einschüchterung undDis-
kreditierung der ohnehin sehr schwachen Zivilgesellschaft dienen.Weiterhin kün-
digte die Regierung die Verträge mit der EU-Förderung AMIF (Asylum, Migration
and Integration Funding) ab 2019, wodurch die wichtigste Förderquelle der Orga-
nisationen in der Flüchtlingshilfe wegfiel, was deren Position im Handlungsfeld
weiter schwächte.
Gegen die restriktive Ausgestaltung des ungarischen Asylsystems und das Un-
terlaufen europäischer Asylrichtlinien konnte die Europäische Kommission wenig
ausrichten. Im Juli 2018 verklagte sie Ungarn vor dem Europäischen Gerichtshof
wegen asylrechtlicher Verstöße6 (vgl. EK 2018). Die ungarische Regierung setzt
sich dafür ein, dass die EU ihr Asylsystem komplett externalisiert, die Außengren-
zen besser überwacht und dass ansonsten die Mitgliedsstaaten autonom über ihre
Migrations- und Asylpolitik entscheiden können (vgl. Kováts 2018: 32).
6 Das Urteil fiel am 14.05.2020, siehe Fußnote fünf.
Formen der Einschließung und Ausschließung 129
Fremdenfeindlicher Diskurs
Die radikalen Rechtsänderungen wurden von einer Anti-Migrationsrhetorik der
Regierung begleitet, die zur Verschiebung der sozialen Realität und zur Verbrei-
tung der Xenophobie in der Gesellschaft führte. Der Sommer der Migration, das
Camping von Geflüchteten in den öffentlichen Bereichen in Budapest und der Auf-
bruch nach Österreich, der sogenannte »March of Hope« wurden in den öffentli-
chen Medien sehr einseitig dargestellt.7 Nach Medienanalysen waren Mitglieder
der Fidesz-Partei enorm überrepräsentiert in den Berichten über die Ereignisse
(vgl. Barlai/Sík 2017: 152). Sie bezeichneten die Flüchtlinge konsequent ausschließ-
lich als »illegale Migranten« oder »Wirtschaftsmigranten«. Wie bestimmte Ereig-
nisse wahrgenommen, bewertet und interpretiert werden, wird öffentlich verhan-
delt und diskursiv hergestellt. Die Regierung deutete die »Migrationskrise« als Be-
drohung und Sicherheitsproblem, das sich mit dem Erbauen eines Grenzzauns lö-
sen ließe. Nachdem die Grenze geschlossen war, wurden die ausgesperrten Asyl-
suchenden als kriminell und aggressiv dargestellt. Eine objektive Berichterstat-
tung wurde durch die Verweigerung des Eintritts von Journalist*innen und NGOs
in die Grenzgebiete und Transitzonen verhindert (vgl. Bernáth/Messing 2016: 57).
Dies führte wiederum zur Stärkung des Sicherheitsdiskurses und verdrängte die
ohnehin schon wenigen humanitären Stimmen endgültig (vgl. ebd.: 26). »Versi-
cherheitlichung« bezeichnet das Phänomen, wonach bestimmte gesellschaftliche
Probleme »aus ihrem jeweiligen politischen Kontext herausgelöst und in einen Si-
cherheitskontext übertragen werden« (Rothe 2017: 35). Die Deutung der Geflüch-
teten als Sicherheitsbedrohung verlangt nach immer strengeren Maßnahmen und
legitimiert sie – wie beispielsweise die strengen Asylrechtsänderungen und dieDe-
Facto-Inhaftierung der Asylsuchenden in den Transitzonen.
Die Regierung startete gleichzeitig eine massive Hass- und Desinformations-
kampagne auch über andere Kanäle. 2015 wurde eine »Konsultation« zum The-
ma »Migration und Terrorismus« veranstaltet. Dafür wurden der gesamten Be-
völkerung Fragebögen geschickt mit Fragen wie: »Is there any relationship bet-
ween immigration and terrorism?« oder »Should it be possible to detain illegal
immigrants?« (Barlai/Sík 2017: 10) Im Herbst 2016 wurde eine Volksabstimmung
zum Vorschlag der EU über die Umverteilung von Geflüchteten innerhalb Europas
durchgeführt. Die Regierung startete dazu im Vorfeld eine »Informationskampa-
gne« unter landesweit plakatierten Überschriften wie »Wussten Sie? Den Angriff
in Paris richteten Migranten an«. All dies führte zur Verbreitung einer »moral pa-
7 »In Ungarn kontrolliert die Regierung über loyale Unternehmer den weitaus größten Teil der
Nachrichtenmedien. Auch über ihreWerbeetats und den Rundfunkrat marginalisiert sie un-
abhängige Stimmen.« (Reporter ohne Grenzen 2020)
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nic«, also der Angst, dass eine Gruppe von Menschen die Werte und das Wohl der
Gesellschaft bedroht (vgl. ebd.; Bauman 2016: 7).
Die Fremdenfeindlichkeit der ungarischen Gesellschaft erreichte indes ein
historisches Hoch, obwohl de facto bis heute keine Geflüchteten und kaum Mi-
grant*innen im Land leben. Im September 2015 waren 82 Prozent der Bevölkerung
für strengere Migrationsgesetze (vgl. Barlai/Sík 2017: 151). 2016/17 lehnten 62
Prozent der Ungar*innen Migrant*innen ab, und nur 34 Prozent zeigten eine
positive Haltung ihnen gegenüber, wohingegen sich im europäischen Mittel die
Verhältnisse umkehren und sich nur 12 Prozent der Befragten ablehnend und 53
Prozent befürwortend äußerten (vgl. Messing/Ságvári 2018: 14). Die Feindbildkon-
struktion der manipulativen Kommunikationskampagnen führte dazu, dass sich
große Teile der Bevölkerung einer Politik der Abschiebungen, Push-Backs und
Inhaftierung von Asylsuchenden gegenüber zustimmend äußerten.
Die Transitzonen als Praxis der expliziten Ausschließung
Die neue Ära der Asylpolitik nach 2015 ist gekennzeichnet durch eine völlig neue
Regelung der Unterbringung von Geflüchteten. Die zwei größten und am längsten
bestehenden offenen Unterkünfte von Bicske und Debrecen mit insgesamt 1.200
Plätzen wurden 2015 und 2016 geschlossen. EineMomentaufnahme der Unterbrin-
gungspraxis im August 2017 zeigt, dass 436 Asylsuchende, davon 226 Kinder, in
den Transitzonen untergebracht waren. 17 Personen befanden sich in Abschiebe-
haft und nur 15 Geflüchtete in offenen Einrichtungen. 2019 waren nur noch zwei
offene Aufnahmeeinrichtungen in Betrieb. Von insgesamt 350 Plätzen waren Ende
des Jahres fünf besetzt. Zwölf unbegleitete Minderjährige wurden in einem Kin-
derheim in Fót untergebracht. In den zwei offenen Unterkünften werden seit 2017
keine staatlichen Leistungenmehr erbracht außer der Unterbringung und der Ver-
sorgung mit drei Mahlzeiten pro Tag. NGOs bieten unregelmäßig Unterricht und
Freizeitaktivitäten an und unterstützen die Bewohner*innen mit Sachspenden.
Durchschnittlich bleiben die Schutzberechtigten zwei bis drei Wochen in den Ein-
richtungen, dann ziehen sie ins Ausland weiter (vgl. HHC 2019: 76-78).
Die Transitzonen wurden 2015 in Röszke und Tompa an der serbisch-ungari-
schen Grenze eröffnet. Sie dienen seit 2017 als designierte Wohnorte für alle Asyl-
bewerber*innen und als einziger Ort im ganzen Land, an dem ein Asylantrag ein-
gereicht werden kann. Dieses geschlossene Containerlager kann nur Richtung Ser-
bien verlassen werden, was jedoch den Rückzug des Asylantrags bedeutet. Nach-
dem Serbien 2015 zu einem »sicheren Transitland« erklärt wurde, konnten alle An-
träge automatisch abgelehnt werden. Durch das fragwürdige Konzept der Tran-
sitzone – innerhalb deren Grenzen Ungarn über die staatliche Autorität verfügt,
gleichzeitig aber vorgibt, es sei nicht ungarisches Territorium – wird die totale
Ausschließung der Asylsuchenden ermöglicht:
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»In theory, people may only be sent back to another state if the relevant authori-
ties of the receiving country indicate that they will accept them. This is precisely
the reason why the Hungarian government invented the transit zones. It says the
asylum-seekers staying there are not on Hungarian territory, and thus the inter-
pretation of the Orbán cabinet is that people leaving these zones to the south are
not being sent back; they are simply not allowed to enter Hungary. In terms of
international law this is a grey area, and the individuals told to leave Hungary are
essentially pushed back into Serbian forests.« (Juhász/Molnár/Zgut 2017: 23)
Ungarische Menschenrechtsorganisationen streiten seit Jahren dafür, dass diese
Praxis vom Gericht als Inhaftierung anerkannt und beendet wird.8 Das zynische
Argument der ungarischen Regierung lautet, die Asylsuchenden könnten die Zone
nach Serbien jederzeit verlassen und seien daher nicht inhaftiert. Die Verhältnisse
in den Containerlagern entsprechen aber denen eines Gefängnisses, wie die HHC
in 2019 berichtete:
»The transit zones of Röszke and Tompa are in remote locations, made out of con-
tainers built into the border fence. There are different sectors: offices, a sector for
families, a sector for unaccompanied minors, a sector for single men and a sector
for single women. Containers are […] approximately 4 x 3 meters. Asylum seek-
ers stay in containers furnished with 5 beds. Each asylum-seeker has a bed and a
closable wardrobe. When five people are staying in a room, there is no moving
space left. […] Besides sleeping containers, there is a dining container, a commu-
nity container, shower containers and an Ecumenical prayer room. The containers
are placed in a square and in themiddle, there is a courtyardwith a playground for
children and a ping-pong table. The entire transit zone is surrounded by a razor-
wire fence, and is patrolled by police officers and armed security guards. There
are cameras in every corner; there is no privacy or silence. […] Each transit zone
has a medical unit capable of accommodating 10 persons. A general practitioner
is available for 4 hours on workdays, whereas a children’s doctor is available twice
a week; in addition, a field surgeon is available in the transit zone every day, 24
hours a day.« (HHC 2019: 95)
Für Kinder und Jugendliche gibt es keine Freizeit- und Spielmöglichkeiten, Unter-
richt wird erst seit 2017 angeboten. Mitarbeiter*innen fünf festgelegter Organisa-
tionen dürfen die Zone besuchen und für einige Stunden in derWoche Programme
anbieten. Die Bewohner*innen dürfen weder Besuch empfangen noch die Transit-
zone verlassen.
8 Ein Urteil fiel am 14.05.2020 zugunsten des klagenden Asylbewerbers, repräsentiert von der
HHC, siehe Fußnote fünf.
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Das neue System der Grenz- und Asylverfahren hat sich teilweise spontan und
willkürlich entwickelt. Die Asylsuchenden warten in Serbien und anhand einer
nicht transparenten Warteliste wird täglich eine bestimmte Zahl an Personen in
die Transitzone hereingelassen, um ihren Antrag zu stellen. Am Anfang wurden 25
Personen am Tag pro Transitzone hereingelassen, 2016 waren es zehn, 2017 fünf
und ab 2018 nur noch eine Person am Tag. Seit Dezember 2019 werden praktisch –
ohne gesetzliche Grundlage – keine Asylsuchenden mehr in den Transitzonen auf-
genommen (vgl. HHC 2019). Vor allem Mitglieder vulnerabler Gruppen konnten
erfolgreich einen Asylantrag stellen, die meisten Asylsuchenden wurden aufgrund
des Prinzips des sicheren Herkunftslandes nach Serbien zurückgeschickt. Die re-
gistrierten Asylbewerber*innen, vor allem Familien und als vulnerabel eingestufte
Personen, wurden sporadisch in eine offene Unterkunft überführt.
Das Asylverfahren in den Transitzonen läuft wie folgt ab: Das erste Interview
mit den Asylsuchenden (Registrierung) führt direkt nach dem Eintritt in die Tran-
sitzone ein*e Polizist*in und notiert die wichtigsten Daten. Danach findet die An-
hörung zur Begründung des Asylantrags in der »Polizeiwache« der Transitzone
statt,meistens via Videokonferenz,weil Sachbearbeiter*in und/oderÜbersetzer*in
nicht anwesend sind. Die Qualität der Verbindung ist laut Berichten sehr schlecht.
Viele Asylsuchende berichteten davon, dass während des Interviews bewaffnete Po-
lizist*innen neben ihnen standen, was einschüchternd wirkt. Anwälte und Anwäl-
tinnen der HHC beobachteten mehrere Fälle, wo der*die amtliche Dolmetscher*in
aufgrund von fehlenden Sprachkenntnissen nicht richtig übersetzen konnte. Das
rückübersetzte Protokoll wird im Anschluss an das Gespräch dem*der Asylsuchen-
den zumDurchlesen und Bestätigen ausgehändigt. Die Entscheidung über die An-
erkennung trifft die Nationale Generaldirektion der Fremdenpolizei (Országos Ide-
genrendészeti Főigazgatóság) und es besteht dieMöglichkeit innerhalb von acht Tagen
vor dem regionalen Verwaltungs- und Arbeitsgericht Einspruch einzulegen. Der
Beschluss muss nicht schriftlich ausgehändigt werden, es reicht eine mündliche
Mitteilung mit Dolmetscher*in (vgl. HHC 2019: 28-54). Ursprünglich durften Asyl-
suchendemaximal vierWochen lang in den Transitzonen bleiben, bis dahinmusste
das Verfahren abgeschlossen werden. In 2019 verzögerten sich die Prozesse so ex-
trem, dass die durchschnittliche Aufenthaltsdauer vier bis fünfMonate betrug (vgl.
ebd.: 92).
Die Transitzonen als De-Facto-Inhaftierung setzen die politischen Ziele der
Immobilisierung, der sozialen, kulturellen und räumlichen Ausschließung und das
Stigmatisieren der Asylsuchenden erfolgreich um. Als Folge der offenen Fremden-
feindlichkeit und Anti-Migrationspolitik gelingt die Abschreckung der Asylsuchen-
den aus Ungarn: die Zahl der Asylanträge sinkt rasant (vgl. Eurostat 2020b) und die
Mehrheit der Geflüchteten und Schutzberechtigten im Land reist innerhalb von
wenigen Wochen nach West-Europa weiter (vgl. HHC 2019).
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Zusammenfassung
Zwei Formen der ungarischen Unterbringungspraxis wurden hier genauer vorge-
stellt: eine offene Sammelunterkunft und die geschlossenen Transitzonen, die sich
zwischen Einschließung und Ausschließung der Geflüchteten bewegen. Beide Sys-
teme realisieren die Immobilisierung der Geflüchteten durch administrative Vor-
gänge, üben Kontrolle über ihre soziale und ökonomische Situation aus und wei-
sen implizite und explizite Ausschließungspraktiken einer Anti-Migrationspolitik
auf. Die Analysen zeigen auf, dass die Unterbringung von Geflüchteten ein gesell-
schaftliches Aushandlungsfeld der Herrschaftsordnung und Bedeutungsprodukti-
on ist. Die Aufnahmeeinrichtung von Bicske mit ihrem widersprüchlichen Kon-
zept der »Vorintegration« in einer Sammelunterkunft verfolgt das eigentliche Ziel
der Verlängerung der Verweilzeiten anerkannter Geflüchteter. Ihre Einschließung
dient als die erweiterte Kontrolle über ihren Alltag, als Abschreckung und vor al-
lem als ihre soziale, kulturelle und räumliche Segregation von der Aufnahmege-
sellschaft. Die Spannung zwischen Ziel und Zweck der Institution spiegelt sich in
den Konflikten zwischen dem Personal und den Bewohner*innen wider. Die struk-
turell bedingten asymmetrischen Machtverhältnisse führen zur Institutionalisie-
rung der Konfliktsituation. Die implizite Diskriminierung der Geflüchteten wurde
nach 2015 als Folge der Asylrechtsänderungen und des fremdenfeindlichen Diskur-
ses durch ein System der expliziten Ausgrenzung ersetzt. Mit der monatelangen
De-Facto-Inhaftierung der Geflüchteten in den Transitzonen verstößt die Regie-
rung gegen EU-Recht, kriminalisiert die Asylsuchenden und setzt ein Zeichen für
die Außenwelt. Innerhalb weniger Jahre konstruierte die populistische Regierung
von Ministerpräsident Orbán ein Narrativ, das die Geflüchteten als die größte Be-
drohung für die europäische Kultur und den Wohlstand darstellt und die einzige,
legitime Lösung ihre totale Exklusion ist. Die euroskeptische, anti-pluralistische
Politik schließt alle anderen Akteur*innen des Feldes der Fluchtmigration aus: die
Zivilgesellschaft, die Asylsuchenden, die Europäische Union und weitere suprana-
tionale Organisationen. Ziel des Monopols über die Steuerung der Fluchtmigrati-
on ist neben der alleinigen staatlichen Kontrolle über das nationale Asylregime die
Konstruktion des Bildes einer starken, fähigen und souveränen Regierung und die
Stärkung ihrer Machtposition. Eine »populistische Spirale« (Barlai/Sík 2017: 164)
wurde in Gang gesetzt, deren weiterer Verlauf unvorhersehbar ist.
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Zur Architektur sozialer Kontrolle
Julia Devlin
Jedes Moment schließt andere Momente,




ANKER passt gut in KASERNE. Geübte Scrabble-Spieler erkennen das auf einen
Blick. Doch nicht nur semiotisch, auch gebäudetechnisch passen Ankerzentren
gut in Kasernen: Blickt man auf die bayerischen Ankerzentren, so zeigt sich, dass
die meisten in ehemaligen Kasernen angesiedelt sind. In meinem Artikel werde
ich zunächst eine Systematisierung der Ankerzentren hinsichtlich ihrer Architek-
tur vornehmen. Aufbauend auf James C. Scotts Konzept von der Lesbarkeit sozia-
ler Dynamiken (1999), Foucaults Konzept des Disziplinarraums, das er in Überwa-
chen und Strafen (1994) darstellt, und Henri Lefebvres La production de l’espace
(2000) ergänze ich meine Untersuchung mit einer Dokumentenanalyse der die
Ankerzentren betreffendenAbschnitte des Koalitionsvertrages unddes BAMF, um
herauszustellen, inwiefern die Intention der Bundesregierung, die Verfahren effi-
zienter zu gestalten, sich in der Architektur der Unterbringung wiederfinden lässt




Thebuilding structure ofmilitary barracks is inmanyways very suitable for accom-
modating so-called Anker centres, arrival centres for asylum seekers in Germany.
A look at Anker centres in Bavaria shows that most of them are located in former
barracks. Inmy article, I will start by systematically investigating theAnker centres
regarding their architecture. Based on James C. Scott’s concept of the legibility of
social dynamics (1999), Foucault’s concept of disciplinary space, which he presents
in Discipline and Punish (1994), and Henri Lefebvre’s La production de l’espace
(2000), I will be supplementing my investigation by a documentary analysis of
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the sections of the coalition agreement and the BAMF concerning Anker centres.
This has the aim of highlighting the extent to which the Federal Government’s in-
tention to make the procedures more efficient is reflected in the architecture of
the accommodation, thus allowing continued functionality of the social space for
which it was originally created.
Ankerzentren – Gebäudetypen
Insgesamt gibt es sieben Ankerzentren in Bayern, eines in jedem der sieben bayeri-
schen Regierungsbezirke. Zusätzlich gibt es 24 Dependancen.1 Die Gebäudetypen
lassen sich kategorisieren in Kaserne, Fabrik- bzw. Gewerbegebäude (z.B. Lager-
hallen), Bürogebäude, Container und Wohnbau zum Zweck der Geflüchtetenun-
terbringung.
Abbildung 1: Anzahl der Ankerzentren und Dependancen nach Gebäudetypen (Bayern)
Quelle: Bayerischer Flüchtlingsrat (2020), Stand 15.05.2020.
Die Zentralen der Regierungsbezirke Oberbayern, Oberpfalz, Mittelfranken,
Oberfranken und Unterfranken sind in Kasernen untergebracht. Die Zentrale des
Ankerzentrums Schwaben befand sich bis 2019 in Donauwörth ebenfalls in einer
Kaserne.2 Zudem sind mehrere Dependancen in Kasernen.
1 Stand 15. Mai 2020. Die Zahl der Dependancen ist Schwankungen unterworfen.
2 Auch das saarländische Ankerzentrum ist in einer Kaserne untergebracht, das sächsische in
einem ehemaligen Bürogebäude.
ANKER : KASERNE : FABRIK 139
Kasernen: Funktion und Lage
Auf den ersten Blick erscheinen Kasernen als durchaus taugliche Unterkünfte:
meist solide gebaut, bieten sie ordentlichen Schutz vor den Elementen, tatsäch-
lichen meteorologischen wie imaginären kriminellen. Sie sind »da« und gehören
dem Staat. Grundsätzlich sind sie für die Unterbringung einer großen Anzahl
von Menschen gebaut, scheinen also ein hypereffizienter Wohnungsbau zu sein,
der nach ihrer Entmilitarisierung als perfekte Wohnmaschine im Sinne von Le
Corbusier dienen kann.
Die primäre Funktion einer Kaserne ist zunächst die abrufbereite Unterbrin-
gung eines spezifischen Teils des Staatsapparates, des Militärs. Noch im 18. Jahr-
hundert waren Kasernen als Wohnhäuser für Soldatenfamilien angelegt, quasi als
Soldatensiedlungen. Erst ab dem 19. Jahrhundert, mit dem Aufkommen der natio-
nalen Wehrpflicht und des Massenheeres, kennt man die Errichtung von Anlagen,
die ausschließlich der Unterbringung von Soldaten dienen (vgl. Tippach 2015: 49-
52; Gareis/Haltiner/Klein 2006: 15).
Stadtnahe oder gar innerstädtische Lagen sind Ausnahmen.Wenn, sind es ent-
weder Überreste aus einer Belagerungsabwehr früherer Jahrhunderte, gerade im
Zusammenhang mit den Stadtbefestigungen, die im Laufe des 19. Jahrhunderts
geschliffen wurden, oder vormalige Peripherielagen, die durch das Wachstum der
Städte quasi nachträglich eingemeindet wurden.
Doch zumeist liegen Kasernen außerhalb der Stadt (vgl. Köhn 2012: 15). Eine re-
gelmäßige Anbindung an ziviles Leben ist nicht vorgesehen und planerisch häufig
nur schwierig einzurichten. Diese mangelnde Erschließung ist durch die Indivi-
dualmotorisierung des 20. Jahrhunderts zwar für entsprechende Nachnutzungen
durch ausreichend wohlhabende Nutzer weniger gravierend geworden, trennt al-
lerdings gerade dadurch die mittellosen Geflüchteten umso stärker ab.
Städtebaulich haben Kasernen eine Wirkung als Riegel. Ähnlich Gefängnissen
saugen militärische Anlagen das Leben aus ihrem städtischen Umfeld, da sie nicht
zu durchqueren sind und ihre Bewohner*innen nur begrenzte Teilhabe am zivi-
len Leben führen. Die Bildung eines Identitätsraumes, wie ihn der Sozialgeograph
Peter Weichhart in seiner Studie Raumbezogene Identität definiert hat, ist aufgrund
der auf Vorläufigkeit angelegten Unterbringung in der Kaserne selber erschwert,
in den benachbarten Identitätsräumen wirkt sie als Fremdkörper, dem gegenüber
eine Abgrenzung erfolgt (vgl. Weichhart 1990: 52).
Die räumliche Trennung ist zwar in ihrer modernen Ausprägung, jedoch
nicht im Grundkonzept eine neue Entwicklung. Der französische Philosoph Henri
Lefebvre beschreibt sie im Gegenteil bereits als das Grundkonzept von Stadt und
Staat Rom, wo der »espace instrumental« (Lefebvre 2000: 282) des Militärlagers in
dialektischem Gegensatz steht zur bürgerlichen Stadt – es ist ein »espace close,
retranché, fortifié« (ebd.: 284).
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Dieser Gegensatz besteht nach Lefebvre nicht nur in räumlicher und funktio-
naler Trennung, sondern auch in einer grundlegend anderen formellen Organisati-
on: der freien,wachsenden, zirkulären, »femininen« Formder Stadt entgegen steht
das Lager mit seiner strikten formellen, hierarchischen, »maskulinen« Organisa-
tion entlang von Haupt- und Querachse: »Le camp militaire, espace instrumen-
tal, obéit à une autre ordonnance (espace rectangulaire, sévèrement symétrique,
axé par le cardo et le decumenus).« (Ebd.: 282; vgl. Meyer 2007: 316) Lefebvre defi-
niert drei Aspekte der römischen Stadt mit jeweils dualem Charakter, von denen er
zwei spezifisch aus demGegensatzpaar zivile Stadt undMilitärlager entwickelt: die
Repräsentation des Raumes und Repräsentativen Raum; der dritte Aspekt ist die
räumliche Praxis durch das Straßennetz, das nicht nur Lager und Stadt verbindet,
sondern auch die Beherrschung des Landes ermöglicht (vgl. Lefebvre 2000: 284).
Die aus Sicht ziviler Nutzung ungünstige Lage von Kasernen ist also nicht ein
zufälliger Aspekt derselben, sondern imGegenteil ihre Grundlage.Die abrufbereite
Unterbringung von Menschen ist losgelöst von Alltagsverflechtung des normalen
Lebensraums und unbehindert angeschlossen an die Infrastruktur des Straßennet-
zes, um schnelle und effiziente Truppenverlagerungen sicher zu stellen. Es handelt
sich um eine Unterbringung nicht nach individuellen Bedürfnissen, sondern nach
logistischen Gesichtspunkten, die das Individuum zum Teil einer subjektivieren-
den Logistik machen.3
Je nach Epoche erfüllen Kasernen jenseits der Unterbringung von Soldatenwei-
tere, untergeordnete Zwecke: repräsentative und symbolische. Bis in die 30er Jah-
re bedienten sich Architekten gerne eines burgartigen Gestaltungsvokabulars, das
Wehrhaftigkeit symbolisiert, ohne dass die Details tatsächliche Aufgaben übernäh-
men. Selbst im Zeitalter moderner Sprengstoffe und Schusswaffen sahen Kasernen
häufig noch so aus, als wären sie auch mit Vorderladern zu verteidigen. Jenseits
dieses Funktionsrepräsentatismus gibt es natürlich den grundsätzlich protzig-be-
häbigenGrundstil, der dieMacht des Staates bzw.desMilitärsmitmächtigenMau-
ern betont.
Umgekehrt kann auch eine betont belanglos gestaltete Anlage ein symbolisches
Ziel verfolgen, indem jeder militaristische Pomp vermieden und ein pragmatischer
Umgang mit der Armee kommuniziert wird – wie es oft in Kasernen sichtbar
wird, die nach dem Krieg gebaut wurden. Die Kaserne, in der sich die Zentrale
des Ankerzentrums Unterfranken befindet (Schweinfurt-Geldersheim), ist Beispiel
für Ersteres, die, in der sich die Zentrale des Ankerzentrum Oberbayern befindet
(Manching-Ingolstadt), für Letzteres.
3 Dieser Gedankengang kam bei der Nachnutzung der Max-Immelmann-Kaserne als Anker-
zentrum zum Tragen, befinden sich doch in der Nähe zwei Flughäfen (Manching und Mün-
chen).
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Unterfranken – ehemalige NS-Kasernen
Die Ledward Barracks in Schweinfurt waren von 2015 bis 2018 eine Erstaufnah-
meeinrichtung und ab 2018 das Ankerzentrum Unterfranken. Die Anlage wurde
1935 als Adolf-Hitler-Kaserne für Panzereinheiten der Wehrmacht gebaut. Streng
geometrisch angelegt wirkt die Anlage funktional, das Hauptquartier zeigt jedoch
durch seinen wuchtigen Baukorpus und seinen mittigen Uhrturm einen architek-
tonischen Imponiergestus.
Abbildung 2: Ledward Barracks, ehemals Adolf-Hitler-Kaserne
Bildquelle und Bildrechte: Stadt Schweinfurt.
Im Mai 2019 zog das Ankerzentrum in die Conn Barracks um. Der Bau die-
ser Kaserne wurde 1936 begonnen als Fliegerhorst der Luftwaffe. Die Anlage ist
für nationalsozialistische Verhältnisse schlicht und wirkt mehr durch seine Größe
und die Anzahl der Gebäude repräsentativ als durch konkrete Architektur. Gerade
im Vergleich zur sonst mit ausdrücklicher Symbolik arbeitenden Architektur des
NS-Staates erscheinen diese Gebäude stilistisch wenig bemerkenswert. Sie sind
konstruktiv einfach und unambitioniert, in niedrigtechnologischer Bauweise er-
richtet. Sie folgen einer Art Grundschema einfachster Architektur: eine Kiste mit
Löchern.Was sie primär auszeichnet, ist die schiereMasse an geschaffener Kapazi-
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tät. Dies lässt den Schluss zu, dass es sich nicht um symbolische Projekte handelte,
sondern tatsächliche Schaffung »abrufbereiter Unterbringung« von Soldaten, also
um konkrete Kriegsvorbereitungen.
Weitere Kasernen aus der NS-Zeit, in denen sich momentan Dependancen
von Ankerzentren befinden, sind der ehemalige Fliegerhorst Fürstenfeldbruck,
die Münchner Funkkaserne, die Pionierkaserne in Regensburg und das ehemalige
Wehrmachts-Lazarett in Garmisch-Partenkirchen.
Kasernen der Nachkriegszeit: Architektonisch den »Ball flach halten«
Typische Nachkriegs-Kasernen-Architektur zeigt sich in der Max-Immelmann-
Kaserne in Manching, die 1959 gebaut wurde und in der sich die Zentrale des
Ankerzentrums Oberbayern befindet, und bei der ehemaligen US-Kaserne in
Bamberg, dem Ankerzentrum Oberfranken.
Die Kaserne als Disziplinareinrichtung
Die Entwicklung der Professionalisierung von Armee und ihrer logistikgerechten
Unterbringung kann man als Teil dessen sehen, was der französische Philosoph
Michel Foucault als die Wandlung moderner Staatsformen hin zu »Disziplinarge-
sellschaften« definiert (vgl. Deleuze 1992: 40).
In seiner Abhandlung Überwachen und Strafen. Die Geburt des Gefängnisses (1994)
beschreibt Foucault die Entstehung von Disziplinareinrichtungen. Disziplin, so
Foucault, erfordere die Verteilung von Individuen im Raum, wobei eine der Tech-
niken der Disziplin die Klausur sei, die »bauliche Abschließung eines Ortes von
allen anderen Orten« (Foucault 1994: 181). Zu den Disziplinareinrichtungen, die er
als Institution der Klausur betrachtet, gehören Kasernen.
»Kasernen: die Armee, diese umherschweifende Masse, muß festgesetzt werden;
Plünderungen und Gewalttätigkeiten müssen verhindert werden; die Bevölke-
rung, die umherziehende Truppen schlecht erträgt, muß beruhigt werden; die
Konflikte mit den zivilen Autoritäten müssen unter Kontrolle gebracht werden.«
(Ebd.: 182)
Traditionslinien: Displaced Persons-Lager in Kasernen
Die Unterbringung heimatloser Menschen in Kasernen ist nicht neu. Als im
Frühjahr 1945 alliierte Truppen das Deutsche Reich besetzten, fanden sie sich mit
schätzungsweise zehn Millionen dislozierter Menschen konfrontiert – Befreite
aus Konzentrations- und Zwangsarbeiterlagern, Kriegsflüchtlinge, ehemalige
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Kriegsgefangene der Nationalsozialisten und ihrer Verbündeten.4 Der Begriff
Displaced Persons (DP) wurde für diese Menschen geprägt (vgl. Jacobmeyer 1985:
26).
Die Alliierten sahen es als wichtige Aufgabe an, diese Opfer von Gewaltmigra-
tion zu versorgen und zu repatriieren. In den westlichen Besatzungszonen wurden
dafür sogenannte Assembly Centers eingerichtet. Dafür wurden vor allem Kasernen
benutzt (vgl. Köhn 2012: 116). Auch Fabrikgebäude, Barackenlager, ehemalige Stät-
ten der Gefangenschaft und requirierte Privathäuser dienten als Unterkünfte. Da
die baldige Repatriierung der DPs im Vordergrund stand, sollten die Unterkünfte
nicht allzu attraktiv sein (vgl. ebd.: 88, 323).
Kasernenlager für DPs in Bayern befanden sich z.B. in Landsberg am Lech,
Augsburg, Dillingen, Würzburg, Eichstätt, Kassel und Wildflecken.5 Einige dieser
Kasernen dienen heute wieder als Unterkunft für Geflüchtete, so die Funkkaserne
inMünchen, in der sich eine der Dependancen des Ankerzentrums Oberbayern be-
findet. In der bereits erwähnten Panzerkaserne Schweinfurt, der späteren Ledward
Barracks, waren bis 1948 ost- und südosteuropäische DPs untergebracht.
Die Alliierten verfolgten im Umgang mit den DPs zwei Ziele: ein humanitäres,
indem sie den entwurzelten und verfolgten Menschen halfen, ihre Grundbedürf-
nisse zu decken, und ein militärisch-logistisches, um sicher zu stellen, dass sie
nicht die militärischen Vorgänge behinderten, Krankheiten verbreiteten oder nach
Beendigung des Krieges die fragile Nachkriegsordnung störten (vgl. Ziemke 1975).
Der Militärhistoriker Earl F. Ziemke schreibt zu den vom Krieg entwurzelten Men-
schen: »An object of pity as an individual, in the mass he becomes a menace, clogs
roads, imposes potentially ruinous burdens on already strained civilian services,
and spreads panic.« (Ziemke 1975: 52) So lebten die DPs in den Camps in einem
Spannungsfeld zwischen Fürsorge und Schutz einerseits und einer administrati-
ven Kontrolle, die bis in kleinste Details wie Kalorienaufnahme und Freizeitgestal-
tung das Alltagsleben regelte (vgl. Grossmann 2011: 140; Holian 2011: 29f.).
Das DP-Programm fußte klar auf einem militärischen Modell, war es doch
schon seit 1944 als Teil der Kriegsführung im Obersten Hauptquartier der Alli-
ierten Expeditionsstreitkräfte (SHAEF) formuliert worden (vgl. Ziemke 1975: 51).
Das erklärt auch, warum die Organisation der DPs in Lagern so zentral war: Die-
se Unterbringungsform erleichterte die Versorgung der Menschen mit Nahrung,
Beherbergung, medizinischen Dienstleistungen und Bildung. Sie erleichterte das
Sammeln und Organisieren nach nationalen, religiösen oder ethnischen Gruppen
4 Deutsche Flüchtlinge und Vertriebene waren als Angehörige eines früheren Feindstaates
ausdrücklich vom DP-Status und damit von der Unterstützung durch die Alliierten bzw. von
Hilfsorganisationen der Vereinten Nationen ausgeschlossen (vgl. Holian 2011: 42).
5 Ein ausführliches Verzeichnis aller DP-Camps in den von West-Alliierten besetzten Zonen
findet sich im DP-Camp Verzeichnis der Arolsen Archives.
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(vgl. Köhn 2012: 88). Und sie erleichterte die Kontrolle des Flux: Einerseits konn-
te man die Menschen durch die Unterbringung immobilisieren, andererseits sie
abrufbereit wieder mobilisieren, wenn sie repatriiert werden sollten.6
Kein Wunder, dass Kasernen (neben Schulen, Krankenhäusern und Klöstern –
gemäß Foucault weitere klassische Disziplinareinrichtungen) die bevorzugt requi-
rierten Gebäude waren, umDPs unterzubringen, war es doch demMilitär bekann-
tes Terrain (vgl.Holian 2011: 46f.). Dies kam den deutschen Behörden entgegen.Oft
waren sie es, die den Besatzern Kasernen als Sammelunterkünfte vorschlugen (vgl.
Köhn 2012: 323).
Die Anthropologin Liisa Malkki konstatiert, dass in dieser Zeit die Form der
Unterbringung Gestalt annahm, wie sie heute noch praktiziert wird:
»It was toward the end of World War II that the refugee camp became emplaced
as a standardized, generalizable technology of power in themanagement ofmass
displacement. The refugee camp was a vital device of power: The spatial concen-
tration and ordering of people that it enabled, as well as the administrative and
bureaucratic processes it facilitated within its boundaries, had far-reaching con-
sequences.« (Malkki 1995: 2)
Seeing like a state: Menschen lesbar machen
Festsetzung und Immobilisierung sind also staatliche Kontroll- und Disziplinie-
rungsmechanismen. Hat der Staat etwas gegen mobile Menschen? Diese Frage
stellt der Politologe und Ethnologe James C. Scott in seinem Buch Seeing like a state.
Moderne Staaten, so beobachtet er, hätten ein Unbehagen gegenüber nicht sess-
haftenMenschen: Ob Roma und Sinti, Nomaden, Fahrende Leute oder Obdachlose,
sie scheinen ein Dorn im Fleisch des Staates zu sein, und die Versuche, sie dauer-
haft sesshaft zu machen, zu immobilisieren, schlagen zuverlässig fehl.
»The more I examined these efforts at sedentarization, the more I came to see
them as a state’s attempt to make a society legible, to arrange the population
in ways that simplified the classic state functions of taxation, conscription, and
prevention of rebellion.« (Scott 1999: 2)
James C. Scott prägte den Begriff der Hochmoderne, eine Epoche der Moderne,
die ein unkritisches Vertrauen in den durch Naturwissenschaft und Technologie
erzeugten Fortschritt setzt und dabei historische, geografische und soziale Entste-
hungskontexte missachtet. In der Entwicklung zum hochmodernen Staatswesen
6 Kathryn Hulme beschreibt anschaulich die Prozesse von Mobilität und Immobilität tausen-
der polnischer DPs im DP CampWildflecken (vgl. Hulme 1953).
ANKER : KASERNE : FABRIK 145
verfeinerten die staatlichen Organe ihren Zugriff, so konstatiert Scott. Sei es die
Einführung bleibender Nachnamen, die Normierung von Gewichten und Maßen,
die Kodifizierung von Standardsprachen oder die Etablierung von juristischen Re-
gelwerken, dies alles kann interpretiert werden als Maßnahme des Staates, um ei-
ne größere Lesbarkeit und Vereinfachung zu erreichen. Die staatlichen Behörden
untersagten oder ignorierten komplexe, nur Insider*innen verständliche lokale so-
ziale Praktiken wie traditionelle Namensgebungen oder Gebräuche gemeinsamen
Weidebesitzes und schufen stattdessen ein standardisiertes Raster, mit dem sie
ihre Bürger*innen zentral verwalten und kontrollieren konnten.
Diese Lesbarkeit und Vereinfachung vergleicht Scott mit einer schematisier-
ten Straßenkarte, die nicht die Realität abbildet, sondern eher ein Muster, dem
sich die zu Regierenden einpassen müssen; diese Karten »represented only that
slice of it that interested the official observer. They were, moreover, not just maps.
Rather, they were maps that, when allied with state power, would enable much of
the reality they depicted to be remade.« (Ebd.: 3f.) Scott sieht den staatlichen Wil-
len zur Lesbarkeit, die schematische Übertragbarkeit in vielen Bereichen wirksam.
Die gewinnorientierte Forstwirtschaft, diemoderne Bienenhaltung und dieHauss-
mann’sche städtebauliche Umgestaltung von Paris (1853-1870) haben Lesbarkeit,
Vereinfachung, gerade Linien, Zentralverwaltung und einen panoptischen Blick
auf das Ganze gemeinsam (vgl. ebd.: 59).
Auch wenn sich die Techniken des Staates ändern, bleibt die Motivation staat-
licher Intervention gleich: Es geht vor allen Dingen um Aneignung (z.B. Steuern),
Kontrolle und Beeinflussung. Dies klingt negativer, als es gemeint ist: staatliche
Interventionen können beispielsweise auch in Hinblick auf Wohlfahrt, Gesundheit
oder Bildung geschehen. Doch immer setzen auch die fürsorglichen Aspekte staat-
licher Intervention den lesbaren Menschen voraus bzw. haben ihn zum Ziel.
Der Disziplinarraum
Dies bringt uns zurück zu Michel Foucault. In seinem Werk Überwachen und Stra-
fen. Die Geburt des Gefängnisses (1994) setzt er sich mit der Konzeption des Strafvoll-
zugs im 19. Jahrhundert auseinander.Nach der Aufklärung findet eine Entwicklung
statt, die weg von öffentlichen, externalisierten,mitunter spektakulär inszenierten
Bestrafungen, hin zu einem diskreten, internalisierten Wissens- und Disziplinar-
system führt:
»[…] an die Stelle des Straf-Theaters, wo dem Gesellschaftskörper eine Dauer-
vorstellung der Züchtigung gegeben werden sollte, ist eine große, geschlossene,
komplexe und hierarchisierte Architektur getreten, die sich in den Körper des
Staatsapparates integriert.« (Foucault 1994: 149)
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Das Gefängnis, so Foucault, ist damit zum Testgelände geworden: hier hat man
Techniken der Kontrolle und der Disziplinierung entwickelt, die dann im Namen
des Fortschritts, der Effizienz und Produktivität über andere Bereiche der Ge-
sellschaft ausgebreitet wurden. Weitere Disziplinareinrichtungen entstehen nach
ähnlichemMuster. Nicht nur die Kaserne, auch die Manufaktur und später die Fa-
briken werden zu Räumen der Klausur, entwickeln ein Kontrollwesen (vgl. ebd.:
192). Neben der Abschließung ist auch die Disziplin den Institutionen der Klausur
immanent. Foucault bezeichnet sie als Disziplinarraum:
»Es geht gegen die ungewissen Verteilungen, gegen das unkontrollierte Ver-
schwinden von Individuen, gegen ihr diffuses Herumschweifen […]. Es geht
darum, die Anwesenheiten und Abwesenheiten festzusetzen und festzustellen;
zu wissen, wo und wieman die Individuen finden kann; die nützlichen Kommuni-
kationskanäle zu installieren und die anderen zu unterbrechen; jeden Augenblick
das Verhalten eines jeden überwachen, abschätzen und sanktionieren zu kön-
nen; die Qualitäten und die Verdienste zu messen. Es handelt sich also um eine
Prozedur zur Erkennung, zur Meisterung und zur Nutzbarmachung. Die Disziplin
organisiert einen analytischen Raum.« (Ebd.: 183f.)
Disziplinarraum Fabrik
Betrachtet man die Unterbringungsarten der Ankerzentren, so sind nach Kaser-
nenbauten Fabrikgebäude die zweithäufigste Unterbringungsart – also gemäß
Foucault ebenfalls klassische Disziplinarräume. Ihre Aufgabe ist zum einen Kon-
trolle der darin arbeitenden Menschen und des Produktionsvorganges, aber auch
Funktionalität und die dadurch erhoffte Effizienzsteigerung. Auf der Webseite
einer Immobiliengesellschaft wird folgende Definition eines Industriegebäudes
gegeben:
»Von einem Industriegebäude oder auch einem Industriekomplex ist zu sprechen
[sic!] wenn die Funktionalität der Gebäude einen möglichst reibungslosen und kosten-
günstigen Produktionsprozess ermöglicht. […] Industriegebäude haben die Aufgabe
viele Arbeitsschritte unter einemDach zu vereinen. Hier wird zwischen zwei Arten von
Gebäuden- und Gebäudeabschnitten unterschieden. Das Kerngeschäft befindet
sich hierbei in sogenannten Produktions- oder auch Montagehallen statt [sic!],
die in den Bereichen der Herstellung oder der Produktveredelung genutzt wer-
den. […] Die Hauptbüros in denen sich Bereiche wie die Administration oder das
Marketing befinden, sitzen zumeist in separaten Gebäuden. Diese Gliederung er-
möglicht wiederum einen reibungslosen und störungsfreien Arbeitsablauf beider Be-
reiche. Die Gesamtheit der Bereiche und deren Wirtschaftlichkeit sind erforder-
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lich um ein Produkt oder auch verschiedene Produktionsketten optimal zu betrei-
ben.« (MASTER 2020, Herv. d.Verf.)
Henri Lefebvre hat in seinen Analysen zur Konstruktion des sozialen Raumes kon-
statiert, dass dieser ein soziales Produkt ist, das Resultat eines Prozesses sozialer
Praxis. Daher reflektiere der gegenwärtige Raum niemals nur den gegenwärtigen
Zustand (vgl.Meyer 2007: 313). Die Spuren vorheriger Raumkonstruktion seien nie-
mals vollständig aus dem sozialen Raum zu tilgen, vielmehr übertrügen sich die
Eigenschaften früherer Nutzung: »Jedes Moment schließt andere Momente, As-
pekte oder Elemente ein, die seiner Vergangenheit entstammen.« (Lefebvre 1971:
87)
Wie schlägt sich der soziale Raum einer Lagerhalle oder eines Fabrikgebäudes
auf eine Ankereinrichtung nieder? Im Koalitionsvertrag ist der entsprechende Ab-
satz nicht mit »AnkER-Einrichtung«, sondern mit »Effizientere Verfahren« über-
schrieben (CDU, CSU, SPD 2018: 107f.). Auf knappen zwei Seiten ist viel die Rede
von effizienter Prozessierung, Kategorisierung, Verteilung,Wirksamkeit und Kon-
trolle. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge wird in einem sechsseitigen
Dokument zu Anker-Einrichtungen expliziter:
»Hinter den neu eingeführten AnkER-Einrichtungen steckt die Idee, alle Schritte
des Asylverfahrens und damit auch alle beteiligten Behörden unter einem Dach
zu vereinen. Wie im Koalitionsvertrag festgelegt, sollen in den Einrichtungen An-
kunft, Entscheidung, kommunale Verteilung bzw. Rückkehr (AnkER), aber auch
erste Maßnahmen zur Integration stattfinden. Durch die enge Zusammenarbeit
der am Asylverfahren beteiligten Akteure sollen die Verfahren noch effizienter
werden. Zentrale Elemente hierbei sind kurze Wege und der direkte Kontakt der
Ansprechpartner vor Ort. Dadurch können der gegenseitige Austausch und das
Ineinandergreifen der einzelnen Prozessschritte gewährleistet werden. […] Alle
Asylsuchendenwerdendabei grundsätzlich bis zumAbschluss des Asylverfahrens
vor Ort im AnkER-Zentrum untergebracht.« (BAMF 2018: 1)
Der Grundgedanke der Ankerzentren ist also eine Effizienzsteigerung. Vorbild ist
das Prinzip einer Industrieanlage, in der Produktionsketten optimal betriebenwer-
den sollen, in der durch kurzeWege, durch das Vereinen vieler Arbeitsschritte »un-
ter einem Dach« Zeit gespart und dadurch der Output gesteigert werden soll. Das
Dokument des BAMF und die Beschreibung der Immobilienfirma zur Funktion
von Industriegebäuden klingen verblüffend ähnlich: »Alle am Asylprozess direkt
beteiligten Akteure (u.a. Aufnahmeeinrichtungen des Landes, BAMF, Ausländerbe-
hörden, Verwaltungsgerichte, Jugendämter, Bundesagentur für Arbeit) sollen vor
Ort vertreten sein.« (BAMF 2018: 1)
»Industriegebäude haben die Aufgabe viele Arbeitsschritte unter einem Dach zu
vereinen. […] Die Gesamtheit der Bereiche und deren Wirtschaftlichkeit sind er-
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forderlich um ein Produkt oder auch verschiedene Produktionsketten optimal zu
betreiben.« (MASTER 2020)
Dies nimmt Foucaults Konzept der Klausur auf. Die entscheidenden Akteur*innen
begeben sich in Klausur, schließen sich ein: »Denn in dem Maße, in dem sich die
Produktionskräfte konzentrieren, gilt es, möglichst viele Vorteile daraus zu zie-
hen.« (Foucault 1994: 183)
Wie in einer Fabrikanlage werden die verschiedenen Schritte im Voraus ge-
plant. So beinhaltet der Kernprozess »Ankunft und Aufnahme« die Registrierung,
Identitätsklärung, den Abgleich mit nationalen und internationalen Datenban-
ken, Ausstellung des Ankunftsnachweises und eine medizinische Untersuchung,
nach der die Unterbringung im Ankerzentrum erfolgt. »Ab diesem Zeitpunkt«,
so schreibt das BAMF, »steht der Zugang zu den Beratungsangeboten offen«
(BAMF 2018: 3). Weiter geht es mit den im Asylverfahren vorgesehen Verfah-
rensschritten. Dabei kommt es möglicherweise zur Einleitung des sogenannten
Dublin-Verfahrens und Übergabe des Falles an das zuständige Dublin-Zentrum
des BAMF. Ist Deutschland hingegen für das Asylverfahren zuständig, wird eine
Entscheidung über den Asylantrag getroffen. Bei Ablehnung können die Asylsu-
chenden bei den in den Ankerzentren eingerichteten Rechtsantragsstellen klagen.
»Eine solche Schnittstelle mit den lokalen Verwaltungsgerichten stellt sicher, dass
eilbedürftige Verfahren identifiziert und zeitnah gerichtlich entschieden werden
können.« (Ebd.: 4)
Noch während das Asylverfahren läuft, findet bereits »eine Vermittlung der in
unserer Gesellschaft gelten [sic!] Grundwerte in der Herkunftssprache der Asylsu-
chenden statt« (ebd.: 4), daran anschließend die Orientierungskurse mit 300 Un-
terrichtseinheiten. Und weiter geht es mit Sprachtest, Integrationskurs, Terminen
mit der Bundesagentur für Arbeit, Ausländerbehörde, Rückkehrberatung etc.
Das Konzept des BAMF vermittelt den Eindruck eines industriellen Förderban-
des, einer assembly line7, auf dem Menschen zu verschiedenen Stationen, Maschi-
nen und Arbeitenden befördert werden. In dieser »Prozedur zur Erkennung, zur
Meisterung und zur Nutzbarmachung« (Foucault 1994: 184) wird eine industriell
anmutende Vereinfachung und Effizienzsteigerung des Asylprozesses angestrebt,
eine Funktionalisierung des Menschen, um der Institution Genüge zu tun. Sämt-
liche Kriterien, die James C. Scott mit dem staatlichen Willen der Lesbarkeit asso-
ziiert – Vereinfachung, Zentralverwaltung und den panoptischen Blick – sind im
sozialen Raum der Ankereinrichtungen und ihrer Dependancen gegeben. Die Qua-
litäten, die den ursprünglichen Disziplinarräumen innewohnen, lassen sich auf die
7 »Assembly line: an arrangement of machines, equipment, and workers in which work passes
from operation to operation in direct line until the product is assembled.« (Merriam-Webster
o.J.).
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neuen Bewohner*innen übertragen. Auch bei den geflüchteten Menschen ist »un-
kontrolliertes Verschwinden« und »diffuses Herumschweifen« (Foucault 1994: 181f.)
unerwünscht.
Dies bringt uns zurück zu Scotts ursprünglicher Frage: Warum scheint der
Staat etwas gegen mobile Menschen zu haben? Die Antwort lautet: Sie erschweren
die staatlichen Bemühungen um Erfassung, Kategorisierung, Kontrolle, kurzum:
Lesbarkeit. Im Konzept der Ankerzentren kann man die gesteigerte Anstrengung
des Staates sehen, mobile Menschen lesbar zu machen. Dafür eignen sich Kaser-
nengebäude und Fabrikanlagen besonders, stellen sie doch qua Anlage einen Dis-
ziplinarraum, einen Raum sozialer Kontrolle dar, in dem die Menschen zunächst
immobilisiert werden und dann lesbar und abrufbereit untergebracht werden kön-
nen.
Die Grenzen des Effizienzdenkens
Der moderne Staat, so Scott, strebt danach, ein Terrain und eine Bevölkerung zu
schaffen, die seinen vereinfachten Vorstellungen entspricht. Dabei soll das Po-
tenzial naturwissenschaftlich-technologischer Gesetze nutzbar gemacht werden.
Doch die Behörden hinken zwangsläufig hinter der Gesellschaft, die sie verwal-
ten sollen, hinterher, da die von ihnen geschaffenen Abstraktionen der komple-
xen Realität nicht entsprechen. Die staatlichen Typisierungen führen zwangsläu-
fig zu einer Simplifizierung und Reduzierung der komplexen Wirklichkeit: »The
utopian, immanent, and continually frustrated goal of the modern state is to re-
duce the chaotic, disorderly, constantly changing social reality beneath it to some-
thing more closely resembling the administrative grid of its observations.« (Scott
1999: 82) Das Hinterherhinken zeigt sich auch daran, dass die Effizienzsteigerung
– die Beschleunigung der Verfahren, die Verkürzung der Verweildauer und die Er-
höhung der Abschieberate – nicht in der Eindeutigkeit eingetreten ist, auf die die
Initiator*innen gehofft haben. Darauf deuten die stark divergierenden Einschät-
zungen des »Erfolgsmodells Ankerzentrum« hin (vgl. z.B. Bayerischer Flüchtlings-
rat 2019; BMI 2019).
Um zu einem wirklichen Fortschritt zu gelangen, ist es unabdingbar, informel-
les, lokalesWissen zu nutzen. Auf die Unterbringung geflüchteter Menschen bezo-
gen, bedeutet dies eine Abkehr von zentralisierter Unterbringung und stattdessen
das Einbeziehen lokalenWissens und lokaler Ressourcen. Dass dies erfolgreich ist,
zeigten und zeigen die zahlreichen Initiativen bürgerschaftlichen Engagements in
der Geflüchtetenhilfe (vgl. Detjen 2020). Das »große Potential lokaler Unterstüt-
zungsstrukturen« (Hess et al. 2018: 8), welches 2015 sichtbar wurde und aufgrund
von dezentralen Unterbringungsformen entstand, bietet vielfältige Möglichkeiten
der Orientierung, des Spracherwerbs, der Integration durch Vereine und lokale In-
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itiativen. Hinger, Schäfer und Pott beschreiben dies als »a particular landscape of
asylum«:
»a place-specific process-structure and socio-political order which encompasses
much more than local politics. As a socio-spatial construct, this landscape is con-
stantly being reproduced and reshaped, while also feeding back into various ur-
ban practices.« (Hinger/Schäfer/Pott 2016: 453)
Auf die Gefahr, diese Ressourcen durch die Einrichtung von Ankerzentren zu ver-
lieren, haben Hess et al. bereits 2018 hingewiesen (vgl. Hess et al. 2018: 2). Sie
bestätigen auch die negativen psychologischen Auswirkungen der zentralisierten
Unterkunft auf die Geflüchteten, die Scott allen rein funktionalen, zweck- und ef-
fizienzorientierten Institutionen attestiert:
»Almost all strictly functional, single-purpose institutions have some of the
qualities of sensory-deprivation tanks used for experimental purposes. At the
limit, they approach the great social control institutions of the eighteenth and
nineteenth centuries: asylums, workhouses, prisons, and reformatories. We
have learned enough of such settings to know that over time they can produce
among their inmates a characteristic institutional neurosis marked by apa-
thy, withdrawal, lack of initiative and spontaneity, uncommunicativeness, and
intractability.« (Scott 1999: 349; siehe auch Hess et al. 2018: 4f.)
Conclusio
Ankerzentren befinden sich häufig in ehemaligen Kasernen und Industrieanlagen.
Beide sind nach Foucault typische Disziplinarräume. Die Charakteristika des so-
zialen Raumes, für den diese Architekturen ursprünglich geschaffen wurden –Ver-
fügbarkeit, (Im-)Mobilisierung, Kontrolle, Effizienzsteigerung – sollen sich auch
auf die Nutzung als Flüchtlingsunterkunft übertragen. Dies stellt eine Konstan-
te in der Unterbringung geflüchteter und dislozierter Menschen dar. Bereits nach
dem ZweitenWeltkrieg wurden ebensolche Gebäude als Displaced Persons-Camps
herangezogen.
Hier zeigt sich der Wunsch nach Kontrolle, der –mit der für die Hochmoderne
typischen Fortschrittsgläubigkeit – meint, naturwissenschaftlich-technologische
Mittel seien auf Menschen nutzbringend anwendbar. Dies wird der komplexen so-
zialen Realität jedoch nicht gerecht – nicht der des umgebenden sozialen Raumes,
und der der geflüchteten Menschen ohnehin nicht.
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Demobilisierungslager der Guerilla in Kolumbien
zwischen Ausnahme und Normalität
Anna-Lena Dießelmann und Andreas Hetzer
Zusammenfassung
Die Einrichtung von »Übergangszonen zur Normalisierung« (Zonas veredales
transitorias de normalización, ZVTN) war einer der wichtigsten Aspekte des
2016 geschlossenen Friedensabkommens in Kolumbien zwischen der Regierung
und der FARC-Guerilla. Die Regierungsziele bestanden darin, den Waffenstill-
stand mit der FARC zu garantieren, deren Entwaffnung durchzuführen sowie
die Reinkorporation der ehemaligen Kämpfer*innen in das Zivilleben und ihren
Übergang in die Legalität vorzubereiten. Dazu wurden in verschiedenen Regio-
nen des Landes insgesamt 23 solcher Gebiete und sieben Konzentrationspunkte
eingerichtet. Die Kombattant*innen trafen im Februar 2017 in den Lagern ein.
Im September 2017 erfolgte die Waffenabgabe und kurz darauf benannte die
kolumbianische Regierung die Lager in »Fortbildungs- und Wiedereingliede-
rungszonen« (Espacios Territoriales de Capacitación y Reincorporación, ETCR)
um, womit die Etappe der Reintegration ins Zivilleben eingeläutet werden soll-
te. Die Demobilisierungslager werden als Sonderwelt im Übergang zwischen
Kriegszustand und Eingliederung in die Zivilgesellschaft verstanden, also als
Nahtstelle gesellschaftlicher Exklusion und Inklusion. Ihre soziale Logik folgt
gewissen formalen Kriterien, etwa hinsichtlich Zugangskontrollen, regulierten
Besuchszeiten, internen Regeln und einer besonderen Beziehung zu ihrer Umge-
bung. Im Prozess der Wiedereingliederung in die Zivilgesellschaft ändern sich
charakteristische Interaktionsformen, die von der Beschaffenheit des konkreten
Ortes beeinflusst werden. In einer Kombination aus fokussierter Datenerhebung
audiovisueller und ethnografischer Daten vor Ort mit einer exemplarischen
»Datenanalysewerkstatt« werden die Demobilisierten dem Prinzip partizipativer
Forschungsmethoden folgend als Akteur*innen miteinbezogen. Mit der Analyse
des konkreten Falles in Kolumbien können Erkenntnisse für die internationale
Debatte über die Funktion von Lagern für die soziale Integration generalisiert
werden. Zudem lassen sich Schlüsse darüber ableiten, welche politischen Kon-
zepte der Reintegration sich durchsetzen lassen – in diesem Fall die Vereinzelung
der Demobilisierten seitens der Regierung.
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 Summary
The establishment of »Transitional Zones of Normalisation« (Zonas veredales
transitorias de normalización, ZVTN) was one of the most important aspects of
the peace agreement concluded between the government and the FARC guerrillas
in Colombia in 2016. The government’s objectives were to guarantee the ceasefire
with the FARC, to carry out its disarmament and to prepare the reincorporation
of ex-combatants into civilian life and their transition to legality. To this end, a
total of 23 such areas and seven core sites were established in various regions of
the country. The combatants arrived in the camps in February 2017. In September
2017, the weapons were handed over and shortly afterwards the Colombian
government renamed the camps into »Territorial Training and Reincorporation
Spaces« (Espacios Territoriales de Capacitación y Reincorporación, ETCR), which
was intended to mark the beginning of the stage of reintegration into civilian
life. The demobilisation camps are understood as a special world in the transition
between a state of war and integration into civil society, in other words, as the
interface between social exclusion and inclusion. Their social logic follows certain
formal criteria, such as access controls, regulated visiting hours, internal rules,
and a special relationship to their environment. In the process of reintegration
into civil society, characteristic forms of interaction, which are influenced by the
nature of the specific location, change over time. In a combination of focused data
collection of audiovisual and ethnographic data on site with an exemplary »data
analysis workshop«, the demobilised persons are included as actors following
the principle of participatory research methods. By analysing the specific case in
Colombia, insights can be generalised for the international debate as regards the
function of camps for social integration. In addition, conclusions can be drawn as
to which political concepts of reintegration can be implemented – in this case,
the separation of the demobilised persons by the government.
Im Innern des Lagers
Nach mehr als vier Jahre andauernden Friedensverhandlungen zwischen der ko-
lumbianischen Regierungsdelegation und der sozialrevolutionären Guerillabewe-
gung Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia – Ejército del Pueblo (FARC-
EP) wurde am 26. September 2016 feierlich das Friedensabkommen in der Kari-
bikstadt Cartagena unterzeichnet. Damit galt der längste interne bewaffnete Kon-
flikt der westlichenHemisphäre formal als beendet und die internationale Gemein-
schaft applaudierte beim Festakt. Zahlreiche Staatsoberhäupter gratulierten. Dem
damaligen Präsidenten Juan Manuel Santos wurde sogar der Friedensnobelpreis
verliehen. Über das Abkommen wurde am 2. Oktober desselben Jahres in einer
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Volksabstimmung entschieden. Das Ergebnis überraschte selbst die Gegner*innen
der Friedensverhandlungen: 50,21 Prozent lehnten das Friedensabkommenmit der
FARC ab.DieWahlbeteiligung lag bei nur 37,4 Prozent. Daraufhin leitete die Regie-
rung einen Prozess der Nachverhandlung des Abkommens ein, an dem nun auch
die führenden Kräfte hinter der Nein-Kampagne beteiligt wurden. Das stark mo-
difizierte »Endgültige Abkommen zur Beendigung des Konflikts und zum Aufbau
eines stabilen und dauerhaften Friedens« unterzeichneten schließlich Regierung
und FARC-EP in einem weit weniger festlichen Akt am 24. November 2016 in Bo-
gotá (vgl. Charry 2018: 85ff.).
Der bewaffnete und soziale Konflikt in Kolumbien geht indes unvermindert
weiter: Im Vergleich zu den Vorjahren des Abkommens sterben weiterhin unzäh-
lige Menschen in bewaffneten Auseinandersetzungen. Zu den Paramilitärs sind
zahlreiche neue bewaffnete Gruppen hinzugekommen oder teilweise existieren-
de Strukturen firmieren unter neuen Namen. Im September 2019 kündigte auch
ein Teil der FARC-EP die Wiederaufnahme der Waffen an. Hunderte Demobili-
sierte sind in den Untergrund zurückgekehrt. Die verbleibenden Demobilisierten
gründeten eine Partei – auch mit Namen FARC – und nahmen an den letzten
Kommunal- und Präsidentschaftswahlen teil, erzielten allerdings kein relevantes
Ergebnis. Abgesehen von den Konfrontationen zwischen Regierung und Gueril-
lagruppen existiert ein Krieg um den Drogenhandel, vor allem um Kokain, der
von den Anbaugebieten bis zu den Handelsrouten die anliegenden Dörfer terro-
risiert. Paramilitärs waren laut den Vereinten Nationen bereits vor dem Abkom-
men der Hauptverursacher von Menschenrechtsverbrechen und sind es auch wei-
terhin. Über 300.000 Menschen wurden alleine 2019 von paramilitärischen Grup-
pen gewaltsam vertrieben.Hinzu kommen politischeMorde an Aktivist*innen: Die
Staatsanwaltschaft zählt rund 300 ermordete Aktivist*innen seit dem Friedensab-
kommen, die Defensoría del Pueblo (Ombudsstelle für Menschenrechte) sogar 500
Tote. Das Observatorium Indepaz registriert fast 750 Morde. Mindestens 200 de-
mobilisierte FARC-Kämpfer*innen wurden seither getötet. Diese Morde werden
zum Großteil von Paramilitärs oder Auftragsmördern ausgeführt. Zudem warten
die Opfer des Konflikts weiterhin auf die Aufarbeitung der Verbrechen – ein Pro-
zess der nur schleppend anläuft. Dies sind nur einige Rahmenbedingungen unter
denen sich die FARC-EP freiwillig einem Friedensprozess unterzogen hat – nach-
dem sie 60 Jahre lang nicht militärisch bezwungen werden konnte. Von den im Juli
2017 gezählten 8.185 FARC-EP-Kämpfer*innen, die an der Demobilisierung teilge-
nommen haben (vgl. Universidad Nacional 2017: 2), waren im Februar 2020 nur
noch 2.893 Personen in den Lagern anwesend (vgl. ARN 2020).
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In der folgenden Analyse1 nähern wir uns dem »intimsten« Kapitel dieses Frie-
densabkommens: den Demobilisierungslagern der Guerilla. Uns interessiert die
Frage, auf welche Weise ehemalige Kämpfer*innen den Friedensprozess in ihrer
Alltagswelt gestalten und welche Rolle die Einrichtung der Demobilisierungslager
dabei spielt. Denn die Schaffung von sogenannten »Übergangszonen zur Norma-
lisierung« (Zonas Veredales Transitorias de Normalización, ZVTN) war einer der
wichtigsten Aspekte der Verhandlungen. Sie waren Teil der Gespräche zwischen
Regierung und FARC-EP unter Beratung seitens der Vereinten Nationen und der
Garantenländer. Geplant waren sie zuerst für die Dauer von 180 Tagen (vgl. Pre-
sidencia de la República 2016). Die primären Regierungsziele bestanden darin, in
diesen Zonen den Waffenstillstand mit der FARC-EP und deren vollständige Ent-
waffnung zu garantieren sowie die Reinkorporation der ehemaligen Kämpfer*in-
nen in das Zivilleben und ihren Übergang in die Legalität vorzubereiten.Dazuwur-
den in verschiedenen Regionen des Landes insgesamt 26 solcher Zonen und sie-
ben Konzentrationspunkte eingerichtet. Im August 2017 wurde die Waffenabgabe
abgeschlossen. Kurz darauf benannte die kolumbianische Regierung die ZVTN in
Fortbildungs- undWiedereingliederungsgebiete (Espacios Territoriales de Capaci-
tación y Reincorporación, ETCR) um, womit die Etappe der Vorbereitung für das
zivile Leben eingeläutet werden sollte. Die Konzentrationspunkte sollten lediglich
als kurzfristige Sammelstelle dienen, von denen aus die Demobilisierten in die La-
ger gebracht werden sollten. Als Demobilisierungslager bezeichnen wir alle von
der FARC-EP bewohnten Zonen, zunächst also ZVTN und später auch ETCR, die
laut des Abkommens vor allem der Waffenabgabe und Reintegration dienen sol-
len. Nachdem die ehemaligen Kämpfer*innen in den Lagern ihre Waffen abgege-
ben hatten, sollten Bildungsangebote geschaffen werden, Gesundheitsversorgung
und die Ausstellung von Ausweisen bereitgestellt werden. Diese Angebote liefen
allerdings nur sehr schleppend an und wurden in vielen Lagern nicht verwirklicht.
Die Teilnahme an der Demobilisierung war gewissermaßen freiwillig, jedoch ha-
ben sich rund 2.000 Kämpfer dem Prozess verweigert und haben im Untergrund
bewaffnete Folgeorganisationen gegründet. Nach der Waffenabgabe stand es allen
Teilnehmer*innen am Friedensprozess frei, die Lager zu verlassen. Der Zugang für
Zivilpersonen wurde ebenfalls freigegeben.
Wir hatten das Privileg, seit 2013 kontinuierlich vor Ort in Kolumbien sein zu
können und den Verhandlungsprozess aus verschiedenen Perspektiven zu beleuch-
ten (vgl.Dießelmann/Hetzer 2020, 2018a, 2018b, 2016a, 2016b).Dazu besuchtenwir
1 Dieser Artikel präsentiert Ergebnisse des Forschungsprojekts »La paz como laboratorio: Aná-
lisis de las ZVTN y su incidencia en los procesos de normalización de excombatientes de
las FARC-EP« zwischen der Universidad del Valle in Cali/Kolumbien und der Universität
Bayreuth, das gemeinsam mit Prof. Dr. José Fernando Sánchez Salcedo und Prof. Dr. Bernt
Schnettler durchgeführt wurde.
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mehrere Demobilisierungslager bis zu zehn Mal in verschiedenen Regionen des
Landes, nahmen audiovisuelles Material auf und führten rund 50 Interviews mit
FARC-Mitgliedern unterschiedlicher militärischer Ränge. Darüber hinaus stellten
uns ehemalige Kämpfer*innen ihre privaten Aufnahmen und Dokumentationen
zur Verfügung. Dies ermöglicht es uns, die fotografischen Aufzeichnungen ver-
schiedener Sichtweisen und Momente zu vergleichen, insbesondere aus der Zeit
vor der Waffenabgabe, in der wir keinen Zugang zum Lager hatten.
Abbildung 1: Geographische Lage der analysierten ZVTN/ETCR.
Quelle: Agencia de para la Reincorporación y la Normalización (ARN o.J.). Markierungen
wurden von den Autoren des Artikels in der Grafik ergänzt.
Im Folgenden vergleichen wir drei Lager miteinander (siehe Abbildung 1): Zum
einen das Lager »Carlos Patiño« in La Elvira im Department Cauca, das wir seit
2016 begleiten. Das zweite Lager »Simón Trinidad« liegt in Tierra Grata im Depart-
ment César und wurde seit 2019 mehrmals vom Forschungsteam besucht, ebenso
das Lager »Amaury Rodríguez« in Pondores im Department La Guajira im Nord-
westen des Landes. Die Auswahl der Lager erfolgte nach einem Most-Different-
Design entlang folgender Kriterien: Erstens aufgrund ihrer unterschiedlichen geo-
graphischen Gegebenheiten. Zweitens ist die räumliche Aufteilung der Lager ver-
schieden: La Elvira besteht aus zwei getrennten Zonen, Tierra Grata und Pondo-
res aus jeweils einem kompakten Lagerkomplex. Drittens spielte die Beteiligung
der Guerilla-Mitglieder im Moment der Errichtung der Lager und die Konzepte
für langfristige Wohnprojekte bei der Auswahl eine entscheidende Rolle. Viertens
schließlich unterscheiden sie sich grundlegend bezüglich des Verbleibs ehemaliger
Kombattant*innen im Lager.
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Das Demobilisierungslager zwischen Räumlichkeit der Ausnahme
und Liminalität
Giorgio Agamben (2004) beschreibt das Lager als eine Räumlichkeit der Ausnah-
me. Dabei wird die räumliche Anordnung als ein Mechanismus genutzt, um die
strategische Aufteilung des Raums in sogenannte kontrollierbare Mikro-Räume,
in Orte des Ausnahmezustands, zu erreichen – darunter das Lager als die am häu-
figsten auftretende Form. Der italienische Philosoph definiert das Lager als Ar-
chetyp des Ausnahmezustands und argumentiert, dass die physischen und räum-
lichen Bedingungen des Lagers in den alltäglichen Praktiken der Insassen ihren
Ausdruck finden. Daran anknüpfend lassen sich die FARC-Demobilisierungslager
interpretieren: Laut Vorhaben der Regierung sollen in ihnen Personen versammelt
und kontrolliert werden, die bis zum Friedensabkommen als Terrorist*innen ein-
gestuft wurden, um diese nun in Bürger*innen mit neuen Verhaltensweisen und
Einstellungen zu verwandeln.
»Das Besondere der Situation, die im Ausnahmezustand geschaffen wird, besteht
nundarin, dass sieweder als faktische noch als rechtliche Situation bestimmtwer-
den kann, sondern dazwischen eine paradoxe Schwelle der Ununterschiedenheit
errichtet.« (Agamben 2004: 26)
Agambens Ausführungen führen uns zu der Idee des Lagers als Ort des Übergangs
bzw. als Schwelle zur Normalität. Im Anschluss an Gennep (1909/2013) und Turner
(1988) lässt sich die Transformation der Guerillera-Mitglieder im Lager als »Über-
gangsritus« begreifen. Riten dienen der Markierung einer Veränderung, z.B. dem
Übergang von einer Lebensperiode in eine andere oder einer Veränderung des so-
zialen Status. Sie tragen zur Wahrung der Stabilität der Gesellschaft bei und ko-
difizieren gleichzeitig die Position des Einzelnen in der sozialen Hierarchie. Ohne
hier die Details der Übertragbarkeit von Genneps Vorstellungen auf den Reinkor-
porationsvorgang der FARC-EP diskutieren zu können, scheint uns insbesondere
Turners darauf aufbauendes Konzept der Liminalität als analytische Perspektive
auf die Demobilisierungslager geeignet (vgl. Agier 2002: 337).
Der entscheidende Moment des Übergangsritus spielt sich also im Lager ab.
Diese Zwischenphase dauert von der Ankunft im Lager bis zur Waffenabgabe und
der Umbenennung der ZVTN in Wiedereingliederungsgebiete an. Die militäri-
schen Hierarchien werden aufgebrochen und die Individuen sollen nun fortgebil-
det werden, um ihre Lebensweise zu ändern und sich von einem bewaffneten in
einen zivilen Akteur zu verwandeln. Offensichtlich wird dieser undefinierte Zu-
stand von Widersprüchen und Ungewissheiten begleitet. In dieser Phase besitzen
die Personen im Lager keinen klaren Status – noch sind sie keine »Bürger«, so dass
sie keiner regulären oder bezahlten Arbeit nachgehen können, aber sie sind auch
Demobilisierungslager der Guerilla in Kolumbien zwischen Ausnahme und Normalität 161
Abbildung 2: Das Drei-Phasen-Modell des Übergangsritus
Quelle: Eigene Darstellung.
keine bewaffneten Kämpfer*innenmehr. Das Lager lässt sich demnach als liminale
Zone begreifen.
In Übereinstimmung mit Herz definieren wir die Demobilisierungslager also
keineswegs als »Nicht-Orte« (Marc Augé), sondern interessieren uns für »the soci-
al, legal, and economic interrelations that exist on the ground and the immediate
physical context that […] camps are located within« (Herz 2008: 276). Der ethno-
graphische Zugang nimmt das Alltagshandeln der Bewohner*innen in den Blick,
die das Geschehen und die Beschaffenheit des Lagers entscheidend mitprägen.
Nach dem französischen Intellektuellen Lefebvre ist der Raum eine Konstruktion
seiner Bewohner*innen, der die Grenzen der Möglichkeiten vorgibt und gleichzei-
tig das Ergebnis von »Vorstellungen, Konstruktionshandlungen und Erfahrungen«
(Lefebvre/Roeckl 1972) ist. David Harvey, einer der ersten Soziologen, der sich mit
dem Verhältnis von Raum und seiner Konstruktion beschäftigte, definierte »spatial
forms […] not as inanimate objects within which the social process unfolds, but as
things which ›contain‹ social processes in the same manner that social processes
are spatial« (Harvey 2009: 10). In Anlehnung an diese Überlegungen zeigen wir,
auf welche Weise die wechselseitige Beziehung zwischen dem Lager als territorial
begrenztem Raum und den sozialen Praktiken der demobilisierten Kämpfer*innen
den spezifischen Raum erschafft, der sich trotz relativ standardisierter Bauplanun-
gen von Lager zu Lager unterscheidet (vgl. ebd.: 13).
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Über die Aneignung und Veränderung der Lager
Die geographische Verortung der Lager
Viele der Lager wurden in Gebieten errichtet, die zuvor Kriegsgebiete waren und
häufig von der Guerilla kontrolliert wurden. Strategisch erhoffte sich die FARC-
EP davon einen gewissen Schutz und die Unterstützung von Sympathisant*innen
bei der Wiedereingliederung. La Elvira befindet sich in den westlichen Kordilleren
der Anden auf einer Höhe von etwa 2.030 Meter im Departement Cauca. Das Dorf
liegt etwa drei Stunden von der letzten asphaltierten Straße entfernt und ist nur
über eine Schotterpiste erreichbar. Das Lager ist in zwei Sektoren aufgeteilt: der
höher liegende, obere Sektor beherbergt mehrere Baracken aus Gipskarton und
Leichtmetall mit 190 Unterkünften, eine improvisierte Bibliothek, eine Erste-Hilfe-
Station und eine Großküche mit Kantine. Dieser obere Wohnbereich ist abgelegen
und schwer passierbar.Der untere Sektor verfügt über Gebäude ausHolz für Gäste,
zwei Tagungsräume, Speisesaal, Küche und einen überdachten Sportplatz. Hier
spielt sich im Allgemeinen das öffentliche Leben ab. Im Laufe der Entwicklung des
Lagers entstehen dort später auch »ein Restaurant, der Laden, die Bäckerei, der
Raum zur medizinischen Betreuung und der mobile Computerschulungswagen«
(Feldtagebuch, AH, 13.10.2017).
Das Lager in Pondores liegt im Departement La Guajira, in der Gemeinde Fon-
seca,mit hohen Temperaturen um 40Grad Celsius und extremerDürre in der Som-
mersaison. Es ist etwa 17 Kilometer von der Stadt Fonseca und vier Kilometer vom
Dorf Conejo entfernt. Von den drei untersuchten Lagern ist es das kompakteste
(siehe Foto 1): die Bibliothek, eine Kindertagesstätte, Verwaltungs- und Empfangs-
büros, eine Erste-Hilfe-Station, eine Küche, der Speisesaal, Tagungsräume und
der Freizeitbereich sind kasernenähnlich angelegt und liegen dementsprechend
sehr nahe beieinander. Auch die Unterkünfte befinden sich in unmittelbarer Nähe
der Gemeinschaftsräume. Das Besondere an diesem Lager ist, dass ca. 15-20 Ex-
Guerillerxs außerhalb auf einer angemieteten Finca leben, um dort Landwirtschaft
zu betreiben.
Tierra Grata ist von Pondores nur wenige Autostunden entfernt. Es liegt in der
Gemeinde Manaure im Departement César, zwischen der Serranía de Perijá und
den Bergen der Sierra Nevada. Auch hier herrschen hohe Temperaturen, aber das
Lager liegt auf einer Anhöhe (siehe Foto 2), wodurch es gegen Abend abkühlt. Das
Lager verfügt über ähnliche Einrichtungen wie die beiden anderen, was auf eine
gewisse Standardisierung bei der Planung schließen lässt. Tierra Grata hat den
Vorteil in der Nähe des Flughafens von Valledupar und somit sehr gut erreichbar
zu sein. Aus diesem Grund wurden sowohl Pondores als auch Tierra Grata, die
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Foto 1: Luftaufnahme, Pondores
Quelle: Oficina de Alto Comisionado para la Paz.
sich nahe der Grenze zu Venezuela befinden, von hochrangigen nationalen und
internationalen Delegationen besucht.
Die jeweilige geographische Lage erklärt bereits zum Teil, warum sich die An-
wesenheit nationaler und internationaler Hilfsorganisationen zwischen den La-
gern deutlich unterscheidet. Dies wiederum hat Konsequenzen für die Integration
und Betreuung der Demobilisierten, wie uns in zahlreichen Interviews mitgeteilt
wurde. Die stärkste Präsenz von Institutionen war in Tierra Grata zu beobachten,
wo sich permanent Personal der Agentur zur Wiedereingliederung und Norma-
lisierung (ARN) und des Nationalen Ausbildungsinstituts (SENA) sowie der UN-
Delegation und der FAO im Lager aufhielten. Sie unterhielten sogar Büros und
Beratungsstellen. Selbst die Polizei schickt tags und nachts auf Wunsch der Be-
wohner*innen zum eigenen Schutz vor Mordanschlägen zwei Beamte ins Lager.
Zugang zum Lager und Empfangsbereiche
Auch die interne Raumaufteilung des Lagers ist entscheidend für die Möglichkei-
ten des kollektiven Lebens der ehemaligen FARC-Kämpfer*innen. Wir gehen im
Folgenden kurz auf die Empfangsbereiche und die Wohnanlagen ein, um die Un-
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Foto 2: Blick auf das Lager Tierra Grata
Quelle: Hora724 Noticias, 15.10.2019.
terschiede der Lager und die Aneignung des Raumes durch ihre Bewohner*innen
deutlich zu machen.
In Tierra Grata wird die Zufahrt von der Hauptstraße auf den Feldweg zum La-
ger von den Streitkräften der 10. Brigade des Hochgebirgsbataillons Nr. 7 bewacht,
allerdings in Abstimmung mit den Bewohner*innen des Lagers. Der Posten kann
seit Ende 2018 ohne Kontrollen passiert werden. Auf demWeg nach Pondores gibt
es neben der Nationalpolizei auch einen Armeeposten, etwa einen Kilometer vom
Lager entfernt.Wir stellten noch im Januar 2019 fest, dass die Armeemehrere Kon-
trollfahrten um das Lager herum unternimmt. In La Elvira hingegen ist die Armee
lediglich mit mobilen Einheiten von Gebirgsbrigaden präsent (Foto 3), denn es gibt
keinen ständigen Militärposten. Während unseres Aufenthaltes betraten die Sol-
daten den Empfangsbereich, um ihre Mobiltelefone aufzuladen oder Lebensmittel
im Laden zu kaufen, »ohne dabei Unannehmlichkeiten zu verursachen« (Feldtage-
buch, AH, 16.11.2018). Auf die Frage nach ihren Beziehungen zu Angehörigen der
Armee antworteten die befragten Bewohner*innen in den drei ETCR einstimmig,
dass die Autorität zum Schutz der Lager respektiert wird und man zum Teil sogar
Arbeitseinsätze mit Polizei und Armee (Tierra Grata) unternommen habe.
Die Beschilderung der Lager hat sich im Laufe der Zeit verändert: Beispielswei-
se gab es in La Elvira zu Beginn der Lager offizielle Schilder der UN, der Regierung
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Foto 3: Soldat des Gebirgsbataillons des Militärs an der Straße unmittelbar vor dem Emp-
fangsbereich des Lagers La Elvira während einer Patrouille
Quelle: Eigenes Material, 16.11.2018.
und der Armee. Diese Schilder wurden mit der Zeit abmontiert oder sind verbli-
chen. Nach rund einem Jahr »begrüßt uns am Eingang des Lagers ein Lageplan
der FARC-EP vom Lager zur Orientierung« (Feldtagebuch, ALD, 13.10.2017). Auch
in den anderen Lagern wurden neue, von den Ex-Kombattant*innen angefertigte
Schilder oder Graffitis (Foto 4) angebracht, die an wichtige Persönlichkeiten der
bewaffneten Bewegung erinnern. Diese Empfangsbereiche haben darüber hinaus
eine hohe Symbolkraft und dienen der Erinnerung und der Identifikation mit ehe-
maligen ideologischen Führern.
Dies spricht symbolisch für eine neue Funktion dieser Empfangsbereiche. Seit
der Waffenabgabe markieren sie gewissermaßen die Trennung zwischen einem
öffentlichen und einem privaten Teil des Lagers, wohingegen sie zuvor der Zu-
gangskontrolle dienten. Zudem begannen die Bewohner*innen, sie in Räume für
die gemeinsame Nutzung und als Treffpunkte umzugestalten, richteten eine Bä-
ckerei und ein Sportzentrum (in La Elvira), Parkplätze, Restaurants und Läden (in
allen drei ETCR) ein. In Tierra Grata gibt es darüber hinaus im Eingangsbereich
ein offenes Büro in einem Zelt, in dem Treffen mit der FAO und der UN abgehal-
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Foto 4: Empfang mit Restaurant, Tierra Grata
Quelle: Eigenes Material, 04.04.2019.
ten werden und die ARN die Ex-Kombattant*innen betreut (vgl. Feldtagebuch, AH,
05.04.2019). Interessant ist dabei, dass diese Orte auch bis heute dazu dienen, Be-
sucher*innen zu betreuen und in Empfang zu nehmen. Dazu zählen Verwandte,
Freund*innen, Forschungsteams, Journalist*innen oder auch Tourist*innen. Alle
drei Lager unterhalten Einrichtungen, um Einnahmen aus Dienstleistungen zu er-
zielen, wie z.B. Restaurants, Läden und Unterkünfte.
Wohnbereiche
Ein zentraler Aspekt der Entwicklungsmöglichkeit der Lager zu längerfristigen An-
siedlungen ist die Raumaufteilung zwischen den Baracken. In Pondores und Tierra
Grata legten die Guerillera-Mitglieder zusammen mit der Baufirma die Aufteilung
des Terrains und die Gestaltung der Gebäude fest. MTG berichtet:
»Am Anfang hatten wir einen kleinen Streit mit den Ingenieuren, die den Bau-
auftrag hatten, weil sie alles nach ihrem Konzept bauen wollten. Wir hatten ei-
ne andere Vorstellung. […] Wir setzten letztendlich eine Raumplanung des La-
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gers durch, dass eher unserer Kultur und unseren Gewohnheiten als Guerilla ent-
sprach.« (Interview mit MTG, 05.04.2019)
Ein Beispiel für ein solches Entgegenkommen beim Bau ist die Anordnung der
Wohnräume um einen zentralen Zugang herum, die Integration von Baumbestand
in die Lager und das Aufbrechen der strikt geometrischen Anordnung der Bebau-
ung.
In La Elvira hingegen waren die Ex-Guerillera-Mitglieder an diesem Planungs-
prozess nicht beteiligt, sondern wurden nur als Arbeitskräfte eingesetzt. Zudem
liegen die meisten Unterkünfte einen Kilometer vom unteren Teil des Lagers ent-
fernt (Foto 6). Bereits nach einem Jahr wurden wir Zeuge des Verfalls der Bara-
cken, die teilweise nicht einmal fertiggestellt wurden (Foto 5). Als wir einige der
verlassenen Häuser betraten – die meisten sind offen – stellten wir fest, dass das
Wasser bereits durch die Wände und Dächer gedrungen war (vgl. Feldtagebuch,
AH, 16.11.2018). Der Grund, weshalb einige Familien und Personen in den unteren
Empfangsbereich des Lagers umsiedelten, wo zudem die Nähe und der Austausch
mit der Zivilbevölkerung von Beginn an intensiver war.
Foto 5: Nicht fertiggestellte Baracken, La Elvira
Quelle: Eigenes Material, 16.11.2018.
Im Gegensatz dazu war es in Tierra Grata zum Beispiel möglich, den zuge-
wiesenen Raum nach eigenen individuellen Bedürfnissen zu erweitern. Aufgrund
des Wachstums der Familien durch Geburten oder Zuzug von Familienmitgliedern
hat sich die Sozialstruktur des Lagers stark verändert. Diese Flexibilität ist nur
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Foto 6: Wohnbaracken und abschüssiges Lagergelände im oberen Teil des Lagers, La Elvira
Quelle: Eigenes Material, 13.10.2017.
möglich, weil die ehemaligen Guerillera-Mitglieder bereits während der Errich-
tung des Lagers entschieden hatten, um die Häuser herum genug Platz zu lassen.
Nach Angaben der Ex-Kombattant*innen fällten sie keine Bäume auf dem Gelän-
de, obwohl laut Plan der UN-Mission und der Baufirma alle Häuser linear und
geometrisch angelegt werden sollten. Stattdessen bewahrten sie die Pflanzen mit
dem Ziel, Schatten zu erhalten und einen weniger geradlinigen Raumplan um-
zusetzen – mit mehr Möglichkeiten zur Improvisation. Die Ex-Kombattant*innen
setzten außerdem durch, die Zugänge zu den Räumen durch Korridore nach innen
zu verlegen. Dies hat einen klaren Vorteil: »Einerseits spenden die Korridore mehr
Schatten und ermöglichen es denKindern, drinnen zu spielen, und andererseits er-
leichtert es die Begegnung der Menschen und die Aufrechterhaltung des Kollektivs
pro Baracke.« (Interview mit SP, 06.04.2019) In Pondores wurden 52 Modulhäu-
ser aufgestellt. Jede dieser Baracken hat vier Räume, die teilweise durch Korridore
miteinander verbunden sind. Sie waren anfangs nicht überdacht. Um sich jedoch
vor der Hitze zu schützen, improvisierten einige Bewohner*innen einen Sonnen-
schutz (Foto 7). Darüber hinaus ermöglichen auch hier die Häuser die Verbindung
zweier Räume durch eine Tür oder das Entfernen einer Wand, so dass Paare ihre
Privatzimmer zusammenlegen können. Die räumliche Struktur des Lagers in Pon-
dores weist als Besonderheit einen zentralen Platz mit einem großen Baum in der
Mitte und Holzbänken auf. Während der Bauarbeiten wurde beschlossen, einen
Freiraum zwischen den Wohnhäusern, der Bibliothek und dem Tagungsraum zu
belassen. Dieser Platz dient als hoch frequentierter Treffpunkt.
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Foto 7: Korridore zwischen den Baracken mit Sonnenschutz, Pondores
Quelle: Eigenes Material, 08.04.2019.
Vor allem in Pondores und Tierra Grata gestalten die Bewohner*innen der La-
ger mit kleinen Vorgärten, Pflanzen und anderen Dekorationsformen den Raum
und sorgen so für eine grüne Umgebung der Baracken (Foto 8). Dadurch entste-
hen kleine Obstgärten und Tierhaltung für den Eigenbedarf. Vor allem aus Bau-
ernfamilien stammende Ex-Kombattant*innen haben zügig nach Bezug der Lager
begonnen, das Land für Obst- und Gemüseanbau oder Hühnerzucht zu nutzen. In
La Elvira sind all diese Phänomene ebenfalls, aber in geringerem Maße zu sehen.
Wechselwirkungen zwischen sozialen Praktiken und Raumstruktur
Auflösung von Gemeinschaftsräumen
Die Veränderung der sozialen Kohäsion der FARC-EP in Wechselwirkung mit der
Demobilisierung und dem Leben im Lager lässt sich an einigen Beispielen beson-
ders illustrieren. Im Moment der Ankunft der FARC-EP im Lager hatten wir es
mit einem militärischen Apparat zu tun, der auf klar geregelten Befehlshierarchi-
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Foto 8: Gärten vor den Baracken, Tierra Grata
Quelle: Eigenes Material, 05.04.2019.
en, Routinen der Alltagsorganisation und Rollenzuschreibungen beruhte. Das ge-
meinsame Essen, sich beim Kochen abzuwechseln, die Verteilung der Aufgaben,
die zuvor nötig gewesen sind, um das Überleben im Kampf zu organisieren und
die ideologische Schulung manifestierten sich einerseits in den Räumen und ihrer
Konzeption sowie andererseits in der Aneignung der vorgefundenen Lagerstruk-
tur. Gemeinschaftsküchen und geräumige Speiseräume waren in der Planung der
ZVTN vorgesehen. In den ersten Monaten waren die Zubereitung und der Ver-
zehr von Mahlzeiten eine Gemeinschaftsaufgabe. »Wir folgten unserer Tradition,
wir bereiteten die Mahlzeit dreimal am Tag gemeinsam zu, Männer und Frauen
gemeinsam.« (Interview mit RE, 13.10.2017) Mit dem Zuzug von Familienmitglie-
dern, individuellen Anschaffungen und dem Bau von kleinen Küchen in Privaträu-
men (Foto 9) verlieren die Gemeinschaftsküchenmehr undmehr ihre Funktion.Die
Speise- und Versammlungsräume waren zu Beginn der Demobilisierung Orte der
Begegnung und des kollektiven Austauschs. Im Jahr 2019 sind sie meist verlassen.
Diese Tatsache kann als eine Folge der Neuordnung der Räumlichkeit nach spezi-
fischen Bedürfnissen von Paaren oder der Kernfamilie interpretiert werden, was
eine Herausforderung für den Zusammenhalt des Kollektivs darstellt. Die Famili-
engründungen können sicherlich als ein Schritt der »Normalisierung« der Demobi-
lisierten interpretiert werden, sie stellen ein Element des Wandels der Lebensform
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dar, also die Loslösung vom Kollektiv in ein privates Leben. Dieser Übergang war
von der Regierung möglicherweise sogar gewünscht, aber seitens der Farc-Partei
und vieler ehemaliger Kombattant*innen wird er auch im Hinblick darauf kriti-
siert, dass er die politische Kraft des Kollektivs zu schwächen vermag.
Foto 9: Privatzimmer mit Herd und Kühlschrank, Pondores
Quelle: Eigenes Material, 08.04.2019.
Wir interpretieren dies als eine Wechselwirkung zwischen dem Verlust des
sozialen und politischen Zusammenhalts einerseits und der Vernachlässigung von
Gemeinschaftsräumen wie Küche und Kantine andererseits. Besonders erwäh-
nenswert ist zudem, dass sich mit der fortschreitenden Individualisierung der
Aufgaben und Räumlichkeiten (Ausbau und stärkere Nutzung von Privaträumen,
Abbau und weniger Nutzung der Gemeinschaftsräume) ebenfalls die Beziehungen
zwischen den Geschlechtern verändert. »In den Gemeinschaftsküchen waren
Männer und Frauen gleichermaßen eingespannt« (Interview mit SP, 06.04.2019),
mit dem Rückzug in private Räume allerdings wird nicht nur die Zubereitung der
Mahlzeiten, sondern auch weitere Reproduktionsarbeit fast ausschließlich von
Frauen geleistet. Nur wenige alleinstehende Männer übernehmen diese Aufgaben
selbständig.
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Funktionale Differenzierung und Herausbildung von Institutionen
Ein weiterer Aspekt des Verhältnisses von Raum und Sozialstruktur hängt eng mit
der zunehmenden Ausdifferenzierung von Bedürfnissen und Lebensentwürfen der
Bewohner*innen zusammen. Beispielsweise ist in Pondores der Kindergarten ein
wichtiges Element der kommunalen Integration bei gleichzeitiger Rollendifferen-
zierung.Kinder aus den umliegendenDörfern können denKindergarten besuchen,
den ehemalige Kämpfer*innen aufgebaut haben. Für die umliegenden Gemein-
den ist dies ein Gewinn, da eine solche Institution in der Region nicht vorhan-
den war. »Manche Kinder kommen auf Eseln aus ihrem Dorf« (Interview mit JP,
08.04.2019), sie müssen jeden Tag mehrere Kilometer zurücklegen, es gibt keinen
öffentlichen Transport. Der Kindergarten ist offiziell zertifiziert, drei ausgebildete
Betreuerinnen (Ex-Guerilleras) werden bezahlt und die Lebensmittel für die Zu-
bereitung des Mittagessens zur Verfügung gestellt. Der Kindergarten ist aufgrund
des Wachstums der Gemeinde und der Zahl der Geburten seit der Ankunft der Ex-
Kombattant*innen im Lager von größter Bedeutung. Nach Angaben der Kinder-
gärtnerin ist die Institution morgens geöffnet und bisher kommen von den insge-
samt 40 ein- bis sechsjährigenKindern imLager täglich etwa zwölf bis 15 (vgl. ebd.).
»Der Kindergarten ist für die Gemeinschaft der Ex-Kombattant*innen und den
Kontakt mit den Nachbargemeinden von enormer Bedeutung.« (Ebd.) Sie befreit
die Frauen für eine bestimmte Tageszeit von ihren Pflichten als Mütter, damit sie
in den kommunitären Projekten wie z.B. den landwirtschaftlichen Betrieben mit-
arbeiten können. In Tierra Grata hingegen gibt es zwar bereits ein Kindergarten-
gebäude, das jedoch aufgrund der fehlenden staatlichen Anerkennung noch nicht
genutzt wird. Die komplizierteste Situation für die Familien besteht allerdings in
La Elvira, wo es keine solche Errungenschaft gab. Nach Aussage eines Bewohners
des Lagers führte dies »zur Abwanderung einiger Ex-Kombattantinnen an andere
Orte, wo es günstigere Bedingungen für Kinder gibt« (ebd.). In La Elvira gibt es im
Gegensatz zu den ETCR im Nordosten des Landes nur sehr wenige Familien mit
Kindern.
Die Gründung eines Kindergartens mit der damit verbundenen Professionali-
sierung der Arbeit mit Kindern zeigt einen sehr tiefgreifendenWandel in der inne-
ren Struktur der Gruppe der Ex-Kombattant*innen. Das neue zivile Leben erfor-
dert eine Arbeitsteilung und Spezialisierung in verschiedenen Bereichen des täg-
lichen Lebens. Diese Professionalisierung von Aufgaben im zivilen Leben schafft
ein Ungleichgewicht zwischen den ehemaligen Kämpfer*innen, zumal wenn die
Einnahmen nicht kollektiviert werden. Von einem Moment auf den anderen wer-
den anerkannte Ausbildungen, frühere Studien, die Anpassungsfähigkeit an zivile
Strukturen usw. bedeutsam. Sie verschaffen nicht nur Anerkennung innerhalb der
Gruppe selbst, sondern erleichtern es auch, außerhalb des Lagers und fernab des
Kollektivs Arbeit zu finden und ein stabiles Einkommen zu generieren. Ähnliches
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gilt für ehemalige Guerillera-Mitglieder, die nun in der Parteistruktur unterkom-
men oder als Leibwächter Arbeit gefunden haben und somit eine staatliche Bezah-
lung erhalten. Doch nicht alle Bewohner*innen sind an wirtschaftlich lukrativen
Projekten beteiligt. DieMehrzahl lebt lediglich von dem staatlich gezahlten Grund-
einkommen, das im Friedensabkommen festgelegt und mehrfach verlängert wur-
de. Dadurch entstehen Fliehkräfte, die die soziale Kohäsion des Kollektivs, in dem
zuvor alle denselben »Verdienst« erhielten, vor neue Herausforderungen stellt. Der
Kindergarten ist darüber hinaus eines der Elemente, die auf einen Wandel von der
Demobilisierungszone zu einer dörflichen Struktur und einer funktionalen Diffe-
renzierung von Rollen und Aufgaben hindeuten. Gleiches ist bei den Tätigkeiten in
den Werkstätten, der Schneiderei, den Landwirtschaftsprojekten oder im Touris-
mus zu beobachten.
Sport und Freizeit
In allen drei Lagern gibt es Einrichtungen für Sport. Besonders die Fußballfel-
der haben neben der Fitness der Ex-Kombattant*innen noch eine weitere wichtige
Funktion: Sie fördern den Kontakt zur Zivilbevölkerung. Das Verhältnis der Gue-
rilla zur Zivilbevölkerung ist regional sehr unterschiedlich und hängt von vielfälti-
gen Faktoren ab. Einzelne Kommandanten waren sehr beliebt und der Kontakt zur
Bevölkerung war ihnen wichtig, andere obere Befehlshaber tyrannisierten die Re-
gionen, in denen sie Einfluss hatten. Diese Besonderheiten wirken sich bis heute
aus. In vielen Lagern werden Turniere organisiert. Dazu bilden ehemalige Kom-
battant*innen Teams und laden Mannschaften aus den umliegenden Dörfern ein.
In Pondores und Tierra Grata dienen die Bolzplätze vor den Unterkünften als Fuß-
ballfelder. In La Elvira gibt es ein überdachtes Spielfeld aus Beton, das auch für
Musik- oder Tanzveranstaltungen genutzt wird.
Neben demSport gibt es andere Formen der Freizeitgestaltung, die eigene Räu-
me erfordern und die Regeln des Zusammenlebens beeinflussen. In Tierra Grata
und Pondores gibt es jeweils eine offene Kneipe oder Bar, in der man Billard oder
die landestypischen »tejo« und »sapo« spielen kann,Gesellschaftsspiele ähnlich wie
Dart oder Kegeln2. Sie sind abendliche Treffpunkte, an denen bis zu einer vorgege-
benen Zeit auch lauteMusik läuft. Aus Lärmschutzgründen liegen diese in gewisser
Entfernung zu den Wohnbaracken. Um Regeln für die Freizeitgestaltung und das
Zusammenleben zu definieren, wurde eine eigens gegründete Institution damit
beauftragt:
2 Bei tejo wird mit einem Metallstein auf eine Lehmkiste geworfen, in der kleine Pakete mit
Schießpulver stecken und beim Treffer explodieren. Sapo ist ein Holzschrank mit verschie-
den großen Löchern und Schlitzen, in dessen Mitte ein Frosch aus Metall sitzt. Mit schweren
Metallringen wird darauf geworfen und je nach Versenken des Ringes Punkte vergeben.
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»Wir haben einen Kommunalen Aktionsrat (Junta Acción Comunal, Anm. d.Verf.)
gegründet, weil wir Regeln für die Gemeinschaft aufstellen mussten. Sie ist wich-
tig für ein gutes Zusammenleben. Wer sich nicht an diese Regeln und die festge-
legten Zeiten hält, muss eine Geldstrafe zahlen.« (Interview mit JTG, 06.04.2019)
Die JAC ist eine Selbstverwaltungsstruktur, in der alle Bewohner*innen der La-
ger teilnehmen können. Auf diese Weise werden beispielsweise der Verkauf und
Konsum von Alkohol im Lager geregelt. Die Regeln und Sanktionen erinnern an
die Strafen während der Guerillazeit, jedoch werden diese nun kollektiv diskutiert
und nicht von dem*der Kommandant*in festgelegt. Daran zeigt sich der Wandel
der Organisation bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung kollektiver Regulierungsin-
stanzen, die sich unmittelbar auf die Raumaufteilung auswirken. ImWohnbereich
wird laute Musik und Alkohol beispielsweise nicht genehmigt.
Mit dem Zerfall der militärischen Hierarchien verändert sich auch die Wahr-
nehmung und Nutzung von Freizeit und Erholung. Beides sind nicht mehr kollek-
tive Elemente des Alltagslebens, sondern jeder kann sie nach Bedarf und persön-
lichem Geschmack selbst gestalten. Daraus ergeben sich neue, bisher unbekann-
te Konflikte um divergierende Bedürfnisse. Andererseits entstehen dadurch auch
neue interne Organisationsstrukturen wie die in allen Lagern vorhandenen »Ver-
sammlungen des Zusammenlebens«. Die neuen Organisationsformen basieren auf
einer breiten Beteiligung und ersetzen so vorherigemilitärische Hierarchien durch
horizontale Strukturen (vgl. Interviewmit BP, 09.04.2019). Ehemalige Kämpfer*in-
nen suchen nach neuen Aufgaben und Lebensinhalten, passen sich der sie umge-
benden zivilen Gesellschaft an, strukturieren demnach neue Organisationsformen
und etablieren demokratischere Formen der Partizipation. Die räumliche Struktur
der Lager spielte zu Beginn der Demobilisierung eine zentrale Rolle, stellte gewis-
sermaßen die Startbedingung der Reintegration dar. Nach ihren neuen Bedürfnis-
sen wurden und werden diese Lager umfunktioniert – wo dies möglich ist, bleiben
die ehemaligen Guerilla-Mitglieder zusammen, wo dies massiv erschwert wird, ist
die Wahrscheinlichkeit höher, dass das Kollektiv zerfällt. Das zivile Leben ermög-
licht die Schaffung neuer Räume, in denen Kapazitäten des Kollektivs freigesetzt
werden, die nun Verantwortung übernehmen. Dies kann als ein konkretes Beispiel
für die Dialektik der Konstruktion von Raum durch soziale Praktiken interpretiert
werden.
Divergierende Vorstellungen über die Temporalität des Lagers
Trotz der Tatsache, dass die ZVTN/ETCR ähnlich wie Flüchtlingslager als tempo-
räre Übergangszonen gedacht waren (vgl. Herz 2008: 276), tendieren sie dazu, als
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»Camps-villes«3 (Agier 2002: 322) zu überdauern. Der französische Anthropologe
Agier beschreibt, wie Flüchtlingslager »gradually become the sites of an enduring
organization of space, social life and system of power that exist nowhere else. The-
se are paradoxical devices, hybrids« (ebd.) Für die Demobilisierungslager lässt sich
Ähnliches feststellen. Besonders stechen in der Analyse die verschiedenen Vorstel-
lungen von Seiten der FARC-EP und der Regierung in Bezug auf die Existenzdau-
er der Lager hervor: Laut Punkt 3.1.4. des Friedensabkommens sind die Ziele der
ZVTN: 1. »die dauerhafte und vollständige Beilegung der bewaffneten Auseinander-
setzungen und dieWaffenabgabe zu garantieren«, 2. »dieWiedereingliederung der
Mitglieder der FARC-EP in das zivile Leben imwirtschaftlichen, politischen und so-
zialen Bereich entsprechend ihren Interessen vorzubereiten« und 3. den »Übergang
zur Legalität« einzuleiten (Acuerdo Final 2016: 62). Daher sind die ZVTN »territo-
rial begrenzt und temporär als vorübergehend definiert« (ebd.). Dieser Charakter
wurde im Abkommen deutlich betont. Die Lager waren nicht als langfristige Auf-
enthaltsorte, geschweige denn als Dörfer angelegt. In der Phase der Lagerplanung
im Jahr 2016 meinte Präsident Santos noch: »Die ZVTN werden für 6 Monate be-
stehen, genau so lange, bis die FARC ihre Waffen abgeben werden.« (Presidencia
de la República 2016)
Der Präsidialerlass 1274 vom 28. Juli 2017 besagte dann, dass »die Dauer der
Übergangs- und Normalisierungszonen ZVTN und einiger Normalisierungspunk-
te PTN bis zum 15. August 2017 verlängert wird, um den Prozess der Waffenabgabe
und der Vernichtung der Waffen abzuschließen.« (Präsidialdekret 1274 2017) Um
den Wiedereingliederungsprozess weiterzuverfolgen, ordnet derselbe Erlass an,
dass »die ZVTN und PTN in Territoriale Räume für Ausbildung undWiedereinglie-
derung (ETCR) umgewandelt werden« (ebd.). Die ETCR tauchen im Friedensab-
kommen nicht auf, sondern basieren auf einer nachträglichen Regierungsentschei-
dung zur Verlängerung des Bleiberechts in den Lagern – nicht zuletzt aufgrund
des internationalen Drucks zur Umsetzung des Friedensabkommens.Während der
Waffenabgabe wurde damit die Dauer der Ausbildung und Wiedereingliederungs-
aktivitäten verlängert. Im Dezember 2017 wurde die Laufzeit der ETCR nochmals
um zwei Jahre verlängert. Schließlich entschied die neue Regierung von Iván Du-
que nach Rücksprache mit den Bürgermeistern der Gemeinden, in denen sich die
ETCR befinden, den Großteil der Ländereien zu kaufen. Die Landtitel sollen der
Agentur für Wiedereingliederung und Normalisierung (ARN) überschrieben und
dann den ehemaligen Kämpfer*innen überlassen werden. Das ist bis 2020 nicht
passiert.
3 Für unseren Fall müssten wir wohl besser von »camps-villages« sprechen, weil sich aus-
schließlich alle 26 ETCR im ländlichen Raum befinden und sich maximal zu der Größe von
Dörfern entwickeln werden.
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Die seitens der Regierung stets als temporäre Lösung gedachten Lager wurden
durch den Widerstand der FARC-Mitglieder verstetigt, die entgegen ursprüngli-
cher Vorstellungen auf einen kollektiven Verbleib in den Lagern setzten. Die vor-
gestellten Praktiken der Raumnutzung und Raumgestaltung durch das neue Ge-
meinwesen kann als Strategie der Ex-Kombattant*innen interpretiert werden, die
Lager in dauerhafte Siedlungen zu verwandeln. Es lässt sich auf der Grundlage der
visuellen Daten aus den Feldaufenthalten argumentieren, dass die Aneignung des
Raumes in den Lagern eine Schlüsselrolle dabei spielt, die ETCR in kleine Dörfer
oder Siedlungen zu verstetigen.
Widerstand gegen die Ausnahme und Wunsch nach Normalisierung
Die Demobilisierungslager spielen eine zentrale Rolle für den Friedensprozess. Sie
stellen gewissermaßen den physischen Dreh- und Angelpunkt der Demobilisie-
rung dar,weil dort die Ankunft bewaffneter Kämpfer*innen aus der Klandestinität,
die Konzentration der Guerilla, die Waffenabgabe und legale Verwaltung vormals
illegaler Kämpfer*innen stattfindet. In diesem Raum kommen die unterschiedli-
chen politischen und sozialen Vorstellungen aller beteiligten Akteur*innen über
den Frieden zum Ausdruck. Die Bewohner*innen der Lager haben das Bedürfnis
nach kollektiven Räumenmaterialisiert, in denen sie sich langfristig aufhalten kön-
nen und die ihnen eine Zukunftsperspektive bieten. Der Prozess der Aneignung
der provisorischen Lager und der Umbau zu formalisierten Siedlungen ist ein In-
dikator für den Widerstand gegen das individuelle Reinkorporationskonzept der
Ex-Kämpfer*innen, das von der Regierung verfolgt wurde und bis dato zum Stan-
dardmodell jedes Demobilisierungsprozesses illegaler bewaffneter Gruppen in Ko-
lumbien zählte.
Obwohl die Lebensbedingungen und die Infrastruktur in Pondores und Tier-
ra Grata weniger günstig sind, beobachten wir dort ein Wachstum der Lager und
eine stärkere Kohäsion des Kollektivs als in La Elvira. Die interviewten Personen
erklären dies damit, dass die Ex-Kommandant*innen bis heute im Lager geblie-
ben sind und als »neue soziale Aktivist*innen« eine Führungsrolle übernehmen.
In diesem Sinne erklärt uns ein ehemaliger Kämpfer: »Ich bleibe hier wegen mei-
nes Kommandanten. Sie sagen uns, was wir zu tun haben.« (Interview mit EP,
07.04.2019) Die Kommandanten haben weiterhin die Leitung des Lagers inne und
regeln Fragen des Zusammenlebens, auch wenn die Mitbestimmung im Vergleich
zu Kriegszeiten größer geworden ist. Demnach überdauern militärische Hierar-
chien und frühere Autoritäten spielen weiterhin eine wichtige Rolle im Übergang
zur »Normalität«. Wie wir aber feststellen konnten, hängt die soziale Position im
Lager nichtmehr nur von der Stellung innerhalb der vorherigenHierarchie ab, son-
dern von der Fähigkeit des Einzelnen, sich an zivile Gewohnheiten anzupassen,
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strategisch wichtige Kontakte nach außen aufzubauen und Ausbildungswege zu
beschreiten. Die individuelle Berufswahl und funktionale Differenzierung im La-
ger wirken auf die Zersetzung des Kollektivs stärker als die allmähliche Auflösung
ehemaliger Befehlsketten. Ähnlich wie in Geflüchtetenlagern stellen sich soziale
Ungleichheiten in den Lagern über den unterschiedlichen Zugang zu Ressourcen
her, die für die Lagerrealität bedeutsam sind (vgl. Agier 2002: 330). Es herrscht also
ein Spannungsverhältnis zwischen Aufrechterhaltung von ehemaligen Hierarchien
und der sozialen Kohäsion auf der einen Seite und Fliehkräften wie Individualisie-
rung auf der anderen Seite.
Ein weiterer ausschlaggebender Punkt für die Verstetigung des Lagers ist die
Organisationskapazität der Gruppe in Bezug auf die legale Interessensdurchset-
zung: »Seit dem ersten Moment der Ankunft im Lager haben wir uns zum Bleiben
entschieden. Kurz darauf haben wir einen Kommunalen Aktionsrat gegründet, um
unseren Interessen in politischen Instanzen Gehör zu verschaffen.« (Interview mit
JTG, 06.04.2019). Während die Regierung von der Annahme ausging, dass das Le-
ben in den Lagern die individuelle Reinkorporation fördert, und nicht umgekehrt,
erklärt eine ehemalige Kämpferin: »Die Regierung möchte, dass jeder von uns das
macht, was ihm beliebt, aber hier haben wir eine andere Vorstellung.Wir kämpfen
gemeinsam für unsere Zukunft und deshalb sind wir zusammengeblieben.« (In-
terview mit RTG, 05.04.2019) Rückblickend war es zum einen entscheidend, dass
sich die Guerillera-Mitglieder in Pondores und Tierra Grata am Bau des Lagers be-
teiligt und den Raum ihren Vorstellungen und Bedürfnissen gemäß mitgestaltet
haben, und zum anderen, dass die FARC-EP zumindest Unterkünfte in Leicht-
bauweise anstatt Zelte mit der Regierung verhandelt hatte. Die Mitgestaltung des
Lagers im Konkreten interpretieren wir als einen Ausdruck desWiderstands gegen
die Regierungspolitik. Das Lager ist zum neuen Kampffeld der ehemaligen Kämp-
fer*innen für eine kollektive Lösung der Transition sowie des politischen und öko-
nomischen Überlebens der FARC-EP geworden. Die Demobilisierungslager stellen
deshalb »den letzten Ort des Krieges und den ersten Ort des Friedens dar« (Ma-
rín/Espinosa Menéndez 2017: 442).
Anstatt also das Lager zu verlassen und auf diese Weise ihre Liminalität auf-
zuheben, verbleiben die ehemaligen Kämpfer*innen in den Lagern und versuchen
mittels der Überführung der Lager in eine Dorfgemeinschaft die Temporalität der
Ausnahme aufzulösen. Für dieses Argument spricht zudem, dass es in Pondores
und Tierra Grata ein neues Bauprojekt mit dem Namen »Friedensdörfer« (Ciuda-
delas de Paz) mit Unterstützung der EU gibt, um auf dem Gelände des Lagers (in
Tierra Grata) bzw. auf einem nahegelegenen Gelände (in Pondores) dauerhafte Un-
terkünfte für die Lager-Bewohner*innen zu bauen. Aus dieser Perspektive ist der
Übergangsritus also nicht mit der Waffenabgabe – also dem militärischen Mo-
ment der Normalisierung – abgeschlossen, denn die politische, ökonomische und
soziale Reinkorporation bzw.Normalisierung der FARC-EP vermittelt über den Ort
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des Lagers verlangt eine Prolongation des Übergangs, dessen Abschluss vielleicht
nie mit einem einzigen Angliederungsritus markiert bzw. vollzogen wird, sondern
mehrere zeitversetzte Schlüsselmomente beinhaltet. Auch deswegen befindet sich
der Friedensprozess in Kolumbien längst nicht in einer postliminalen, geschweige
denn in einer Postkonfliktphase, wie die kolumbianische Regierung und interna-
tionale Beobachter*innen gern glauben machen wollen (vgl. Dießelmann/Hetzer
2016a).
Eine weitere Strategie der FARC-EP zur Überwindung der »ausschließenden
Einschließung« (Agamben 2002: 117) ist der Kontaktaufbau zu den angrenzenden
Dorfgemeinden. Unsere Ergebnisse erlauben es, Agambens Perspektive des Lagers
als Elements des Ausnahmezustands zu erweitern, denn die Demobilisierungs-
lager oszillieren zwischen Ausnahme und »Normalität«. Rechtlich bildet der De-
mobilisierungsprozess diesen Übergang ab: Aus einem völlig entrechteten, illega-
len, bewaffneten Akteur wird ein Rechtssubjekt. Der Ausnahmezustand des Lagers
zu Beginn der Demobilisierung wird stückweise von Momenten der Normalität
durchsetzt. Das Zusammenleben mit Zivilen im Lager und die Kontakte zu Perso-
nen außerhalb des Lagers – sei es durch den Kindergarten oder Sportveranstaltun-
gen – tragen zu einer Normalisierung der Sozialbeziehungen bei. Auf diese Wei-
se verliert der liminale Zustand seinen »anormalen« Charakter und die FARC-EP
erreicht einen neuen sozialen Status sowohl als Partei als auch als zivile Dorfge-
meinschaft. Gleichwohl versucht sich die FARC-EP diskursiv von der Aufnahme-
gesellschaft abzugrenzen, um weiterhin eine Existenzberechtigung als »besondere
Gemeinschaft« (Interview mit BP, 09.04.2019) mit spezifischen Notwendigkeiten
zu begründen.
Abschließend ist festzuhalten, dass die zunehmende Auflösung vieler ETCR
ein wichtiges Indiz für den Zerfall der kollektiven Organisation der FARC-EP und
für das Scheitern des Friedensprozesses mit der Guerilla insgesamt ist, was die
Zahl der Dissident*innen und die Wiederbewaffnung einiger Einheiten eindrück-
lich zeigen. Laut dem Zensus der Nationaluniversität vom Juli 2017 befanden sich
8.185 Personen in den ZVTN bzw. PTN (vgl. Universidad Nacional 2017: 2), wohin-
gegen die ARN im Februar 2020 nur noch 2.893 Personen zählt (vgl. ARN 2020), die
sich in den ETCR aufhalten. Diese Zahlen verdeutlichen den Mangel an Perspek-
tiven in den Lagern. Zudem wurden mindestens 200 ehemalige Kämpfer*innen
ermordet. Falls die positiven Beispiele wie Pondores oder Tierra Grata ebenfalls
scheitern sollten, stände eine weitere notwendige Bedingung für einen stabilen
und dauerhaften Frieden in Kolumbien auf dem Spiel.
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Klimawandel und Fluchtmigration
(Im-)Mobilitäten ehemaliger Nomad*innen in (in-)formellen
Lagern Somalias
Samia Aden und Samira Aden
Zusammenfassung
Der Beitrag diskutiert die Erfahrungen und Perspektiven von Nomad*innen in
Geflüchtetenlagern Somalias, die infolge von klimawandelbedingten Dürrepe-
rioden ihre Tiere und damit ihre Lebensgrundlage verloren haben. Sie leben als
Binnengeflüchtete im ganzen Land verstreut und sind dauerhaft auf humanitäre
Hilfe angewiesen. Fokussiert werden die Auswirkungen des Klimawandels auf
die traditionell hoch mobile Lebensweise von Nomad*innen. Einerseits wird
die entstehende Immobilität und ihre Abhängigkeit von internationalen Nicht-
regierungsorganisationen aufgezeigt, andererseits, wie lokale Repressionen zu
gewaltvollenMobilitäten innerhalb von Stadt- und Staatsgrenzen führen können.
 
Summary
This article discusses the experiences and perspectives of nomad women in
refugee camps in Somalia who have lost their animals, and thus their livelihoods,
as a result of drought caused by climate change. As internally displaced persons,
they live scattered in the entire country and are permanently dependent on
humanitarian aid. The focus is on the effects that climate change has on the
traditionally highly mobile way of life of nomads. On the one hand, this article
illustrates the emerging immobility and their dependence on international non-
governmental organisations; on the other hand, it shows how local repression
can lead to violent mobility within city and state borders.
Einleitung
Durch die 24. UN-Klimakonferenz in Katowice 2018 (COP24) und weltweite Pro-
teste der Schüler*innenbewegung Fridays for Future erhält das Thema Klimawan-
del erneut nicht nur politisch, sondern auch gesellschaftlich und medial verstärkte
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Aufmerksamkeit. Ziel ist, die globale Erwärmung ab sofort zu begrenzen, damit
auch nachfolgende Generationen zukünftig auf der Erde existieren können. Die
Ursachen des Klimawandels sind auf anthropogene Einflüsse, insbesondere der In-
dustrienationen des globalen Nordens, zurückzuführen. Währenddessen sind es
diese Nationen, die trotz Dürren, Ernteeinbußen, Gletscherschmelze und Wald-
bränden noch nicht so stark vom Klimawandel betroffen sind wie andere Weltre-
gionen des globalen Südens. Bereits heute sind die Auswirkungen vor allem für
diejenigen am folgenreichsten, die den Klimawandel am wenigsten zu verantwor-
ten haben, und deren Existenz- und Menschenrechte massiv bedroht sind (vgl.
GERICS 2014a; 2014b). Inmedialen, politischen sowie wissenschaftlichen Debatten
sind meist genau diese Regionen und ihre betreffenden Gemeinschaften unterre-
präsentiert und werden kaum gehört (vgl. Mihlar 2008).
Im Folgenden werden die Erfahrungen und Perspektiven ehemaliger No-
mad*innen in Somalia vorgestellt und sichtbar gemacht. Sie leben als Binnen-
geflüchtete im ganzen Land verstreut und sind dauerhaft auf humanitäre Hilfe
angewiesen. Analysiert werden Gruppendiskussionen mit Frauen* in (in-)formel-
len Geflüchtetenlagern sowie ethnographische Daten aus dem Umfeld der Camps.
Die Daten wurden im Rahmen einer Feldforschung im August und September 2019
in unterschiedlichen Regionen Somalias erhoben. Zunächst erfolgt ein Überblick
über den Klimawandel und die aktuellen Klimadebatten und es wird aufgezeigt,
welche Regionen auch künftig stark betroffen sein werden. Daran anschließend
wird der Zusammenhang von Klimawandel und Fluchtmigration dargestellt,
worauf im Folgenden die Erfahrungen der Frauen* in den Geflüchtetenlagern im
Mittelpunkt stehen. Insbesondere die subjektiven Sichtweisen auf die Auswir-
kungen des Klimawandels in Bezug auf ihre traditionell hoch mobile Lebensweise
stehen im Fokus des Beitrags. Im Fazit werden die wesentlichen Aspekte ihrer
Lebensrealitäten zusammengeführt.
Klimawandel und die aktuelle Klimadebatte
Der IPCC Intergovernmental Panel on Climate Change bestätigte erstmals 2013 in sei-
nem 5. Sachbericht, dass die fortschreitende globale Erwärmung äußerst wahr-
scheinlich durch anthropogene Einflüsse herbeigeführt wurde (vgl. IPCC 2013).
Die vermehrte Freisetzung von Treibhausgasen in die Atmosphäre unter ande-
rem durch Viehzucht, der Abholzung von Wäldern und fossile Energiegewinnung
trägt zu massiven, negativen Auswirkungen auf die Mechanismen des gesamten
Erdsystems und deren Lebensräume bei. Die weltweit auftretenden Phänomene
wie Unwetter, anhaltende Dürreperioden und die daraus resultierenden Wüsten-
bildungen sowie der Rückgang der Vereisung in den Nordpolargebieten sind nur
einige der Veränderungen, die der IPCC 2007 in der Form schon beschrieben hat
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(vgl. IPCC 2007). Mit der Bestrebung, die Bedrohung durch die globale Erwär-
mung zu bekämpfen und die anthropogene Störung des Klimas zu verringern,
schlossen die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen (UN) 1992 ein Rahmenab-
kommen über Klimaänderungen (United Nations Framework Convention on Climate
Change UNFCCC, vgl. United Nations 1992). Durch das Pariser Klimaabkommen
2015 wurden schließlich Klimaziele präzisiert: Der Anstieg der weltweiten Durch-
schnittstemperatur soll auf 2 Grad Celsius, besser noch 1,5 Grad Celsius im Ver-
gleich zu den vorindustriellen globalen Durchschnittstemperaturen begrenzt wer-
den (vgl. United Nations 2015).
Die Klimadebatte entwickelt sich zunehmend zu einer Suche nach emissions-
freien Energiequellen, um die Effekte des Klimawandels zu stoppen. Wichtig ist
hierbei dieWirtschaftssysteme und die Infrastrukturen dauerhaft zu sichern. Des-
halb drängen vor allem wirtschaftliche und politische Bestrebungen im Weltge-
schehen in Richtung Energieressourcen. Die sonnenreichen Regionen Afrikas sol-
len dabei als Produktionsstätten für grüne Energien dienen, um die Energiezufuhr
für den globalen Norden zukünftig zu sichern. Dabei sollenmögliche Abhängigkei-
ten des globalen Nordens zu den Energie-Produktionsstätten des globalen Südens
durch politische Maßnahmen und Pakts verhindert werden (vgl. BMBF 2020).
Eine neue Intensität gewann die Debatte durch die 25. UN-Klimakonferenz in
Madrid 2019 (COP25), wo sich neben den politischen Entscheidungsträger*innen
auch diejenigen zuWort meldeten, die von den Folgen des Klimawandels ammeis-
ten betroffen sind. Sie kritisierten eine einseitige Diskussion und fehlende Per-
spektiven marginalisierter Personen. Vor diesem Hintergrund organisierten welt-
weit engagierte Klimaaktivist*innen, wie die Schüler*innenbewegung Fridays for
Future und indigene Gemeinschaften, neben der COP25 einen parallel stattfinden-
den, alternativen Klimagipfel. Ziel war es, ihre Rolle im Kampf gegen den Klima-
wandel sichtbarer zu machen. Denn es sind vor allem indigene Gemeinschaften in
Ländern des globalen Südens, deren Siedlungsräume und Existenzweisen bereits
heute derartig eingeschränkt sind, dass sie keine Lebensgrundlage mehr haben.
Flucht und Migration ist oft der einzige Ausweg. Gleichzeitig sind es diese Ge-
meinschaften, die mit ihrer Natur generationsübergreifend im Einklang lebten.
Während die aktuelle Klimadebatte von energiepolitischen und wirtschaftlichen
Fragen westlicher Industrienationen dominiert wird, finden sich indigene und no-
madisierende Gemeinschaften ohne politisch wirksame Stimmen und Positionen
wieder. Sie werden in der Klimadebatte zu Nebendarsteller*innen und höchstens
als Beisitzer*innen positioniert (vgl. Mihlar 2008).
Insgesamt ist zu beobachten, dass die Diskussion um die Erhaltung der Um-
welt vor allem westliche Interessen und post- bzw. neokoloniale Beziehungen fes-
tigt (vgl. van Holstein/Head 2018). Über Leistungen und Strukturen der Entwick-
lungshilfe sowie dominanter Diskurse kann sich der »Westen« erneut als Retter
positionieren, während »der Rest« bzw. die betreffenden Gemeinschaften als Op-
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fer konstruiert wird und werden (vgl. Hall 2012). Die postkolonialen Strukturen,
ihre diskursive Wirkmächtigkeit sowie die globalen Macht- und Ungleichheitsver-
hältnisse gilt es in der Klimadebatte zu berücksichtigen.
Der Klimawandel trifft den globalen Süden am härtesten
Extreme Klimabedingungen zeigen sich beispielsweise im Norden Somalias,
Äthiopien, Eritrea und Djibouti, die von starken Regenfällen, Dürreperioden und
davon ausgelösten Heuschreckenplagen betroffen waren. Dies traf insbesondere
die ländliche Bevölkerung mit einer Intensität und Unvorhersehbarkeit. Sie sind
stark vom landwirtschaftlichen Anbau und der Viehzucht abhängig. Auch künftig
werden die klimatisch bedingten existenzbedrohenden Situationen Regionen mit
ohnehin politisch und ökonomisch geschwächten Strukturen treffen. Klimasze-
narien prognostizieren auf Basis von Klimaaufzeichnungen im Zeitraum von
1971 bis 2000, wo sich Klimaveränderungen zunehmend besonders auswirken.
Und es sind weiterhin die Regionen des globalen Südens, die besonders stark
von den Klimaveränderungen betroffen sein werden (vgl. GERICS 2014a; 2014b).
Gleichzeitig wird im internationalen Vergleich anhand von Aufzeichnungen der
CO2-Emissionen von 1960-2016 sichtbar, dass sie bislang am geringsten zu den
Klimaeffekten beigetragen haben. Vor allem die Industrienationen des globalen
Nordens sind hierfür verantwortlich und bislang am wenigstens von den Folgen
betroffen (vgl. The World Bank 2016). Im Jahr 2020 sind allein in Ostafrika auf-
grund klimawandelbedingter Folgen über zehn Millionen Menschen von einer
schweren Hungersnot betroffen (vgl. Welternährungsorganisation 2020).
Klimawandel und Fluchtmigration
Mobilität ist für Gesellschaften des globalen Südens Teil ihrer alltäglichen Le-
bensrealität. Multilokale Mobilitäten sind konstitutiv für diese Regionen. So sind
Stadt und Land durch soziale und ökonomische Austauschprozesse und soziale
Praktiken schon immer eng miteinander verflochten. Diese freiwillige Form von
Mobilität stellt vielerorts keine Abweichung, sondern die Norm dar (vgl. Werth-
mann/Grätz/Hahn 2004: 325f.). Neben den Fluchtmigrationsbewegungen durch
Krieg und Vertreibung werden verstärkt auch klimawandelbedingte unfreiwillige
(Im-)Mobilitäten für diese Weltregionen diskutiert und untersucht.
In politischen und wissenschaftlichen Debatten wächst seit Mitte der 80er Jah-
re das Bewusstsein über die Bedeutung der Auswirkungen des Klimawandels auf
die Lebensformen und Existenzen in sogenannten Entwicklungsländern (vgl. Zet-
ter/Morrissey 2014: 343). Konsens besteht inzwischen darüber, dass Klimawandel
die Bewegungen vonMenschen, ihre Beziehungen zu Orten und ihre Lebensweisen
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nachhaltig verändert (vgl. de Guttry/Döring/Ratter 2016: 109f.; Oliver-Smith 2011:
160f.). Craig Johnstone, Vertreter des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten
Nationen (UNHCR) formulierte: »Our generation has failed to live up to its obliga-
tions to prevent climate change. We need urgently to prepare now for the human
consequences of climate change.« (Johnstone 2008: 47) Eine dieser Konsequenzen
ist Fluchtmigration. In Forschung, Politik und Praxis werden Menschen, die auf-
grund von Klima- und Umweltbedingungen fliehen, uneinheitlich definiert und
konzeptuell unterschiedlich gefasst. Der 1985 herausgegeben Bericht des UN En-
vironmental Program (UNEP) definiert erstmals den Begriff environmental refugees
(Umweltflüchtlinge) als
»[…] those people who have been forced to leave their traditional habitat, tem-
porarily or permanently, because of a marked environmental disruption (natural
and/or triggered by people) that jeopardized their existence and/or seriously af-
fected the quality of their life. By ›environmental disruption‹ in this definition is
meant any physical, chemical, and/or biological changes in the ecosystem (or re-
source base) that render it, temporarily or permanently, unsuitable to support hu-
man life.« (El-Hinnawi 1985: 4)
Der UNHCR verwendet in Bezugnahme auf die Flüchtlingsdefinition nach der
Genfer Flüchtlingskonvention 1951, welche klimabedingte Fluchtgründe nicht mit-
einschließt, den Begriff environmentally displaced person (Umweltvertriebene) (vgl. Bier-
mann/Boas 2012; Bates 2002).
Der Zusammenhang von Klimawandel und Fluchtmigration ist unstrittig (vgl.
UNHCR 2018), es besteht jedoch Uneinigkeit darüber ob, wie und in welchem
Umfang allein klimabedingte Umweltveränderungen zu Fluchtbewegungen führen
(vgl. Felgentreff 2018). Eine differenzierte Datenlage zu »Klimaflüchtlingen« liegt
in Bezug auf die begriffliche Unschärfe und Herausforderungen in der Erfassung
nicht vor, das Internal Displacement Monitoring Center (IDMC) geht für das Jahr
2019 jedoch von über 200 Millionen Menschen aus, die aufgrund von Klima- und
Umweltkatastrophen aus ihren Lebensräumen verdrängt worden sind (vgl. IDMC
2019). Fluchtmigrationsgründe und -entscheidungen sind allerdings sehr komplex
und mehrdimensional zu betrachten (vgl. Aden et al. 2019: 302). Sowohl langsam
eintretende als auch plötzlich auftretende klimawandelbedingte Ereignisse können
einen von mehreren Gründen für Fluchtmigration darstellen.
Des Weiteren sind die Auswirkungen des Klimawandels auf (Im-)Mobilitäten
nicht für alle Nationen und Lokalitäten gleich stark, sondern abhängig von den
Ressourcen und Zugängen zu möglichen Anpassungs- und Bewältigungsstrategi-
en. Die klimawandelbedingten Implikationen für Fluchtmigrationsprozesse wer-
den durch politische, ökonomische und soziale Verhältnisse und Machtstruktu-
ren gerahmt (vgl. Zetter/Morrissey 2014: 343f.). Wie beispielsweise für Somalia an-
genommen, sind grenzüberschreitende Fluchtmigrationen auf nexus dynamics von
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Krieg, Verfolgung, Hunger, Katastrophen und Klimawandel zurückzuführen (vgl.
Weerasinghe 2018: 99). Der UNHCR verweist auf die Tatsache, dass klimabeding-
te Veränderungen meist zu Fluchtbewegungen innerhalb von Staatsgrenzen (Bin-
nenflucht) führen, bevor sie in grenzüberschreitende Formen übergehen können
(vgl. UNHCR 2018). Nicht jede Klima- und Umweltkatastrophe führt zu (grenz-
überscheitender)Mobilität, sondern kann hingegen auch bewirken, dassMenschen
dauerhaft oder zeitweise immobilisiert werden (vgl. Etzold 2019: 45).
Im Kontext von Klimawandel und Fluchtmigration gelten Personen mit nied-
rigem sozioökonomischem Status (vgl. Jayawardhan 2017), Frauen* (vgl. Bauriedl
2019) und ländliche Bevölkerungsgruppen (u.a. Nomad*innen) (vgl. Chatty/Stern-
berg 2015) als besonders vulnerabel.
Der Diskurs um klimawandelbedingte Fluchtmigration wurde vor demHinter-
grund von Massenfluchtszenarien aus dem globalen Süden in den globalen Nor-
den vor allem durch Fragen von Migrationskontrolle, Sicherheit und Anpassungs-
strategien sowie Umsiedlungen dominiert (vgl. Schraven 2019; Klepp 2018). Zu-
nehmend kritisiert werden diese einseitigen Wissensproduktionen durch westli-
che Eliten und die Entpolitisierung von Klimamigrationsdebatten (u.a. Felgentreff
2018; Nash 2018). So sind nicht nur globale Machtverhältnisse, sondern auch indi-
viduelle und familiäre Prozesse unterrepräsentiert und marginalisierte Stimmen
der bereits heute vom Klimawandel Betroffenen in denMittelpunkt zu rücken (u.a.
Zetter/Morrissey 2014). Der Beitrag setzt an dieser Kritik an und fokussiert die
Erfahrungen und Perspektiven von ehemaligen Nomad*innen in Somalia, welche
infolge von Dürrekatastrophen zu Geflüchteten geworden sind.
Stimmen, die gehört werden müssen! Ehemalige Nomad*innen erzählen
Feldforschung in Geflüchtetenlagern Somalias. Empirische Grundlage
Die empirischen Daten des Beitrags basieren zum einen auf Gruppendiskussionen
(1-2,5 Std.) mit jeweils vier bis zehn weiblichen, ehemaligen Nomad*innen1 in So-
malia, die aufgrund von Dürrekatastrophen innerhalb der vergangenen zehn Jahre
ihre gesamteHerde und damit ihre Existenzgrundlage verloren haben.Die Diskus-
sionen wurden in Camps, wie die Frauen* die Zeltlager selbst nennen, geführt. Zum
anderen fließen ethnographische Beobachtungen und informelle Gespräche, bei-
spielsweisemit Campleitungen, Begleitpersonen,Dorfbewohner*innen undNach-
1 Da wir die geschlechtliche und sexuelle Selbstpositionierung der Teilnehmer*innen nicht
abgefragt haben, verwenden wir für diese einheitlich das Gendersternchen, um nichtbinäre
Geschlechtsidentitäten nicht auszuklammern.
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bar*innen im Umfeld der Camps, in die Auswertung mit ein. Die Feldforschung2
fand zwischen August und September 2019 in urbanen und ländlichen Regionen
statt. Aufgrund der kriegs- und konfliktbedingten Gefahren in vielen Teilen Soma-
lias und der instabilen politischen Situation erfolgte die Auswahl der Forschungs-
orte entlang dermöglichen Zugänge und situativen Abwägungen der Sicherheitsla-
ge. Aus forschungsethischen Gründen werden die Forschungsorte und Namen der
Camps nicht benannt sowie die Namen der Frauen* pseudonymisiert verwendet.
Insbesondere werden Gruppendiskussionen aus zwei Camps mit je unterschiedli-
chen Strukturen fokussiert: Camp A ist ein von denNomad*innen selbst gegründe-
tes informelles und Camp B ein formales Geflüchtetenlager, welches von interna-
tionalen Nichtregierungsorganisationen (NGO) gegründet wurde und unterstützt
wird. Der Datenerhebungs- und Analyseprozess erfolgte angelehnt an die Groun-
ded Theory (Glaser/Strauss 2005), die Auswertung mithilfe des Kodierparadigmas
nach Strauss und Corbin (1996).
Immobilität durch Klimawandel. Von reer miyi (Nomad*innen) zu qaxoonti
(›Flüchtlingen‹)
DerNomadismus ist konstitutiver Bestandteil der traditionellen Lebens- undWirt-
schaftsform Somalias. Das Leben von Nomad*innen (som.: reer miyi) basiert auf
Viehzucht (v.a. Kamele, Ziegen und Schafe) und ihren Erträgen bzw. ihrer Produk-
te. Sie sind im hohen Maße von ihren Tieren und den Weide- und Wetterbedin-
gungen abhängig.Mit ihren Herden ziehen sie in Familien und kleineren (clan-)fa-
miliären Gruppen über weite Gebiete. Die fortwährende Suche nach Wasserstellen
undWeideflächen bedingt dabei ihre hohe Mobilität. In der Region Ostafrika wan-
dern sie über die im kolonialen Kontext künstlich gezogenen, nationalstaatlichen
Grenzen hinweg.
Während unserer Feldforschung ist uns die Omnipräsenz von Nomad*innen
aufgefallen, welche wir nicht nur in ländlichen Regionen mit ihren Tieren, son-
dern vielfach auch in den Städten antrafen. Unübersehbar waren allerdings auch
die von ehemaligen Nomad*innen bewohnten unzähligen Zeltlager. Die von uns
geführten Gespräche und Diskussionen mit den Frauen* in den Camps zeigen ein-
deutig und in hoch emotionalen Interviewsettings die Folgen des Klimawandels
auf ihre traditionelle Lebensweise. Faduma aus Camp B stößt zu einer der Diskus-
sionen dazu:
2 Die Daten in den Lagern wurden während einer vom Max-Planck-Institut für ethnologische
Forschung in Halle (Department Integration and Conflict, Prof. Günther Schlee) geförder-
ten Feldforschung im Rahmen des Dissertationsprojektes »Transnationale Jugend im Kon-
text von Flucht und Asyl. Eine multi-sited ethnography in Somalia und Deutschland« (Samia
Aden, Universität Kassel) von beiden Autor*innen erhoben und ausgewertet.
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»Jetzt erzähle ich! Vorher habt ihr diskutiert, dass eine Dürre (abaar) schlimmer
war als die andere und über ihre Geschichte und ihre Entwicklungen. Soviel ha-
be ich mitbekommen. Die, die hier leben, das sind Flüchtlinge (qaxoonti). Die
Flüchtlinge, die hier leben sind keine, die umziehen, die irgendwo hingehen oder
auf dem Weg sind. Das sind Menschen, die ein Grund hierher getrieben hat. Es
sind Menschen, die ihre Tiere, von denen sie gelebt haben, durch die Dürre kom-
plett verloren haben. Diese Leute hier sind nirgendswo hin unterwegs, ziehen nir-
gendswo hin und flüchten nirgendswo hin weiter, das sind sie nicht.Wir sind rich-
tige Flüchtlinge3!« (Gruppendiskussion B, Faduma)
Die Frauen* berichten, wie Dürreperioden und extremeWetterbedingungen schon
immer Teil ihrer nomadisierenden Lebensrealität waren. Sie wissen damit umzu-
gehen, erkennen wann eine Dürre droht, passen ihre Wanderwege an, unterstüt-
zen sich in solidarischen Netzwerken mit anderen Nomad*innen oder führen spi-
rituell-religiöse und traditionelle Rituale durch. Immer kürzer werdende Abstände
zwischen einzelnen Dürreperioden und weniger Regen führten jedoch dazu, dass
sich Böden und Pflanzen nicht mehr selbstständig erholten, Wasserreserven im-
mer knapper wurden und ihre Herden verendeten. Durch die Dürrekatastrophe
von 2016 verloren viele der Campbewohner*innen fast ihre ganzen Tiere und be-
sitzen nun keine mehr, oder allenfalls noch einige wenige Kleintiere. Andere haben
bereits schon vor 2016 ihre Tiere verloren. Sie verließen ihreWandergebiete und le-
ben heute mit ihrer Familie als sogenannte Binnenvertriebene (Internally Displaced
Persons, IDP) in den aus traditionellen Hütten und/oder Wellblechkonstruktionen
bestehenden Camps. Zeynab ergänzt Fadumas Erzählung: »Schwester, keiner setzt
sich hin, wenn er Tiere hat. […] Wir sind Nomaden, die jetzt sesshaft (xeeroney)4
geworden sind. […] Nach der Dürre gibt es keinen Ort, an den jemand zurück-
kehren kann.« (Gruppendiskussion B, Zeynab) Die eigenen Bewältigungsstrategien
reichen nicht mehr aus, um den zunehmenden klimatischen Herausforderungen
zu trotzen. Seither fehlen ihnen Möglichkeiten und Ressourcen, ihre gewohnte,
hoch mobile Lebensweise fortzuführen. Wie Zeynab und weitere Frauen* erzäh-
len, gibt es für sie aktuell keinen Lebensort, an den sie zurückkehren könnten.
Prekäre Mobilitäten innerhalb von Stadt- und Staatsgrenzen
Sowohl in formalen als auch in informellen Camps ist die Versorgungslage häu-
fig desolat. Der Zugang zuWasser, Nahrungsmitteln und ärztlicher Versorgung ist
3 Die Gruppendiskussionen wurden von uns in somalischer Sprache geführt und die verwen-
deten Interviewpassagen anschließend ins Deutsche übersetzt.
4 Was wir hier mit Sesshaftigkeit (Xeeroney) übersetzt haben, beschreibt die Praxis von No-
mad*innen, ihre Tiere nach derWanderung in einen Kreis ausDornenbüschen zu umzäunen.
Bis zum nächsten Wanderungsaufbruch sperren sie diese dort ein.
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stark eingeschränkt und es fehlt an Sanitäranlagen (Toiletten, Duschen etc.), Klei-
dung und Hygieneartikeln. Folgen der prekären Versorgungslage sind unter ande-
rem Hunger, Unterernährung, Krankheiten sowie hohe Mütter- und Kindersterb-
lichkeit. Neben der allgemeinen Knappheit von Ressourcen und den kriegs- und
konfliktbedingt erschwerten Zugängen für NGOs in spezifische Regionen spielt
Korruption bei der Verteilung von Hilfsmitteln eine wesentliche Rolle für das Ver-
lassen bzw.Wechseln der Camps. Das formale Camp B besteht seit einer Dürreka-
tastrophe 2016 und liegt in einer ländlichen Region. In Camp B sind ca. 725 Haus-
halte registriert. Nach den Angaben der Frauen* leben schätzungsweise fünf bis
zehn Personen in einer Hütte. Die Familien werden von NGOs finanziell und ver-
einzelt mit Hilfsmitteln unterstützt, außerdem kommt sporadisch medizinisches
Personal in das Camp.
Wie uns die Frauen* in Camp B berichten, erhalten sie 58 Dollar pro Haus-
halt für drei Monate sowie Wasser über einen gemeinsamen Wassertank, wozu
jeder Haushalt registriert wird. Im Kontext der clanbasierten Verwandtschaftsver-
hältnisse in Somalia kommt es regelmäßig bei der Registrierung der Haushalte
vor, dass von Mitarbeiter*innen in den Ministerien, den beauftragten lokalen Or-
ganisationen bis hin zu denen vor Ort im Camp, die eigenen, ebenso von Armut
betroffenen clanfamiliären Mitglieder bevorteilt werden. Zum Teil würden sie ih-
re Familien aus den Städten als Binnengeflüchtete registrieren und so würde nur
noch ein Bruchteil der Hilfsmittel bei den ehemaligen Nomad*innen ankommen.
Insbesondere Angehörige sogenannter Minderheitenclans sind hiervon betroffen.
Die clanbasierten Diskriminierungen führen zum erneuten Wechsel bzw. Verlas-
sen der Camps und starker Ungewissheit. Die Frauen* erzählen daher, vielfach
schon in anderen Camps innerhalb Somalias gelebt zu haben, bevor sie ins Camp
B gekommen sind.
In den informellen Camps schließen sich Gemeinschaften von ehemaligen No-
mad*innen, etwa in der Nähe von ausgehobenen und mit Plastikplanen bedeck-
ten Wasserstellen oder Brunnen, zusammen. Die Brunnen wurden im Rahmen
von Entwicklungsprogrammen internationaler NGOs erbaut. Das Camp A liegt al-
lerdings an einem Stadtrand ohne Zugang zu derartiger Wasserversorgung oder
sonstiger materieller Unterstützung. Lediglich von lokalen muslimischen Organi-
sationen und ihrer Nachbarschaft erhalten sie gelegentlich Hilfen, wie etwa an Ra-
madan. Neben dem Versorgungsmangel erzählen die Frauen* von (geschlechter-
spezifischer) Gewalt und Vertreibungen betroffen zu sein. Nadifo beschreibt:
»Ich bin seit 10 Jahren ohne Tiere hier, wie oft wurde gesagt, ich sollte umziehen.
[…] Mal bin ich hier oben, dann wieder weiter dort unten. […] Leute kaufen die
Grundstücke und möchten, dass du gehst. Wenn du grade wieder deine drei Stö-
cker aufgebaut, deine drei Kleider aufgehängt hast, heißt es, mach alles wieder
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ab und du wirst wieder vertrieben. […]. Aber das schlimmste ist das Feuer, erst
letztens hat es hier gebrannt.« (Gruppendiskussion A, Nadifo)
Nadifo thematisiert, wie sie von den Besitzer*innen der von ihr bewohnten Grund-
stücke immer wieder bedroht und vertrieben wird. Ausführlich wurde übermehre-
re Brandanschläge berichtet. Sie vermuten, dass Personen von den Eigentümer*in-
nen beauftragt werden, um sie mit allen Mitteln von den Grundstücken zu vertrei-
ben. Erschwerend kommt hinzu, dass die Frauen* mit ihren Kindern meist allein
in den Camps sind, da sie geschieden oder ihre Ehemänner* auf der Suche nach
Arbeit in den Städten unterwegs sind. Einige erzählen, dass, wenn ihre Männer*
Geld verdienen, davon kaum etwas bei ihnen ankommt. So hätten die Männer*
teilweise weitere Familien gegründet und/oder litten unter Suchtproblemen. Den
Frauen* sei dann die Abwesenheit der Männer* lieber, um nicht potentiellen ge-
walttätigen Übergriffen durch sie ausgesetzt zu sein.
Im Kontext der politisch instabilen Lage in Somalia, immer wiederkehrender
Kriege und Konflikte sowie der gering ausgeprägten staatlichen Strukturen sind
vulnerable Gruppen, wie binnengeflüchtete Nomad*innen, besonders von Diskri-
minierung und Gewalt betroffen. Die Frauen* fühlen sich nicht selten allein und
ohne Schutz in den Camps. Es lässt sich beobachten, wie die desolate Sicherheits-
und Versorgungslage für sie zu permanenten und prekären Mobilitäten innerhalb
Somalias führen.
Verlust von Autonomie
Für das Leben als Nomad*innen spielte nicht nur das Wandern mit ihren Her-
den, sondern auch die sozialen und ökonomischen Austauschprozesse zwischen
Stadt und Land eine bedeutende Rolle. So sicherte der Verkauf von Produkten wie
Fleisch, Tierfelle und Milch, aber auch der Verkauf von Tieren selbst ihre Existenz.
Aus den Steppen und den Halbwüsten liefen sie in die teils wenige Stunden bis hin
zu Tagesmärschen entfernten Städte, um Verwandte und Familien zu besuchen,
für Arztbesuche oder einfach nur zur Unterhaltung (bashaal). Xalimo erzählt uns,
wie sie als Nomadin* einem Fahrer täglich mehrere Kanister Kamelmilch für ihren
Sohn, der in der Stadt arbeitete und lebte,mitgab. Ihre Schwiegertochter verkaufte
die Milch auf einem lokalen Markt weiter. Der Fahrer erhielt für jeden verkauften
Liter anteilig einen Betrag und brachte Xalimo die leeren Kanister sowie die von ihr
benötigten Lebensmittel wie Reis, Mehl, Öl usw. zurück. Die Erträge aus der Vieh-
zucht ermöglichten einigen Frauen*, ihre Kinder zu Verwandten in die Städte zu
schicken und dort zu beschulen und/oder ein eigenes Geschäft (Teestube, TukTuk
o.ä.) zu eröffnen sowie selbst zwischen Stadt und Land hin und her zu pendeln.
Xalimo undweitere Frauen* betonten auch ihreNähe zur und ihren Respekt vor
der Natur und Umwelt sowie ihren von staatlichen Strukturen und Institutionen
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weitestgehend unabhängigen Alltag. Mit dem Verlust ihrer Tiere haben sie nicht
nur ihreMobilität, sondern auch die Ressourcen für ein autonomes Leben verloren.
Hamsa aus Camp B sagt hierzu:
»Wir leben von Hilfsorganisationen. […] Das was wir als erstes sehen, wenn wir
morgens aufwachen, wennGott uns gesund aufwachen lässt, ist das erste, was wir
sehen eine Hilfsorganisation. […] Unsere Augen suchen und sehen nur nach Hilfs-
organisationen. […] Den Leuten hier ging es besser, als sie weit draußen auf dem
Boden Gottes waren und ihre Tiere hatten und jeder seine Tiere zapfte (mahley).
[…] [Wir] warten auf Hilfsorganisationen und Menschen die von Gott geschickt
werden, die über uns berichten.« (Gruppendiskussion B, Hamsa)
Amina schließt daran an und verleiht ihremGefühl von Passivität Ausdruck, indem
sie sagt: »Wir sind doch selbst zu Tieren geworden. […]. Wir wollen nicht mehr da-
sitzen und auf etwas warten, wir wollen Frauen* sein, die etwas tun.« (Gruppen-
diskussion B, Amina) Die Frauen* bringen ihren Ärger über das entstandene Ab-
hängigkeitsverhältnis von internationalen NGOs zum Ausdruck. Das Leben in den
Camps bedeutet, mit den spärlichen, unzureichenden Hilfsmitteln auszuharren
und auf weitere Unterstützung zu hoffen. Dies wird von den Frauen* als furcht-
barer und nur schwer auszuhaltender Zustand beschrieben. Sie fühlen sich in ih-
rerHandlungsfähigkeit stark eingeschränkt und problematisieren die zugewiesene
Rolle als passive Hilfeempfänger*innen. Gleichzeitig besitzen sie keine finanziel-
len Rücklagen oder soziale Netzwerke, um sich selbstständig eine neue Existenz in
den Städten aufzubauen. Amina erzählt weiter:
»Die ganze Familie ist vonDürre (abaaro) betroffen, die Schwester ist von der Dür-
re betroffen, der Onkel ist von der Dürre betroffen, der Sohn ist von der Dürre be-
troffen, die Tochter ist von der Dürre betroffen. Derjenige, der vielleicht weg ist,
kann nicht für seine ganze Familie alleine da sein, das heißt, sie sind einfach zu
viele. Es sind einfach zu viele. Sie haben keine Möglichkeit, um jedem ein eigenes
Gehalt (biil) zu geben. Weil, wenn sie es könnten, wären die Leute erst gar nicht
hier versammelt.« (Gruppendiskussion B, Amina)
Abgesehen von denmangelnden staatlichen Strukturen undHilfesystemen werden
fehlende (transnationale) familiäre Netzwerke deutlich. Ihre Familienmitglieder
sind selbst zu »Flüchtlingen« geworden und/oder ihre finanziellen Möglichkeiten
reichen nicht aus, um alle betroffenen Angehörigen regelmäßig zu unterstützen.
Solidarität
Besonders in den informellen Camps ist uns die Solidarität zwischen den Frauen*
und die kreativen alltäglichen Bewältigungsstrategien aufgefallen. Sie weisen ein
hohes Maß an Empathie, gegenseitiger Unterstützung und Rücksichtnahme auf.
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Sicher trifft dies nicht auf alle Campbewohner*innen zu, dennoch waren unsere
Beobachtungen und die Erzählungen der Frauen* zu solidarischen Beziehungen
sehr bezeichnend. Sie erziehen ihre Kinder gemeinsam, nehmen Waisen (agon iyo
rajo) bei sich auf, unterstützen sich bei der Pflege von älteren und erkrankten Per-
sonen und teilen ihre Lebensmittel miteinander.
Beispielhaft hierfür ist die Ankunftssituation in Camp A. Wir versammelten
uns mit einer Gruppe von Frauen* unter einem Baum und die alleinstehende
Camp-Älteste, welche von allen nur Hooyo (Mutter) genannt wird, begrüßte uns.
Sie begann ihre Erzählung damit, wie sie seit zehn Jahren ohne Unterstützung
von außen in dieser Gemeinschaft lebt und noch keinen einzigen Tag ohne eine
Mahlzeit oder ohne Wasser auskommen musste. Am Tag unseres Besuches erkun-
digte sich etwa ihre Nachbarin* Muna nach ihr und bot ihr etwas zu essen an.
Muna unterbricht sie und sagt:
»Ja, ich habe sie gefragt, ob sie heute schon etwas gegessen hat und sie hat gesagt:
›Ja habe ich, danke […] ich brauche nix‹. Aber ich weiß, dass sie lügt. Sie weiß, ich
habe fünf Kinder von nichts zu ernähren und hat deshalb gelogen. […] Die Leute
hier nehmen Rücksicht aufeinander. […] Wir sind uns das schuldig. […] Wir sind
hier alle wie Familie.« (Gruppendiskussion A, Muna)
Für die Frauen* ist es selbstverständlich, ihre Ressourcen miteinander zu teilen,
auch wenn es kaum für sie selbst ausreicht. Nicht nur die Menschen in den Camps,
sondern auch ihre Nachbarschaft, die Geschäfte in ihrer Umgebung sowie einzelne
engagierte Nachbar*innen spielen eine wesentliche Rolle für die alltägliche Bewäl-
tigung ihrer Lebenslage. Geschäfte lassen die Frauen* anschreiben, Nachbar*in-
nen bringen ihnen Lebensmittel vorbei, lokale Ärzt*innen behandeln sie kostenlos
und einzelne engagierte Personen geben den Kindern ab und an Koranunterricht.
Um die Verteilung der angebotenen Hilfen gebe es keine Konflikte. Jede nehme
so viel, wie sie für sich und ihre Familie benötigt. Zudem finden sie kreative Lö-
sungen zur gemeinsamen Überlebenssicherung und teilen notwendige Aufgaben
unter sich auf. Während einige aus alten Reissäcken Planen für die Hütten nähen,
fertigen andere Teppiche aus Stoffresten an undwiederum andere sammeln Feuer-
holz (xaabo) in der Umgebung. Als Gemeinschaft zu leben, schützt sie vor extremer
Hungersnot. Allerdings scheinen auch die Hoffnung auf ein besseres Leben und
der Glaube an Gott sowie Schicksalsergebenheit ihnen Halt zu geben.
Anpassung an die neue Lebenslage und Zukunftsorientierungen
Vor dem Hintergrund der fehlenden Möglichkeit zur Rückkehr in ein nomadisie-
rendes Leben kritisieren die Frauen* die geringen Chancen auf eine nachhaltige,
unabhängige Zukunftsgestaltung. IhreWünsche zeigen dennoch, dass sie trotz des
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Verlustes ihrer Herden sehr flexibel sind und neue Zukunftsorientierungen für sich
entwickeln. Saida aus Camp B erzählt:
»Und wenn ich über die Mädchen im Camp spreche […], die brauchen viele Dinge,
[…] wir als Frauen brauchen Ausbildungen. Wenn wir zum Beispiel Henna [Bema-
lungen] lernen, können wir damit arbeiten. Wenn sie Nähen lernen, […] können
sie arbeiten. Mädchen, die nähen können, also die Leute tragen ja Kleidung und
sind nicht nackt und manchmal finden wir niemanden der nähen kann und eine
Maschine hat. […]Wir wissen nichts, sind ungebildet (jahiil). Wir brauchen Arbeit
und Bildung, Fortschritt (hor mar) brauchen wir, damit wir mit den Mädchen und
Frauen aus der Stadt konkurrieren können und Frauen werden, die was rausholen
(so saar), die keine Ungebildeten sind und wo wir vorher zurückstanden, müssen
wir jetzt aufholen und uns dabei unterstützen, selbst was zu tun. […] Wenn jetzt
zehn, 20 bis 40 Frauen ausgebildet werden […], dann bringen sie sich später alles
gegenseitig bei. […] Aber wenn du sagst, dieses und jenes habe ich gemacht und
gebemir nur etwas dazu, dannwirst du anerkannt und respektiert.« (Gruppendis-
kussion B, Saida)
Saida formuliert ganz klare Vorstellungen darüber, was die Mädchen* und Frauen*
für ein neues, immobiles Leben in den Camps benötigen undwelche Voraussetzun-
gen, Fähigkeiten und Ressourcen hierfür notwendig sind. Denn ihre Kenntnisse
über Natur und Tiere, traditionelles Handwerk, musisch-künstlerisches und
spirituelles Wissen können sie in den Camps und Städten zur Überlebenssiche-
rung kaum verwerten. Wie das Zitat zeigt, müssen mit der neuen Lebenslage
auch Bildungsprozesse angepasst und neue Möglichkeiten zur Erwerbstätigkeit
in den Camps geschaffen werden. Hierzu sind Bildungsinstitutionen und -orte
wie Moscheen, Schulen und Ausbildungsgelegenheiten sowie der Einsatz von
kaum verfügbarem qualifiziertem Lehrpersonal und entsprechenden Materialien
erforderlich. Ihre hohe Handlungsbereitschaft äußert sich in dem Vorschlag,
erworbenes Wissen in einem Schneeballsystem weiterzugeben, anstelle institu-
tionalisierte Bildung der Campbewohner*innen zu fordern. Bildung verstehen
sie zudem als Chance, welche ihnen persönliche Weiterentwicklung und die
Aufrechterhaltung ihres Selbstwertgefühls ermöglichen soll.
In beiden Camps wird der Wunsch nach der Entstehung von Infrastruktu-
ren geäußert, jedoch mit unterschiedlicher Gewichtung. Während im informellen
Camp A im Hinblick auf die Vertreibung und Gewalterfahrungen der Besitz von
Grundstücken und die alltägliche Überlebenssicherung im Fokus stehen, wird im
formalen Camp B vor allem die Notwendigkeit der Urbanisierung betont. Ifrah
beschreibt: »Dies hier ist ein richtiger Ort. Es ist keiner, von demman wieder weg-
zieht. Es ist ein Ort an demman bleibt, nicht wegzieht. Es ist jetzt ein Ort, der ge-
baut werden muss«. (Gruppendiskussion B, Ifrah) Hier werden unter anderem der
Aufbau von Landwirtschaft, dauerhaften Wohnräumen, Geschäften, Krankenhäu-
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sern, Erwerbsmöglichkeiten sowie Verkehrsmitteln zur Anbindung an die Städte
genannt. Diese Prozesse wollen die Campbewohner*innen aktiv in die Hand neh-
men und mitgestalten. Sie wünschen sich hierzu erste Programme und Mittel, um
ihre Visionen umzusetzen. Regelmäßige Besuche der NGOs und das Dokumen-
tieren ihres »Leidens« sollen beendet und stattdessen ihre Ideen und Perspektiven
berücksichtigt werden.
Fazit
Für den Klimawandel und die vorherrschenden Klimakatastrophen ist hauptsäch-
lich der globaleNorden verantwortlich. Es sind dieselben Industrienationen, die im
politischen Diskurs dominierend vorangehen und über zukünftige Existenzwei-
sen diskutieren. Gleichzeitig sind sie nicht so stark von den Auswirkungen des
Klimawandels betroffen wie der globale Süden. Die Klimadebatte reflektiert kaum
die Tatsache, dass indigene und nomadisierende Bevölkerungen, welche eine ver-
gleichsweise geringe Klimabilanz aufweisen, bereits heute von klimabedingten Ka-
tastrophen betroffen sind. Die Interessen des globalen Nordens liegen vor allem in
den wirtschaftlichen und politischenMöglichkeiten für die zukünftig immer knap-
per werdende Energieversorgung ihrer Industrie. Die Sicherung von Ressourcen
sehen die Industrienationen u.a. in der Energiegewinnung (Sonne) in den Ländern
des globalen Südens. Die Energiegewinnung wird zu einem Wettlauf mit anderen
Regionen des globalen Nordens. Hierin sind post- bzw. neokoloniale Strukturen
zu verzeichnen, da Klimadebatten des globalen Südens sowie ihre Positionen als
Stimm- und Entscheidungsträger übergangen und sie bestenfalls als passive Ne-
benfiguren positioniert werden. Die Klimabedingungen werden sich voraussicht-
lich nicht erholen, vielmehr ist von einer Verschlechterung der Klima- und Erdbe-
schaffenheiten auszugehen. Gerade den aktuell und zukünftig besonders betroffe-
nen Regionen fehlt es an entsprechenden Ressourcen, um die nötigen Transfor-
mationsprozesse für neue Existenz- und Wirtschaftsweisen zu realisieren. Ihre
Anpassungs- und Transformationsbereitschaft gilt es in (klima-)politischen und
wissenschaftlichen Debatten dringend ernst- und wahrzunehmen.
Die Erfahrungsberichte der ehemaligen Nomad*innen machen die Auswir-
kungen des Klimawandels auf ihre traditionell hoch mobile Lebensweise sichtbar.
Sie haben aufgrund von Dürrekatastrophen ihre Tiere und damit ihre Existenz-
grundlage verloren. Im Hinblick auf ihre Vulnerabilität und fehlenden Ressourcen
flüchten sie meist in nahe gelegene Orte und Regionen innerhalb Somalias (Bin-
nenflucht). Einerseits führt der Verlust ihrer Existenzgrundlage zur Immobilität
und Abhängigkeit von internationalen NGOs. Andererseits sind lokale Repressio-
nen (z.B. Clanstrukturen, Geschlechterverhältnisse) sowie die Verteilungspraxis
von Hilfsgütern in einem politisch instabilen Kontext wie in Somalia (Korruption,
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Gewalt, Krieg und Konflikte) Grund für erneute Mobilitäten innerhalb von Stadt-
und Staatsgrenzen. Den äußeren Umständen sind die ehemaligen Nomad*in-
nen aber nicht nur hilflos ausgesetzt. Im Kontext der neuen, unfreiwilligen
Immobilität reagieren sie mit alltäglichen Formen von Solidarität und kreativen
Überlebensstrategien. Bezeichnend ist, dass sie trotz des schmerzhaften Verlustes
ihrer gewohnten Lebensweise die notwendigen dauerhaften Anpassungsstrategien
für ihre immobile Zukunft reflektieren und für sich gestalten möchten. In Bezug
auf ihre biographischen Erfahrungen stehen für sie weniger Fragen nach Mög-
lichkeiten für weitere Fluchtmigrationswege im Fokus als Maßnahmen aus der
Abhängigkeit von internationalen Nichtregierungsorganisationen und die Wie-
derherstellung ihrer weitestgehend autonomen Existenz- und Wirtschaftsweise
in Somalia selbst.
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»Doing Family« auf der Flucht und in Unterkünften
Caterina Rohde-Abuba
Zusammenfassung
Familien stellen einen großen Anteil der Geflüchteten, die in den letzten Jah-
ren nach Deutschland gekommen sind. Basierend auf dem theoretischen Kon-
zept des »doing family« geht dieser Beitrag der Frage nach, wie Bedingungen der
Flucht und des deutschen Asylsystems Familienbeziehungen und familiäre care
Praktiken beeinflussen. Die Analyse zeigt, dass Familien unterschiedliche Phasen
miteinander verbundener geographischer und persönlicher (Im-)Mobilität erle-
ben, die zur Transformation ihrer care Praktiken führen. Die aktive Entscheidung
zur Flucht als Mobilisierung der Familie soll das Überleben und Wohl der Kin-
der sichern. Trotz ihrer hochgradigen geographischenMobilität erfahren Familien
die Flucht, Verteilung und Unterbringung in Deutschland als Phase der »persön-
lichen Immobilisierung«, da die Fremdbestimmung und Disziplinierung im Asyl-
verfahren die Möglichkeiten von Familien einschränken, ihre Kinder zu beschüt-
zen und zu versorgen. Nachdem Familien eine (befristete) Aufenthaltserlaubnis
erhalten haben, treten sie in die Phase der sozialen Aufwärtsmobilität mit sich
wandelnden Verantwortlichkeiten und care Praktiken ein. Aufgrund ihres schnel-
leren Spracherwerbs übernehmen Kinder Verantwortung für die Kommunikati-
on nach »außen« mit der Aufnahmegesellschaft und ihren Institutionen. Der Bil-
dungserfolg, den viele geflüchtete Kinder zeigen, stellt für ihre Eltern einen Beleg
dar, dass die Entscheidung zur Flucht richtig war.
 
Summary
Families make up an important share of the refugee population that has entered
Germany during the last years. Based on the theoretical concept of »doing family«,
the aim of this article is to investigate how conditions of flight and the German
asylum system affect family relations and care practices. The analysis shows that
families transform their care practices in the process of flight and asylum seek-
ing, while they go through three different phases of interconnected geographical
and personal (im-)mobility. The decision of flight is a mobilising practice of par-
ents aimed at securing the survival and well-being of their children. In contrast
to that, many families perceive the actual flight and arrival in Germany (in spite
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of their geographical mobility) as a phase of »personal immobilisation« due to
the regulation and disciplining measures in the asylum system, which threatens
parentsʼ ability to care for and protect their children in collective shelters. After
families have been granted a (temporary) residence permit, they enter into the
phase of social upward mobility with changing family responsibilities. Due to the
children’s quicker language learning process, they take over responsibilities for
communicating with the local population and authorities. For parents, this edu-
cational success of their children serves as proof that their decision to flee was
right.
Einleitung
2019 waren 50,1 Prozent aller geflüchtetenMenschen, die in Deutschland einen An-
trag auf Asyl gestellt haben, minderjährig (vgl. BAMF 2019: 8). Die meisten Kinder
und Jugendlichen fliehen »begleitet« durch Familienangehörige, oft mit einem El-
ternteil oder mit beiden Eltern und Geschwistern. Kinder und Erwachsene erleben
die Flucht, das Asylverfahren und ihre Niederlassung in Deutschland durch ihre in-
dividuelle Perspektive. Gleichzeitig können Erlebnisse einzelner Familienmitglie-
der in ihrem Einfluss auf die intergenerationale und interdependente Dynamik
der Familie untersucht werden. Sangalang und Vang (2017) zeigen, dass Trauma-
tisierungen geflüchteter Eltern einen Einfluss auf das Wohlbefinden der Kinder
haben und die Fürsorgefähigkeit von geflüchteten Eltern ihren Kindern gegenüber
einschränken können (vgl. van Ee et al. 2014). Das Wohlergehen der Kinder im
neuen Lebenskontext, insbesondere ihr Bildungserfolg, kann aber auch einen ent-
scheidenden Einfluss auf das Wohl ihrer Eltern haben (vgl. Bergnehr 2018). Kallio
(2019) weist darauf hin, dass Familienbeziehungen eine wichtige Ressource für die
Handlungsfähigkeit Geflüchteter sind, aber auch zusätzliche Belastungen durch
Verantwortlichkeiten und Erwartungen hervorrufen können. Hierbei darf der Be-
griff »Familie« nicht mit dem Verständnis der »westlichen Kleinfamilie« gleichge-
setzt werden (Kallio/Häkli 2019), auch wenn viele Kinder tatsächlich mit mindes-
tens einemElternteil undGeschwistern fliehen. ImZentrumdieses Beitrags stehen
intergenerationale care Praktiken (vgl. Finch/Mason 1993; Finch 1989), durch die er-
wachsene und minderjährige Verwandte als Familie miteinander verbunden sind.
Der Beitrag geht der Frage nach, ob und wie sich care Praktiken und Familienbe-
ziehungen durch Phasen der Mobilisierung und Immobilisierung, die Familien auf
der Flucht und in unterschiedlichen Unterbringungsformen erfahren, verändern.
Als Datengrundlage dienen zwei qualitative Untersuchungen zur Lebenssituation
geflüchteter, begleiteter Kinder in Deutschland, die World Vision Deutschland e.V.
2016 und 2020 veröffentlicht hat. Die in diesen Untersuchungen geführten Inter-
views mit Kindern und Erwachsenen sind durch die Themen des Verlassens, An-
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kommens und Niederlassens geprägt, die die Struktur der empirischen Analyse zu
diesem Beitrag vorgeben.
Theoretische Perspektiven auf Familien im Flucht- und Asylgeschehen
Familie ist keine gegebene, einheitliche Lebensform, sondern wird durch emotio-
nale und funktionale reziproke Fürsorgeleistungen (vgl. Bengston/Oyama 2007;
Bengston et al. 1976) innerhalb bestimmter Lebensbedingungen und Konstella-
tionen alltäglich von Familienmitgliedern hervorgebracht. Diese sozialen Prozesse
können als »doing family« bezeichnet werden, die Familienmitglieder als »Praxis
der Generationenbeziehungen« (Honig 2017: 8) durch familiäre Routinen und Ri-
tuale miteinander verbinden. Mit Bezug auf Butler (1993) argumentiert Dickenson
(2010), dass Kind-Sein (hiermuss Eltern-Sein komplementär dazumitgedachtwer-
den) eine soziale Identität ist, die performativ durch Verhaltensweisen, Gesten und
Sprache konstituiert wird. Somit sind Kinder und Erwachsene gleichermaßen als
soziale Akteur*innen ihrer Familien und Lebenswelten zu verstehen, die Familie
in »praktischen alltäglichen ›Mühen‹ fürsorglicher Beziehungen« (Jurczyk 2020: 9)
konstituieren. »Doing family« kann somit als »practice of agency« (Abebe 2019: 12)
innerhalb gegebener Kontextbedingungen, insbesondere der Institutionalisierung
von care in formalisierten Bildungs-, Freizeit- und Kinderbetreuungsangebote (vgl.
Honig 2017), verstanden werden.
Care Praktiken und Beziehungen geflüchteter Familien werden aber auch
durch »Sonderformen« (Wihstutz 2019: 233) der Institutionalisierung beeinflusst
wie die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften, rechtliche Unsicherheit
und ausbleibender Familiennachzug. Mit Foucault (1990) kann hier von einer
biopolitischen Regulierung des Status und der Lebensweise von geflüchteten
Menschen im Aufnahmekontext gesprochen werden. In einem komplexen Zusam-
menspiel von staatlicher Regulierung, Nicht-Regulierung und Deregulierung (vgl.
Nieswand/Drotbohm 2014) bei der Zuwanderung und gesellschaftlichen Teilhabe
geflüchteter Menschen werden jenseits der Staatsbürgerschaft unterschiedliche
Kategorien von Zugehörigkeit und Berechtigung geschaffen, die die alltäglichen
Praktiken und Routinen geflüchteter Familien disziplinieren, indem diese auf be-
stimmte Zwänge, Anforderungen und Erwartungen reagieren müssen. Bochmann
(2017: 82) kritisiert in ihrem Beitrag zu »Flüchtlingslagern«, dass diese theoreti-
sche Rahmung als »Kontroll- bzw. Regulierungsinstitutionen« Mikroformen der
agency von Geflüchteten ausblendet. Diese können aber nicht nur im Handeln
geflüchteter Menschen in Bezug auf Strukturen des Flucht- und Asylprozesses
gefunden werden, sondern auch in der Fürsorge für ihre Bezugspersonen (vgl.
Kallio 2019: 7).
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Zur Sekundäranalyse von Interviews mit geflüchteten Kindern und Eltern
Dieser Aufsatz basiert auf einer Sekundäranalyse von qualitativen Daten, die im
Rahmen der World Vision Studien Angekommen in Deutschland von 2016 und Flucht,
Religion, Resilienz von 2020 erhoben wurden. Der Begriff Sekundäranalyse bezieht
sich auf die Untersuchung empirischen Materials entlang einer Forschungsfra-
ge, die von dem Erkenntnisinteresse des ursprünglichen Forschungsprojektes ab-
weicht (vgl. Ruggiano/Perry 2019; Sherif 2018; Long-Sutehall et al. 2010). Die Se-
kundäranalyse wurde methodisch als Kombination aus Inhalts- und Sequenzana-
lyse durchgeführt. Zunächst wurden in beiden Studien vorkommende Themen in-
haltsanalytisch induktiv kodiert, z.B. Gewalt durch Schlepper*innen, Erfahrungen
in der Sammelunterkunft und Angst vor Abschiebung. Dann wurden die so aus-
gewählten Narrative in Anlehnung an die Objektive Hermeneutik (vgl. Oevermann
1973) sequenzanalytisch ausgewertet.
Die Studie Angekommen in Deutschland war – vor dem Hintergrund der damals
kaum vorhandenen Forschung – darauf ausgerichtet, einen umfassenden Einblick
in die Lebenswelten und das Wohl geflüchteter Kinder zu erlangen. Datengrund-
lage sind zehn Interviews mit Kindern, die in Begleitung von Familienangehörigen
– zumeist einem oder beiden Elternteilen – nach Deutschland flohen. Bei dieser
Studie wurden keine erwachsenen Familienangehörigen interviewt. Die interview-
ten Kinder waren zwischen zehn und 13 Jahren alt; drei von ihnen sind Mädchen.
Sie stammen aus Serbien, Kosovo, Syrien, Iran, Afghanistan und Eritrea. Einige
lebten erst seit ein paar Monaten, andere seit wenigen Jahren in unterschiedlichen
Regionen Deutschlands.
Im Jahr 2020 veröffentlichte World Vision Deutschland die Nachfolgestudie
Flucht, Religion, Resilienz, die die Bedeutung des individuellen Glaubens und der
Einbindung in Religionsgemeinschaften für die Bewältigung von Flucht- und Inte-
grationsbelastungen geflüchteter Kinder und Jugendlicher darstellt. Hier wurden
neben geflüchteten Kindern auch erwachsene Familienangehörige, zumeist die El-
tern, in zwei Fällen aber auch ein Onkel und ein erwachsener Bruder, interviewt.
Das Sample umfasst 20 Familien, aus denen 29 Kinder im Alter von fünf bis 16 Jah-
ren interviewt wurden. Die Familien stammen aus Afghanistan, Irak, Syrien und
dem Iran.
Ein Teil der interviewten Familien (insbesondere die aus dem Irak stammenden
ezidischen Familien und Familien aus Syrien) verfügen über eine dreijährige Auf-
enthaltsgenehmigung, andere warteten zum Zeitpunkt der Interviews noch auf ei-
ne Entscheidung zu ihrem Asylgesuch, und einige Familien (insbesondere aus Süd-
osteuropa) verfügen über eine Duldung. Alle verwendeten Namen und Orte sind
anonymisiert. Interviewpartner*innen aus der 2016er Studie sind als Familien A 1-
10 gekennzeichnet, aus der 2020er Studie als Familien B 1-20. Interviews mit den
Kindern wurden auf Deutsch geführt, mit den Erwachsenen in ihrer Herkunfts-
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sprache, so dass ihre Zitate von jeweils zwei professionellen Dolmetscher*innen
unabhängig voneinander ins Deutsche übersetzt und geprüft werden mussten.
»Doing family« in den Narrativen von geflüchteten
Kindern und Erwachsenen
Narrative, in denen Eltern und Kinder über die Gründe ihrer Flucht sprechen,
zeigen ein komplexes Zusammenspiel von Flucht als erzwungener Mobilität, aber
auch aktiver Überlebensstrategie. Zu fliehen wird als care Praktik der Elternschaft
konstituiert, da Eltern nur durch das Verlassen des Lebensortes das Überleben oder
die Versorgung ihrer Kinder gewährleisten können.
Nach dem Tod ihres Mannes wurde die alleinerziehende Mutter der syrischen
Familie B2 von ihrer Schwiegerfamilie bedroht. Sie möchte die Gründe dafür nicht
ausführen. Sie lebte mit ihren zwei Kindern zunächst in einer ehemaligen Schu-
le in Syrien, die als Notunterkunft diente, musste diese dann aber verlassen. Die
Entscheidung zur Flucht wird begründet mit der Notwendigkeit, ihre Kinder zu
beschützen: »Der Vater meiner Kinder ist tot und ich beschützte sie, weshalb ich
mich an eine Schule für Flüchtlinge gewandt habe. Diese Schule sollte geschlossen
werden und da gab es keine Alternative mehr.« (Interview mit Mutter der Familie
B2)
Die ebenfalls aus Syrien stammende Familie B3 lebte zunächst drei Jahre in
der Türkei. Während der Vater Angst hatte, durch eine Flucht nach Europa seine
Kinder in Gefahr zu bringen, empfand die Mutter die Lebenssituation ihrer Kinder
in der Türkei als nicht länger hinnehmbar. Im Interview erinnert sie sich an das
Gespräch mit ihrem Mann: »Denkst du meine Kinder leben? Schule in der Türkei?
Konnten sie nicht besuchen. […] Ich sagte, mach was du willst, lass dich von mir
scheiden, aber ich werde meine Kinder hier rausholen.« (Interview mit Mutter der
Familie B3)
Mutterschaft konstituiert sich in Zitaten der Frauen über die Verantwortung,
einen geeigneten Lebensort für die eigenen Kinder zu finden und ihr Handeln dar-
auf auszurichten. Auch in den Narrativen der Kinder lässt sich das Verständnis fin-
den, dass sich ihre Eltern aktiv zur Flucht entschieden haben, um das Überleben
und Wohlergehen der Familie zu sichern. Häufig werden diese Entscheidungen
den Müttern zugeordnet, teilweise aber auch dem Elternpaar. Die aus dem Kosovo
stammenden zehn- und elfjährigen Brüder der Familie A1 erzählen, dass sich ih-
re Eltern zur Flucht entschieden, als sie aufgrund von Arbeitslosigkeit und Armut
die Versorgung ihrer Kinder nicht sicherstellen konnten. Der elfjährige Sohn der
Familie A1 sagt: »Weil mein Papa ist nicht Arbeit und mein Papa hat kein Geld.«
(Interview mit Sohn der Familie A1) Auch die 13-jährige Tochter der Familie A4 aus
Eritrea geht davon aus, dass eine konkrete Bedrohungslage imHerkunftsland dazu
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geführt hat, dass sich ihre Mutter zur Flucht entschied: »Wegen Diktatur und- und
da habe ich gar keine Ahnung. […] Und da hat sie [die Mutter] gesagt, ›wir fahren‹.
Und dann sind wir gefahren.« (Interview mit Tochter der Familie A4) Eltern und
Kinder nehmenwechselseitig aufeinander Bezug und bestätigen, dass es Eltern bei
der Entscheidung zur Flucht vor allem darum geht, das Überleben und die Versor-
gung ihrer Kinder, die am bisherigen Ort nicht mehr gewährleistet war, zu sichern.
So kann die Flucht selbst als Praxis von Elternschaft verstanden werden, denn sie
ist dadurch motiviert, dass Eltern ihre Fähigkeit, ihre Kinder zu beschützen und
für ihr Wohlergehen zu sorgen, wiederherstellen wollen.
Immobilisierung im deutschen Asylverfahren
Viele Familien wurden nach ihrer Ankunft in Deutschland zunächst in Erstauf-
nahmeeinrichtungen gebracht und erhielten dort eine Grundversorgung, die Nah-
rungsmittel, Kleidung, Hygiene und medizinische Hilfe umfasste. Die Interviews
verweisen auf die heterogenen Standards in den Unterkünften in Hinblick auf den
Schutz und das Wohlergehen von Kindern. Insbesondere 2015, als viele der hier
interviewten Familien nach Deutschland kamen, wurden sie im Asylsystem nach
einem »crisis modus of operandi« versorgt, der zu einem temporären Aussetzen
bereits existierender Standards geführt hatte, um den erhöhten Bedarf zu decken
(vgl. Rosenow-Williams et al. 2019: 264). Dies verdeutlicht die Erzählung einer aus
dem Irak stammenden Mutter der Familie B5: »Am Anfang waren wir in einem
Heim. Wir wurden in einer großen Halle untergebracht. Die Männer und Frauen
waren getrennt. Wir waren 40 Tage dort.« (Interview mit Mutter der Familie B5)
Die Geschlechtertrennung in manchen Erstaufnahmestellen und Notunterkünf-
ten, die einige interviewte Familien erlebt haben, behindert maßgeblich die Aus-
übung ihrer familiären Praktiken. Familie B5 wurde anschließend in ein anderes
Heim verlegt, indem sie einen Monat lang ein Zimmer mit drei anderen Famili-
en teilten bevor sie ein eigenes bekamen: »Ein Jahr und drei Monate blieben im
Heim, ja. Das war sehr schwierig. Wir haben dort kaum Schlaf bekommen. Das
war sogar schlimmer als die Flucht.« (Ebd.) Solange sich Familien im Verfahren
befinden und in Unterkünften leben, wird ihr Familienleben durch die Diszipli-
nierung des Asylverfahrens reguliert. In der Art der Unterkunft reflektiert sich der
eingeschränkte rechtliche Status dieser Familien und wird für sie erfahrbar: ihnen
wird kein eigener Raum zur Verfügung gestellt, und sie können ihren Tagesablauf
nicht unabhängig gestalten. Viele interviewte Kinder, die überfüllte Unterkünfte
erlebt haben, beschreiben diese als »laut«, wie die 14-jährige Tochter der Familie
B6: »Als wir im Heim waren, da ging es uns schlecht, und da haben wir immer die
ganze Zeit gebetet, dass wir ein schönes Leben wollen und nicht mehr im Heim,
an so einem lauten Ort.« (Interview mit Tochter der Familie B6)
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Auch der 19-jährige Sohn der Familie B8 schildert die Zustände ihrer ersten
Unterkunft – einem ehemaligen Hotel – ähnlich:
»[…] und die hatten entschieden, das Hotel zu einem Flüchtlingsheim zu machen
[…] und so in den ersten paarWochen ging es ja noch. Aber dann wurde das Heim
wirklich überflutet mit den Leuten und war also ein Chaos, ein richtiges Chaos
da.« (Interview mit Sohn der Familie B8)
Seine Mutter konkretisiert: »Das war schwer. Und es gab viele andere Leute mit
anderen Religionen, mit anderen Gedanken, mit anderer Sprache.« (Interview mit
Mutter der Familie B8) Diese Zitate zeigen, dass geflüchtete Kinder und Erwachse-
ne ihre erste Unterbringung in Deutschland als gemeinschaftliche negative Erfah-
rung der gesamten Familie erinnern, vor der Eltern ihre Kinder nicht beschützen
konnten.
Die Unterbringung vonGeflüchteten ist einwichtiger Aspekt der biopolitischen
Organisation des Asylsystems, der zum einen die Lebensqualität der Geflüchteten
als auch ihre Kontaktmöglichkeiten zur lokalen Bevölkerung als Zusammenspiel
von »care and control« (Malkki 1995: 498) maßgeblich bestimmt. Unabhängig da-
von ob interviewte Familien in Erstaufnahmestellen, Notunterkünften oder Hei-
men untergebracht wurden, berichten die meisten Familien von einer Überfüllung
dieser Unterbringungen. Das oben angesprochene »Chaos« markiert den Zustand
der Unordnung innerhalb dieser Unterkünfte als »Räume der Ausnahme« (excep-
tional space) für Geflüchtete jenseits der »national order of things« (Turner 2016:
139). Durch das permanente Eindringen fremder Menschen in die familiäre Privat-
sphäre – entweder durch geteiltenWohnraum oder durchdringende Geräusche aus
anderen Wohnräumen – fehlt Familien ein Rückzugsort. Erwachsene und Kinder
charakterisieren den Zustand in diesen Unterbringungen als »fehlende Ruhe«. Die
Unterbringung in »Zwangsgemeinschaften« (World Vision 2016: 49) ohne Privat-
sphäre und Rückzugsräume kann durch Kinder und Erwachsene als »strukturelle
Gewalt« erfahren werden (Tran 2019: 95), die gesellschaftlich verankerte Macht-
verhältnisse in ihren Lebensbedingungen äußert. Das Nicht-zur-Ruhe-kommen
markiert für Familien die Vorläufigkeit dieser oft viele Monate bestehenden Un-
terbringung, in der ihr wichtigsten Ziel ist, eine eigene Wohnung zu finden. Sehr
viele der interviewten Kinder äußerten auf die Frage nach ihren Zukunftswün-
schen, in einem »eigenen Haus« zu leben. Der zehnjährige Sohn der Familie A2
antwortet auf die Frage der Interviewerin, was zu einem »guten Leben« dazuge-
höre: »Wichtig finde ich Haus« und ergänzt »Ja. Dass also, und man soll sich, also
man soll nicht verhungern. Ja das sind wichtig.« (Interview mit Sohn der Fami-
lie A2) Auch die 13-jährige Tochter der Familie A4 antwortet zunächst: »Ich will ein
eigenes Haus haben und eine eigeneWohnung« und fügt dann hinzu »Ich will wie-
der mal nach Eritrea« (Interview mit Tochter der Familie A4), womit sie anzeigt,
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dass sie die Einschränkungen des Asylsystems in Hinblick auf Unterbringung und
Bewegungsfreiheit wahrnimmt.
Die Konsequenzen der biopolitischen Regulierung im Asylsystem werden ins-
besondere im Zusammenhang mit Unterkünften und Lagern darin verstanden, ei-
ne Unterscheidung und Distanzierung zwischen der nationalen Bevölkerung und
den Geflüchteten herzustellen (vgl. Kreichauf 2018), die unterschiedliche Kategori-
en der Zugehörigkeit im Alltag erfahrbar machen. Die Narrative der interviewten
Kinder und Erwachsene verweisen aber auch darauf, dass das deutsche Asylsys-
tem das Familienleben »nach innen« reguliert, und damit genau das erfüllt, was
Foucault als »the administration of bodies and the calculated management of life«
(Foucault 1978: 149) bezeichnet und sich in den (verhinderten) care Praktiken der
Familien wiederfindet.
Die sogenannte Residenzpflicht, die unterbindet, dass Familien, die Asyl ersu-
chen, ihren Aufenthaltsort frei wählen können, ist neben der Unterbringungsform
selbst eine weitere Form der Disziplinierung, die care Praktiken und Beziehungen
geflüchteter Familien beeinträchtigen. Die meisten Familien haben nach ihrer An-
kunft in Deutschland eine mehrmonatige oder sogar mehrjährige Phase erlebt,
während der sie immer wieder in andere Unterkünfte verlegt wurden und dabei
kaum die jeweiligen Städte oder Gemeinden kennenlernen konnten. Sowohl die
Mobilisierung durch Verlegung als auch die Immobilisierung als Verbleib in einer
für die Familien unpassenden Unterkunft zeigen sich in den Narrativen von Er-
wachsenen und Kindern als Erfahrungen der Fremdbestimmung. Familie B2 lebte
nach ihrer Ankunft in Deutschland vier Wochen in einer Großstadt im Norden
Deutschlands in der Nähe eines Bruders der Mutter, der bereits die Flucht der Fa-
milie finanziell unterstützt und bei der Beantragung des Asyls geholfen hatte. Die
Mutter erzählt, dass die Familie im Zuge des Asylverfahrens dann aber gegen ihren
Willen in eine andere Großstadt im Osten Deutschlands verlegt wurde: »Ich habe
viel Stress gemacht, damit sie mich wieder zurückbringen, aber niemand hat mir
geholfen. Ich habe erfahren, dass ich zuerst den Aufenthaltstitel erhaltenmuss, da-
mit ich an einen anderen Ort umziehen kann.« (Interview mit Mutter der Familie
B2) Die Zuweisung einer Unterbringung nimmt Eltern die Autorität und Freiheit,
über den Lebensort der Familie zu bestimmen. Oftmals leben an dem Wunschort
der Familien bereits andere Angehörige, die die Familien dabei unterstützen, ihre
Rechte wahrzunehmen, sie mit Kleidung und Bedarfsgütern versorgen und ihnen
ein vertrautes soziales Umfeld bieten. Die Frustration und Angst der Eltern an ei-
nen unbekannten Ort ohne Sozialkontakte verlegt zu werden, kann dabei auch ihre
Kinder sehr verunsichern, wie sich im Interview mit der 13-jährigen Tochter der
Familie A4 zeigt, die sich an die Orientierungslosigkeit und Angst ihrer Mutter
erinnert.
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»Wo wir nach in X-Stadt waren, nach drei Monaten, haben die gesagt, wir sollen,
äh, wir fahren weg. Und da haben die uns in Y-Dorf [ca. 100 Kilometer entfernt].
Und dann hat meine Mummein Onkel angerufen und hat gesagt, ›ich weiß nicht,
wo ich bin; ich habe Angst‹. (lacht leicht) […]. Und Y-Dorf ist ja schon richtig (lacht
leicht) hart. […] Und danach haben wir uns dran gewöhnt.« (Interviewmit Tochter
der Familie A4)
Verteilung und Residenzpflicht konfrontieren Geflüchtete damit, sich an einem
Ort, den sie nicht selbst gewählt haben, zurechtfinden müssen. Dass Eltern im
Asylverfahren nicht mehr über den Lebensort der Familie entscheiden können,
konterkariert ihr Narrativ, sich für die Flucht entschieden zu haben, um für ih-
re Kinder einen geeigneten Lebensort zu finden. Der aktiven Mobilisierung in der
Entscheidung zur Flucht steht so die Erfahrung der persönlichen Immobilisierung
in Bezug auf die Handlungsohnmacht gegen die Zuweisung eines Wohnortes im
Asylsystem entgegen.
Die Lebensbedingungen in Sammel- und Gemeinschaftsunterkünften ohne ei-
gene, vollausgestattete Wohneinheiten beeinflussen familiäre Praktiken maßgeb-
lich, was insbesondere aus den Erzählungen der Kinder hervorgeht. Der zehnjähri-
ge Sohn der Familie A2 aus Afghanistan sagt, dass er die Gemeinschaftsunterkunft,
in der die Familie nun wohnt, besser findet als die vorherige Unterkunft:
Sohn der Familie A2: »Weil da kannman selber kochen und so. Aber B-dorf nicht.«
Interviewerin: »Mhm. Genau. Da hat dann jemand was gekocht, nä?«
Sohn der Familie A2: »Ja. Wenn äh man durfte nicht selber kochen.«
Interviewerin: »Mhm. Und wie war das Essen so?«
Sohn der Familie A2: »Also, da geht. Meine Mutter kocht aber besser.« (Interview
mit Sohn der Familie A2)
Auch die 14-jährige Tochter der Familie B6 aus Afghanistan bezieht sich auf die
Möglichkeit selbst zu kochen, wenn sie erklärt, warum es ihrer Familie nach dem
Umzug in eine Gemeinschaftsunterkunft besser geht: »Also jetzt sind wir Gott sei
Dank in einer Unterkunft, hier können wir sehr gut kochen und es ist besser als
ein Heim1.« (Interviewmit Tochter der Familie B6) Cover (2014: 10) verweist darauf,
dass Biopolitik auch über die Ernährung der Bevölkerung verlaufen kann. Dass Fa-
milien in vielen Unterkünften nicht selbst kochen dürfen oder können, ist ein wei-
terer Aspekt, der ihren rechtlichen Status in der Einschränkung von care Praktiken
erfahrbar macht. Das Selbst-Kochen ist für sie eine Form der Selbstbestimmung
1 Mit dem Begriff »Heim« bezieht sie sich auf die Unterbringung mit mehreren Familien in
einem Raum. Als »Unterkunft« bezeichnet sie eine Gemeinschaftsunterkunft, in der der Fa-
milie ein eigener Raum, allerdings ohne Kochmöglichkeit, zugeteilt wurde.
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über ihre kulturspezifische und individuelle Ernährung, die dasWohlbefinden stei-
gert und »doing family« über die Zubereitung von Nahrungsmitteln für Familien-
mitglieder ermöglicht.
Problematisch ist für viele Familien auch, dass Familienbeziehungen und Prak-
tiken durch die Verletzlichkeit des Wohnraums beeinflusst sind. Für die aus dem
Kosovo stammenden zehn- und elfjährigen Brüder, deren Familie zum Zeitpunkt
des Interviews den Status einer Duldung hat, ist die Unsicherheit über ihren Auf-
enthalt in Deutschland eine große Belastung. Dazu kommt, dass die Familie sehr
beengt in einer Gemeinschaftsunterkunft lebt, in der sie sich ein Zimmer mit ei-
ner anderen Familie teilen muss. Bei dem zehnjährigen Jungen zeigen sich die
psychologischen Auswirkungen der rechtlichen Unsicherheit und der Unterbrin-
gungsform (vgl. zur Traumatisierung von Kinder durch die Angst vor nächtlicher
Abschiebung AGJ 2017: 6):
Sohn der Familie A1: »Weil äh die alle sagen, die Kosovo alles gehen zurück. Und
mit Stress bleiben. […] Die nachts nehmen und die Polizei dann gehen in Kosovo.«
Interviewerin: »Also man weiß nicht, wann die Polizei kommt?«
Sohn der Familie A1: »Nein, man darf- nein, ich weiß es nicht. Nur nehmen, viel-
leicht du schlafen ganz gut, schlafen. […] Und die kommen, der hat Schlüssel.«
Interviewerin: »Wer?«
Sohn der Familie A1: »Der kommen. Der, der- und dermacht offen.« (Interviewmit
Sohn der Familie A1)
Der interviewte Junge hat in Zusammenhang mit der Vorstellung, die Familie
könnte nachts abgeschoben werden, eine Schlafstörung entwickelt und befindet
sich deswegen in therapeutischer Behandlung. Das Interview mit ihm und seinem
Bruder macht deutlich, dass ihr Zimmer in der Gemeinschaftsunterkunft für die
Familie keinen sicheren und geschützten Raum darstellt, der ein Familienleben
mit intergenerationaler Sorgebeziehung ermöglicht. Der Sicherheitsdienst der
Unterkunft hat einen weiteren Schlüssel (das vermuten oder wissen viele der
interviewten Familien), so dass die Familien durch die fehlende Privatsphäre im
Zustand des »Ausgeliefert-seins« (Tran 2017: 4) leben. Einige Familien berichten
darüber, dass der Sicherheitsdienst heimlich ihre Zimmer auf Verstöße gegen die
Hausordnung (z.B. durch das Aufstellen eigener Möbel oder das Anbringen von
Bildern) kontrolliere. Hiermit löst sich für sie die ihnen zugeordnete Privatsphäre
in der Öffentlichkeit der Unterkunft auf.
Mit der Erteilung einer befristeten Aufenthaltsgenehmigung über drei Jahre,
die viele Familien erhalten haben, wird der von Lewek und Naber beschriebene
»Wartezustand« (Lewek/Naber 2017: 6) in asylrechtlicher Hinsicht vorerst been-
det. Die Befristung belastet viele Familien zwar, ermöglicht ihnen den rechtlichen
und emotionalenHandlungsspielraum sich inDeutschland vorerst niederzulassen.
Dies bedeutet für sie vor allem, sich um einen Umzug in eine Wohnung am freien
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Wohnungsmarkt in der Stadt ihrer Wahl zu bemühen. Gerade Mehrkind-Familien
in Großstädtenmit einem angespanntenWohnungsmarkt leben oft über Jahre hin-
weg in Unterkünften, da es für sie schwer ist, Zugang zu Wohnraum zu finden.
Hiermit verharren diese Familien in einem Zustand der »permanent temporality«,
der oft für Camps im Globalen Süden angenommen wird (vgl. Hailey 2009), und
sich im familiären Zusammenleben dadurch bemerkbar macht, dass das Thema
der Wohnungssuche alle anderenThemen überschattet und eine Verbesserung der
familiären Situation daran festgemacht wird. Die zehnjährige Tochter der Fami-
lie B3 ist aufgrund einer Traumatisierung in psychotherapeutischer Behandlung.
Sie erzählt in ihrem Interview, dass sie in unkontrollierbaren Wutausbrüchen an-
dere Kinder schlägt, obwohl sie dies nicht will. Ihre Mutter nimmt an, dass sich
ihre Tochter erst erholen kann, wenn die Familie, die bereits seit vier Jahren in der
Unterkunft lebt, in eine eigene Wohnung ziehen kann:
»[…] sie kommt aus der Schule, macht ihre Hausaufgaben und geht spielen, mit
den Kindern des Heims. Das ist nicht gut. Dieselben Kinder in der Schule und im
Heim. Ständig Schlägereien, Beleidigungen und Ähnliches. Sie hat kein neues Le-
ben hier und in der Schule. Ich sagte zu Ärztin, ändert die Wohnsituation, dann
geht es […] uns besser.« (Interview mit Mutter der Familie B3)
Die interviewten Familien, die bereits in den freien Wohnungsmarkt übersiedeln
konnten und eine Wohnung fanden, die eher ihren Bedürfnissen entspricht, ha-
ben dies mit der Hilfe ihrer privaten Kontakte und Netzwerke geschafft. Eine aus
Syrien stammende Mutter erzählt, dass sie nach anderthalb Jahren in der Gemein-
schaftsunterkunft über Bekannte von einem inoffiziellen »Makler« erfahren hat,
der ihr eine Dreizimmerwohnung vermittelte: »Ich habe das Haus durch einen
Makler bekommen. (lacht) Der Makler hat uns pleite gemacht.« (Interview mit
Mutter der Familie B2) Insbesondere die ezidischen Familien erzählen auch, dass
sie bei der Suche nach einer eigenen Mietwohnung durch Ezid*innen, die schon
lange in Deutschland leben, unterstützt wurden.
»Wir waren denke ich drei Monate in einem Heim geblieben, also in X-Stadt. Da-
nach gibt es eine Frau, sie ist auch ezidisch, sie hat uns geholfen, sie hat diese
Wohnung für meine Familie gefunden und sie hat auch unsere Papiere alle ge-
macht.« (Interview mit Vater der Familie B7)
Viele Familien versuchen parallel über ihre Kontakte zu anderen Migrant*innen,
über die Flüchtlingshilfe und eigenständige Bewerbungen am freien Wohnungs-
markt, eine Wohnung zu finden. Wenn es um den Kontakt zu deutschsprachigen
Personen geht, werden oft auch ältere Kinder in dieWohnungssuche eingebunden.
Die hohe Verantwortung, die manche Kinder und Jugendliche in dieser Situation
für ihre Familien übernehmen, zeigt sich im Interview der aus dem Iran stam-
menden Familie B8. Da die Familie dem Christentum angehört, konnte der damals
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19-jährige Bruder, der schon sehr gut Deutsch sprach, mithilfe seiner christlichen
Gemeinde eine Wohnung auf dem freien Wohnungsmarkt finden:
»Es gab auchmal einen Gottesdienst, wo ich auf die Bühne ging vor so vielen Leu-
ten, 100, 200 waren da, und habe halt dort gesprochen, die Situation ein bisschen
erklärt, und ja, Gott sei Dank, saßen unsere Vermieter da, auch im Gottesdienst,
und ja, direkt nach demGottesdienst wurde ich darauf angesprochen, dass es halt
dieMöglichkeit gibt, dass es eineWohnung gibt.« (Interviewmit Sohn der Familie
B8)
In fast allen Interviews wird deutlich, dass die Kinder von geflüchteten Familien
durch ihren schnelleren Spracherwerb neue Aufgaben und Verantwortungen bei
der Niederlassung der Familie übernehmen, insbesondere was die Kommunikati-
on mit der Aufnahmegesellschaft, ihren Behörden und Institutionen betrifft. Die
meisten Eltern besuchen zwar einen Sprachkurs in Deutschland, können aber nur
selten ausreichende sprachpraktische Kenntnisse erlangen, da ihnen oft Kontakte
zu deutschsprachigen Personen und damit Spracherfahrungen fehlen.AuchKinder
sind sich des oftmals schwierigen Spracherwerbs ihrer Eltern bewusst. Die elfjäh-
rige Tochter der Familie A3 aus dem Iran erzählt, dass ihre Mutter einen Deutsch-
kurs besucht: »Sie ist gut in Schule, aber ist- sie hat, sie hat gewiss so Schiss. Sie
schämt sich zu reden.« (Interview mit Tochter der Familie A3)
Durch die hohe Bedeutung der Sprache verändert sich das Verhältnis zwischen
Kindern und Eltern. Die Verantwortung für die Kommunikationmit familienfrem-
den Personen verschiebt das Fürsorgeverhältnis in den Familien. Eltern resümie-
ren, dass sie nun auf die Übersetzungen ihrer Kinder angewiesen sind:
»Sie sind diejenigen, die uns gerettet haben. […] Als sie in die Schule gekommen
sind, haben sie die Sprache direkt aufgenommen. Sie lernen viel schneller als die
Alten.Wennwir jetzt zumBeispiel zum Jobcenter gehen, dann geht einer von den
Kindern mit.« (Interview mit Mutter der Familie B4)
Für viele Familien folgt auf das Sich-Niederlassen in Deutschland (räumlich und
rechtlich) unmittelbar die Frage, ob soziale Aufwärtsmobilität durch einen guten
Bildungszugang und -erfolg hergestellt werden kann. Dass ihre Kinder zur Schule
gehen und dort gut zurechtkommen, wird von Eltern als Indikator ihres Wohl-
ergehens herangezogen. Eine aus dem Irak stammende Mutter sagt über ihre 13-
jährigen Zwillinge: »Hier geht es den Kindern sehr gut. Sie haben Deutsch und
Englisch gelernt. Hier geht es ihnen viel besser als im Irak.« (Interview mit Mut-
ter der Familie B9) Der Bildungserfolg der meisten interviewten Kinder wird von
ihren Eltern als Bestätigung gewertet, dass die Entscheidung zur Flucht richtig
war, da sie ihren Kindern im Herkunftsland keine vergleichbaren Lebenschancen
bieten konnten. Aufgrund ihres Alters, des schwierigen Spracherwerbs und feh-
lenden Anerkennungsmöglichkeiten ihrer beruflichen Kenntnisse fokussieren sich
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viele Eltern auf die Bildungs- und Berufsmöglichkeiten ihrer Kinder, damit diese
soziale Aufwärtsmobilität in Deutschland erfahren können: »Was unser Zuhause
angeht, so ist zuerst der Vater gestorben und dann das Haus zerstört worden. Da-
her habe ich beschlossen, die Kinder in ein sicheres Land zu bringen, damit ich
sie in den besten Jobs sehen kann.« (Interview mit Mutter der Familie B2) Dem
eingangs dargestellte Narrativ, dass Mutterschaft unter bestimmten Bedingungen
eine Flucht für das Wohl der Kinder erforderlich macht, steht hier das Narrativ
gegenüber, dass der soziale Aufstieg der Kinder das mentale und möglicherweise
auch materielle Wohlergehen ihrer Mütter sichert.
»Ich bin für die Zukunft meiner Kinder nach Deutschland gekommen, in Syrien
gab es keine Zukunft mehr. Und Libyen war es noch schlechter. Es geht mir nur
um die Kinder, nicht um mich. Ich bin 35 Jahre alt, was soll ich jetzt machen.
Mein Wunsch ist es, dass sie ihre Bildung beenden und ihre Zeugnisse bekom-
men. Dann bin ich sehr glücklich, als hätte ich selbst ein Zeugnis bekommen.«
(Interview mit Mutter der Familie B4)
Diese Narrative zeigen eine starke intergenerationale Interdependenz in den ge-
flüchteten Familien, die daraus hervorgeht, dass das eigene Wohlbefinden an dem
der Familienmitglieder festgemachtwird.Die Verschiebung der Verantwortung für
den sozialen Aufstieg von Eltern auf Kinder ermöglicht es geflüchteten Familien,
sich an die Kontextbedingungen in Deutschland anzupassen, in denen die Eltern
kaumChancen auf eine qualifizierte Berufstätigkeit haben. Es könnte zwar vermu-
tet werden, dass Eltern ihre Kinder durch diese Erwartungen überfordern, aber die
hier interviewten Kinder schienen sich eher unterstützt und gefördert zu fühlen.
Schlussfolgerungen
Die Interviews mit geflüchteten Familien zeigen, dass sie drei unterschiedliche
Phasen in Bezug auf Mobilität und Immobilität durchlaufen. In den Narrativen
der Kinder und Erwachsenen geht es dabei allerdings weniger um eine konkrete
geographische Verortung, sondern eher um die persönliche Handlungs- und Ent-
scheidungsfreiheit, die sie an einembestimmten Lebensort erfahren.Die Entschei-
dung zur Flucht stellt die erste Phase der räumlichen und familiärenMobilisierung
dar, mit der Erwachsene das Überleben und Wohlergehen ihrer Kinder sicherstel-
len wollen. Diese Entscheidung wird vor demHintergrund getroffen, am aktuellen
Lebensort die Sicherheit und Versorgung der Kinder nicht mehr gewährleisten zu
können. Hiermit wird die Entscheidung über einen geeigneten Lebensort für die
eigenen Kinder zumWesenskern von Elternschaft und die Kinder an diesen neuen
Ort zu bringen zur akuten Aufgabe der Eltern.
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In der zweiten Phase erleben Familien die Flucht und das deutsche Asylver-
fahren als persönliche Immobilisierung in dem Sinn, dass sie selbst nicht mehr
über ihren Aufenthaltsort bestimmten können, an einem Ort festgehalten oder an
einen anderen Ort verbracht wurden, und dort in ihrer familiären Handlungsfä-
higkeit stark eingeschränkt sind. Besonders negativ scheint hierbei die Erfahrung
zu sein, der Familie keine sichere und unverletzliche Wohnung bieten zu können.
Mit dem Erhalt einer, wenn auch oft befristeten Aufenthaltsgenehmigung, sta-
bilisiert sich die Situation vieler Familien und sie treten in die dritte Phase, die
der sozialen Aufwärtsmobilität, ein. Gerade weil viele Eltern die Erfahrung ma-
chen, dass ihnen der Spracherwerb viel schwerer fällt als den Kindern und sie am
deutschen Arbeitsmarkt für sich kaum eine Perspektive sehen, übernehmen ihre
Kinder neue Verantwortungen in der Familie insbesondere bei der sprachlichen
Vermittlung für ihre Eltern. Der Bildungserfolg der Kinder wird von ihren Famili-
en als Indikator für ihr Wohlergehen in Deutschland gesehen und legitimiert die
Entscheidung zur Flucht.
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Stuck in limbo
Psychosoziale Dynamiken von Immobilisierung
Simon Arnold, Andreas Jensen, Magdalena Kuhn, Rana Zokai und Jan Lohl
Zusammenfassung
Ausgehend von der Vorstellung des Limbus als quälendemRaumdes ewigenWar-
tens, beleuchtet der Beitrag die psychodynamischen Dimensionen von Immobi-
lisierung im Kontext der psychosozialen Arbeit mit Geflüchteten. Dafür wird auf
Interviewmaterial zurückgegriffen, das im Rahmen eines Forschungsprojekts am
Sigmund-Freud-Institut zu den Bedarfen und Belastungen von Geflüchteten und
Mitarbeitenden der Geflüchtetenhilfe erhoben und ausgewertet wurde. Entspre-
chend dieser doppelten Perspektive auf die psychosoziale Versorgung von Ge-
flüchteten, geben die Autor*innen einen Einblick sowohl in die Erfahrungsräume
der Helfenden sowie auch derjenigen Geflüchteten, die an Angeboten der psy-
chosozialen Versorgung partizipieren. Der Beitrag versteht sich dabei als eine psy-
choanalytische Ergänzung zu Auseinandersetzungen mit sozialen Praxen der Im-
mobilisierung, insofern die Autor*innen das subjektive Erleben der Akteur*innen,
deren sozialen Figurationen und biographischen Erfahrungen in denMittelpunkt
der Analyse stellen. Der Beitrag beginntmit einer kurzen Skizze des besagten Pro-
jekts und beschreibt die Felderfahrung des Forschungsteams, in der sich bereits
szenisch die immobilisierende Wirkung andeutet, deren Erleben für Geflüchtete
und Mitarbeitende der Geflüchtetenhilfe im Anschluss anhand der Analyse eines
Interviews und einer Fokusgruppe aufgeschlüsselt werden soll. Zuletzt werden
die Ergebnisse in Zusammenhang mit psychoanalytischen Theorien zu Trauma,




Taking the idea of limbus as a tormenting space of eternal waiting as an underly-
ing concept, this article sheds light on the psychodynamic dimensions of immo-
bilisation in the context of psychosocial work with refugees. To this end, it draws
on interviewmaterial thatwas collected and evaluated in the context of a research
project at the Sigmund Freud Institute on the needs and burdens of refugees and
employees of the refugee assistance centre. In accordance with this double per-
220 Simon Arnold, Andreas Jensen, Magdalena Kuhn, Rana Zokai und Jan Lohl
spective on the psychosocial care for refugees, the authors provide an insight into
the experiences of the helpers aswell as those refugeeswhoparticipate in the psy-
chosocial care services. The article is intended as a psychoanalytical supplement
to the discussion of social practices of immobilisation, insofar as the authors focus
on the subjective experience of the respective actors, their social figurations and
biographical experiences to be the centre of the analysis. The article opens with
a short outline of the project and describes the field experience of the research
team, in which the immobilising effect is already indicated scenically. The expe-
rience of refugees and employees of the refugee assistance centre will be broken
down by means of the analysis of an interview and a focus group. Subsequently,
the results are connected to psychoanalytical theories on trauma, hope and the
experience of time and space, which then conclude the article along with some
further thoughts.
Von Toren, Türhütern und Gesetzen: Eine Einleitung
Franz Kafka erzählt in seiner Parabel Vor dem Gesetz (1915/1976) die Geschichte ei-
nes Mannes dem, Einlass zum Gesetz erbittend, von einem Türhüter der Zugang
verwehrt wird. Widerwillig, aber letztlich durch die imposante Drohung einge-
schüchtert, entschließt sich der Mann, »doch lieber zu warten, bis er die Erlaubnis
zum Eintritt bekommt« (ebd.: 120). Auf einem Schemel im Vorraum hadert er mit
diesem Schicksal, hatte er doch eine lange Reise auf sich genommen und ist der
Überzeugung, dass das Gesetz jedem offenstehe. Doch was er auch versucht und
wie viele Verhöre und teilnahmslose Fragen er über sich ergehen lässt, seinWunsch
und auch sein legitimer Anspruch, Einlass zumGesetz zu finden, bleiben unbefrie-
digt. Die Erzählung zeichnet ein Bild vergeblichen Wartens, der Langeweile und
der Qual des Limbus. Die Vorstellung eines solchen Vorraums – der Vorhölle und
der unverschuldet zu ertragenden Leiden – verbindet Kafkas Geschichtemit der Si-
tuation vieler Geflüchteter nach der Flucht. Der Limbus beschreibt die Zwischenräu-
me des Ankommens, in denen sich Geflüchtete befinden sowie die immobilisierende
Dynamik, die sich in der Auseinandersetzung mit den undurchsichtigen sozialen
und rechtlichen Bedingungen vor dem Gesetz der Ankunftsgesellschaft entfaltet.
Im Nachfolgenden sollen die Praktiken der Immobilisierung in ihrer gesell-
schaftlichen Situierung und ihren psychischen Auswirkungen aus psychoanalyti-
scher Perspektive verfolgt werden. Dabei wird versucht nachzuspüren, wo solche
Praktiken potenziell auf soziale Figurationen und biographische Erfahrungen tref-
fen und dadurch eine Eigendynamik entwickeln und nachwirken – oftmals lange
nachdem die aufenthaltsrechtlichen Fragen geklärt sind. Die Empfindung von Im-
mobilität, von Steckenbleiben, Nicht-weiter-kommen, der Bewegungsunfähigkeit
und das Gefühl des ewigenWartens werden seit langemmit psychischen Krankhei-
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ten assoziiert, insbesondere mit schwerer Depression oder Traumatisierung (vgl.
Schmithüsen 2004). In der Forschung zu Flucht undMigration ist ein sequentielles
Konzept formuliert worden, das ein Trauma nicht als einmaliges Ereignis, sondern
als längeren psychischen Prozess unterschiedlicher Sequenzen charakterisiert (vgl.
Zimmermann 2012; Becker 2006; Keilson 1979). Erst in ihrer Kumulation konstitu-
ieren sich vergangene belastende Erlebnisse zu jenem Trauma, das sie von da an
immer gewesen sein werden. Die psychischen Dynamiken nach der Flucht – insbe-
sondere die Anfangszeit am Ankunftsort und die Chronifizierung der Vorläufigkeit
– werden durch ein Interview mit einem Geflüchteten und einer Fokusgruppe mit
Mitarbeiter*innen in der institutionalisierten psychosozialen Geflüchtetenhilfe be-
schrieben. Dadurch werden ebenjene Praktiken der Immobilisierung beleuchtet,
die Geflüchtete vor allem während ihrer Zeit in den Erstaufnahmeeinrichtungen
erleiden müssen.
Begleitforschung zur institutionalisierten Geflüchtetenhilfe und
szenische Immobilisierung in der Forschungssituation1
Im Rahmen des Forschungsprojekts Verlust, Trauma, Integration wurde unsere Ar-
beitsgruppe am Sigmund-Freud-Institut in Frankfurt a.M. Ende des Jahres 2018
vom Hessischen Ministerium für Soziales und Integration mit dem Auftrag be-
traut, die vier Zentren für psychosoziale Versorgung von Geflüchteten in Hessen
wissenschaftlich zu begleiten. Auf Landesebene bilden diese vier Psychosozialen
Zentren (PSZ) das Kernstück der institutionalisierten Geflüchtetenhilfe und bieten
als erste Anlaufstelle u.a. (aufsuchende) Beratungen, Gruppenangebote und thera-
peutische Kriseninterventionen in den Erstaufnahmeeinrichtungen an (vgl.Witzel
2020; Leuzinger-Bohleber/Hettich 2018; Leuzinger-Bohleber et al. 2017).
Mittels einer Kombination von quantitativ-statistischen und qualitativ-herme-
neutischen Methoden wurden sowohl die geflüchteten Klient*innen als auch die
Mitarbeiter*innen der psychosozialen Zentren zu ihren persönlichen Geschichten,
Belastungsmomenten, psychischen Symptomatiken, Unterstützungsbedarfen und
Wirksamkeitstheorien der eigenen Praxis befragt. Das Forschungsdesign trägt
damit der Vorstellung Rechnung, die Erstaufnahmeeinrichtungen im Verbund mit
den psychosozialen Angeboten als Räume zu begreifen, in denen die Geflüchteten
mit den dort tätigen Sozialarbeiter*innen, Psycholog*innen, Psychotherapeut*in-
nen und Dolmetscher*innen das System Geflüchtetenhilfe entstehen lassen. Diese
gemeinsame Inszenierung findet aber unter der Maßgabe gesellschaftlicher Ver-
hältnisse, rechtlicher Bestimmungen und Praktiken der Immobilisierung statt,
1 Eine längere Beschreibung der Forschungssituation und des psychoanalytischen Verständ-
nisses der Szene findet sich in Arnold et al. (2020).
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welche die psychosoziale Arbeit mit Geflüchteten und die damit verknüpften
psychischen Dynamiken bis ins Innerste prägen. So naheliegend diese Doppel-
perspektive auf diese anderen Orte oder Heterotopien (Foucault 1967/1984) ist,
so ungewöhnlich bleibt sie leider in der Forschungslandschaft zu Flucht und
Migration.
Das Projekt ermöglichte den Forscher*innen einen unmittelbaren Einblick in
die Lebens- und Arbeitssituation von Helfenden und Geflüchteten. So spiegelt sich
der Komplex um Flucht und Hilfe, aber auch die Dialektik der Immobilisierung2,
szenisch in der Begegnung mit den Bewohner*innen, in der Beziehung zwischen
den Forscher*innen und den Teilnehmer*innen der Fragebogenerhebung und
Interviewten, aber auch in den Strukturen der beteiligten Institutionen und
Akteur*innen. Als Forschungsteam stießen wir auf Widerstände und Hinweise,
dass der Zugang zu den jeweiligen Einrichtungen nicht möglich sei. Vorbehalte
gegenüber den Forschungsaktivitäten äußerten sich auch vordergründig in der
Sorge um die Geflüchteten, die – so die Annahme – durch die Befragung zu stark
aufgewühlt werden könnten.
Weitere Hindernisse ergaben sich aus der geographischen Lage der Erstauf-
nahmeeinrichtungen. Auf demWeg ins »Feld« musste das Forschungsteam mehr-
stündige Anfahrten mit einem PKW auf sich nehmen, während eine Anreise mit
öffentlichen Verkehrsmitteln schlichtweg unmöglich gewesen wäre. Dies spiegelt
das Verhältnis von Zentrum und Peripherie, das es für die Forschung, aber auch
für viele der psychosozialen Fachkräfte und Ehrenamtlichen zu überwinden gilt.
Als Erstaufnahmeeinrichtungen werden häufig im Staatsbesitz befindliche Liegen-
schaften, z.B. ehemalige Kasernen3, revitalisiert. Die so entstandenen Unterkünfte
sind meist peripher gelegene Räume und haben diese Stellung historisch vor allem
auch mit Psychiatrien gemein. Zudem entstand vor Ort der Eindruck einer her-
metischen Institution durch teilweise mehrere Meter hohe Zäune. An den Sicher-
heitsschleusen angekommen, erwartete die Besucher*innen – trotz Voranmeldung
– längeres Warten und funkendes Sicherheitspersonal. Es erfolgten die Auffor-
derung zum Vorzeigen der Ausweisdokumente sowie das Einsammeln und deren
Austausch gegen Besucherausweise.
Nach demEinlass war es Usus, dass das Forschungsteam begleitet durchWach-
personal durch die Einrichtungen ging, um für die Teilnahme an der Erhebung
2 In dem vorliegenden Beitrag wird die These vertreten, dass es sich bei der Immobilisierung
um ein Phänomen handelt, das sich in einem dialektischen Verhältnis zwischen äußerer und
innerer Realität konstituiert. Demnach drängen (äußere) immobilisierende soziale Verhält-
nisse das Subjekt in eine Passivität hinein, die wiederum auf einen (inneren) psychischen
Widerhall im Subjekt stoßen. Zudem beinhaltet die sozialarbeiterische oder therapeutische
Beziehung immobilisierendeMomente, die Ruhe, Reflexion und ein Zu-sich-selbst-Kommen
erst ermöglichen.
3 Siehe dazu auch den Beitrag von Julia Devlin in diesem Band.
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zu werben und die Menschen »abzuholen«. In manchen Einrichtungen durften
Forscherinnen das sogenannte Männerhaus zum »eigenen Schutz«, wie es hieß,
nicht betreten. In den Wohnanlagen klopfte das Sicherheitspersonal mit der gan-
zen Faust an die Zimmertüren und schloss – nur in seltenen Fällen auf eine Ant-
wort wartend – direkt im Anschluss auf, um den Forscher*innen die Räumlichkeit
zu »präsentieren«. Dieser Erstkontakt und das Eindringen in die Privatsphäre der
Geflüchteten haben verständlicherweise Misstrauen hervorgerufen oder verstärkt
und zumindest im ForschungsteamAssoziationen zu polizeilichen Abschiebe- oder
Untersuchungspraktiken evoziert. Eine fotografische Dokumentation dieser Situa-
tion war strengstens verboten.
So beginnt sich bereits in der Forschungssituation die Wirkung immobilisie-
render Strukturen und Praktiken szenisch anzudeuten, deren Konturen und psy-
chischen Niederschläge in den geführten Interviews dann hermeneutisch rekon-
struiert werden konnten.
»Weil ich ohne Hoffnung, ohne Sinn vor dem Auge, einfach
nur existiere«. Psychische Dynamik der Immobilisierung bei
einem Geflüchteten
Unter den sozialen, politischen und rechtlichen Bedingungen der Ankunftsgesell-
schaft geraten Menschen, die aufgrund unzumutbarer Lebensumstände aus ihrer
Heimat fliehen mussten, in einen Zustand der Passivität und des ewigen Wartens.
Die Ankunft ist dementsprechend ambivalent. Dies zeigt sich anhand der Inter-
views: So berichten Geflüchtete davon, in Deutschland zwar ein Gefühl physischer
Sicherheit zu erfahren – die häufig lebensnotwendigen Anstrengungen während
der Flucht weichen zunehmend Momenten der Ruhe – doch wird auch deutlich,
wie widersprüchlich die aktuelle Lebensrealität und wie kränkend der Wechsel von
einem Zustand der Aktivität in die Passivität erlebt wird.
Um das (Er-)Leben von Geflüchteten unter derartigen Bedingungen in seinen
psychodynamischen Dimensionen beleuchten zu können, soll im Folgenden die
Fallvignette eines geflüchteten Mannes aus Eritrea vorgestellt werden.
Herr F. (Name anonymisiert) ist 29 Jahre alt und lebt seit fünf Jahren in
Deutschland. Während des Interviews schildert er den langen, leidvollen Weg
seiner Flucht. Obwohl Herr F. dabei einen routinierten Eindruck erweckt – ver-
mutlich musste er von seiner Flucht schon diverse Male berichten – wird deutlich,
wie kräftezehrend und einschneidend die Erlebnisse für ihn gewesen sein müs-
sen. So beschreibt Herr F. unter anderem eine versuchte Zwangsrekrutierung
durch das eritreische Militär und Foltersituationen, die er in Libyen erleiden
musste. In diesen lebensbedrohlichen Situationen habe ihm die Hoffnung auf ein
besseres Leben in Europa Kraft gegeben. Ihren Ausdruck findet diese Hoffnung
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in äußerst positiven Bildern von einer zukünftigen Heimat, in der Entwicklung
und Frieden möglich erscheinen und in der Herr F. willkommen geheißen und
nicht vertrieben wird – in anderen Worten, in denen er ein neues Zuhause findet.
Tendenziell wurden diese Hoffnungsszenarien umso bedeutsamer und größer,
je stärker sich die Belastungen und Entbehrungen während der Flucht psychisch
niederschlugen. Europa und besonders Deutschland avancierten für Herrn F. zu
hoffnungsspendenden Objekten, die es ihm während der Flucht nicht nur ermöglich-
ten handlungsfähig zu bleiben, sondern angesichts traumatischer Erfahrungen
auch eine strukturierende und haltgebende Funktion erfüllten. Um psychisch zu
überleben, mussten die Erfahrungen von Verlust, Trennung und Verlassenheit
während der Flucht zunächst aufgeschoben werden. Als innere Objekte halfen die
Bilder von einem guten Leben in Europa Herrn F. dabei, die sonst überwältigende
fluchtbedingte Angst, Hilflosigkeit und Ohnmacht zu ertragen. So erscheint sein
Leiden nicht vergebens, den etlichen Entbehrungen auf der Flucht wird ein Sinn
verliehen und seine Anstrengungen und Handlungen folgen einem Telos, der
das Versprechen von Harmonie transportiert. In Teilen erinnerten Herrn F.s
Erzählungen so an Narrative bürgerlicher Bildungsromane.
Schnell wird aber auch deutlich, dass es sich bei diesen hoffnungsspendenden
Objekten um idealisierte Bilder handelt. Bedingt durch den Verlust bedeutungs-
voller Bindungen, Orte und sozialer Strukturen sowie massiver Kränkungen und
Gewalterfahrungen, die mit der Flucht einhergingen, wird ein Teil des angeschla-
genen Selbst dadurch zu retten versucht, dass es einem idealisierten bzw. narziss-
tisch besetzten Objekt zugeschrieben wird, welches die Funktion einer »Prothe-
sensicherheit« (Fromm 1936: 179) erfüllt. Ihre stabilisierende und mobilisierende
Funktion droht jedoch in dem Moment brüchig zu werden, in dem die Konfronta-
tion mit der Realität für Geflüchtete in Europa eine zu große Kluft zu den inneren
Bildern offenbart. Eindrücklich tritt diese Dynamik in folgender Passage des In-
terviews mit Herrn F. hervor:
»Also, ich bin nach Italien gekommen, also in Lampedusa. Ich habe aber einen
Schock bekommen. Ich hab nicht so erwartet. Europa habe ich nicht so erwartet.
Die haben uns in ein Container-Haus gebracht und in so einen kleinen Raum, mit
elf Personen mussten wir da schlafen und dieser Container hat auch viele Löcher
gehabt, wenn es geregnet hat, auch haben wir Wassertropfen abbekommen. […]
Das war kein gutes Leben. Ich habe anderes erwartet. […] Ich habe/meine Erwar-
tung war anderes, aber was ich in Europa gesehen habe – vor allem in Italien –
was ich gesehen habe, das war eine Katastrophe. Ich habe so viele Probleme ge-
sehen, aber so wie in Italien, ich habe keine Worte mehr, um das zu beschreiben.
Und dann nach einem Jahr in Italien, bin ich nach Deutschland gekommen. Die
Lebensqualität in Deutschland ist viel, viel, viel besser. Und meine Situation hat
sich auch geändert.« (Interview mit Herrn F.)
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Deutlich wird, wie sich mit der Ankunft in Italien eine eklatante Entzauberung der
einst gehegten Wünsche und Phantasien abzeichnet, die als so niederschmetternd
erfahren wird, dass Herr F. sogar auf betäubende Substanzen zurückgreift, um den
schmerzlichen »Schock« ertragen zu können. Vermutlich steht dieser Versuch, die
Erfahrungen in Italien zu »vergessen«, auch im Zusammenhang mit einem Ge-
fühl des Scheiterns und daraus resultierenden kränkenden Schamgefühlen. In den
einst wunderbaren Bildern über Europa scheinen für Herrn F. viele – auch intime
– Wünsche eines besseren Lebens und der persönlichen Entwicklung aufgehoben
zu sein und in Erfüllung gehen zu können. Die realen Erfahrungen jedoch stel-
len einen so immensen Bruch dar, dass sie Kränkungen und Scham hervorrufen.
Denn was er sich so intensiv gewünscht hat, rückt in unerreichbare Ferne. Es ist
ebendiese Situation des Ankommens, die seine Vorstellungen von einem Leben in
Europa brüchig werden lässt und damit nachträglich, in der Ankunftsgesellschaft,
die destruktive Potenz der vergangenen Verlust- und Gewalterfahrungen zu ent-
fesseln droht. Die Angst, sein hoffnungsspendendes Objekt zu verlieren und dieser
Situation ohnmächtig ausgesetzt zu sein, bleibt auch für die Lebenssituation von
Herrn F. in Deutschland kennzeichnend:
»Aber nur diese Angst, nach Italien wieder zurückzu/, weil ich Fingerabdruck in
Italien habe. […] Diese Angst, dass ich wieder nach Italien zurückgehe und auf der
Straße lande. Diese Angst macht mich ständig verrückt. Und das ist mein großes
Problem. Diese Angst begleitet mich jeden Tag, Tag und Nacht, dass ich zurück
nach Italien gehe undwieder dieses Leben, was ich gesehen habe, zu erleben. Und
ich bin fünf Jahre hier, das ist/ich bin immer noch/. Ich kann in keine Schule gehen,
ich kann nicht arbeiten, weil ich keine Aufenthaltserlaubnis oder Arbeitserlaubnis
habe. […] Das ist meine große Sorge und Problem, dass ich keinen Kontakt mit
Leuten habe. Ich habe immer Angst, wenn ich mich mit Leuten treffe, vor allem
mit deutschen Leuten und die fragen oft: ›Was machst du, wo arbeitest du?‹ Und
so. Und damit diese Fragen nicht kommen, geh ich immerweg. Und ich habe nicht
so viel Kontakt mit Leuten, unter Leuten.« (Ebd.)
Auch wenn das Leben in Deutschland von Herrn F. als »viel, viel, viel besser« be-
schrieben wird, bleiben seine Hoffnungen auch hier bedroht, da das Risiko einer
Abschiebung4 weiter besteht und die eigenmächtige Gestaltung seines Lebens ver-
unmöglicht wird. Physisch ist Herr F. zwar angekommen, doch scheinen die sozia-
len, politischen und rechtlichen Bedingungen in Deutschland ihn psychisch wei-
ter auf der Flucht zu halten. Der Psychoanalytiker und Migrationsforscher Salman
Akhtar formulierte: »Sich nützlich und effektiv zu fühlen, bedeutet Lebendig-Sein;
4 Zur Angst vor Dublin-Abschiebungen siehe auch den Beitrag von Simon Goebel in diesem
Band.
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das Gefühl der beruflichenOhnmächtigkeit hingegen führt zu psychischemAbster-
ben« (Akhtar 2014: 48). Das Erleben der Ohnmacht, Passivität und des Feststeckens
in Deutschland scheint für Herrn F. etwas zu reaktualisieren, was er psychisch frü-
her – vielleicht an demOrt, den er zu verlassen gezwungen war oder auf der Flucht
– erfahren musste. Die reale Immobilisierung regt Erinnerungen von Hilflosigkeit
und Überwältigtwerden an. Die einst mobilisierendeWirkung des hoffnungsspen-
denden Objekts verkehrt sich auf dieseWeise in ihr Gegenteil.Wo sich früher noch
der Ausweg der Flucht bot, herrscht heute nur noch Leere. Dieser Zusammenhang
von Hoffnungslosigkeit und Immobilisierung wird in folgender Interviewsequenz
deutlich:
»Als Kind habe ich immer gesagt bekommen: Europäer […] sind gute Menschen.
Die helfen armen Leuten, die aus Afrika kommen. Diese Vorstellung war mit so
vielen Hoffnungen verbunden, ein besseres Leben zu bekommen. Mit so Hoff-
nungen bin ich nach Deutschland gekommen. Jetzt bin ich fünf Jahre lang wie
behindert in einem Raum. Ich kann nicht arbeiten, obwohl ich gesund bin, Lust
und Motivation zu arbeiten habe. Ich kann nicht lernen, obwohl ich den Willen
habe und ich kann nicht an eine Zukunft denken. Ich existiere nur. Sonst bin ich
nicht am Leben. Ich existiere nur, ich atme. Ich lebe, aber das ist kein Leben. Ein
Mann, der gesund ist, der einen Arbeitswillen hat und arbeiten kann und nicht
darf. Ich habe mein Leben überhaupt nicht so erwartet. Ich bin ein gesunder Kerl,
ein junger Kerl. Ich habe den Willen zu arbeiten, ich habe gesunde Arme und Fü-
ße. JedenMonat kriege ich Geld vom Amt. Ich kriege Cash auf die Hand und jeder
Mensch freut sich, wenn er Geld bekommt, aber ich freue mich nicht, wenn ich
von einem Amt Geld in meine Hand bekomme. Ich freue mich überhaupt nicht.
Wie geht das, dass ich das selber verdienen kann […]? Das ist für meine Moral, für
meinen Kopf nicht gut undmacht mich wie behindert. […] Das ist die größte Stra-
fe, dieman bekommen kann: Einfach zuhause zu sitzen. Ohne nix zumachen, Zeit
zu verlieren.« (Interview mit Herrn F.)
Und auf die Frage, ob es in seinem persönlichen Leben irgendetwas gebe, das ihm
helfe und das für ihn schön sei, antwortete er:
»Im Moment, keiner, nichts macht mich glücklich. […] Innerliche Ruhe hab ich
nicht. Ich habe eine schöne Jacke, T-Shirt, Hose, Schuhe. Kann ich kaufen von dem,
was das Amtmir gibt. Ich kann auch essen, warmes Essen. Ein Dach habe ich auch
über dem Kopf, aber innere Zufriedenheit hab ich nicht. Ich bin durch die Saha-
ra gekommen vom Sudan nach Libyen – und die Sahara ist der gefährlichste Ort –
aber ich habe diese Angst nicht gehabt. Ich habe die ganzeNacht geschlafen. Aber
was ich hier an schlaflosen Nächten verbringe, diese Angst begleitet mich jeden
Tag. Es gibtmancheNächte, in denen ich überhauptmeine Augen nicht zumache,
es gibt viele Nächte. Zu leben ist für einen Mensch mehr als Essen und anderes,
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sondern Hoffnung.Wennman keine Hoffnung hat, ist derMensch verloren. Ohne
Hoffnung zu leben, ist kein Leben.Was istmeineHoffnung? Bleibe ich inDeutsch-
land? Bleibe ich nicht?Was istmeine Zukunft? Gehe ich zurück oder bleibe ich? Ich
bin Luft. Auf demMittelmeer […], da habe ich die Hoffnung gehabt, Europa zu se-
hen und Freude habe ich gehabt, trotz diesem gefährlichen Meer, da kann man
auch sterben. Aber mit dieser Hoffnung bin ich nach Europa gekommen, aber
jetzt ist Deutschland für mich schlimmer als dieses Mittelmeer geworden, weil
ich ohne Hoffnung, ohne Sinn vor dem Auge, einfach nur existiere.« (Ebd.)
Deutlich wird, dass die scheinbar unverdiente finanzielle Sicherheit bei gleichzei-
tiger Verunmöglichung, diese selbst »redlich« verdient zu haben, eine Dynamik in
Gang setzt, die um das Erleben von Abhängigkeit und Scham kreist. So sei es die
»größte Strafe, die man bekommen kann: Einfach zuhause zu sitzen. Ohne nix zu
machen, Zeit zu verlieren«. Anstatt sich in Europa ein gutes Leben selbst verdienen
zu können, wird er mit den Alimenten in die Position eines handlungsunfähigen
Bedürftigen manövriert, die in ihm intensive Gefühle von Immobilisierung auslö-
sen, welche er thematisiert, wenn er sich selbst als »behindert« beschreibt. Eigent-
lich will Herr F. etwas in Deutschland zum Wachsen bringen – so schildert er in
seinem Interview seinen Wunsch, in Deutschland aus eigener Kraft einen Baum
pflanzen zu können– gleichzeitig wird er aber daran gehindert, diesen Wunsch zu
verfolgen. Deutschland erweist sich nicht nur als Objekt seiner Hoffnung, sondern
auch als eine Instanz, die ihn zwar duldet, die ihm aber auch zu verstehen gibt, dass
er nicht gebraucht wird, die ihn nicht als Mitglied anerkennt, sondern als »Flücht-
ling« festschreibt: einer Identität, der er nicht entrinnen kann. Deutlich wird auch,
dass Herr F. an Verhältnissen leidet, die er nicht einsehen und die er nicht in einen
sinnstiftenden Zusammenhang bringen kann. Stehen seine Entbehrungen auf der
Flucht noch im Rahmen der Hoffnung eines guten Lebens in Europa, wird sein Lei-
den in Deutschland buchstäblich sinnlos. Seine Hoffnung schwindet und mit ihr
jegliche, auch psychischeMobilität. Die erfahrene Festgefahrenheit in Deutschland
erzeugt verständlicherweise Aggression, die sich in der Passage ebenfalls andeutet,
wenn Herr F. Begriffe wie »Strafe« oder »behindert« gebraucht, um seine Situation
zu beschreiben.Diese Aggression richtet sich jedoch nur zumTeil gegen das Objekt
(Deutschland), von dem die Repression ausgeht. Denn von diesem Objekt ist Herr
F. im lebensentscheidenden Maße abhängig. Die immobilisierenden Verhältnisse
wirken daher nicht nur von außen auf ihn ein, vielmehr scheinen diese zusätzlich
verinnerlicht zu werden.
Vor dem Hintergrund des Abhängigkeitsverhältnisses, in dem er zu Deutsch-
land steht, kehrt Herr F. einen Teil der Aggression, die sich gegen das Objekt rich-
ten sollte, das ihn in seiner Entwicklung unterdrückt, gegen sich selbst, was seine
prekäre psychische Situation umso auswegloser werden lässt. Der deutsche Staat
als Objekt, das ihn zur Passivität verdammt, lediglich duldet undweitgehend hand-
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lungsunfähig macht, ist gleichzeitig auch die Instanz, an der er psychisch nach wie
vor seine ganzen Hoffnungen knüpft und die er braucht, um am Leben zu bleiben.
Aus einer psychoanalytischen Perspektive lässt sich diese Verinnerlichung auch als
eine Introjektion des Angreifers beschreiben (vgl. Ferenczi 1933). Demnach unter-
nimmt das Subjekt den Versuch, die Bedrohung einer endgültigen Abwendung des
Primärobjekts zu verhindern, indem es sichmit dem Angreifer identifiziert, der als
einzig verfügbares Objekt psychisch mit dem Primärobjekt verwechselt wird (vgl.
Ehlert-Balzer 1996: 299). Entscheidend ist, dass der äußere Aggressor erst durch die
Introjektion unmittelbaren Anschluss an die unbewussten Phantasien und Wün-
sche des Opfers erhält, was dem Ich die Unterscheidung von Außen und Innen,
von eigenen und fremden Anteilen erschwert oder gar verunmöglicht (vgl. ebd.).
In dieser Situation lähmen Herr F. daher auch eigene Anteile, die ihn eigentlich
zur Aktivität antreiben könnten, aber mit zu großer Angst besetzt sind, als dass er
sie für sich nutzen könnte.
Der Fall von Herrn F. zeigt, wie komplex das Erleben von Immobilisierung mit
eigenen Anteilen, Selbstbildern, (frühen) traumatischen Erfahrungen von Verlust
und Zurückweisung, aber auch mit den strukturellen rechtlichen und politischen
Bedingungen in der Ankunftsgesellschaft verschränkt ist. Dabei deuten die Schil-
derungen zur Forschungssituation bereits an, dass auch die Mitarbeitenden der
Geflüchtetenhilfe unter Strukturen arbeiten, die die Versorgung von Geflüchteten
erschweren. Die Frage, wie sich die Arbeit mit Menschen gestaltet, die derart von
Immobilisierung betroffen sind und wie sich diese Situation auf die eigene Rol-
le und das Erleben der »Helfer*innen« auswirkt, soll im nächsten Abschnitt des
Artikels beleuchtet werden.
»Wenn das Existenzielle nicht geklärt ist«. Fokusgruppe mit
Mitarbeiter*innen der Geflüchtetenhilfe
Im Rahmen der Begleitforschung wurden mit den Belegschaften der psychosozia-
len Zentren u.a. Fokusgruppen (vgl. Lamnek 2005; Loos/Schäfer 2001) durchge-
führt. In diesen wurden die Mitarbeitenden – hauptsächlich Sozialarbeiter*innen
und Psycholog*innen, aber auch Verwaltungsangestellte undDolmetscher*innen –
zunächst gebeten, zu einer Falldarstellung aus der Geflüchtetenhilfe als Diskussi-
onsimpuls Stellung zu nehmen. Die Gruppen wurden von zwei Forschenden gelei-
tet, deren Fragen und Interventionen darauf zielten, Narrationen anzuregen und
einen offenen Austausch unter den Teilnehmer*innen zu ermöglichen. Die Dis-
kussionen kreisten u.a. um ihre Beweggründe in der Geflüchtetenhilfe zu arbeiten,
ihr Erleben des Arbeitsfeldes, ihre Handlungskonzepte sowie ihre Belastungen und
Unterstützungsbedarfe.
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In der nachfolgenden Passage werden Ausschnitte aus einer eineinhalbstündi-
gen Fokusgruppe mit zwei Sozialarbeiter*innen, zwei Psycholog*innen und einer
Verwaltungskraft präsentiert. Die erste Passage setzt unmittelbar nach dem Dis-
kussionsimpuls ein, der eine kurze Erzählung einer Mitarbeiterin aufnimmt, in
der sie Schwierigkeiten ihrer Arbeit in einer Erstaufnahmeeinrichtung schildert.
Ebenjene Schwierigkeiten greifen die Diskussionsteilnehmer*innen auf:
A: »Ja, und auch dass viele Geflüchtete hier nicht so viel zu tun haben, auf ihren
Zimmern sitzen und nicht so richtig wasmachen, das erleben wir ständig. […]Wir
haben auch viel mit Leuten zu tun, die Negativbescheide bekommen und dann
Duldungen haben, die über einen kurzen Zeitraum verlängert werden, die keine
Arbeitserlaubnis haben und dann über Jahre hinweg nicht arbeiten und nichts zu
tun haben und in ein totales Loch fallen. […]«
B: »Ja, weil dieMenschen in ihrenHeimatländern Berufe hatten, versuchtmandas
in den Erstaufnahmen eigentlich zu integrieren, aber da werden von gesetzlicher
Seite ganz viele Hindernisse gelegt. Ich erinnere mich an einen Fall, wo sie einen
Menschen hatten, der Friseur war und eigentlich wollten sie das gerne einrichten.
Erst ging es wegen Hygienebestimmungen nicht, dann war der Sicherheitsaspekt
da. Also dass es mit Scheren gefährlich wäre. Sie waren gewillt und wollten auch
die eigene Handlungsautonomie fördern, aber es geht halt nicht, weil das Gesetz
ganz viele Punkte findet, warum es eben nicht möglich ist. Und das löst einfach
eine Frustration aus. […]«
C: »Ich habe das Gefühl, dass viele sich auch wirklich beschäftigen wollen und
dann ausgebremst werden und man muss irgendwie eine Lösung finden, wie die
sich trotzdem beschäftigen. Aber dafür dann die Motivation finden. Wenn man
denen sagt: ›Ja, gehen Sie doch spazieren.‹ Das klingt irgendwie schön, aber wie,
wenn man an allen anderen Stellen so ausgebremst wird? Das ist ein unglaublich
kleiner Spielraum, den man da hat.«
A: »Und dann rüberzubringen, dass die Leute wieder Hoffnung haben, das finde
ich gar nicht so leicht. Besonders, wenn sie einen Negativbescheid haben und gar
nicht wissen, wie lang sie überhaupt hierbleiben können. Dann in ständiger Angst
leben, dass sie wieder zurückmüssen und dazu nicht arbeiten können. Da ist es
nicht einfach was zu finden, dass die wieder Hoffnung haben oder stabil werden,
weil die Rahmenbedingungen dafür gar nicht gegeben sind.«
B: »Da sind die Probleme von außen teils einfach so groß, dass die Person sich gar
nicht fokussieren kann und sagen ›Okay, ich kann mich jetzt hinsetzen, hab den
Kopf wirklich auch FREI, beispielsweise eine andere Sprache zu lernen.‹«
C: »Das sind existenzielle Fragen, worum es dann geht und ich kann das extrem
gut nachvollziehen: Wenn das Existenzielle nicht geklärt ist, dann lerne ich keine
Sprache.« (Fokusgruppe 1)
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Die Teilnehmer*innen beginnen ihre Diskussion mit reger Zustimmung. Sie schil-
dern ihr Erleben, dass Geflüchtete häufig »nicht so richtig wasmachen« und führen
dies allmählich auf strukturelle Bedingungen zurück: Negativbescheide, kurzeDul-
dungen und das Fehlen einer Arbeitserlaubnis. Gleichzeitig wird diese Logik zu-
nächst nicht hinterfragt. Sie akzeptieren die Begründung, es handele sich um fest-
stehende gesetzliche Hindernisse, Hygienebestimmungen und Sicherheitsaspekte
oder, wie eine Teilnehmerin es ausdrückt: »es geht halt nicht, weil das Gesetz dann
ganz viele Punkte findet, warum es eben nicht möglich ist«. Dabei tritt eine deutli-
che Distanz zu den benannten strukturellen Bedingungen hervor, in der die Logik
des Rechts als scheinbar unveränderliche, Zweite Natur erscheint. Die Geflüchte-
ten nehmen sie dadurch wiederholt als »ausgebremst« wahr, verweilen aber auch
hier in einer Distanz (»die«). Gleichzeitig beginnt das Nachdenken darüber, wie
solche Bedingungen auch einschränkend auf die eigene helfende Praxis wirken. Es
sei schwierig, unter diesen Bedingungen motivierend zu sein, eine Lösung zu fin-
den, Hoffnung zu spenden oder die Geflüchteten »trotzdem [zu] beschäftigen«. Es
sei ein »unglaublich kleiner Spielraum«, in dem »ganz einfache Sachen […] nicht so
richtig möglich« sind. Eine der Teilnehmerinnen resümiert in diesem Kontext die
tragische Position der psychosozialen Betreuung angesichts der immobilen Situa-
tion der Geflüchteten: »›Ja, gehen Sie doch spazieren.‹ Das klingt irgendwie schön,
aber wie, wenn man an allen anderen Stellen irgendwie so ausgebremst wird?« Die
»Rahmenbedingungen« und Probleme »von außen« erschwerten, laut den Teilneh-
mer*innen, die Fähigkeit »wieder Hoffnung [zu] haben oder stabil [zu] werden«.
Dies verhindere so mittelbar auch die Integration, denn: »Wenn das Existenzielle
nicht geklärt ist, dann lerne ich keine Sprache.« In diesem letzten Abschnitt tritt
der Wechsel in die Ich-Perspektive und damit eine erste Identifikation mit den
Problemen der Geflüchteten eindrücklich hervor.
Im weiteren Verlauf der Diskussion kommen die Teilnehmer*innen auf ihren
Umgangmit denKlient*innen zu sprechen sowie dasThemaAbgrenzung und Frus-
trationen im Beratungsprozess. Ungefähr zehn Minuten später wendet eine Teil-
nehmerin das Gespräch in eine neue Richtung:
B: »Und man harkt halt auch an gesetzlichen Bestimmungen. […] Einen Fall habe
ich im Kopf von Dir, der vier Jahre in Deutschland ist und alle zwei Wochen sei-
ne Duldung verlängern muss. Wo man denkt, wie kann das sein, dass ein Land
es nicht auf die Reihe bekommt, sich endlich zu entscheiden? Möchte ich diese
Person hier halten oder muss sie halt gehen? Also das ist ein Umgang mit einem
Menschen, der absolut unangebracht ist.«
A: »Und der hat sich auch Jobangebote gesucht und das wurde abgelehnt, dass er
die annehmen kann. Also ihm werden da auch wirklich aktiv-«
B: »Steine in den Weg gelegt. Ich meine, er kann sich nichts suchen. […] Und da-
durch schafft man natürlich von außen eine Grundlage. Wie soll es einem Men-
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schen da gut gehen? Wenn er alle zwei Wochen um seine Existenz bangen muss
und nicht weiß, wie es weitergeht?«
C: »Mmh, ja und wie ist dannmeine Rolle als Helfer da? Also das ist eine unglaub-
lich schwierige Rolle, finde ich.«
A: »Wir hatten da mal mit einem [Supervisor] gesprochen. Da fand ich das Bild
ganz schön, dass wir uns als Begleiter sehen. Also dass man nicht die ganze Situa-
tion ändern kann, aber dass man die Geflüchteten ein Stück weit auf dem Weg
begleiten kann. Und sei es jetzt irgendwie Sterbebegleitung im schlimmsten Fall.
[…] Weil wir hatten auch schon Fälle, die wurden halt einfach nach Italien abge-
schoben. […] Und wir wissen, wie das ausgehen wird, wenn die nach Italien zu-
rückmüssen. Aber das Bild, dass man begleitet, das entlastet mich auch. Also das
finde ich ganz schön.«
C: »Ja, das stimmt, das Begleiten, das beschreibt es echt ganz gut. Also, dass wir
eben nichts an der Situation ändern können, sondern dass wir mit demjenigen
irgendwie versuchen das durchzustehen. Dass wir dem einen Ort geben, wo er
sich darüber auslassen kann, wo er darüber weinen kann und irgendwie seinen
Schmerz ausdrücken kann, wo er aber ein Stück weitWürde zumindest zurückbe-
kommt oder wir ihm zumindest zeigen können, dass wir ihn als Mensch wahrneh-
men – nicht nur als Fall.« (Fokusgruppe 1)
Eine Diskussionsteilnehmerin beschreibt, wie schwer die psychosoziale Arbeit mit
Geflüchteten unter den Bedingungen einer unsicheren Bleibeperspektive sei. Sie
nimmt Bezug auf einen Fall ihrer anwesenden Kollegin, dem »Steine in den Weg
gelegt« und dessen verzweifelte Versuche anzukommen und eine Arbeit zu finden,
damit verunmöglicht wurden. Daraufhin kommt sie erneut auf das in der vorheri-
gen Passage aufgerufene Bild jener Grundlage »von außen« zu sprechen und fragt
sich: »Wie soll es einem Menschen da gut gehen? Wenn er alle zwei Wochen um
seine Existenz bangen muss […].« Eine dritte Teilnehmerin, die vorher nur kurz
zustimmend interveniert hatte, ergreift daraufhin das Wort und bezieht die Frage
auf ihre Rolle als Helfende, um gleich in einemHalbsatz hinterherzuschieben, dass
sie diese auch »unglaublich schwierig« fände. Der Einwand löst wiederum eine Er-
innerung an ein Gespräch mit einem Supervisor aus. Dabei hätten sie ein Bild für
sich gefunden, das sie »schön« fände und ihre Rolle gut beschreibe: das des »Be-
gleiters«. Die Teilnehmerin präzisiert daraufhin diese Rolle eben nicht als eine, die
die »Situation ändern«, aber »ein Stück weit auf dem Weg« mitgehen könne und
kommt unvermittelt zu dem Punkt, dass dies ja »irgendwie Sterbebegleitung« sei.
Daraufhin erzählen sie in wechselnden Rollen von kurzfristigen Abschiebungen,
den sich daraus ergebenden Beziehungsabbrüchen und eine Sprecherin mutmaßt:
»wir wissen, wie das ausgehen wird«. In dieser Szene entsteht ein irritierendes
Missverhältnis zwischen dem bedrückenden Bild der Sterbebegleitung, dessen Im-
plikationen – dass man es bei Geflüchteten eigentlich mit hoffnungslosen Fällen
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zu tun habe – und der wiederholten Betonung der Schönheit des Bildes. Dabei kul-
miniert die Tragik der Unmöglichkeit psychosozialer Geflüchtetenhilfe unter den
herrschenden gesellschaftlichen Bedingungen, in dem hilflosen Versuch dies in ein
eigenes Rollenverständnis zu integrieren, der in seiner Resignation Bände spricht.
Gleichzeitig wird dieses tiefe Tal von einer anderen Diskussionsteilnehmerin in ei-
nem weiteren Bild aufgehoben, indem sie eben die psychosoziale Praxis als einen
»Ort« beschreibt. Einen Ort, der es trotz struktureller Immobilisierung erlaubt,
sich psychisch ins Verhältnis zu setzen, die Klient*innen »als Mensch […] – nicht
nur als Fall« wahrzunehmen.
Das weitere Gespräch handelt auf der manifesten Ebene von Kostenübernah-
men für Dolmetscher*innen, der Finanzierung von Therapien, den hohen Erwar-
tungen an ihre Arbeit, dem öffentlichen Druck, Schwierigkeiten in der Therapiesi-
tuation, welche Entfernungen in der Arbeit zurückzulegen sind und mit welchen
Belastungen sie hinsichtlich Kapazitäten und Zeitmanagement zu kämpfen haben.
An dieser Stelle beginnt eine Diskussionsteilnehmerin diesen Rahmenmit ihrer ei-
genen Arbeits- und Vertragsbedingungen in Verbindung zu bringen und eröffnet
damit eine Parallele zur Situation der Geflüchteten, die in der unsicheren Situa-
tion darüber besteht, »wie es überhaupt weitergeht« (Fokusgruppe 1). Die Spre-
cherin stellt sich die Frage »[…B]ringe ich mich jetzt wirklich voll rein oder ist das
doch verschwendete Energie?« (ebd.) und schließt damit gedanklich an die – ei-
ne halbe Stunde vorher über die Geflüchteten getätigte – Beschreibung an: »Wenn
das Existenzielle nicht geklärt ist, dann lerne ich keine Sprache.« (Ebd.) Für die
Diskutant*innen konstituiert sich die Unsicherheit aus dem Umstand, dass ihr
ohnehin kurzer Vertrag bald auslaufe und sie bisher nicht wüssten, ob sie in we-
nigenWochen überhaupt noch weiter angestellt seien. Die Immobilisierung der in
der Geflüchtetenhilfe Tätigen vollzieht sich dabei mindestens auf doppeltem We-
ge: Einerseits müssen durch rechtliche Beschränkungen der Geflüchteten deutli-
che Einschränkungen der psychosozialen Beratungspraxis hingenommen werden,
bis hin zur ständigen Bedrohung der therapeutischen oder beraterischen Bezie-
hung durch Transfer oder Abschiebung. Gleichzeitig sind die Arbeits- und Ver-
tragsbedingungen im Feld der Geflüchtetenhilfe derart prekär, dass eine Situation
zu entstehen scheint, die im Erleben der Mitarbeitenden eine Ähnlichkeit zur exis-
tentiellen Bedrohung der Geflüchteten herstellt. Diese auf der Ebene des Erlebens
rekonstruierbare Parallelität zwischen der Situation der Mitarbeitenden und der
ihrer Klient*innen ist für die psychosoziale Arbeit mit Geflüchteten deswegen von
hoher Bedeutung, weil sie die für projektive Mechanismen notwendige assoziati-
ve Ähnlichkeit beider Seiten konstituiert. So fällt es schwerer, zwischen eigenen
Anteilen und den Bedürfnissen und Belastungen des Gegenübers zu unterschei-
den sowie ein produktives Verhältnis von Nähe und Distanz gegenüber den Kli-
ent*innen aufzubauen, welches unabdingbar ist, um die Affekte in der gemeinsa-
men (Trauer-)Arbeit halten zu können. Um dennoch in dieser prekären Situation
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die psychosoziale Versorgung von Geflüchteten gewährleisten zu können, scheint
ein reflektiertes berufliches Rollenverständnis unerlässlich, welches um die eige-
nen Belastungen und Grenzen weiß und diese in die eigene professionelle Rolle zu
integrieren vermag. Die Auseinandersetzung mit psychoanalytischen Konzepten
könnte hier einen wertvollen Beitrag leisten und die Erkenntnis der eigenen Posi-
tion erleichtern. Es sind gerade diese Formen der Selbstreflexion und -erfahrung,
die die Bedingung der Möglichkeit schaffen, individuelles Leid in allgemeines Un-
recht zu verwandeln und damit auch die bescheidene Aufgabe umreißen, die Freud
der Psychoanalyse zuwies (vgl. Freud 1985).
Immobilisierung, Trauma, Warten, Hoffnung: einige
weiterführende Gedanken
In Kafkas Parabel Vor dem Gesetz (1915/1976) harrte der Mann, dem der Zutritt zum
Gesetz untersagt wurde, in der Hoffnung, doch noch Einlass zu erhalten, im lim-
bischen Vorraum aus. Kurz vor seinem Tod fragt er den Türhüter, warum niemand
außer ihm jemals Einlass verlangt habe. Der Türhüter antwortet: »Hier konnte nie-
mand sonst Einlaß erhalten, denn dieser Eingang war nur für dich bestimmt. Ich
gehe jetzt und schließe ihn.« (ebd.: 121)
Mit diesem rätselhaften Ende der Erzählung beschreibt Kafka am Ende das Tor
und den Türhüter als eine individuelle Wunde. Nicht umsonst verwies Theodor
W. Adorno in seinen Aufzeichnungen zu Kafka (1953/1977) auf dessen tiefe Verwandt-
schaft mit Freud. Im Unterschied zu jenem, suche Kafka jedoch nicht die Neurose
zu heilen, sondern ihr Erkenntnis abzuringen: »[D]ie Wunden, welche die Gesell-
schaft den Einzelnen einbrennt, werden von diesem [Franz Kafka] als Chiffren der
gesellschaftlichen Unwahrheit, als Negativ der Wahrheit gelesen.« (Ebd.: 262)
Hier entspringt unser Fokus auf die individuellen psychischen Dynamiken, das
Leid, die Gefühle von Stillstand, Feststecken im Limbus und Gefangensein sowie
unser Interesse, in diesen Dynamiken die gesellschaftlichen Bedingungen und die
Praktiken der Immobilisierung zu untersuchen.
Situationen, in denen –wie in Erstaufnahmeeinrichtungen – Immobilisierung
erfahren wird, können auch deswegen psychisch so destruktiv wirksam werden,
weil sie auf ontogenetisch, d.h. in der Entwicklung des Individuums, frühe Er-
fahrungen von Abhängigkeit und des Warten-Müssens rekurrieren. So beschrei-
ben Geflüchtete nach dem Ankommen in Europa häufig »quälende zukunfts- und
bewegungslose Stillstandsgefühle« (Gutwinski-Jeggle 1992: 191), die einerseits auf
ihrer realen rechtlichen Lage beruhen, psychisch aber auch bei depressiven und
Traumafolgeerkrankungen virulent werden können. Dieses Immobilisierungserle-
ben wird häufig in einer raumzeitlichen Bildersprache des ewigen Wartens, des
Stillstands, oder Festgehalten-Werdens gefasst. Das primäre Raum- und Zeiterle-
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ben wird nicht zufällig in frühen Phasen der menschlichen Entwicklung erlernt,
nämlich dann, wenn der Säugling in absoluter Abhängigkeit zu seiner nächsten
Bezugsperson steht (vgl. ebd.: 187f.). Die erste erlebte Zeit ist eine Dauer und ein
Abstand, der gap zwischen Bedürfnis und Befriedigung (vgl. Chasseguet-Smirgel
1989), und durch die Immobilisierung des Säuglings bzw. seine Abhängigkeit zum
Primärobjekt sowie das Unvermögen eigene Bedürfnisse selbsttätig befriedigen zu
können bedingt. Ist die Erfahrung der Bedürfnisbefriedigung verlässlich, entsteht
das sogenannte Urvertrauen.Dieses Urvertrauen bildet die Basis für die »Hoffnung
auf eine neuerliche Befriedigung« (Gutwinski-Jeggle 1992: 188).
Nach schweren traumatischen Erfahrungen kommt es hingegen zu einem
Verlust des »Weltvertrauens«, wie Jean Améry eindrücklich beschrieb (vgl. Améry
1977).5 Diese Formulierung trifft sehr genau, wie ein bestimmtes Verhältnis zur
Welt zu Bruch geht, indem in einer Phase völliger Ohnmacht und Abhängigkeit
das Gegenüber zum Folterer, Verfolger und Mörder wird und keine Hilfe erfolgt.
Traumatische Erfahrungen rütteln an erlernten basalen Beziehungen, sie ziehen
das Fundament des kindlichen Urvertrauens in Zweifel. Diese Wunden reichen
teilweise so tief, dass sie das Raum- und Zeiterleben selbst beeinflussen.6 Dieser
Zusammenhang wurde zunächst in Pionierarbeiten mit Überlebenden der Shoah
beschrieben (vgl. bspw. Niederland 1968, 1961; Hoppe 1962; Niederland 1961).
Schwer traumatisierte Patient*innen weisen häufig eine tiefgreifende Erosion der
Raum-, Zeit- und Erinnerungsstruktur auf, berichten von einem eingefrorenen
Zeitgefühl, dem Gefühl des ewigen Wartens, des Stillstands, dass ihre innere Uhr
mit dem Datum der Traumatisierung stehen geblieben sei, dem Leben in einer an-
deren Zeit. Dieser Verlust betrifft das Gefühl für die individuelle Entwicklung und
Lebenszeit, insbesondere die eigene Zukunft (vgl. Bohleber 2017; Grubrich-Simitis
1979). Erzählungen, die wir aus der Arbeit mit Geflüchteten und ihrer Situation
nach der Ankunft in Europa und Deutschland kennen, offenbaren eine drastische
Ähnlichkeit zu ebenjenen Erlebnisweisen mit Extremtraumatisierten.
Im vorliegenden Aufsatz wurden anhand von Erfahrungen aus einem For-
schungsprojekt zur psychosozialen Betreuung von Geflüchteten die Praktiken
der Immobilisierung und ihre psychischen Auswirkungen untersucht. Migration
und Flucht sind psychosoziale Prozesse, die mit der Hoffnung auf ein besseres
Leben verbunden sind. Gleichzeitig aber bedeutet Flucht die Erfahrung von Tren-
nung, Verlust und Gewalt. Diese Erfahrungen enden nicht mit der Ankunft in
der aufnehmenden Gesellschaft. Im Gegenteil, oftmals werden Hoffnungen –
wie bei Herrn F. – bitter enttäuscht, und der rastlosen Aktivität auf der Flucht
5 Für diesen lehrreichen Hinweis sind wir Kurt Grünberg zu Dank verpflichtet.
6 Gutwinski-Jeggle (1992) beschreibt wie sehr früheDeprivationstraumata das Zeiterleben von
Anfang an beeinflussen können und so zu sehr tiefen Störungen führen können.
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folgt eine Situation der Ohnmacht, des zeit- und sinnlosen Wartens, die zu
schwerwiegenden psychischen Belastungen führen kann.
In einer Gruppendiskussion mit Sozialarbeiter*innen, Psycholog*innen und
Therapeut*innen erhielten wir Einblicke in die Reflexions- und Identifikationspro-
zesse von in der Geflüchtetenhilfe Tätigen. Diese erfahren ähnliche (innere) Kon-
flikte der Immobilisierung, wie ebenjene Klient*innen, die sie in ihrer Arbeit be-
gleiten und beraten. Im Falle der psychosozialen Mitarbeiter*innen entfaltet sich
dieser Immobilisierungskonflikt zwischen einer Logik des Rechts und einer Logik
des Helfens, die sich gegenseitig auszuschließen scheinen. Darüber hinaus bieten
die unsicheren Arbeitsbedingungen und der begrenzte Handlungsspielraum An-
lass für teils problematische Identifikationsprozesse.
Zum Ende wollen wir auf die Metapher des Ortes aus der Fokusgruppe zurück-
kommen und damit auf die Kehrseite des Stillstands. Eine Mitarbeiterin in der Ge-
flüchtetenhilfe beschrieb die psychosoziale Betreuung als einen Ort des Rückzugs,
einen Ort sich zu öffnen und den eigenen Schmerz zuzulassen, um der Trauer und
dadurch auch der Würde Raum zu geben. Dieser Ort der psychosozialen Arbeit er-
möglicht das Innehalten und damit ein grundsätzlich anderes Element der Immo-
bilisierung: Dieses temporäre Anhalten der ständigen Bewegung und des ständi-
genWeitergetrieben-Werdens findet in gelungener psychosozialer Betreuung statt.
Damit schafft das sich widersetzende Moment der Ruhe einen Raum des Aufhor-
chens, des Zuhörens und bildet den möglichen Ausgangspunkt für Reflexion.
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Interviews
Interview mit Herrn F. am 20.11.2018, Dauer: 00:49:06.
Fokusgruppe 1 mit Mitarbeiter*innen der Psychosozialen Zentren für Geflüchtete
in Hessen am 05.11.2018, Dauer: 01:37:17.

Perspektiven von Refugees auf Alltag und
Widerständigkeit in Aufnahmeeinrichtungen
Annäherungen an ein Dispositiv der Lager II
Simon Goebel
Zusammenfassung
Dieser Beitrag stellt die Perspektiven von fünfRefugees ins Zentrum,die Erfahrun-
gen mit dem Leben in Lagern gemacht haben. Im Versuch, ihre Stimmen hörbar
zu machen, unterstützt er ihre Kämpfe für bessere Lebensbedingungen und ge-
gen das repressive Asylregime. Die Auseinandersetzung erfolgt entlang der von
den Refugees als besonders bedeutsam hervorgehobenen Alltagsbezüge wie Er-
nährung, Gesundheit, Rechte und Angst vor Abschiebungen. Die widerständigen
Praktiken bzw. Agency der Refugees wurden analytisch in drei Ebenen unterteilt.
So wurden Praktiken auf einer individuellen Ebene sichtbar, auf einer gemein-
schaftlichen Ebene innerhalb der Lagergrenzen, sowie auf einer gemeinschaftli-
chen Ebene, die über die Lagergrenzen hinausweist. Im Kontext der letztgenann-
ten Ebene werden u.a. öffentliche Artikulationen und Auseinandersetzungenmit
Medienvertreter*innen diskutiert. Deutlich wurde, dass die durch das Lager in-
tendierte Immobilität von Refugees in vielfältiger Weise durch Selbstmobilisie-
rungen konterkariert wird. Das Lager wird zu einem Schauplatz der Kämpfe der




This article focuses on the perspectives of five refugees who have experienced life
in camps. In an attempt to make their voices heard, it supports their struggles for
better living conditions and against the repressive asylum regime. The debate ta-
kes place around the references to everyday life that have been highlighted by the
refugees as being particularly significant, such as nutrition, health, rights and fear
of deportation. The refugeesʼ resistant practices or agency were analytically divi-
ded into three levels. This identified practices on an individual level, on a commu-
nal level within camp boundaries, and on a communal level going beyond camp
boundaries. In the context of the latter, this article discusses public articulations
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and debates with media representatives. It became clear that the immobility of
refugees, as intended by the camp, is counteracted inmanyways by self-mobilisa-
tions. The camp turns into a setting for migration fights for rights, for recognition,
for dignity and against racism and dehumanisation.
Refugee Voices als Teil eines Dispositivs der Lager
»The fear of police and discharge has be-
come the distinctive feature of our days in
Europe, the ›promised land.‹ We live an il-
legal life, which we did not think before
that we, as human beings could be illegal.
We live in assembly camps, as we were in
the chicken coop, the foxes of the enforced
deportation hunt us one by one.« (Executi-
ve Committee of Sudanese Refugees 2019:
190f.)
Dieser Beitrag beleuchtet zum einen die Lebensrealitäten vonRefugees1 in Lagern2,
insbesondere in Ankerzentren, um zu untersuchen, wie sich die rechtlichen Rege-
lungen und die medialen Diskurse im Alltag der Lagerinsassenmaterialisieren und
zum anderen, welche Auseinandersetzungen in Form von widerständigen Prakti-
ken von Seiten der Refugees sie zeitigen. Der Beitrag ist der zweite Teil meiner
kulturanthropologischen Annäherung an ein Dispositiv der Lager. Er schließt an
eine Untersuchung zum Zusammenhang zwischen Medienberichterstattung über
Ankerzentren und einschlägigen asylrechtlichen Änderungen an (vgl. Goebel 2019).
Diese Untersuchung legt nahe, dass Berichterstattung und Asylrechtsänderungen
in einem sich gegenseitig bedingenden Verhältnis stehen: Die meist auf eine ne-
gative Kontextualisierung der Lagerinsassen ausgerichtete Berichterstattung kann
der Legitimation von Asylrechtsverschärfungen bezüglich der Unterbringung in
1 Da dieser Beitrag nicht die Flucht, sondern das Schutzsuchen fokussiert, werden Personen,
die in Aufnahmeeinrichtungen untergebracht sind oderwurden, alsRefugees bezeichnet (vgl.
Stefanowitsch 2012). Andere Bezeichnungen wie Asylbewerber*in oder Flüchtling verwende
ich, wenn es um die rechtliche Kategorie des Aufenthaltsstatus geht.
2 René Kreichauf zeigt, dass die unterschiedliche Benennung von Lagern von unterschiedli-
chen diskursiven Kontexten und Interessen abhängt (vgl. Kreichauf 2018: 2f.). In Anlehnung
an Kreichauf verwende ich den Begriff Lager (engl. [refugee] camp), wenn ich auf generel-
le Charakteristiken wie Exklusion insistiere. Wenn es aber um die formalen Spezifika eines
Lager-Konzepts geht, dann orientiere ich mich am jeweiligen politischen oder rechtlichen
Begriff wie beispielsweise Ankerzentrum oder Aufnahmeeinrichtung.
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Lagern dienen. Damit wurden zwei Elemente des Lagerdispositivs erforscht, die
hier um zwei Elemente erweitert werden – um den imaginierten und materiali-
sierten Lageralltag und um widerständige Praktiken.
Sowohl der Alltag, der in den Lagern weitgehend vorstrukturiert ist, als auch
die Kämpfe der Migration3 (vgl. Ataç et al. 2015) sind von diversen und ambivalenten
Praktiken und Wahrnehmungen unterschiedlicher Akteur*innen gekennzeichnet.
Diese Praktiken theoretisiere ich in diesem Beitrag mit einem Mobilitätskonzept
nach Holert und Terkessidis. Die Autoren grenzen ihr analytisches von einem nor-
mativen Mobilitätskonzept ab:
»Die Normativität der Mobilität schafft eigene Hierarchien, die von den Mobili-
tätseliten der hochqualifizierten und hochbezahltenManager undWissenschaft-
ler bis zu den zwangsmobilisierten Bewohnerinnen und Bewohnern von Flücht-
lingslagern reichen.« (Holert/Terkessidis 2005: 101)
Statt diese Hierarchien zu reproduzieren gehe es um die Sichtbarmachung der
»Widersprüche von Mobilität und Immobilität« (ebd.) sowie darum »zu zeigen,
wie die in diesen Räumen zirkulierenden Subjekte kriminalisiert, prekarisiert,
marginalisiert oder einfach abgeschrieben werden; aber auch: welche Formen von
Autonomie und Selbstorganisation sich hier beobachten lassen […]« (Holert/Ter-
kessidis 2005: 101f.). Die Autoren konzeptualisieren Mobilität und Immobilität
als Zustände, die über verschiedene Mobilisierungs- und Immobilisierungsprak-
tiken hergestellt und verändert werden. Damit werden neben der Perspektive
auf die jeweiligen Zustände, mit denen sich die Lagerinsassen konfrontiert
sehen, auch die Ursachen und die Konsequenzen dieser Zustände analytisch
einbezogen – beispielsweise immobilisierende Regierungspraktiken und mobili-
sierende widerständige Praktiken der Refugees. Der Beitrag fokussiert damit das
Spannungsverhältnis zwischen erzwungener »Immobilisierung von Geflüchteten
durch das Asylsystem« (Etzold 2019: 47; vgl. bspw. Jefferson/Turner/Jensen 2019;
Kreichauf 2018; Christ/Meininghaus/Röing 2017) sowie selbstermächtigenden
»widerständige[n] Praktiken und Mobilitätsstrategien« (Etzold 2019: 47; vgl. bspw.
Borri/Fontanari 2015) von Refugees. Eine solche Perspektive, so Benjamin Et-
zold, könne dazu beitragen, die alltäglichen Erfahrungen und Vorstellungen von
Refugees hörbarer zu machen (vgl. Etzold 2019: 51).
Mit diesem Beitrag involviere ich mich zudem in die Kämpfe der Migration
(vgl. Riedner 2018: 60f.), indem ich bewusst jene Stimmen verstärke, die im öffent-
lichenDiskurs unterrepräsentiert und nur selten hörbar sind (vgl. Díez Bosch/Micó
Sanz/Sabaté Gauxachs 2019: 131). Während in der medialen Berichterstattung über
3 Ataç et al. verstehen unter Kämpfen der Migration widerständige Praktiken gegen restrikti-
ve Migrations- und Grenzregime – insbesondere mit dem Ziel »selbstbestimmte Mobilität
durchzusetzen« (2015: 1).
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Ankerzentren Polizeiberichte, Repräsentant*innen von Behörden, Mitarbeiter*in-
nen der zuständigen Institutionen und in manchen Fällen auch Mitarbeiter*innen
vonWohlfahrtsverbänden oder Aktivist*innen von Flüchtlingsräten zitiert werden,
sind Stimmen von Refugees die Ausnahme (vgl. Goebel 2019). Dieser Mangel an
Einbezug der Perspektiven derer, über die gesprochen wird, reproduziert ein un-
gleiches Machtverhältnis in Form einer einseitigen Wissensproduktion. Der Ein-
bezug von Refugee Voices kann ein Korrektiv dieser Wissensproduktion darstellen
und dazu beitragen, emanzipatorische Prozesse zu unterstützen. Im Sinne gegen-
wärtiger Ansätze aus der kritischen Migrationsforschung – Autonomie der Migration
(vgl. Bojadžijev/Karakayalı 2010), Migrantisierung der Gesellschaftsforschung (vgl. Bo-
jadžijev/Römhild 2014) bzw. de-migranticization (Dahinden 2016), Postmigration (vgl.
Foroutan 2019) – beteilige ich mich nicht an der Produktion vermeintlich objek-
tiven Wissens über »die Anderen« und vermeide dadurch die Reproduktion einer
essentialistischen Differenz zwischen den imaginierten »Anderen« und dem ima-
ginierten »Eigenen«. Stattdessen verstehe ichMigration als konstitutiven Bestand-
teil von Gesellschaft. Dem stehen jedoch Migrations- und Asylregime gegenüber,
die durch Hierarchisierung, Kategorisierung und Stereotypisierung »die Anderen«
als zu steuernde Masse entsubjektivieren und diejenigen, denen keine ökonomi-
sche Verwertbarkeit zugeschrieben wird, zwischen restriktiven Sonderrechten zer-
reiben. Legitimationsgrundlage solcher Migrationsregime sind rassistisch grun-
dierte Diskurse, die gerade dadurch funktionieren, dass sie diejenigen überhören
und ignorieren, die den restriktiven und repressiven Praktiken des Migrationsre-
gimes ausgeliefert sind. Diese »Anderen« bleiben dadurch eine anonyme, gesichts-
lose Projektionsfläche für Ängste, Sorgen oder Hass. Aktuelle deutschsprachige
Studien zu Lagern, die zentrale Bestandteile von Asylregimen sind, sind unmiss-
verständlich in ihrer Bewertung: Lager separieren, stigmatisieren, demütigen und
exkludieren Menschen. Sie machen krank, depressiv und sie verursachen Konflik-
te (vgl. u.a. Christ/Meininghaus/Röing 2017; Pieper 2013, Täubig 2009). Von Seiten
der Sozialarbeitswissenschaft wird daher eine »dezentrale Unterbringung« (Initia-
tive Hochschullehrender zu Sozialer Arbeit in Gemeinschaftsunterkünften 2016: 4)
gefordert.
Die Etablierung des Lagersystems für Asylsuchende in Deutschland in den
1970er und 1980er Jahren war als Abschreckungsmaßnahme intendiert (vgl. Ka-
praun 2002) und so fungieren sie bis heute: Kreichauf schreibt, dass »[t]he con-
centration of large numbers of refugees in one place is a result of the increasing
attempts of the EU and nation states to regulate and reduce the number of refugees
arriving«. (Kreichauf 2018: 1)
Für diesen Beitrag wurden fünf qualitative problemzentrierte Interviews (vgl.
Lamnek 2010: 332f.) mit Refugees durchgeführt, die in Lagern leben oder gelebt
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haben.4 Ihre Erfahrungen der Lagerunterbringung haben sie in vier Aufnahmeein-
richtungen in Bayern und in einer Aufnahmeeinrichtung in Baden-Württemberg
gemacht. Die Auswahl der Interviewpartner*innen erfolgte explorativ und ent-
lang heuristischer Überlegungen, wonach bevorzugt ein heterogenes Sample aus-
gewählt werden sollte. Dabei sollten weniger die gängigen Kategorien Herkunfts-
land, Geschlecht und Alter ausschlaggebend sein, sondern »inhaltliche Merkmale«
(El-Mafaalani/Waleciak/Weitzel 2016: 87). Mit Blick auf die Forschungsfrage soll-
ten die Interviewpartner*innen unterschiedliche Erfahrungenmit dem Lageralltag
und mit widerständigen Praktiken gemacht haben.
Die transkribierten Interviews wurden induktiv codiert und problemzentriert
ausgewertet, d.h. dass die Analyse (zum Schutz der Interviewpartner*innen) nicht
die Fälle darstellt, sondern entlang der Erzählungen der Interviewpartner*innen
die inhaltlichen Auseinandersetzungen diskutiert.
Analysen
Die Aussagen der Intervierpartner*innen5 werden thematisch systematisiert, be-
ginnend mit einer Beschreibung des Alltags der Interviewpartner*innen während
ihrer Unterbringung in Aufnahmeeinrichtungen. Ein zweiter Schwerpunkt liegt
auf der Agency – also selbstbestimmten bzw. eigensinnigen Praktiken – der In-
terviewpartner*innen, da sich vier der fünf für ihre eigenen Belange und die ihrer
befreundeten Mitinsassen einsetzten. Sie haben dabei auch Erfahrungen mit Jour-
nalist*innen und Berichterstattung über sie als Personen oder über Ereignisse und
Strukturen, die sie betrafen oder betreffen, gemacht.
Alltag in Aufnahmeeinrichtungen
Routinen
Die alltäglichen Routinen in einer Aufnahmeeinrichtung beschreibt Tayo als sehr
eintönig: »Sleep,wake up, go to the canteen, eat, go back, sleep, that is just it […] for
4 Ich danke allen Interviewpartner*innen und Kontaktpersonen sehr für ihre Zeit und ihr
Engagement. Die Interviewpartner*innen wurden über unterschiedliche Kontaktpersonen
gewonnen. Zudem gilt mein Dank dem Zentrum für Forschungsförderung (ZFF) der Ka-
tholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt, das das Forschungsprojekt über die proFOR+-
Förderung unterstützt hat.
5 Alle Interviewpartner*innen sind in westafrikanischen Ländern geboren. Die Namen der In-
terviewpartner*innen sind anonymisiert. Sämtliche Daten, wie das Jahr der Einreise nach
Deutschland oder wann die Personen in Aufnahmeeinrichtungen leben oder gelebt haben,
bleiben sicherheitshalber unerwähnt. Lediglich das Geschlecht der Interviewpartner*innen
ist durch die verwendeten Pseudonyme erkennbar.
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years, and nothing more.« (Interview mit Tayo) Ähnlich beschreiben es alle Inter-
viewpartner*innen. Diese Routinen, die besonders durch die Öffnungszeiten der
Essensausgabe vorgegeben sind, zeichnen sich durch Leerstellen aus, die zu Lange-
weile und Frustration führen, sofern sie nicht sinngebend gefüllt werden können.
Das Verbot, sich außerhalb der Stadt oder des Landkreises aufzuhalten (räum-
liche Beschränkung), Ausbildungs- und Arbeitsverbote und fehlender Zugang zu
Deutschkursen schränken die Möglichkeiten, den Alltag selbstbestimmt zu gestal-
ten, massiv ein. Gleichwohl fanden einige Interviewpartner*innen Möglichkeiten,
etwas zu tun. Die meisten berichten von lagerinternen Arbeitsgelegenheiten, den
sogenannten »Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen«. Für das Sauberhalten des La-
gers und das Putzen von Toiletten erhalten sie 80 Cent pro Stunde. Wer allerdings
dazu verpflichtet wird und dem nicht nachkommt, dem drohen Kürzungen seiner
Asylbewerberleistungen. Lamin organisierte zudem Sportaktivitäten mit anderen
Bewohner*innen »just to make people not to be bored« (Interview mit Lamin).
Ernährung
Allgemeine Unzufriedenheit, wie sie aus Langeweile resultieren kann, ist ebenso
eine Folge des bereitgestellten Essens als Teil der Sachleistungen, die die Bewoh-
ner*innen erhalten. William erzählt von verschimmeltem Brot, verschimmelten
Orangen und saurer Milch. Er sagt, das Essen würde man »not even give someone
that is a human being« (Interview mit William) und Tayo bestätigt, dass »the food
there is nothing to eat« (Interview mit Tayo). Daher, so Lamin, sei es gang und gä-
be, dass die Leute – sofern sie es sich noch leisten könnten – außerhalb des Lagers
Essen kaufen (vgl. Interview mit Lamin).
Gesundheit und Hygiene
DieGesundheit der Geflüchteten in Aufnahmeeinrichtungenwird durch zahlreiche
Faktoren gefährdet. Laminmacht auf diverse Hygienemängel aufmerksam und be-
schreibt die gesundheitsgefährdenden Konsequenzen der Unterbringung von acht
Personen in einem Raum:
»We are living close to somebody, who is suffering from TB, tuberculosis and
during that time, you know, we are diagnosed at the hospital […], that we have
to go for testing to find out if we are not affected. […] Tuberculosis […] can spread
at any time and then youmix that person along with people who are very healthy
and strong, then this is not conducive.« (Ebd.)
Massenunterkünfte wie Aufnahmeeinrichtungen (und auch Gemeinschaftsun-
terkünfte) sind für Asylbewerber*innen und Personen mit Duldung vorgesehen.
Sie erhalten Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, das eine einge-
schränkte medizinische Versorgung vorsieht. William beschreibt seine Erfahrung
so: »In camp they don’t give us proper treatment. When we are sick, the mes-
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sage they will tell you [is]: ›Drink enough water.‹« (Interview mit William) Im
Zuge der Corona-Pandemie wurden einmal mehr die gesundheitlichen Zustände
in den Aufnahmeeinrichtungen kritisch in Augenschein genommen. In einem
Dossier des Mediendienstes Integration werden die Gesundheitswissenschaftler
Oliver Razum und Kayvan Bozorgmehr zitiert, die das Offensichtliche klarstellen:
»Je mehr Asylbewerberinnen und Asylbewerber in großen Gemeinschaftsunter-
künften und Anker-Zentren untergebracht werden, desto menschenunwürdiger
und gesundheitsschädlicher werden die Lebensbedingungen.« (Mediendienst
Integration 2020)
Beratungsangebote und Soziale Arbeit
Besonders brisant ist die Darstellung der Beratungsangebote in den Lagern
durch die Interviewpartner*innen. Die sozialarbeiterische Beratung wird von
unterschiedlichen sozialen Trägern wie AWO, Caritas und Diakonie innerhalb der
Aufnahmeeinrichtungen angeboten.6 Bukola, die insgesamt eher wenig Kenntnis
von den Strukturen und Institutionen in der Aufnahmeeinrichtung zeigte, weiß
nicht, welche Beratungsangebote von welchen Trägern mit welcher Intention vor
Ort sind.Neben ihrem fehlenden Interesse dafür deutet dies auf eine unzureichen-
de Abgrenzung der sozialarbeiterischen Beratung von den Beratungsangeboten
der Behörden (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), Ausländerbe-
hörde, Agentur für Arbeit) hin. Dafür gibt es weitere Hinweise. Aleeke sieht die
Unterstützungsmöglichkeiten der Sozialen Arbeit im Lager eingeschränkt:
»The social workers firstly were the ones given advice to people. Regarding the
law, regarding their rights, from some points because they have also their limits.
Even if they say they are the no-government workers, they were still working
from the government. So the way they [were] taking their reports and giving you
advice in law. So when you receive a letter, you go to the translation, they tell
you, you have to do this and you have to do that.« (Interview mit Aleeke)
Darüber hinaus kritisiert Tayo die Zusammenarbeit eines sozialen Trägersmit dem
BAMF und der Polizei im Zuge von Abschiebungen: »The Caritas secretly call the
police« (Interview mit Tayo), was dazu führe, dass »the people don’t go [to] them
because they are scared, they are not safe [from] them« (ebd.). Einen anderen Trä-
ger in derselben Aufnahmeeinrichtung findet Tayo besser, weil er nicht mit dem
BAMF zusammenarbeite, gleichwohl sei auch der nicht in der Lage »[to] change
anything« (ebd.). Durch die Aussagen von William wird deutlich, worauf die Pro-
blematik der Sozialen Arbeit in den Lagern beruht:
6 Die sozialarbeiterische Beratung von Geflüchteten heißt in Bayern seit 2018 Flüchtlings- und
Integrationsberatung (FiB) und beruht auf der Beratungs- und Integrationsrichtlinie (BIR) vom
16.11.2017.
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»Every social workers in that camp obey, they don’t break the rule […] they will
read the law that is guiding the camp for you. And that is what she will follow.
[…] So all of them there work together, there is no office that works different, all
offices in Ankerzentrum they work together. […] they don’t work with the refugee,
they work on their own with the camp.« (Interview mit William)
Die Rechtslage wird hier als zentrales Problem dargestellt, das die Lebensbedin-
gungen im Lager bestimmt. Sollen die Lebensbedingungen verändert werden,
bedürfe es demnach einer Abweichung von den rechtlichen Regelungen. Solange
sich die Sozialarbeiter*innen an die rechtlichen Regelungen hielten, könnten sie
an den Lebensbedingungen – insbesondere an der von Interviewpartner*innen
häufig angeführten Angst vor Abschiebungen –nichts ändern. VonWilliamwerden
die Wohlfahrtsverbände demnach als Teil des restriktiven Systems wahrgenom-
men. Damit wird exakt jenes Spannungsfeld offensichtlich, das in der Sozialen
Arbeit unter dem Begriff »Tripelmandat« diskutiert wird. Sozialarbeiter*innen
haben sich an verschiedenen Bezugsrahmen und Interessen zu orientieren (Po-
litik/Recht/Geldgeber, Klientel, Profession), die – wie in diesem Fall – völlig
konträr zueinander stehen (vgl. Staub-Bernasconi 2007). Die Mitwirkung an einer
Abschiebung durch eine*n Sozialarbeiter*in, wie sie Tayo beschreibt, widerspricht
der sozialarbeiterischen Berufsethik. Die Berufsethik der Sozialen Arbeit be-
inhaltet das Recht auf Selbstbestimmung und soll »die körperliche, psychische,
emotionale und spirituelle Integrität und das Wohlergehen einer jeden Person
wahren und verteidigen« (Deutscher Berufsverband für Soziale Arbeit e.V. 2017: 3).
Damit »[verstoßen] Abschiebungen […] von Natur aus gegen das Verständnis der
Profession der Sozialen Arbeit« (ebd.: 4).7
(Grund-)Rechte und Gesetze
Wenn die Interviewpartner*innen von Rechten sprechen, geht es vor allem um
Grundrechte und um Menschenrechte. Lamin kritisiert »a situation whereby all
your basic rights have been seized« (Interview mit Lamin) und Tayo vergleicht
das Ankerzentrummit einem Gefängnis, weil »basic human rights« (Interview mit
Tayo) fehlten. Denselben Vergleich ziehtWilliam, da sie ebenso wie Gefangene kein
»right to request for their needs« (Interview mit William) hätten. Aleeke zitiert das
Grundgesetz: »They say: ›Die Würde der Menschen ist unantastbar‹«, und er kriti-
siert, dass
»we refugees, our wish is sometimes violated, we have no dignity. And this is
what we always ask: the respect of our right and the respect of people who we
7 Zur Rolle von Sozialer Arbeit in den Lagern siehe auch den Beitrag von Mathias Schmitt in
diesem Band.
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are, like a human being, even if our skin have some colours, we are still breathing
and we are still having the same blood.« (Interview mit Aleeke)
Die Einschränkung ihrer grundlegenden Rechte veranschaulichen die Interview-
partner*innen an zahlreichen Beispielen:
»Everything was restricted to you, you cannot go out more than 24 hours to visit
a friend, you cannot leave your accommodation room to go and spend the night
at another room. Then you were not given pocket allowances […] that what you
are allocated to.« (Interview mit Lamin)
Eingeschränkt seien »freedom of movement, […] the right to travel« (Interview mit
Tayo).William kritisiert die fehlende »freedom of expression […]: In camp, we don’t
have the right to speak, when you speak, you will be punished. When you do any-
thing, you’ll be punished. No one have rights.« (Interview mit William) Ebenso
würde das Recht auf Privatsphäre verletzt, beispielsweise als ein Mitarbeiter des
Sicherheitspersonals »badged into their rooms and he stared the nakedness of a
woman« (ebd.). Das Einfordern von Grundrechten auf dem Rechtsweg gestaltet
sich schwierig, da das praktische Recht, also das deutsche Migrationsrecht mit-
samt seiner länderspezifischen und kommunal unterschiedlichen Ausgestaltung,
niemand kennt: »Nobody knows the law, you are in Germany« (Interview mit Alee-
ke) und »we don’t know the normal procedures of asylum seekers in Germany«
(Interview mit Lamin). William hat im Laufe seiner Auseinandersetzung mit den
Zuständen im Lager herausgefunden, dass »the laws […] covering the asylum case
are different in every part of Germany […]. Every Ankerzentrum now they have dif-
ferent kind of law, the way they follow asylum process« (InterviewmitWilliam).Die
föderalen Ungleichheiten in der Asylentscheidungspraxis des BAMF (vgl. Schnei-
der/Segadlo/Leue 2020) werden von Refugees wahrgenommen und moniert. Zu-
dem ist hier anzumerken, dass die faktische Unmöglichkeit, dass die vomMigrati-
onsrecht betroffenen Lagerinsassen das einschlägige Recht umfassend verstehen,
vom Gesetzgeber mitunter intendiert ist. Horst Seehofer hat auf einer Konferenz
im Juni 2019 als Bundesinnenminister sein zutiefst antidemokratisches Verständ-
nis von Gesetzgebung dargelegt – ironischerweise auf dem 2. Berliner Kongress für
wehrhafteDemokratie.Demnach habe er »die Erfahrung gemacht«, dassman »Geset-
ze kompliziert machen« und »ganz stillschweigend« einbringen muss, da Gesetze
»ja oft unzulässig in Frage gestellt« würden (Seehofer, zitiert nach: Youtube 2019).
Wer das Gesetz nicht versteht, hat es schwer, seine Rechte einzufordern. Und so
erzählen die Interviewpartner*innen von offensichtlichen Rechtsverletzungen, die
überhaupt nur dann möglich sind, wenn diejenigen, die die Rechte der Geflüchte-
ten verletzen, sich sicher wähnen, dafür nicht zur Rechenschaft gezogen zu wer-
den. Beispielsweise berichtete William von Erfahrungen während der Anhörung
durch das BAMF:
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»When you say something in the interview, they will tell you, the translator will
tell you that what you say is a lie, that this doesn’t happen, that your story is
scheiße, your story is nasty, this thing. They will start abusing you in the interview
day. […] Everything they write on many people’s interview is nonsense, it’s not
what you said. […] Then we don’t understand how it goes. They will ask you to
sign, you will sign. That means you have agreed what they wrote.« (Interview mit
William)
Tayo erzählt, dass das BAMF Entscheidungen über Asylanträge im Copy-and-
Paste-Verfahren reproduziere und nicht auf die individuellen Fluchtgründe
aus der Anhörung eingehe. Versuche, bei behördlichen Mitarbeiter*innen im
Ankerzentrum Informationen über BAMF-Bescheide zu erhalten, führten zu
ablehnenden und repressiven Reaktionen:
»In Anker centre they just tell you: ›Hey, we don’t want to talk to you, you have
to go now or we call the security for you‹, and the security comes and starts
molesting the people. So that is what Anker centre is all about. They just try to
frustrate the people.« (Interview mit Tayo)
Rassismus
So stellt er einen Zusammenhang her zwischen den rechtlichen Regelungen und
Rassismus: »Bayern has the worst asylum law and racist way of treating the re-
fugees.« (Interview mit Tayo) Die Erfahrung einer rassistisch begründeten Hier-
archie der Geflüchteten in den Lagern wird von mehreren Interviewpartner*innen
geteilt. Beispielsweise sagt Aleeke, dass nicht nur Geflüchtete im Allgemeinen, son-
dern »especially […] Africans are not welcome in many, many camps in Germany«
(Interviewmit Aleeke). Die Lager werden vonWilliam als »centre of hell« (Interview
mit William) tituliert und von Aleeke als Ort, an dem »people […] were oppressed
and they will not [be] living anymore because surviving is not […] living« (Inter-
view mit Aleeke). Ursächliche Erfahrungen für solch drastische Beurteilungen gibt
es viele – u.a. die allgegenwärtige Angst vor Abschiebungen.
Abschiebungen und Polizeieinsätze
Abschiebungen drohen insbesondere nach rechtskräftig abgelehnten Asylanträgen
oder wenn Asylbewerber*innen bereits in einem EU-Mitgliedsstaat gemäß der
Dublin III-Verordnung als asylsuchend registriert wurden. Die Gefahr von Dublin-
Abschiebungen wird von vier der befragten Interviewpartner*innen mehrfach
als besondere Bedrohung und Belastung beschrieben. Versuche, Abschiebungen
durchzusetzen, führten zu martialischen Polizeieinsätzen:
»They were in large numbers, […] that was just like an invasion. A lot of cars
and then the police presence was too huge and […] there are helmets, there are
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shields, there are bludgeons, there are dogs. And then everybody was armed,
highly armed with their guns. […] So but then I wonder, what went wrong? […] So
I want to forcemyself out, then the police said: ›No, nobody is allowed to go out or
in.‹ Like the camp is at lockdown. Said that this must be a serious case. And then I
start hearing this information spreaded. […] They said, they came for [name] and
then the boys said: ›[name] is not going anywhere, he’s not going to be arrested
or is not going to be deported. […] I asked the police: ›But what is going on, can
you tell us?‹ He said: ›No.‹ They have the order to be here […] and that’s all. So
that was the time, they […] started entering by force in [one of the buildings in
the Anker centre, Anm. d.Verf.]. I cannot know what exactly happened […] and
then people who we are passing by were caught, beaten and then handcuffed
and then straight they take them to the cars and then this [is] how they keep
arresting. They’ve keep arrested until they have a number of almost thirty-three,
I don’t know, thirty-two. […] Still now the operation is on. […] They are waiting
there and then they were using this tear gas and then when they used this tear
gas, then people have nowhere to inhale oxygen, they have to break the glasses
and this is why a lot of glasses were broken on that day. Because of the police
act, the way they act, they acted horribly bad.« (Interview mit Lamin)
AuchWilliam berichtet von einer gewalttätigen Dublin-Abschiebung, bei der »they
even arrest women, […] they handcuffed [her], […] they pressed her down, […] they
were pressing her on the floor. […] Four police are pressing a woman on the floor«
(Interview mit William).
William hält eine derartige Behandlung, wie man sie für Straftäter*innen er-
warten würde, für nicht gerechtfertigt, denn: »It’s just Dublin, but the way they
treat us in the common arrest because of Dublin is even worse […] than when they
arrest criminals.« (Ebd.) Er problematisiert zudem, dass das Security-Personal als
Handlanger der Polizei fungiere:
»Even security in camp, […] they authorized them to be using handcuffs on us.
When the police informed them that this person have Dublin, the security will
start chasing after you or looking after you. When they see you, they will put
handcuffs on your hand. They will be up to ten security that will press you down
and handcuff you and put you in a single room. That is worse […] than the prison.«
(Ebd.)
Aus den kollektiven und individuellen Erfahrungen von Unrecht resultieren eine
zentrale Motivation für Agency, Protest, Widerständigkeit und Versuche, sich öf-
fentlich Gehör zu verschaffen.
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Agency, Protest, Widerständigkeit und Öffentlichkeit/Medien
Aus dem beschriebenen Mangel an Vertrauen in die vorhandenen Beratungsstruk-
turen hat Lamin mit einer Gruppe von Refugees im Lager eine eigene Beratungs-
struktur etabliert:
»We want to sensitise our people about the asylum procedures and situations in
Germany. […] Because the little we know, this are the little that we share with
them. But if we don’t know […] we will ask people who know this better, then we
will give you that information. We don’t want to give any false information to any
asylum seeker here.« (Interview mit Lamin)
Dass die Interviewpartner*innen teilweise ein hohes Maß an Agency mitbringen,
liegt in der Auswahl des Samples begründet. Zunächst sei aber erwähnt, dass auch
Resignation und Apathie zu den Lebenswirklichkeiten von Geflüchteten im Lager
zählen. So äußert sich Bukola zu ihren Lebensumständen, dass »for six month, I
think it’s not so bad. It’s just for a while« (Interview mit Bukola). Sie weiß, dass ihr
Aufenthalt im Ankerzentrum laut Gesetz sechs Monate nicht überschreiten sollte,
weil sie ein Kind hat, kennt aber auch Fälle, in denen der Transfer in eine Gemein-
schaftsunterkunft länger gedauert hat. Den Transfer beschreibt sie als Ausweg aus
den Lebensumständen im Ankerzentrum, in denen sie kaum etwas tun kann: »So
life in the camp, we are no allowed to do nothing.« (Ebd.) Und Lamin sagt, dass
»what you can do is bear on the consequence that you are facing, and this is what
everybody does in the Anker centre« (Interview mit Lamin). Allerdings stellen die
Interviewpartner*innen verschiedene Strategien ihrer Agency dar –widerständige
Praktiken gegen die Lebensumstände, die auf drei Ebenen angesiedelt sind:
Individuelle Ebene
Es werden Handlungen vollzogen, die einer akuten Bedrohung wie dem Zugriff
durch die Polizei zum Zwecke der Abschiebung entgegenwirken. Die Befürchtung
der eigenen Abschiebung ebenso wie die Zeugenschaft von Abschiebungen ande-
rer Lagerinsassen werden von denmeisten Interviewpartner*innen als brutal, psy-
chisch belastend und angsteinflößend beschrieben: »And then when this Dublin is
affected on you, people have this fear. It’s like a mental torture on them.« (Inter-
view mit Lamin) Viele könnten nicht schlafen, da die Polizei Abschiebungen häufig
nachts durchführt. Einige Lagerinsassen, so Lamin, verbrächten ihre Nächte auf
»plastic bags« in »the bushes […] so when the police comes they will not find them
in their room« (ebd.). Der dadurch verursachte Schlafentzug stellt eine enorme Be-
lastung dar, weshalb William fordert: »As a refugee, even if you don’t have a right
to achieve anything at least as a human, we have a right to sleep.« (Interview mit
William)
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Gemeinschaftliche Ebene innerhalb der Lagergrenzen
Durch die proaktive Gestaltung des Alltags wird das Lagerleben erträglicher ge-
macht. Die erzwungene Lähmung des Alltags wird durch selbstgemachte Struktu-
ren und sinngebende Tätigkeiten kompensiert. Gegenseitige Unterstützungsange-
bote von Lagerinsass*innen für Lagerinsass*innen helfen in problematischen All-
tagssituationen.Dabei bilden sich Gruppen heraus, die hier federführend sind.Die
Bedeutung von Gruppen erklärt Aleeke:
»So after I reach in [city, in which the camp is, Anm. d.Verf.], we started to create
an alliance, you know. […] So we united with friends and started to build like a
community. […] When you reach somewhere, you have to create a community,
you have to know your friends, come to them and know about their history, what
they are facing in the camp, if they are facing the same thing like you.« (Interview
mit Aleeke)
Auch Lamin berichtet von seiner Beteiligung an der Institutionalisierung einer la-
gerinternen Organisation, an der sich Lagerinsassen beteiligen konnten. Sie sahen
ihre Aufgabe in der Aufrechterhaltung einer lagerinternen Ordnung, »we always
tried to maintain peace and order« (Interview mit Lamin), und in der gegenseiti-
gen Unterstützung. Die Mitglieder der Gruppe waren angehalten, einen Euro pro
Monat in eine Solidaritätskasse zu geben und »if someone is affected that partic-
ular time, then the money contributed will be used for that purpose or that per-
son« (ebd.). So seien beispielsweise Medikamente für Kranke bezahlt worden, die
sie aufgrund der unzureichenden Krankenversorgung andernfalls nicht bekom-
men hätten. Die Gruppe war allerdings begrenzt auf Lagerinsassen einer Natio-
nalität.8 Aleeke beschreibt dagegen seine nationalitätenunabhängige, aber auf die
Ausübung religiöser Praktiken fokussierte Agency. Er mobilisierte die muslimische
Community im Lager und ihre »revendication to have a mosque« war erfolgreich:
»They prepared a special place for us and we were praying there every time. They
made special food for us and we make a Ramadan’s time together.« (Interview mit
Aleeke)
Gemeinschaftliche Ebene über die Lagergrenzen hinaus
Durch Aktivismus und Protest – dazu gehört auch die Herstellung von Artikulati-
onsfähigkeit in Medien – werden Rechte und strukturelle Verbesserungen einge-
fordert. Ursächlich für aktivistische Praktiken sind die Erfahrungen mit Rechtlo-
sigkeit, Zurückweisung, Diskriminierung, Rassismus und Gewalt.
Medien, die über Ereignisse in Ankerzentren berichten, stellen die Vorkomm-
nisse häufig völlig konträr zu den Erfahrungen der Interviewpartner*innen dar.
8 Gruppenbildungsprozesse in Lagern entlang religiöser, ethnischer oder nationaler Kategori-
enwerden von Christ,Meininghaus undRöing (2017: 24-29)mit Blick auf Konflikte analysiert.
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Dies knüpft an die Diskursanalyse zur Berichterstattung in der Augsburger Allgemei-
nen über den Kontext von Ankerzentren an (vgl. Goebel 2019). Darin wurde gezeigt,
dass die Zeitung meist affirmativ jene Perspektiven expliziert oder impliziert, die
die Unterbringung von Geflüchteten in Lagern befürworten und die restriktiven
(rechtlichen) Maßnahmen gegen Geflüchtete legitimieren. Auch rassistische Ste-
reotype werden reproduziert und Geflüchtete bzw. Lagerinsassen selbst wurden
nicht gefragt. Diese Problematik beschreiben auch die Interviewpartner*innen:
»[…] but what’s coming in newspaper in the morning, wasn’t what we were ex-
pected.« (Interview mit Aleeke)9
So entschieden sich einige, durch Gespräche mit Journalist*innen und De-
monstrationen die Perspektiven der Geflüchteten in die Öffentlichkeit zu tragen.
Aleeke wollte mit der Presse sprechen »because what the newspaper said is not
what we live in the camp« (ebd.). Da ihm nicht egal sei, was die Öffentlichkeit über
die Geflüchteten denkt, problematisiert er, dass »nobody were in our side to tell […]
true about us.We were like rejected from the society looking upon when we are go-
ing to the street, rejected by the people living in this city« (Ebd.). Ergänzend lässt
sich die Aussage von William anschließen, wonach »it’s very obviously that people
doesn’t know, what refugees are passing through in Ankerzentrum« (Interview mit
William).
Manche der Interviewpartner*innen haben Medieninterviews gegeben. Für
Aleeke kam es dabei zu besonders gravierenden Falschdarstellungen und zu
Verleumdung. Mit Unterstützung von Freund*innen gelang es ihm, Klagen gegen
die betreffenden Medienunternehmen auf den Weg zu bringen, von denen er
bereits mehrere gewonnen hat: »We’ve fight about for more than one years now,
about this reportage of media. […] Specially the bourgeois media […] are trying to
criminalize refugees. […] We are fighting with them now in the court.« (Interview
mit Aleeke)10 Seine Gegenstrategie verlief ebenso medial und so findet sich auch
Berichterstattung über seine Person, die ihn nicht diffamiert, sondern neutral
berichtet und ihn unverfälscht zu Wort kommen lässt. Die Artikulation in der
Öffentlichkeit ist mit hohen Risiken verbunden:
»[I was] trying to be hiding my heads not to be killed by any fascist people be-
cause my picture have been shown everywhere and my history have been told to
9 Zwar findet teilweise aufgrund von Sprachbarrieren, teilweisewegen fehlendemZugang kei-
ne Rezeption lokalerMedien durch die Interviewpartner*innen statt, jedoch sind siemit akti-
vistischen Gruppen vernetzt, über die sie die einschlägige Medienberichterstattung kennen.
Zur Medienberichterstattung über Lager siehe den Beitrag von Tanja Evers in diesem Band.
10 Dies entspricht der Analyse von Kreichauf, wonach »(refugee) migration is deeply related to
discourses on crime, terror and a general criminalization of migration« (Kreichauf 2018: 18).
In Lagern materialisierten sich diese Diskurse, so Kreichauf (vgl. ebd.: 19).
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anyone. Everything about me have been exposed, even my dignity from journal-
ists and social network. I was living like a hiding man trying to escape from the
hand of population, trying to escape from the hand of police, trying to escape
from anybody.« (Ebd.)
Auch Lamin hat schlechte Erfahrungen mit einer Journalistin gemacht, die ihn via
Chatnachrichten interviewte: »And then she put this interview in the newspaper.
But what I said in the interview and what she did was quite different. She was
writing it in a negative way like putting all the blame of what happened in [city] on
us, the immigrants.« (Interview mit Lamin)
Manche Interviewpartner*innen berichten von einer mitunter hohen Nachfra-
ge an geflüchteten Gesprächspartner*innen von Seiten der Presse, was sich aller-
dings nicht in der Berichterstattung widerspiegelt. Tayo berichtet, dass »maybe ev-
ery month the media […] come […] with the bus […]. They can interview one or two
refugees, then they are going to give a wrong impression to the people« (Interview
mit Tayo). Auch Tayo problematisiert die Kriminalisierung von Geflüchteten in der
Berichterstattung und vermutet in solchen Fällen eine Nähe zwischen den Journa-
list*innen und dem BAMF. Möglicherweise manifestiert sich die Nähe zumindest
darin, dass Journalist*innen dazu tendieren, Vertreter*innen von Behörden mehr
Glaubwürdigkeit beizumessen als Refugees.
Wo die journalistische Praxis des Interviews bei Politiker*innen und anderen
Personen des öffentlichen Lebens in der Regel die Möglichkeit einräumt, ein ver-
schriftlichtes Interview gegenzulesen bzw. Zitate zu autorisieren, scheint diese
Praxis bei den von mir befragten Interviewpartner*innen die Ausnahme zu sein.
William, der einige Interviews mit Journalist*innen geführt hat, erinnert sich le-
diglich an drei Fälle, in denen »they sent it to me to go through […] before they
published it« (Interview mit William).
Trotz aller negativen Erfahrungen sehen einige Interviewpartner*innen in ih-
ren Medienauftritten eine Möglichkeit, gegen die Zustände anzugehen, mit denen
sie zu kämpfen haben. Dabei nehmen sie Gefahren in Kauf. Für William ist es der
Ausbruch aus der »Hölle« des Lagerlebens: »I’m going to fight for the people, that is
living, I’m going to dedicate myself and I will sacrifice that time for them because I
[…] don’t want to keep quiet and diked in silence.« (Ebd.) Diese Haltung vertrete er,
selbst wenn es dazu führte, dass er abgeschoben wird. Die Hörbarkeit und Artiku-
lationsfähigkeit verschaffte sich William durch das Organisieren und Teilnehmen
an Demonstrationen und Konferenzen. Er will so die Interessen von Geflüchteten
vertreten: »I always like to represent refugees.« (Ebd.) Außerdem versteht er sich
als politischer Aktivist. Infolge seines Aktivismus sieht er sich zunehmend bedroht,
da »the camp authority became against me, they began to fight against me and they
began to fight that they deport me back to Italy« (ebd.). William hofft, dass »even
if they don’t change the 100 percent of the law, at least, if they can hear our voice,
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change at least 20 percent, so that’s at least, we can grab some things as a human«
(ebd.).
Auch Aleeke berichtet von der Organisation einer Demonstration mit dem Ziel,
der Berichterstattung der Medien über einen Polizeieinsatz im Lager entgegenzu-
wirken:
»We decided to speak out, taking advise from some organisation, and we decided
to do our own demonstration in the city to proof to people that what we are facing
is not like making power with the government, it’s not like trying to go upon the
law, that it was like self-defence, we are trying to defend ourselves.« (Interview
mit Aleeke)
In den Gesprächen mit den Interviewpartner*innen hat sich gezeigt, dass die akti-
vistischen Refugee-Gruppen innerhalb und außerhalb der Lager gut vernetzt sind
mit anderen (Refugee-)Aktivist*innen. So wurden beispielsweise bei Demonstra-
tionen Solidaritätsbekundungen von Lagerinsass*innen aus anderen Lagern über-
mittelt. Oftmals hängt das Lagergrenzen überschreitende widerständige Potenzial
an mehreren Einzelpersonen, so dass deren Präsenz im Lager ausschlaggebend für
öffentliche Artikulation und Protest ist.
Fazit
Der Versuch, in diesem Beitrag die Stimmen von Refugees hörbar zu machen,
bleibt zwangsläufig unvollständig. Die Perspektiven der fünf Interviewpartner*in-
nen können nicht die Heterogenität all derer repräsentieren, die in den letzten
Jahren in deutschen Lagern untergebracht wurden. Im Kern zeigen die Interviews
jedoch, dass Refugees nicht nur resignieren, sondern auch gestalten oder wie Ulri-
ke Krause schreibt: »People determined as refugees (try to) create meaningful lives,
despite the adversities they face.« (Krause 2018: 484) Und so sind Lager – wie René
Kreichauf gezeigt hat – als prozessuale Orte zu verstehen, »where involved actors,
producers, and users, constantly reproduce and transform socio-spatial configura-
tions« (Kreichauf 2018: 4). Sie sind ein umkämpfter Schauplatz, dessen Ambivalenz
aus immobilisierenden und mobilisierenden Faktoren den Lageralltag prägt. Die
Refugees gehen unterschiedlich damit um. Julia Sophia Schwarz kommt in ihrer
methodologisch, theoretisch und thematisch ähnlich ausgerichteten Ethnographie
des Lageralltags von Refugees in einer Münchner Aufnahmeeinrichtung zum dem
Schluss, dass sich Selbstmobilisierungen von Refugees innerhalb der institutiona-
lisierten Grenzen (Immobilisierung) abspielen (vgl. Schwarz 2016: 140f.).
Dies stimmt nur zum Teil mit den Erkenntnissen aus vorliegender Unter-
suchung überein. Zum einen sind verschiedene Aktivitäten – insbesondere der
Protest – der von mir interviewten Refugees zwar nicht rechtswidrig, werden aber
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offenbar dennoch von den Behörden nicht gern gesehen. Dies führt dazu, dass
neben den rechtlich materialisierten, institutionalisierten Grenzen des Lagers
auch imaginativ-institutionalisierte Grenzen bzw. Machtverhältnisse evident
werden. Die Refugees berichten beispielsweise davon, dass ihre widerständigen
Praktiken dazu führen, dass man sie loswerden will – in einem Fall bedeutete das
den Transfer in eine Gemeinschaftsunterkunft, in einem anderen Fall wurde auf
die Dublin-Abschiebung insistiert. Gleichwohl sind imaginativ-institutionalisierte
Grenzen durchlässiger und angreifbarer, so dass Rechte auch erkämpft werden
können –wie im Fall von Aleeke die Möglichkeit religiösen Praktiken nachzugehen
oder im Fall von Tayo die erfolgreiche Beschwerde bei einem Ombuds-Team.
Allgemein gesprochen: Wo Macht ist, ist auch Widerstand (vgl. Moebius 2012: 19).
Zum anderen werden in Einzelfällen auch rechtliche Grenzen mit dem Ziel über-
schritten, sich ein Ideal von Freiheit (vgl. Etzold 2019: 47) zu erkämpfen. Durch
Selbstmobilisierung gelingt es also nicht, die Unsicherheit, die alle Lebensbereiche
von Refugees bestimmt, zu überwinden. Wenn Selbstermächtigung rechtliche
Grenzen überschreitet, kann die Konsequenz sowohl ein Mehr an Freiheitsgefühl
als auch die totale Freiheitsbeschränkung im Gefängnis bedeuten – beispiels-
weise, wenn jemand wiederholt gegen Auflagen wie die räumliche Beschränkung
verstößt oder wenn sich jemand gänzlich dem Asylregime entzieht und damit den
Straftatbestand des unerlaubten Aufenthalts erfüllt. Solche rechtswidrigen For-
men des Widerstandes scheinen für manche Refugees eine Option zu sein, wenn
– wie manche Interviewpartner*innen berichteten – das Ankerzentrum ohnehin
als Gefängnis erlebt wird. Der mögliche weitreichende Gewinn von Freiheit steht
dann einem bloß marginalen Verlust von Freiheit gegenüber.
Die Analyse der Interviews mit Refugees hat gezeigt, dass widerständige Prak-
tiken gegen die prekarisierende11 Unterbringung in Lagern auf unterschiedlichen
Ebenen stattfinden. Individuelle, den Nahraum und Alltag betreffende Praktiken,
sowie gemeinschaftliche Praktiken innerhalb des Lagers und über Lagergrenzen
hinweg zielen allesamt auf Selbstbestimmung und Sinnstiftung. Sie sind damit ein
essentieller Bestandteil der Aufrechterhaltung eines würdigen Lebens, das durch
die restriktive Unterbringungspraxis bedroht ist.
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Lager – Prognosen – Labels
Zur Rolle der »Bleibeperspektive« im bayerischen
Unterbringungssystem
Simon Sperling und Sebastian Muy
Zusammenfassung
Prognosewissen spielt bei Fragen der bayerischen Unterbringungspolitik ei-
ne große Rolle. So führte die Bayerische Landesregierung seit 2015 mit den
Ankunfts- und Rückführungseinrichtungen (ARE), den Transitzentren und den
Ankerzentren mehrere Unterbringungskonzepte ein, bei denen Asylsuchen-
de nach unterschiedlichen Arten von »Bleibeperspektiven« kategorisiert und
reguliert werden sollten. Zugleich werden derartige Aufenthaltsprognosen
im Lagerkontext von verschiedenen Akteur*innen angezweifelt und revidiert.
Ziel des Beitrags ist es, diesen Aushandlungsprozessen nachzugehen. Dabei
zeigen wir, wie die bayerische Landesregierung Bleibeprognosen für Belegungs-
und Verteilungsfragen nutzt, und argumentieren, dass die Zuschreibung von
schlechten oder unklaren »Bleibeperspektiven« als »selbsterfüllende Prophezei-
ung« faktisch Bleibechancen verschlechtern kann. Zudem machen wir deutlich,
dass das Lagerarrangement auch auf subjektiver Ebene schlechte »Bleibe-
perspektiven« produzieren soll, um die Rückkehrwilligkeit zu fördern. Diese
Regulationsversuche von Behördenseite bleiben allerdings nicht unhinterfragt.
So greifen auch die Bewohner*innen selbst auf eigene Prognosen zurück, um ih-
re faktischen Aufenthaltschancen zu erhöhen. Prognostischen Zuschreibungen,
so schlussfolgern wir, sind selbst Teil der Kämpfe um Aufenthaltschancen und
haben faktisch Einfluss auf die Möglichkeiten, »Bleibeperspektiven« zu schaffen.
 
Summary
Prognosis of future residence plays a major role in Bavarian accommodation
policies. Since 2015, the Bavarian state government has introduced several ac-
commodation concepts: the »Ankunfts- und Rückführungseinrichtungen« (ARE),
the »Transitzentren« and the »Ankerzentren«, in which asylum seekers were to
be categorised and regulated according to different types of prospects to stay
(»Bleibeperspektiven«). At the same time, such forecasts are questioned and
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revised by various players in camp-related contexts. The aim of this paper is to
investigate these negotiation processes. We show how the Bavarian government
uses prognoses of future residence for matters of accommodation and argue
that the attribution of low prospects to stay worsens the actual likelihood to
stay in the country, like a self-fulfilling prophecy. In addition, we point out that
the configuration of the camp is also intended to produce poor »prospects to
stay« on a subjective level, in order to incentivise the willingness to return.
However, the government’s attempts of regulation do not remain unquestioned,
as the residents themselves rely on their own prognoses to increase their actual
chances of staying. Prognostic ascriptions themselves, we conclude, are part of
the struggles about residence and de facto influence the possibilities of creating
»prospects to stay«.
Einleitung
Seit 2015 sind die bayerischen Sonderaufnahmeeinrichtungen für Geflüchtete in al-
ler Munde. Von manchen Medien als »Balkanlager« (Donaukurier 2015) deklariert,
sollten die Ankunfts- und Rückführungseinrichtungen (ARE) und ebenso die baye-
rischen Transitzentren dazu dienen, Asylsuchende aus bestimmten Herkunftslän-
dern in Schnellverfahren zu prozessieren und abzuschieben. Kriterium für die Zu-
weisung in die Lager war die Zuschreibung einer geringen »Bleibeperspektive«, das
heißt einer negativen Prognose über den künftigen Verbleib in Deutschland, die
dann in veränderter Form auch in den ab 2018 entstandenen Ankerzentren genutzt
wurde. Während einige wissenschaftliche Beiträge existieren, die die Situation in
deutschen Flüchtlingslagern untersuchen (z.B. Pieper 2008; Deutsches Institut für
Menschenrechte 2017) und dabei zum Teil auch die neueren Entwicklungen v.a. im
Kontext der Ankerzentren in den Blick nehmen (vgl. z.B. Schmitt 2020; Hess et
al. 2018; Schader/Rohmann/Münch 2018), gibt es keine Arbeiten, die sich explizit
mit der Frage von Aufenthaltsprognosen im Rahmen von Unterbringungspolitiken
beschäftigen. Dementsprechend wollen wir in diesem Beitrag herausarbeiten, wel-
che Rolle prognostische Überlegungen bei der Umsetzung und Infragestellung der
bayerischen Unterbringungspolitik spielen.
Theoretisch orientiert sich der Beitrag dabei an der Grenzregimeanalyse (vgl.
Transit Migration Forschungsgruppe 2007), indem er Grenz- bzw. Migrationspo-
litiken als dynamische, multiskalare und häufig konfliktive Aushandlungsprozesse
versteht, in denen Versuche von Regulation stets v.a. auch durch die eigensinni-
gen Praktiken derMigrierenden selbst herausgefordert werden. Analog zu anderen
Arbeiten, die etwa auf das Konzept des »Geschlechterwissen[s]« (Dölling 2005) zu-
rückgreifen, um migrationspolitische Aushandlungsprozesse zu analysieren (vgl.
Hess/Schwenken/Neuhauser 2017; Eberhardt/Schwenken 2010), nutzt der Beitrag
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das Konzept des ›Prognosewissens‹, das wir aus der Forschungsliteratur zu so-
zialer Prognostik ableiten. Grundsätzliches Ziel von Prognosen ist es demnach,
»die für die Praxis konstituierende Offenheit der Zukunft zu schließen« (Behrend
2005: 88). Sie konstruieren dabei Möglichkeitsräume, die Komplexität im Hinblick
auf Entscheidungsfindungsprozesse reduzieren. Manche Handlungen erscheinen
im Lichte der so entwickelten Zukunftsszenarien naheliegender, während andere
stärker ins Abseits rücken oder gar verworfen werden können. Geht man nicht von
einem abbildtheoretischen Zugang zur Welt aus, so ist klar, dass Prognosen zu-
dem immer nur eine Beschreibung sozialer Wirklichkeiten unter mehreren sind.
Sie sind damit engmit vorhandenenMacht/Wissen-Komplexen (vgl. Foucault 2013:
39) verschränkt, in denen manche Prognosen hegemonial werden, während andere
in den Hintergrund rücken. Analog zur Konzeptualisierung von Geschlechterwis-
sen, lässt sich dabei auch Prognosewissen als »strategische Ressource« (Dölling
2005: 50) für »symbolische Kämpfe um die Legitimität bzw. Dominanz von Deu-
tungen bzw. Klassifizierungen sozialerWirklichkeit« (ebd.) beschreiben. Einerseits
stellt das Prognosewissen dabei selbst den Verhandlungsgegenstand dar. Anderer-
seits wird auf Prognosewissen zurückgegriffen, um mögliche künftige Ereignis-
se zu beeinflussen (vgl. Stagl 2016: 19). Prognosen haben insofern potenziell auch
Auswirkungen auf das Prognostizierte selbst (vgl. Merton 1965). Sie können zur
Selbsterfüllung aufrufen oder als Warnung dienen.
Dementsprechend wird es im Folgenden darum gehen, herauszuarbeiten, wie
unterschiedliche Akteur*innen im Rahmen der Unterbringungspolitik auf Formen
von Bleibeprognosen zurückgreifen, wie sie Prognosewissen untereinander aus-
handeln und welche Rolle dieses Wissen in der Praxis spielt, um reale Bleibechan-
cen zu erhöhen bzw. zu verringern. Zunächst gehenwir der Frage nach,wie Aufent-
haltsprognosen für Belegungs- und Verteilungsentscheidungen genutzt werden.
Wir argumentieren, dass die Zuschreibung einer »schlechten Bleibeperspektive« in
den neu erprobten bayerischen Lagertypen faktisch die Bleibechancen von Asylsu-
chenden verringert. Die Prognose »schlechte Bleibeperspektive« erfüllt sich dem-
entsprechend in diesem Kontext tendenziell selbst. Danach zeigen wir, wie durch
das Lagerarrangement und Beratungsprozesse vor Ort auch subjektiv »schlechte
Bleibeperspektiven« vermittelt werden (sollen). Vor allem in den Abschnitten Iden-
titätsklärung und Returnability wird deutlich, dass die Bewohner*innen im Lager
diese Politiken aber selbst in Frage stellen, indem sie sich Rückführungsbestrebun-
genwidersetzen undWeiterverlegungen einfordern. Auch sie nutzen dabei Formen
von Bleibeprognosen, die allerdings andere Kriterien bzw. andere Referenzräume
heranziehen. In einem kurzen letzten Teil ermitteln wir statistisch alternative Be-
rechnungen von realen Bleibechancen und gehen darauf ein, welche Auswirkungen
speziell die Sonderlager auf Mobilitätsentscheidungen haben.
Das empirische Material stammt aus Dokumenten sowie Interviewmaterial,
das beide Autoren im Rahmen ihrer jeweiligen Promotionsprojekte in den Jahren
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2019/2020 erhoben haben, und bezieht sich auf zwei bayerische Ankerzentren.1 Sie
setzen sich aus Interviews mit Geflüchteten (9 in Lager A/7 in Lager B), Sozial-
arbeiter*innen (2 in Lager A/4 in Lager B) und mit dem Vertreter der für Lager
B zuständigen Bezirksregierung zusammen.2 Um die Perspektive der bayerischen
Landesregierung zu rekonstruieren, greifen wir zudem auf Presseerklärungen zu-
rück.
Belegungspolitik und die Produktion von negativen Aufenthaltschancen
Prognosekriterien und Belegung
Aufenthaltsprognostische Argumente spielten bei der Belegungspolitik der baye-
rischen Sonderlager eine große Rolle. So sollten seit 2015 in neu gegründeten
Ankunfts- und Rückführungseinrichtungen (ARE) speziell Geflüchtete aus den
Balkanstaaten wegen ihrer »geringen Bleibeperspektive« bzw. ihrer Herkunft aus
sogenannten »sicheren Herkunftsstaaten« (BStMI 2015d) untergebracht werden.
Die Regierung betonte dabei einerseits, dass die Anträge schlicht aussichtslos
seien (vgl. BStMI 2016b, 2015c u.a.), andererseits wurde den Geflüchteten hierbei
pauschal auch die Schutzbedürftigkeit abgesprochen, was zudem mit dem Vor-
wurf des »Asylmissbrauch[s]« (BStMI 2015b) einherging. Als die Antragszahlen von
Asylsuchenden aus den Balkanländern zurückgingen (vgl. BStMI 2016a) erweiterte
die bayerische Landesregierung den Begriff der »geringen Bleibeperspektive«
und ab spätestens April 2016 wurden auch Geflüchtete aus der Ukraine in der
Einrichtung untergebracht (vgl. BayLT 2016b). In der Antwort auf eine Land-
tagsanfrage wird die Gruppe der in den ARE untergebrachten Menschen nun als
»Personen aus sicheren Herkunftsländern sowie mit geringer Bleibeperspektive«
(ebd.) definiert. Mit der Einführung der Transitzentren3 am 21.03.2017 wurde die
Kategorie »schlechte Bleibeperspektive« dann abermals ausgeweitet. Sie umfasste
nun alle Gruppen von Asylsuchenden, deren Anerkennungsrate im Asylerstverfah-
ren weniger als 50 Prozent betrug. Damit entsprach die bayerische Festlegung der
Definition der Bundesregierung, die bereits seit 2015 den Zugang zu z.B. Sprach-
kursen oder Ausbildungsfördermaßnahmen auf die derart definierte Gruppe der
1 Da die beiden Promotionsprojekte unterschiedliche Fragestellungen verfolgen, wurden
nicht in allen Interviews die gleichen Fragen gestellt, weshalb die Materialfülle bei verschie-
denen Themen unterschiedlich dicht ist.
2 Quellen aus den Interviews werden in diesem Text wie folgt gekennzeichnet: Bew1-16 (Be-
wohner*innen), ASA 1-6 (Asylsozialarbeiter*innen), BezReg (Vertreter*innen Bezirksregie-
rung). UmdieAnonymisierung zu verstärken,wird nicht erkennbar sein, welchemder beiden
Lager die jeweiligen Bewohner*innen und Sozialarbeiter*innen zugeordnet sind.
3 Siehe dazu auch den Beitrag von Lea Gelardi in diesem Band.
Lager – Prognosen – Labels 265
Asylsuchenden mit »guter Bleibeperspektive« beschränkte. Die Landesregierung
nutzte, wie auch die Bundesregierung, für ihre Begründung die Asylstatistik des
BAMF. So heißt es z.B. bezüglich der ARE:
»Dort werden speziell Asylbewerber ohne Bleibeperspektive untergebracht, der-
zeit knapp 530. Fast alle aktuell dort untergebrachten Asylbewerber kommen aus
denWestbalkanstaaten und haben in nahezu 100 Prozent der Fälle keine Chance
auf Anerkennung.« (BStMI 2016b)
Die Statistik sollte insofern auch die fehlenden Bleibechancen belegen.Mit der Ein-
führung der Ankerzentren am 1. August 2018 wurden schließlich alle ankommen-
den Asylsuchenden in Bayern zunächst in diesen Lagern untergebracht. Während
einige der Zentren neu eröffnet wurden, führte die Regierung die Transitzentren
unter neuemNamen weitestgehend unverändert weiter. Auch in den Ankerzentren
werden bleibeprognostische Kategorien für Verteilungsfragen genutzt. Allerdings
soll dadurch nun nicht mehr wie zuvor der Einzug, sondern der Auszug geregelt
werden. So heißt es etwa im Koalitionsvertrag, in dem die Einrichtung der Anker-
zentren zunächst beschlossen wurde:
»Wir streben an, nur diejenigen auf die Kommunen zu verteilen, bei denen eine
positive Bleibeprognose besteht. Alle anderen sollen, wenn in angemessener Zeit
möglich, aus diesen Einrichtungen in ihre Heimatländer zurückgeführt werden.«
(CDU, CSU, SPD 2018: 107)
Und auf der Website der bayerischen Landesregierung heißt es: »Die Anschlussun-
terbringung dient insbesondere der Unterbringung von Asylsuchenden mit positi-
ver Bleibeperspektive.« (BStMI o.J.). Während sich das Kriterium »Bleibeperspek-
tive« aber zuvor an der herkunftslandspezifischen Schutzquote orientierte, gibt es
nun sehr unterschiedliche Antworten darauf, was der Begriff in diesem Kontext
bedeuten soll. Nach längeren Recherchen v.a. in einer der beiden untersuchten
Einrichtungen und Kontaktaufnahme mit (sich diesbezüglich teils widersprechen-
den) Akteur*innen vor Ort (Landesregierung, Mittelregierung, Stadtverwaltung,
Ausländerbehörde, Sozialdienst, Bewohner*innen) wurde deutlich, dass der Be-
griff in der Praxis zweierlei Gruppen bezeichnet. Eine positive »Bleibeperspektive«
haben in dieser Einrichtung einerseits Geflüchtete, die eine positive Schutzzuer-
kennung haben und andererseits Asylsuchende, denen das BAMF individuell und
nicht ausschließlich nach demKriterium des Herkunftslandes eine positive Bleibe-
prognose zuschreibt. Umgekehrt haben demnach nun alle anderen Asylsuchenden,
die sich noch im Lager befinden, zumindest keine »positive Bleibeperspektive«.
Hintergrund für die Benutzung der Prognosekategorie in diesem Ankerzentrum
ist eine Vereinbarung zwischen Kommune und Landesregierung, wonach außer-
halb des Ankerzentrums keine weiteren Asylsuchenden in die Stadt verlegt werden
sollen. Nun können Asylsuchende nur im laufenden Verfahren bzw. bei Ablehnung
266 Simon Sperling und Sebastian Muy
des Asylantrags zur Wohnsitznahme in anderen staatlichen Gemeinschaftsunter-
künften gezwungen werden, aber nicht mehr, nachdem ihnen ein Schutzstatus
zuerkannt wurde. Um zu verhindern, dass Asylsuchende im Wohnungslosensys-
tem der Kommune landen, in denen sich das Ankerzentrum befindet, werden sie
bei positiver Prognose in Gemeinschaftsunterkünfte verteilt, die sich in der Regel
in anderen Kommunen befinden (vgl. E-Mail ASA1). Wer nun im Einzelfall eine
»positive Bleibeperspektive« besitzt und wie diese individualisierte Prognose ge-
nau vom BAMF berechnet wird, ist von außen kaum einsehbar. Die Interviews le-
gen aber nahe, dass die Festlegung nicht zuletzt auch von Aushandlungsprozessen
zwischen Asylsuchenden und Behörden abhängen.
Isolationsstrategien
Die bayerische Landesregierung schreibt den Einrichtungen ARE, Transitzen-
tren und Ankerzentren das primäre Ziel zu, Verfahren und Abschiebungen zu
beschleunigen. So definiert die Regierung das zentrale Ziel der ARE wie folgt:
»Wir brauchen diese Einrichtung dringend, um zu einer schnelleren Bearbeitung
und Abwicklung der Asylverfahren für Antragsteller ohne Bleibeperspektive zu
kommen.« (BStMI 2015a) Bezüglich der Transitzentren heißt es: »Mit bayeri-
schen Transitzentren für Asylbewerber mit geringer Bleibeperspektive wollen wir
die Verfahren beschleunigen und zeitnahe Rückführungen ermöglichen.« (BReg
2017) Und auch der Bayerische Asylplan forderte bezüglich der Ankerzentren
»schnellere und effektivere Verfahren – von der Einreise bis zur Rückführung«
(BReg 2018).4»Bleibeperspektiven«, so legen diese Aussagen der Regierung nahe,
werden durch die Landesregierung nicht beeinflusst. Die Aufenthaltschancen
ergeben sich durch die Passung bzw. Nicht-Passung von Fallkonstellationen mit
dem bundesrechtlichen Rahmen, während die Landesregierung den Prozess nur
beschleunigt. Dementgegen lässt sich argumentieren, dass sich das Lagerarrange-
ment faktisch auch selbst negativ auf die realen Bleibechancen von Asylsuchenden
auswirkt. So hieß es bereits im Konzept für die bayerischen Transitzentren:
»Neuankommende Asylbewerber mit geringer Bleibeperspektive sollen künftig
nicht mehr bayernweit auf die Kommunen verteilt werden, um zu verhindern,
dass sich der Aufenthalt verfestigt.« (BReg 2017) Explizit soll also die Verfestigung
des Aufenthalts von Asylsuchenden verhindert werden, die zuvor als Personen
mit »geringer Bleibeperspektive« gelabelt wurden. Die Argumentation ist damit
spiralförmig: Die Zuschreibung einer »schlechten Bleibeperspektive« soll immer
noch schlechtere Bleibeaussichten nach sich ziehen. Während die Regierung in
der Praxis schon in der ARE Isolationsstrategien nutzte und etwa Schulunterricht
4 Zu ähnlichen Narrativen über Ankerzentren im öffentlichen Diskurs siehe den Beitrag von
Tanja Evers in diesem Band.
Lager – Prognosen – Labels 267
(vgl. BKM 15.12.2017) und Freizeitgestaltung (vgl. BStMI 2015a) innerhalb der
Einrichtung etablierte, wird nun explizit, dass es dabei auch um Fragen des Auf-
enthalts geht. Technisch sollte die Separierung nicht zuletzt durch die Einrichtung
von Gemeinschaftsunterkünften auf und um das Gelände der Transitzentren
perpetuiert werden (vgl. Bay. LT 2017a: 3), wodurch die bundesrechtlichen Fristen
zum Verbleib in Erstaufnahmeeinrichtungen de facto umgangen wurden. Auch
mit der Entstehung der Ankerzentren wurde das Prinzip, Asylsuchende erst nach
Schutzzuerkennung bzw. positivem Prognoseentscheid auf die Kommunen zu
verteilen, beibehalten. Dementsprechend schildert Bundesinnenminister Seehofer
bezüglich der Ankerzentren im Interview:
»Die Schwierigkeit ist doch: Wenn Zuwanderer jahrelang hier sind, können sie
immer schwerer zurückgeführt werden, weil sie Wurzeln geschlagen haben. Des-
halb setze ich auf die neuen ›AnkER-Zentren‹, wo die Ankunft, die Verfahren und
die Rückführung gebündelt und beschleunigt werden. Dort wird, noch bevor die
Asylbewerber auf die Gemeinden verteilt werden, entschieden:Wer hat ein Recht
auf Schutz und wer nicht.« (SPIEGEL 2018)
Auch hier ist es also das Ziel, eine ›Verfestigung des Aufenthalts‹ durch den Kontakt
zur umliegenden Bevölkerung zu verhindern. Was in den Transitzentren nur für
Personen mit »schlechter Bleibeperspektive« galt, gilt nun zumindest zu Beginn
für alle ohne »positive Bleibeperspektive« bzw. Schutzentscheid, wobei Personen
mit positivem Prognoseentscheid5 das Lager ggf. vergleichsweise schnell wieder
verlassen.
Schutzzuerkennungsraten
Von verschiedener Seite wurde zudem argumentiert, dass die Schutzzuerken-
nungschancen in den bayerischen Ankerzentren geringer seien als andernorts (vgl.
Heinhold 2019). Aus der erweiterten Asylstatistik der Bundesregierung ergibt sich
dementsprechend, dass sich von den neun BAMF-Außenstellen, bei denen die reale
Schutzquote im Vergleich zu der zur Kontrolle errechneten Referenz-Schutzquote6
5 Gleiches gilt seit dem Inkrafttreten des »Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung der
Ausreisepflicht« am 21.08.2019 aber etwa auch für Familien mit minderjährigen Kindern.
6 »Durch die Bildung der Referenzschutzquote soll die Möglichkeit geschaffen werden, Ver-
gleichsmaßstäbe zu bilden, die die Schutzquoten nicht bieten. Die Referenzschutzquote
wird je Organisationseinheit gebildet, um eine methodische Vergleichsbasis zur Entschei-
dungspraxis der Organisationseinheiten auf der Grundlage der jeweils entschiedenen Her-
kunftsländer zu erhalten. Die Anzahl an entschiedenen Verfahren je Herkunftsland und je
Organisationseinheit wird mit der für das Herkunftsland üblichen Bundesschutzquote be-
wertet und so ein neuerMittelwert gebildet. Die Referenzschutzquote vergleicht das jeOrga-
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besonders niedrig ausfällt, vier in bayerischen Ankerzentren befinden (in Man-
ching beträgt die Abweichung zur Referenz-Schutzquote 9 %, in Zirndorf 9 %, in
Regensburg 8,6 %, in Schweinfurt 7,3 %) (vgl. BT 2019: 23). Während das BAMF ar-
gumentiert, dass die starke Negativabweichung bei der Schutzzuerkennung »von
individuellen Merkmalen der Antragsteller, unterschiedlich hohem Aufkommen
von Personengruppen oder Unterschieden in der regionalen Verteilung abhängen«
können (ebd.: 24), werden von anderer Seite Aspekte betont, die unmittelbar mit
den Einrichtungen zusammenhängen. So nennt Heinhold etwa folgende Gründe:
»1. die mangelnde Beratung der Asylsuchenden […] und
2. das Klima in den ›ANKER-Zentren‹, das nicht nur die dort Untergebrachten
demotiviert und aggressiv macht, sondern reflexiv auch Auswirkungen auf die
Anhörungen und infolgedessen die Entscheidungen hat und
3. das Zusammenwirken zwischen den vorgenannten Punkten und der Schnellig-
keit des Verfahrens.« (Heinhold 2019: 6)
Im Interview mit den Beratungsstellen (vgl. Interview mit ASA1 u. ASA2) wurde
zudem darauf hingewiesen, dass es im Umfeld der Einrichtungen keine und nur
unzureichend Fachanwält*innen für Asylrecht gibt. Außerdem wiesen Interview-
partner*innen auf weitere Schwierigkeiten hin, die sich aus den Schnellverfahren
ergaben. So war es in der Regel nicht möglich, ggf. psychotherapeutische Atteste
fristgerecht einzureichen, zumal die Möglichkeiten für Therapie und Behandlung
wegen der eingeschränkten Gesundheitsversorgung nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz sowie der Lagerunterbringung prinzipiell stark begrenzt sind. Ebenso
konnten die Sozialdienste Geflüchtete in der Praxis nicht auf die BAMF-Anhörung
zu den Fluchtgründen vorbereiten,weil die Anhörung bereits wenige Tage nach der
Ankunft der Schutzsuchenden stattfindet und die Zuständigkeit für die Durchfüh-
rung der Asylverfahrensberatung im Zuge der »Anker-Werdung« 2018 zunehmend
demBAMF selbst übertragen wurde.7 Sie wiesen in den Interviews zudem auf star-
ke Kapazitätsmängel hin, die sich ebenfalls auf die Beratungsmöglichkeiten nie-
derschlagen. Während sich das Rätsel der relativ geringeren Anerkennungsquoten
auch hier nicht vollständig auflösen lässt, zeigte die Untersuchung aber zumindest,
dass Schutzgründe im Lageralltag zum Teil nicht oder nur ungenügend geltend ge-
macht werden können.
nisationseinheit entschiedene Mengenvolumen mit dem entsprechenden Bundesschnitt.«
(BT 2018)
7 Behrens (2020) kritisiert, dass mit dem BAMF ausgerechnet die Behörde mit der Asylverfah-
rensberatung betraut wird, die über die Anträge entscheidet und im Falle eines Klageverfah-
rens Klagegegnerin ist. Eine unparteiische undbedarfsgerechte Beratung der Asylsuchenden
durch die Behörde sei daher schon aus rechtlichen und strukturellen Gründen nicht zu erwar-
ten, was sich negativ auf die Schutzzuerkennungschancen auswirken könne. Siehe dazu auch
den Beitrag von Mathias Schmitt in diesem Band.
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Produktion subjektiver »Bleibeperspektiven«
Returnability
Neben den Auseinandersetzungen um den aufenthaltsrechtlichen Status und die
praktische Abschiebbarkeit gibt es Konflikte um die subjektiven »Bleibeperspek-
tiven« bzw. die Rückkehrwilligkeit der Geflüchteten. Wenngleich in den analy-
sierten Regierungsdokumenten nicht explizit formuliert, lässt sich argumentieren,
dass die widrigen Lebensbedingungen in den bayerischen Sonderlagern Geflüch-
tete faktisch zur Ausreise drängen (sollen) und darauf abzielen, die Einreise zum
vermeintlichen »Asylmissbrauch« unattraktiv zu machen. Dementsprechend fasst
einer der Bewohner das Ziel des Unterbringungsarrangements wie folgt zusam-
men: »Es ist alles gemacht, und diese schlechte Bedingungen dienen zuerst dafür,
Leute abschrecken.« (Interviewmit Bew5) Angesichts des historischenHintergrun-
des, vor dem sich in Deutschland die Unterbringung von Geflüchteten in Lagern
entwickelte, ist die Annahme durchaus plausibel. So wurden schon bei ihrer Eta-
blierung in den 1980er Jahren Abschreckungsmotive explizit geäußert (vgl. Pieper
2008: 46ff.). Im Bayerischen Asylplan heißt es, mit einem »klaren Bekenntnis zum
Sachleistungsprinzip« in den bayerischen Unterkünften mache man deutlich, dass
das Asylrecht »nicht zur Einwanderung in unser Sozialsystem« diene (BReg 2018:
3). Bezüglich der Ankerzentren formulierte Horst Seehofer im April 2018 im SPIE-
GEL: »Am Ende werden die ›AnkER-Zentren‹ dazu beitragen, dass es deutlich we-
niger Zuwanderung nach Deutschland gibt.« (zit.n. SPIEGEL 2018) Gleichwohl ist
davon auszugehen, dass die Ausreisewilligkeit der Geflüchteten faktisch durch das
Zusammenwirken ganz verschiedener Akteur*innen (wie z.B. Mitarbeiter*innen
der Ausländerbehörde, der Lagerorganisation, der Security und der Sozial- und
Rückkehrberatung) beeinflusst wird, die im Rahmen ganz unterschiedlicher Lo-
giken agieren und sich teilweise auch widersprechen (vgl. Bartels 2019: 344). Den
Effekt solcher Praktiken fasst Bartels als returnability bzw. Rückführbarkeit, d.h. die
»Erzeugung eines prekären Zustandes, der die Migrant*innen zur Mitwirkung an
ihrer Rückkehr [bewegt bzw.] bewegen soll, die als freiwillig deklariert wird« (ebd.).
Dementsprechend schilderten die interviewten Bewohner*innen durchgehend die
besonderen Härten in den Einrichtungen. Sie problematisierten die Isolation, die
sich für sie aus der Residenzpflicht, der Abgeschiedenheit der Unterkunft, stark
eingeschränkten Besuchsmöglichkeiten, dem Ausschluss von regulärem Schulun-
terricht sowie von regulärer Kinderbetreuung ergaben. Als »prison« bzw. »Gefäng-
nis« (Interview mit Bew1u.2, Bew3, Bew5, Bew9, Bew6 u.a.) verdichtet sich der
Ort in einigen Interviews vor dem Hintergrund des umzäunten Geländes, den
Zimmerdurchsuchungen, Einlasskontrollen und den damit verbundenen Leibes-
visitationen, wozu auch noch die Allgegenwärtigkeit von Abschiebungen kommt.
Darüber hinaus beklagten viele die fehlende Privatsphäre in den von mehreren
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Personen geteilten Zimmern sowie dadurch, dass weder Schlafzimmer noch Ba-
dezimmer noch Schränke abschließbar sind und Sicherheitsbedienstete und Po-
lizist*innen ohne Einholung einer Erlaubnis die Zimmer betreten. Auch die ein-
geschränkte Gesundheitsversorgung, das Kantinenessen und andere Formen der
Sachleistungsversorgung und Einschränkungen des täglichen Bedarfs wurden im-
mer wieder problematisiert. Zudem beschrieben sie Gefühle von Entmündigung,
Nutzlosigkeit und Langeweile, die sich aus der erzwungenen Untätigkeit ergaben.
Sie kritisierten die ihnen auferlegten Arbeitsverbote, sowie die Regel, weder selbst
kochen zu dürfen noch befugt zu sein, Essen von außerhalb in die Einrichtung zu
bringen. »He just eats (C: sleep), sleep, (C: eat, sleep), wake up, eat, sleep, good two
years« (Interviewmit Bew1u.2), fassen zwei Interviewparter*innen ihren Alltag zu-
sammen. Darüber hinaus schilderten viele der Gesprächspartner*innen Konflikte
mit anderen Bewohner*innen, die sich aus den äußeren Umständen ergeben, Schi-
kane und Gewalt durch Securities und verschiedene Formen von Diskriminierung
und Rassismus.8 Auf die Frage nach den eigenen Zukunftsplänen fasste einer der
Interviewpartner zusammen:
»In, in that camp there is no future. (C: There is not any future in that camp) In
that camp, no future. […] Because they are killing our future. They are bringing
us down. […] No future! No ambition! No focus! No directives! Nothing, nothing!
That is why we are crying.« (Interview mit Bew1u.2)
Dementsprechend verwiesen zwei Interviewpartner darauf, dass sie die Aussicht,
noch über längere Zeit im Lager bleiben zu müssen, schlicht nicht mehr ertragen
konnten und dies letztendlich den Grund oder einen der Gründe darstellte, den
Asylantrag zurückzuziehen (vgl. Interview mit Bew5) bzw. keine weiteren Rechts-
mittel einzulegen:
I: »Warum ist keiner zum Anwalt gegangen oder zum Verwaltungsgericht?«
B: »Weil das zum Beispiel, das war so dauert, das einfach zu bekommen vom Bun-
desamt. Das war ein Jahr oder eineinhalb Jahre bis zu zwei Jahre konntemanwar-
ten, um zu bis man diese Antwort kriegt und deswegen: [Name der Unterkunft],
das ist zu schwer. Das macht Kopfschmerzen und das macht Kopf kaputt. Wenn
jemand lebt ein, zwei Jahre hier. Deswegen die wollen, die wollen nicht mehr.
Weil wenn, zum Beispiel jemand macht die Klage, dann ist/dann es kommt noch
ein, zwei Jahre. Deswegen, wir gehen raus, wir verstehen, dass zum Beispiel, wir
sind Flüchtlinge und sowas, aber das ist zu schlecht, was hier gibt […].« (Interview
mit Bew4)
8 Zum Alltag und den Lebensbedingungen in den Lagern siehe auch den Beitrag von Simon
Goebel in diesem Band.
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Beide Interviewpartner trafen ihren Entschluss, obwohl sie auch im Herkunfts-
land keine Perspektive für sich sahen. Einer der beiden Interviewpartner erklärte
explizit, sich für die Ausreise entschieden zu haben, obwohl er die Gefahrenlage in
seinem Heimatland weiterhin als gefährlich einstufte:
I: »Was sind jetzt Ihre Pläne für die Zukunft?«
B: »In die Ukraine zurück, und dann, was passiert, dann passiert. Ich will nur
kurz leben. Zumindest ein Monat in normale Wohnung, wo ich alleine bin, mit
Wanne, mit Küche, mit alles. Und dann, wenn ich sogar tot werde, dann wäre es
nicht so schrecklich für mich. Zumindest sehe ich mein Heimatland und etwas
Komfort, mit normalen menschlichen Bedingungen. Was passiert, passiert, was
sollte passieren.« (Interview mit Bew5)
Die übrigen Interviewpartner*innen hatten sich nicht zur Ausreise entschieden,
obwohl auch sie von der Erschöpfung durch die Lagerbedingungen berichteten.
Vor dem Hintergrund der Perspektivlosigkeit im Lager stand für sie die Hoffnung
auf Auszug im Vordergrund. Dementsprechend bezogen sich prognostische Über-
legungen der Bewohner*innen nicht nur darauf, ob sie nun wohl in Deutschland
bleiben würden oder nicht, sondern auch auf die Frage, wann sie wohl aus der Ein-
richtung ausziehen könnten. Angesichts der Unklarheit über das Kriterium »Blei-
beperspektive«, das in vielen Fällen für die Auszüge maßgeblich war, sowie des
Umstands, dass teilweise auch die eigentlich rechtlich geltenden Verlegungsfris-
ten nicht eingehalten wurden (vgl. Interviewmit Bew6, Bew10, Interviewmit ASA1,
ASA2), stellte sich die Ungewissheit über den Auszugstermin als besondere Belas-
tung dar. So fragte etwa eine Interviewpartnerin rhetorisch: »We will remain here,
for long, for howmany years? Everybody (else?) is saying: Yes,we are suffering.« (In-
terviewmit Bew3) Die Bewohner*innenmachten dementsprechend auch bei Verle-
gungsfragen die weitgehende Fremdbestimmtheit zum Thema, wobei zumindest
einige der Interviewpartner*innen versuchten, dem etwas entgegenzusetzen. So
schilderten Bewohner*innen, an Demonstrationen teilgenommen zu haben (vgl.
Interview mit Bew1u.2), die neben den Zuständen und den eingeschränkten Mög-
lichkeiten vor Ort sowie den Abschiebungen auch die ausbleibenden Verlegungen
kritisierten. Aus Sicht eines Interviewpartners ergaben sich hieraus auch zumin-
dest für manche Bewohner*innen konkrete Verbesserungen: »Because most of the
times, most of these things, we are benefitting now, maybe, the transfer and stuff
like that, is becausewe came together, that period.« (Interviewmit Bew6) Folgtman
dem Argument9, so ließ sich faktisch die »Bleibeperspektive« im Lager (zumindest
auf das eigentlich gesetzlich vorgesehene Mindestmaß) verkürzen. Angesichts der
9 Ob in diesem konkreten Fall der Protest tatsächlich ursächlich für die Transferentscheidung
war, ließ sich im Rahmen der Forschung nicht abschließend klären.
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beschriebenen Prozesse und Umstände im und um das Lager kann gefolgert wer-
den, dass dies wiederum potentiell auch Auswirkungen auf den längerfristigen
Verbleib in Deutschland haben kann.
Beratungspolitiken
Auch bei der Beratung der Bewohner*innen sind Bleibeprognosen relevant. So ver-
suchen verschiedene Akteur*innen, der jeweils eigenen Abschätzung von »Bleibe-
perspektiven« Geltung zu verschaffen und ggf. Geflüchtete von ihrer fehlenden
»Bleibeperspektive« zu überzeugen. Dementsprechend schilderte ein Interview-
partner:
»Yeah, they explain to you from the first/ from the first day that you met Bun-
desamt, you go to the interview and they say to you. They say: You come from a
safe country, you/ you have very little possibilities to win this procedure. If you
want to go back yourself, we have some procedures to sign in.« (Interview mit
Bew11)
Dezidiert wird hierbei also bereits vor Asylverfahrensabschluss auf die (vermeint-
lich) geringenChancen für eine Schutzzuerkennung verwiesen, umGeflüchtete zur
Rückreise zu motivieren (vgl. auch Interview mit Bew4, Bew9, Bew10, Bew11, an-
ders: Interviewmit Bew7u.8).Wie aus zwei Interviews zudem hervorgeht, erhalten
Bewohner*innen diese ›Information‹ letztlich auch ungefragt: »Sowas,wenn ich er-
zähle über Ausbildung oder sowas, dann die sagen: Nein, musst du nach Ukraine
ausreisen.« (Interview mit Bew4; ähnlich: Interview mit Bew10). In der Praxis be-
kommen Geflüchtete im Ankerzentrum bei Asylantragstellung zudem ein »Rück-
kehrinformationspaket« (vgl. Interview mit Bew6, Bay. LT 2017b), wobei im Falle
einer Ablehnung weitere Informationen zur ›freiwilligen Rückkehr‹ folgen (ebd.).
Neben diesen behördlichen Informationen bezogen Geflüchtete ihr Wissen
über Aufenthaltschancen aber auch von anderen Stellen, die ggf. alternative
Einschätzungsarten von »Bleibeperspektiven« relevant machen konnten. So schil-
derte etwa einer der Bewohner, dass er von anderen Geflüchteten sowie einer
Dolmetscherin beim Behördenbesuch in der Raucherpause auf seine geringen
Chancen hingewiesen worden sei (vgl. Interviewmit Bew4).Andere Interviewpart-
ner*innen verwiesen auf Informationen durch andere persönliche Kontakte oder
Selbstinformation über das Internet, die sie zur Chanceneinschätzung nutzen (vgl.
Interview mit Bew5).Dementsprechend wird teilweise auch von den Geflüchteten
selbst eine realistische Einschätzung von geringen Aufenthaltschancen als positiv
beurteilt, um eigene Mobilitätsstrategien daran auszurichten. So antwortete etwa
eine der Interviewpartner*innen auf die Frage, ob sie nach Ankunft im Lager von
den Behörden über Rückkehroptionen informiert worden sei: »No! (B: No!). That
was/ that is even better. If I/ I wish I came to the first time, I came to Germany,
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they said: No, you can’t stay to Germany. I will go back. But not after staying a
year and six month, they are telling me to go back to (France?).« (Interview mit
Bew7) Andererseits können Bleibeprognosen und deren kommunikative Vermitt-
lung zugleich potentiell als Element von Strategien betrachtet werden, auf die
Rückkehrwilligkeit der Geflüchteten einzuwirken. Die Ambivalenz zwischen der
Vermittlung von Orientierungswissen und einer Wissenspolitik, die letztlich auf
die Produktion von Ausreisewilligkeit zielt, lässt sich letztlich grundsätzlich kaum
auflösen. Klar ist aber, dass es teils erhebliche Unterschiede dabei gibt, wie die Ak-
teur*innen Bleibeprognosen abschätzen und vermitteln. Während etwa genannte
Regierungsstellen vielen Asylsuchenden schon vor Abschluss des Asylverfahrens
zur Rückkehr raten, geschieht dies bei der Sozialberatung in der Regel erst nach
erfolglosem Ausschöpfen der Rechtsmittel. Dementsprechend kann auch die
Beratung über »Bleibeperspektiven« als umkämpftes Terrain betrachtet werden,
auf dem faktische Bleibeentscheidungen beeinflusst werden.
Identitätsklärung und eigensinnige Praktiken
Während die Einrichtung konzeptionell darauf zielt, reale Bleibechancen zu verrin-
gern und die Rückkehrwilligkeit zu fördern, beschrieben mehrere Interviewpart-
ner*innen eigensinnige Praktiken, durch die sie oder andere Bewohner*innen ver-
suchten, ihre Aufenthaltschancen zu erhöhen. So berichteten Interviewpartner*in-
nen etwa davon, wie ein Abschiebeversuch wegenMitwirkungsverweigerung abge-
brochen werden musste (vgl. Interview mit Bew6), wie sich Bewohner*innen über
längere Zeit vor der Abschiebung verstecken konnten (vgl. Interview mit Bew7u.8)
oder wie sie sich der Aufforderung der Passbeschaffung verweigerten (vgl. Inter-
view mit Bew6), um Abschiebungen zu erschweren.10 Dies hatte mitunter weitere
Repressionen und äußerst prekäre Lebensumstände zur Folge, die sich aus den
behördlichen Bemühungen, Personen »abschiebbar« zu machen und dem daraus
resultierenden Zustand der Deportability (De Genova 2002: 438) ergeben. Gleich-
zeitig schafften die Interviewten es faktisch aber (gerade bei Dublin-Fällen, in de-
nen es v.a. darum ging, die Überstellungsfristen verstreichen zu lassen) dadurch
auch, real ihre eigenen »Bleibeperspektiven« zu verbessern. Die Einrichtung der
Ankerzentren zielte genauso wie die Vorgängereinrichtungen darauf, diese »eigen-
sinnigen« (Benz/Schwenken 2005) Versuche von Geflüchteten, sich selbst »Bleibe-
perspektiven« zu schaffen, einzuschränken. Wie schon in den Vorgängereinrich-
tungen legte die Regierung im Koalitionsvertrag einen besonderen Fokus auf die
Fragen von »Identitätstäuschungen« (CDU, CSU, SPD 2018: 107) bzw. auf den Ver-
such, die Bewohner*innen dazu zu bringen, Ausweisdokumente vorzulegen, um
10 Zu widerständigen Praktiken der Lagerbewohner*innen siehe auch den Beitrag von Simon
Goebel in diesem Band.
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so die Abschiebungen zu erleichtern. Diese Strategie ist auf Seiten der Geflüchte-
ten bekannt. So schilderte etwa eine*r der Bewohner*innen: »When you get your
passports, that’s the way, the only thing, they will take to deport you to Nigeria.«
(Interviewmit Bew6) Nach der Interpretation des interviewten Vertreters einer Be-
zirksregierung nutzen Geflüchtete dieses Wissen auch, um reale Bleibechancen zu
berechnen und ggf. daran eigene Mobilitätsprojekte auszurichten:
»Es ist natürlich auch so, dass die Asylbewerber manchmal wissen, wie wahr-
scheinlich es ist, dass ne Abschiebung stattfinden kann. Und es gibt halt Länder,
in die findet keine Abschiebung statt, weil die […] nicht mitspielen. Beispiel Sene-
gal, Senegal verweigert sich praktisch den Abschiebungen, indem er keine Pässe
ausstellt, oder keine Passersatzpapiere für seine Bewohner. Da wissen die Be-
wohner durchaus, dass das keine, also, dass die Abschiebung nicht funktionieren
kann, entsprechend […] wählen sie nicht die freiwillige Ausreise.« (Interview mit
BezReg)
Folgt man dem Argument, so gibt es neben der rein asylrechtlichen Prognose für
die Geflüchteten selbst auch alternative Prognoseformen, die etwa Fragen von
Abschiebewahrscheinlichkeiten mitberücksichtigen. Die Attraktivität der ›freiwil-
ligen Ausreise‹, die viele Geflüchtete letztlich nur wählen, um der Abschiebung
als noch schlechterer Alternative zu entgehen (vgl. Dünnwald 2013: 233), rückt im
Rahmen des entsprechenden Prognosewissens in den Hintergrund, wodurch sich
selbst neue, wenn auch oft prekäre »Bleibeperspektiven« ergeben können.
Prognosen und Kämpfe um »Bleibeperspektiven«
Wie wir in diesem Beitrag gezeigt haben, sind Prognosen über ›Bleibewahr-
scheinlichkeiten‹ keineswegs objektive und neutrale Aussagen. Stattdessen stehen
sie als soziale Tatbestände (Durkheim 1984: 114) im Raum und wirken auf den
Einzelnen zurück. Im Rahmen der bayerischen Belegungspolitiken dienen sie als
selbsterfüllende Prophezeiung, wobei die Zuschreibung von schlechten oder un-
klaren »Bleibeperspektiven« faktisch Aufenthaltsmöglichkeiten verringern kann.
Dabei werden sie manchmal von anderen gestützt, die ihr Prognosewissen teilen,
und manchmal von Betroffenen und anderen Akteur*innen herausgefordert,
die vermeintlich gegebene »Bleibeperspektiven« nicht akzeptieren wollen. Dem-
entsprechend gibt es praktisch sehr unterschiedliche Arten, »Bleibeperspektiven«
abzuschätzen. Seit 2015 besonders dominant war jedoch die Ableitung der »Blei-
beperspektive« für Asylbewerber*innen aus den Schutzzuerkennungsquoten der
jeweiligen Herkunftsländer. Dadurch allerdings wird tendenziell ausgeblendet,
»dass Bleibeperspektiven sich völlig unabhängig vom Ausgang des Asylverfahrens
und vom Herkunftsland ergeben können: Aus den unterschiedlichsten Gründen
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wird es auch in Zukunft vorkommen, dass Menschen trotz der ihnen zugeschrie-
benen ›geringen Bleibeperspektive‹ auf Dauer in Deutschland bleiben.« (Voigt
2016: 251) Claudius Voigt zeigt anschaulich, dass die Flucht aus einem Land mit
einer niedrigen Schutzquote und auch ein abgelehnter Asylantrag in der Realität
keineswegs immer in eine »geringe Bleibeperspektive« münden müssen:
»Die Realität hält sich nicht an Statistiken. Menschen heiraten oder bekommen
Kinder und damit ein familiäres Aufenthaltsrecht; Menschen können aus be-
stimmten Gründen langfristig nicht abgeschoben werden und sind hier irgend-
wann verwurzelt, was ihnen die Chance auf ein humanitäres Aufenthaltsrecht
eröffnet. Der Gesetzgeber hat in den letzten Jahren mit der Einführung der so-
genannten Bleiberechtsregelungen nach § 25a und 25b AufenthG für Personen,
die sich nachhaltig integriert haben, diese Realität anerkannt und ausdrücklich
für geduldete Personen neue Aufenthaltsrechte geschaffen, um sinnvollerweise
das Recht der Realität anzupassen.« (Ebd.: 247)
Einer Datenanalyse von Sebastian Ludwig im April 2019 ist zu entnehmen, dass
rund die Hälfte der zwischen 2014 und 2018 abgelehnten Asylsuchenden sich noch
in Deutschland aufhält und dass wiederum etwa die Hälfte dieser Personen mitt-
lerweile im Besitz eines Aufenthaltstitels ist (vgl. Ludwig 2019: 4). Konkret im Falle
der bayerischen Transitzentren11machen die Statistiken der bayerischen Landesre-
gierung aus dem Jahr 2017 deutlich, dass faktisch nur ein vergleichsweise geringer
Teil der ›ausgezogenen‹ Bewohner*innen abgeschoben bzw. überstellt wurde (1.261
Personen), während ein wesentlich größerer Teil (2.535 Personen) in der Katego-
rie »Fortzüge ins Ausland/Fortzüge nach unbekannt« geführt wird (Bay. LT 2018a:
5f.). Da über kontrollierte, ›freiwillige‹ Ausreisen keine Statistiken existieren, ist
letztlich unbekannt, wie hoch deren Anteil an dieser Zahl ist. Aber sowohl in den
Geflüchteteninterviews (vgl. Interview mit Bew4, Bew11, Bew14) als auch in der Li-
teratur (Hess et al. 2018: 6) wird darauf verwiesen, dass ›ausgezogene‹ Geflüchtete
in anderen europäischen Ländern Asyl gesucht hätten, andere untergetaucht und
wieder andere zurück in ihr Herkunftsland gezogen seien.12 Zudem sind Ausreise-
entscheidungen nicht immer endgültig. So erklärte etwa einer der Gesprächspart-
ner, nun sogar schon zum drittenMal von Deutschland in die Ukraine hin und wie-
der zurück gereist zu sein und dies auch im Falle einer anstehenden Abschiebung
11 Gleiches legen die Statistiken zumindest für das Jahr 2015 auch für die ARE nahe (Bay. LT
2016a). Für dieAnkerzentrenwerden entsprechendeZahlendagegennichtmehr erfasst (Bay.
LT 2019a u. b). Abweichende Abschiebezahlen nennt die Regierung auf eine andere Anfrage
(Bay. LT 2018b). Der Kern der Aussage verändert sich aber auch hierbei nicht.
12 Pieper kam in seiner Studie zum Ergebnis, dass in halboffenen Lagern das ›Verschwinden‹
»nicht nur möglich, sondern Teil der konzeptionellen Zielrichtung« sei: »Das Abtauchen in
die ›Illegalität‹ ist aus Behördensicht ein Erfolg des Konzepts der Forcierung der ›freiwilligen‹
Ausreise.« (Pieper 2008: 250)
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wieder versuchen zu wollen (vgl. Interview mit Bew4). Darüber, wie viele Personen
letztlich in Deutschland bleiben werden, lässt sich dementsprechend nur speku-
lieren. Wie wir mit diesem Beitrag zu zeigen versuchten, ist dies zum Teil auch
Resultat von Kämpfen um Bleibeprognosen, deren weiterer Verlauf offen ist.
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Das Lager als Nicht-Ort
Anmerkungen zum Bamberger Ankerzentrum
Daniel Göler
Zusammenfassung
Die Migration von Flüchtlingen nach Europa und das politische Management der
Asylzuwanderung um 2015 haben sowohl sozial-räumlich entwurzelte Individu-
en als auch identitäts- und geschichtslose Orte hervorgebracht. Das »Ankerzen-
trum« in Bamberg, eröffnet im Sommer 2015 als ARE II (Ankunfts- und Rückfüh-
rungseinrichtung – nomen est omen), stellt gleichsam die räumliche Verortung
dieser These dar. In der Zusammenschau sind das alles Phänomene, deren Merk-
malszügeMarc Augé 1992 in seiner Skizze zur Übermoderne in die konzeptionelle
Denkfigur der »Nicht-Orte« überführt hat. Im Nicht-Ort steht die Funktionalität
des Lokalen im Vordergrund; das Individuum wird sukzessive auf den Zweck des
Ortes reduziert. Flüchtlingscamps, respektive Ankerzentren, folgen insofern He-
terotopien im Foucault’schen Sinn: Sie sind das räumliche Produkt politischer
Entscheidungen, sie spiegeln gesellschaftliche Verhältnisse und funktionieren
nach eigenen Regeln. Im lokalen Zusammenhang betrachtet ist eine Erstaufnah-
meeinrichtung lediglich ein unpersönlicher, entfremdeter Ort des Transits. Abge-
schiedenheit, Zugangsbeschränkungen und Eingangsrituale unterstreichen die
nur partielle und inkohärenteWahrnehmung des Ortes, aus dem nur wenig Infor-
mation nach außen dringt. Im Beitrag werden Logiken eines Lagers am Beispiel
der Bamberger Aufnahmeeinrichtung aufgezeigt, aus raumwissenschaftlich-geo-




The migration of refugees to Europe and the political management of asylum
migration around 2015 have led to both socially and spatially uprooted individ-
uals and places without identity or history. The »Ankerzentrum« in Bamberg,
which was opened in summer 2015 as ARE II (acronym for arrival and repatria-
tion facility – nomen est omen), represents the spatial location of this thesis. In
synopsis, these are all phenomena the characteristics of which were transferred
into the conceptual figure of thought of »non-places« by Marc Augé in his 1992
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draft on the supermodernity. In the non-place, the functionality of the local is
in the centre of attention; the individual is successively reduced to the purpose
of the place. Refugee camps, or »Ankerzentren«, thus follow heterotopias in the
sense of Foucault: They are the spatial product of political decisions, they re-
flect social conditions and function according to their own rules. Seen in a local
context, a reception centre is merely an impersonal, alienated place of transit.
Seclusion, access restrictions and entry rituals underline the only partial and in-
coherent perception of the place from which only little information leaks out.
This article shows the logics of a camp using the example of the Bamberg recep-
tion centre, analyses them from a spatial-scientific and geographical perspective
and discusses assemblages of the CampScapes on an empirical basis.
Die Logik des Lagers: Forschungsproblem und Fragestellung
Flüchtlingslager und ihre Problematik werden üblicherweise in den globalen Kri-
senregionen oder ihren Kontaktzonen verortet. So haben sich infolge des Bürger-
krieges in Syrien in Nachbarländern wie Jordanien oder Libanon Camps in mitt-
lerweile urbanen Dimensionen formiert (vgl. Martin/Minca/Katz 2019: 14). Auch
auf dem afrikanischen Kontinent gibt es solche oder ähnliche transitorischen Orte
des temporären, aber unbestimmten Aufenthaltes in großer Zahl. In Europa fin-
den sich spontan entstandene, informelle Flüchtlingslager beispielsweise im bos-
nischen Vučjak oder dem französischen Calais (vgl. Gueguen-Teil/Katz 2018). Pro-
visorische und hochgradig prekäre Unterkünfte dieser Art stellen hier jedoch die
Ausnahme dar.
Die Regel der Unterbringung von Geflüchteten in der Europäischen Union bzw.
im Schengenraum sind institutionalisierte, meist staatlich organisierte Gemein-
schaftsunterkünfte, so auch in Deutschland. Hier tradiert die Lagerunterbringung
von geflüchteten Menschen die Aufnahmepraktiken aus Zeiten nach denWeltkrie-
gen bis hin zur Asylzuwanderung der 1990er und der Gegenwart. »Ankerzentren«
schließen daran nahtlos an. Prozesse wie »Encampment« (Bakewell 2014) oder »Cam-
pization« (Kreichauf 2018) und Kontexte wie »Campscapes« (Martin 2015) werden also
zwar oft als abstrakte, ferne Phänomene wahrgenommen, tatsächlich aber ordnen
sie sich auch bzw. gerade in Deutschland sowohl in das Agens der Zeitgeschichte –
»le siècle des camps« (Kotek/Rigoulot 2000) – als auch in die lokale Lebenswelt einer
Mittelstadt wie Bamberg ein.
Die hier nur holzschnittartig skizzierten Zusammenhänge sollten eine tiefer-
gehende Analyse der Lagerunterbringung im globalen wie v.a. im lokalen, mithin
»glokalen« Zusammenhang somit lohnen. Die Überlegungen fokussieren sukzes-
sive auf das konkrete Exempel der heutigen Ankereinrichtung Oberfranken (AEO)
in Bamberg, eines von zwei Ankerzentren in Bayern, und folgen dazu Marc Au-
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gés Denkfigur der Nicht-Orte als Grundlage für einen geeigneten Analyserahmen.
Besondere Berücksichtigung erfährt die Perspektive der Räumlichkeit eines insti-
tutionellen Lagers, mithin Aspekte der Geographizität von Migration, Flucht und
Asyl (vgl. Göler 2020). Die Frage ist, wie im Spannungsfeld europäischer, natio-
naler und lokaler Politiken der räumliche Zusammenhang und der lokale Diskurs
um eine solche institutionalisierte Einrichtung produziert wird, wie sich dadurch
die Logik des Lagers als Nicht-Ort konstituiert und welchen Veränderungen sie
unterworfen ist. Für die Struktur des Beitrages ergibt sich daraus eine Agenda
mit drei Feldern der Fluchtforschung: die kontextuelle Rahmung, die Unterbrin-
gung und die Menschen. Ziel ist eine weiterführende Reflexion zu Raum und Ort
von Flucht im lokalen Zusammenhang. Mit dem Konzept der Geographizität (vgl.
Göler/Krišjāne 2017) wird hierbei das breite Spektrum raumrelevanter Phänomene
vonMigration und Flucht betont undmit einer relationalen Perspektive konnotiert.
Die Betonung liegt auf den räumlichen Ordnungen von Akteur*innen und relevan-
ten Institutionen unter Berücksichtigung der jeweiligen Rahmung und ihrer Varia-
bilität. Zunächst also einige Anmerkungen zur räumlichen Analyseperspektive.
Konzeptuelle Überlegungen zur Lagerunterbringung
Die temporäre, transitorische Unterbringung Geflüchteter kennt zahllose Formen.
Eine grundsätzliche Typisierung unterscheidet zwischen der freien Entscheidung
der Migrierenden für einen Aufenthaltsort (self-settlement; Bakewell 2014) und der
gesteuerten, zentralisierten Unterbringung (campization; Kreichauf 2018). Dazwi-
schen spannt sich ein Bogen von spontan entstandenen, provisorischen Formen
bis hin zur organisierten, institutionellen und manchmal sogar erzwungenen Nie-
derlassung.
Die systematische Auseinandersetzung mit der Verortung von Flucht, Asyl und
Aufnahmepraxis ist relativ jung (vgl. Ramadan 2012).DieHerausforderungen infol-
ge der Ereignisse um 2015 rückten das Thema im europäischen Aufnahmekontext
ins Interesse der Forschung, so auch in Deutschland. Zur hiesigen Aufnahmeper-
spektive fällt zunächst die Würdigung der Willkommens- und Helferkultur ins Au-
ge, so z.B. bei Schiffauer/Eilert/Rudloff (2017), wo auch ein Beitrag zur Bamberger
Initiative »Freund statt fremd e.V.« enthalten ist (vgl. Rauber 2017: 232). Daneben
finden wir teilweise auch ideologisch aufgeladene Politikkritiken (Davies/Isakjee
2019) oder die Beiträge in Hess et al. (2017). Andere Studien befassten sich mit Spe-
zifika wie dem Flughafenasylverfahren (Nieswand 2018) oder der Rolle von Grenzen
bzw. Grenzziehungen1 (»b/ordering«; Hartmann 2017: 239). Nur wenige fokussieren
1 Siehe dazu auch den Beitrag von Lea Gelardi in diesem Band.
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Probleme der Alltagsgegenwart und der lokalen Praxis der Unterbringung, wie Ku-
blitz (2016) mit Beispielen aus Dänemark.
Nicht selten wird der Eindruck erweckt, als würden völlig neue Diskurse er-
öffnet. Dabei wird übersehen, dass Zuwanderung einschließlich Fluchtmigration
tatsächlich immer wiederkehrende Themen sind. Ohne zu weit in die Historie ge-
hen zu wollen, so sind in Deutschland aktuell deutliche Parallelen zur Asyldebatte
zu Beginn der 1990er Jahre oder zur damaligen Aufnahme jugoslawischer Bürger-
kriegsflüchtlinge erkennbar. In der Folge wurde der gesamte Komplex der Asylver-
fahren hinterfragt und novelliert sowie zugleich ein Paradigmenwechsel in der In-
tegrationspraxis vollzogen (vgl. z.B. Isaakyan 2016: 169ff.; zum »Asylkompromiss«
1992 vgl. Heckmann 2015: 222).
Seitdem hat sich die Reichweite interdisziplinärer Refugee Studiesmassiv erwei-
tert; allein die beidenHandbücher von Fiddian-Qasmiyeh et al. (2014) und Trianda-
fyllidou (2016) mögen als Beleg der gestiegenen Evidenz gelten. Einschlägige Peri-
odika wie das bereits 1988 gegründete »Journal of Refugee Studies« untermauern das:
Das Themenheft zur anhaltenden europäischen Flüchtlingskrise aus 2019 beleuch-
tet die kritischen Zustände in den griechischen Lagern u.a. übrigens auch – noch
vor Covid-19 – bezüglich des Umgangs mit Infektionskrankheiten in solchen Zu-
sammenhängen (vgl. Piselli et al. 2019). Im selben Periodikum findet sich darüber
hinaus ein Themenheft »What is Camp?« mit dem Beitrag von Kublitz (2016) zur
europäischen Unterbringungspraxis, was uns direkt zur Frage der konkreten Auf-
nahmeroutine undmithin direkt zurück zum Spannungsfeld von »Encampment and
Self-settlement« (Bakewell 2014) führt. Auf die bundesdeutsche Tagespolitik übertra-
gen ist das der Diskurs um die dezentrale (private) Unterbringung versus zentra-
lisierte (staatliche) Sammelunterkunft, der noch zu thematisieren sein wird.
Im globalen Maßstab ist die Selbstorganisation der Unterbringung der Regel-
fall. Geflohene sorgen für sich selbst und die Rolle des Staates fällt sehr unter-
schiedlich, meist eher zurückhaltend, aus (vgl. ebd.: 129). Diese Variante wird zu-
meist per se als zielführender angesehen, birgt sie doch für Migrierende beispiels-
weise aus Syrien in der Türkei oder solchen aus Venezuela in Ecuador potenziell
mehr Freiheitsgrade und entbindet den Staat von faktisch kaum zu bewältigen-
den Aufgaben.2 Allerdings ist diese Option in einigen Kontexten aus humanitä-
rer Sicht zuletzt kaum mehr vertretbar, setzt sie doch eine hochgradig vulnerable
Gruppe mehr oder weniger schutzlos multiplen Bedrohungen aus. So werden bei-
spielsweise Migrierende aus Subsahara-Afrika in Libyen Opfer krimineller Banden
und selbst der Aufenthalt im selbstorganisierten Dschungel von Calais (vgl. Da-
vies/Isakjee 2019) oder in Vučjak – mitten in Europa – bedeutet ein Dasein in kri-
tischen Verhältnissen ohne Zugriff auf notwendige Infrastrukturen.Das wiederum
2 Siehe dazu auch den Beitrag von Alina Löffler in diesem Band.
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legitimiert ein Stück weit die Variante des organisierten Encampments in Sammel-
unterkünften in denHerkunftskontexten bzw. derenNachbarregionen,wie es z.Zt.
v.a. in Sudan, Jordanien und dem Libanon gegeben ist (vgl. u.a.: Oesch 2017; Minca
2015; Ramadan 2012). Ganz ähnlich kann das auch auf sichere Aufnahmeländer wie
Deutschland übertragen werden.
Hier, wo »self-settlement« definitiv keine Option darstellt und provisorische
Camps nicht toleriert werden, ist die zentralisierte Sammelunterbringungen von
Flüchtlingen prinzipiell nicht neu – man denke an die aus der direkten Nach-
kriegszeit stammenden »Grenzdurchgangslager« wie in Zirndorf oder Friedland
(vgl. Oltmer 2016: 50), die später unter anderen Etiketten wie »Sammellager für
Ausländer« und heute als »Zentrale Aufnahmeeinrichtung für Asylbewerber« in
ganz vergleichbaren Formen existieren (vgl. Poutrus 2017). Dennoch, gerade in
historisch und gegenwartsbezogen sensibilisierten Aufnahmekontexten wie in
Deutschland ist die Lagerunterbringung politisch, gesellschaftlich, moralisch
und auch wissenschaftlich höchst strittig (vgl. Hess et al. 2018; Pieper 2010).
Gleichwohl, mit Überlegungen zur Exterritorialisierung des Grenzregimes der
»Festung Europa« in Form von vorgelagerten »Hotspots« und »Transferzonen« zur
Abwicklung von Asylverfahren vor Erreichen Europas – also »offshore processing«
(Papagianni 2016: 326) der Flüchtlingsproblematik – hat in Wissenschaft und
Politik die Diskussion über eine effiziente und zugleich humanitär vertretbare
Verfahrenspraxis neue Nahrung erhalten (vgl. Pott/Schmiz 2018). Und die Imple-
mentierung von (im Sinne der Namensgebung) zweckbestimmten, funktionalen
Ankunfts- und Rückführungseinrichtungen, wie sie 2015 in Bayern eingerichtet
wurden, rückte die Frage der angemessenen Form der Unterbringung von Ge-
flüchteten just auf dem Höhepunkt der »Flüchtlingskrise« auch in Deutschland
ins Zentrum des Interesses. Praktiken der Unterbringung im Speziellen und die
»geographies of forced migration« (Collyer 2014: 118ff.) im Allgemeinen, die nach
wie vor üblicherweise aus der Perspektive des sogenannten Globalen Südens als
potenzielle Herkunftsregionen gedacht werden, sind nun auch zu einem zentralen
Thema von Machtdynamiken im Globalen Norden geworden (vgl. Rechitski 2016:
173).
Wie auch immer, die Zentralisierung der Entscheidungs- und Aufnahmepro-
zedur ist die politisch implementierte Normalität und ein integraler Bestandteil
der Aufnahmepraxis in der Bundesrepublik Deutschland geworden. Das politi-
sche Fundament bildeten die sogenannten Asylpakete I und II von Oktober 2015
bzw. Februar/März 2016; eine der konkreten Maßnahmen darin sind die »beson-
deren Aufnahmeeinrichtungen« (vgl. Pelzer/Pichl 2016). Und schließlich sind die
»AnKER-Zentren«3 ein ganz wesentlicher Bestandteil der Geschäftsgrundlage der
3 »In den AnKER-Einrichtungen sollen Ankunft, Entscheidung, kommunale Verteilung bzw.
Rückführung (AnKER) stattfinden.« (Koalitionsvertrag 2018: 107, Herv. d.Verf.)
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seit März 2018 im Amt befindlichen Bundesregierung (vgl. Koalitionsvertrag 2018:
107). Mit der 2015 eröffneten Großunterkunft in Bamberg existierte die Kopiervor-
lage für die angestrebte Form des künftigen »onshore-processing« hier schon längst.
Die Geographizität des Lagers. Das Beispiel der AEO
Der »Lange Sommer der Migration« (Hess et al. 2017) und das politische Manage-
ment der »Flüchtlingskrise« (Luft 2017), die mehr und mehr als Krise der europäi-
schen Aufnahmepraxis interpretiert wird (vgl. Knipper 2016: 993), sind bis heute im
medialen und öffentlichen Diskurs sehr präsent; zumindest war das vor Einsetzen
der Covid-19-Pandemie so. Die Fluchtmigration hat, wie vergleichbare Ereignisse
vorher auch, eine große Zahl sowohl räumlich als auch identifikativ entfremde-
ter Individuen im Sinne von Rosa hervorgebracht (Rosa 2014: 122ff.). Eine direk-
te räumliche Konsequenz sind Flüchtlingslager gleichsam als identitäts- und ge-
schichtslose Orte. Dem Anthropologen Marc Augé folgend sind solche Nicht-Orte
eines der zentralen Kennzeichen der »Situation der Übermoderne« (Augé 1994: 39)
und im definitorischen Sinn dann Funktionsräume, »to which individuals are con-
nected in a uniform manner and where no organic social life is possible«, mit-
hin »something we perceive, but only in a partial and incoherent manner« (Augé
1992/1995, Klappentext).
Entlang dieser Grundthesen rücke ich nun den lokalen Wirkungszusammen-
hang von Flucht im Aufnahmekontext in den Vordergrund und argumentiere da-
zu einerseits aus einer sozialen und andererseits aus der räumlichen Perspekti-
ve. Entsprechende Strukturen, Praktiken und Diskurse lassen sich nicht zuletzt
am Beispiel einer Aufnahmeeinrichtung in Deutschland thematisieren, wo es um
die »geographischen Logiken sozialer Praktiken« (Werlen 2013: 84) gehen soll. Im
Mittelpunkt des Interesses stehen, wie eingangs bereits betont, Aspekte der Geo-
graphizität, hier in Zusammenhang mit Fragen der Räumlichkeit von Migration,
Flucht und Asyl.
Daten zum Bamberger Ankerzentrum …
Die Bamberger AEO darf also, wie bereits angedeutet, zumindest zu Beginn als
eine Art zeitweiliges Laboratorium für die Suche nach einer effizienten Form
der Aufnahme- und Verfahrenspraxis für Flüchtlinge in Deutschland gelten.
Die Einrichtung startete am 14.9.2015 als eines von zwei »Ankunfts- und Rück-
führungszentren« im Bundesland Bayern (abgek. ARE II; die ARE I ist jene in
Manching/Oberbayern). Angesichts des sehr kurzen Vorlaufs war das nur möglich,
weil in beiden Fällen militärische Konversionsflächen kurzfristig zur Verfügung
standen. In Bamberg handelt es sich um einen Teil eines US-amerikanischen
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Kasernengeländes am östlichen Stadtrand, welches nach dem Abzug der Streit-
kräfte 2014 eigentlich in einen längerfristigen städtischen Konversionsprozess
übergehen sollte (vgl. Göler 2019: 4).4 Angesichts der dramatischen Lage Mitte
2015 und der drängenden Frage der Unterbringung einer großen Personenzahl
war die Umwandlung zur Flüchtlingsunterkunft naheliegend, zumal sich die
Konversionsfläche im Eigentum der Bundesrepublik Deutschland (und nicht
des Bundeslandes Bayern oder der Stadt Bamberg) befand. So konnte der Bund
das Gelände dem Land zweckbestimmt zur Nutzung als Aufnahmeeinrichtung
überlassen. Eine Zustimmung der kommunalen Ebene (Stadt Bamberg) war nicht
nötig.
Zunächst ausschließlich als besondere Aufnahmeeinrichtung für Asylsuchende
sowie Geduldete aus sicheren Herkunftsstaaten wie den Ländern desWestbalkans5
eröffnet, gehören seit Juli 2016 eine reguläre Erstaufnahmeeinrichtung sowie, als
dritte Säule seit September 2017, auch die Funktion eines Ankunftszentrums zu der
Anlage, die seitdem AEO (Aufnahmeeinrichtung Oberfranken) genannt wird. Dort
sind die relevanten Behörden (insbes. BAMF, Ausländerbehörde, Jugendamt sowie
eine Rechtsantragsstelle des Verwaltungsgerichts) präsent, sodass das den Asylsu-
chenden zustehende Verwaltungsverfahren vor Ort durchgeführt werden kann.Die
Antragstellenden sollen schnellstmöglich Auskunft erhalten, ob sie in Deutschland
bleiben können oder ob eine Rückführung – sei es durch freiwillige Rückkehr oder
Abschiebung – ansteht. Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer wird vom Betrei-
ber der Unterkunft, der Regierung von Oberfranken,mit zwei Monaten angegeben
4 Nachdem neben der Flüchtlingsunterkunft ein weiterer Teil des 190 Hektar großen, ehema-
ligen Kasernengeländes seit 2016 von einem Ausbildungszentrum der Bundespolizei belegt
wird, steht für die ursprüngliche Bamberger Konversionsidee nur noch ein kleiner Teil des
Areals zur Verfügung.
5 Zentraler Bestandteil der Neuregelung der Asylgesetzgebung im Rahmen der Asylpakete I
und II (Pelzer/Pichl 2016) war das Ausweisen sicherer Herkunftsstaaten (vgl. Luft 2017: 96).
Dazu gehörten (neben den Mitgliedsstaaten der EU) bereits die Westbalkanstaaten sowie
seit längerem Senegal und Ghana; die Erweiterung der Liste wurde angestrebt. Asylsuchen-
de aus solchen Ländern werden direkt nach Ankunft bzw. Antragstellung in zentrale Aufnah-
meeinrichtungen wie jene in Bamberg gelenkt. So wird mit Blick auf die Verfahrenspraxis
schon ex ante eine Gruppe mit geringer Bleibewahrscheinlichkeit konstruiert; letztere lag
bei Asylbewerbern aus Albanien und dem Kosovo 2015 beispielsweise bei 0,2 % bzw. 0,4 %
(vgl. BAMF 2016: 50). Die Antragsteller sind bis zur Entscheidung verpflichtet, in der Sam-
melunterkunft zu wohnen; sie dürfen das in ihrer Aufenthaltsgestattung genannte Gebiet
(Landkreis) nicht bzw. nur vorübergehendmit Erlaubnis des Bundesamtes verlassen und dür-
fen nicht arbeiten. Wird ihr Asylantrag als »offensichtlich unbegründet« oder »unzulässig«
abgelehnt, gelten diese Regelungen bis zur Ausreise. Zudem wird dann der Leistungsbezug,
v.a. was monetäre Zuwendungen angeht, erheblich eingeschränkt. Asylsuchende aus Län-
dern mit »guter Bleibeperspektive«, d.h. mit über 50 %-iger Schutzquote wie Eritrea und Sy-
rien durchlaufen ein beschleunigtes Asylverfahren.
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(vgl. Regierung von Oberfranken 2018). Dieser Wert wird nicht selten unter-, in ei-
nigen Fällen jedoch auch erheblich überschritten (vgl. Kraft 2018: 353), was noch zu
thematisieren sein wird.
Seit der Eröffnung 2015 wurde die Kapazität von anfänglich 1.500 Personen
stetig erweitert. Im Juli 2017 hatte sie ihren (momentanen) Endausbau mit 3.400
Plätzen – seitens der Staatsregierung war auch schon die Rede von 4.500 (vgl.
Fränkischer Tag 2015) – erreicht. Eine Belegung in diesen Dimensionen war al-
lerdings nie gegeben. Üblicherweise wohnten dort zuletzt zwischen ca. 1.200 und
1.600 Menschen. Anfang März 2018 z.B. waren es knapp 1.300 Personen, davon
223 in der besonderen und 1.073 in der regulären Aufnahmeeinrichtung. Im Mai
2020 wurden wegen Pandemie-bedingt rückgängiger Zahlen nur noch 1.170 ge-
zählt; im Juli waren es 741.6 Anfangs (2015/2016) waren überwiegend Personen aus
Westbalkan-Staaten untergebracht. Deshalb wird die Einrichtung im Volksmund
bis heute »Balkan-Zentrum« genannt, obwohl sich die Herkunft nun deutlich he-
terogener darstellt und von Nordafrika über Syrien, Irak und Iran bis zu ehemals
sowjetischen Republiken wie Russland, Ukraine und Georgien (zeitweilig die größ-
te Gruppe) reicht.
Spannend bleibt die Frage nach der Laufzeit der Großunterkunft, welche –
so die vertragliche Festlegung zwischen der Stadt Bamberg und dem Bundesland
Bayern aus dem Jahr 2015 – auf zehn Jahre begrenzt bleiben soll. Da die Flucht-
migration nach Deutschland trotz Covid-19 anhalten wird, erscheint das höchst
unwahrscheinlich: Warum sollte ein mit hohem Aufwand entwickelter, funktionie-
render und eingespielter Prototyp in Ruhestand gehen und anderswo ersatzweise
Kapazitäten aufgebaut werden? Insofern steht 2025 in Bamberg nichts weniger als
der Lackmustest bezüglich der Halbwertszeit von politischen Zusagen von Bund
und Land gegenüber der Kommune an.
… und der öffentlichen Diskurs7
Das eine ist die Datenlage im gegebenen politischen und gesellschaftlichen Zu-
sammenhang um 2015, das andere der begleitende öffentliche Diskurs. Die Eröff-
nung der Bamberger Großunterkunft wurde in der Bürgerschaft kontrovers auf-
genommen und entsprechend medial begleitet. Ein Rückblick auf 2015/2016 zeigt
6 Die Angaben zu Belegungszahlen und -strukturen sowie weitere Informationen zum Zen-
trum sind der Webseite der Regierung von Oberfranken (2018) entnommen.
7 Grundlage ist eine Auswertung des Online-Archivs »inFranken«. Dort sind die Artikel der von
der Mediengruppe Oberfranken herausgegebenen Lokalpresse Nordbayerns (insbes. »Frän-
kischer Tag«) archiviert. Für die Jahre 2015 und 2016 wurden 312 Beiträge ausgewertet, von
denen 189 einendirektenBezug zur ARE/AEOaufwiesen.Diesen sachdienlichen empirischen
Befund hat Jan ThelenM.A. imRahmen seinerMasterarbeit dokumentiert (Thelen 2017). Da-
für gebührt ihm großer Dank.
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die Komplexität der Debatten auf (vgl. Thelen 2017). Er verdeutlicht die anfängli-
chen Erwartungen hinsichtlich der Funktionalität des Nicht-Ortes, aber auch die
Befürchtungen, Vorbehalte und Ängste gegenüber der Großunterkunft bzw. der
Akzeptanz der dort Untergebrachten.
Die Standortentscheidung für das Armeegelände wurde zunächst als Vorteil
bewertet. Anfänglich war sogar von »Rückenwind für die Konversion« (Thelen 2017:
42) die Rede. Davon spricht jedoch spätestens seit dem Einzug der Bundespolizei
in einen weiteren großen Teil der Kaserne niemand mehr. Einerseits werden dem
Wohnungsmarkt über den Konversionsprozess nun nur noch wenige Immobilien
zugeführt und andererseits verschärft die Nachfrage von mehreren hundert Be-
schäftigten bei Polizei und AEO – und letztlich auch von Geflüchteten mit Aufent-
haltstitel (vgl. Luft 2017: 117) –die ohnehin angespannte Situation. Immerhin ist der
Konversionsprozess nicht zuletzt mit Kompensationsmitteln des Freistaates Bay-
ern auf einem kleineren, stadteinwärts gelegenen Areal zwischenzeitlich tatsäch-
lich angelaufen. Der in Bamberg oft zu hörende Ruf nach bezahlbaremWohnraum
konnte damit jedoch nicht erstickt werden.
Quantitäten bestimmten nicht nur die Frage nach der maximalen Kapazität
der Einrichtung, sondern v.a. jene nach einer lokal akzeptablen Größenordnung,
welche sich um etwa 1.500 Menschen einpendelte. Der Diskurs um Selbige bezog
sich zunächst insbesondere auf deren Herkunft und die damit verbundene Fra-
ge der »Fremdheit«; diesbezüglich entwickelte sich nach der Kölner Silvesternacht
Anfang 2016 eine kritische Stimmungslage. Schien gegen Jahresende 2015 die Be-
legung der ARE mit einer begrenzten (und rückläufigen) Anzahl an Asylsuchenden
ausWestbalkanländern in der Bevölkerung weitgehend akzeptiert, somehrten sich
nun Berichte einer Umwandlung zur regulären Aufnahmeeinrichtung. Dort wür-
den dann eben auch Personen aus (Nord-)Afrika untergebracht. Aus dem nach an-
fänglichen Problemen nun, nicht zuletzt wegen der Belegung mit »weißen Men-
schen aus Europa«, weitgehend akzeptierten »Balkanzentrum« würde dann eine
Einrichtung mit Menschen aus kulturell ferneren Zusammenhängen werden. Das
erinnert stark an die beispielsweise von dem britischenDemographen Coleman ge-
führte Argumentation einer hierarchischen Fremdheit von Immigrierenden und
der vermeintlichen Verdrängung der als autochthon empfundenen (ehemaligen)
Mehrheitsbevölkerung (vgl. Coleman 2006). Das Argument, dass damit der Cha-
rakter der Aufnahmeeinrichtung als »Ort der Perspektivlosigkeit« (Thelen 2017: 48)
überwunden würde, da er nun auch Geflüchtete mit Bleibeperspektive beherberge,
blieb meist ungehört, zumal sich zeitgleich die Berichte zu steigender Kriminalität
in Form von Ladendiebstählen, Pkw-Aufbrüchen, Sachbeschädigungen und Kör-
perverletzungen in und um die Großunterkunft herum mehrten. Immer wieder
rückten in der Folge einzelne Gruppen bzw. Nationalitäten aus unterschiedlichen
Gründen – häufig eben Straftaten – in den Fokus. Das in den lokalen Medien pro-
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duzierte Bild derMenschen in der Unterkunft in Bamberg-Ost war und ist insofern
einem steten Wandel ausgesetzt.8
Die Funktionalität des Ortes definiert sich über die geballte Präsenz der Behör-
den, die Nähe zu den Antragstellenden sowie demZiel der Beschleunigung der Ver-
fahren inklusive Weiterverteilung bei positivem oder Rückführung bei negativem
Bescheid. Schon die erste Namensgebung als ARE (für Ankunft und Rückführung)
hatte darauf in bemerkenswerter Offenheit hingewiesen. AEO und Ankerzentrum
klingen dagegen zumindest ergebnisoffener, wenngleich alleine die Dominanz der
Funktion als »besondere Aufnahmeeinrichtung« auf Abschiebung als wahrschein-
lichste Variante hindeutet. Dazu entwickelte sich im Verlauf des Jahres 2016 ei-
ne inflationäre Begriffsvielfalt mit Terminologien wie »Turboabschiebezentrum«,
»Abschiebelager«, »Bamberger Abschiebeeinrichtung« oder »Abschiebelager ohne
Integration« (Thelen 2017: 61, 68). Sehr kontrovers diskutiert wird die Durchfüh-
rung von Abschiebungen in den frühen Morgenstunden, wobei den Betroffenen
nur wenig Zeit zur Vorbereitung zugestanden wird. Die Rolle der nicht-abschließ-
baren Türen in den Wohneinheiten wird dabei distinkt eingeordnet. Sie erleich-
tern dem Vollzugspersonal die Arbeit im Falle, dass sich Menschen widersetzen
sollten. Der Betreiber der Unterkunft dagegen führt das Argument der Sicherheit
für die dort Untergebrachten z.B. im Brandfall ins Feld. Kritik entzündete sich
zudem am äußeren Erscheinungsbild der Anlage. Mit der noch aus Zeiten der US-
Armee stammenden Umzäunung vermittelt deren Physiognomie tatsächlich den
Eindruck der Kasernierung und Internierung der dort Lebenden, welche das Camp
aber jederzeit verlassen und betreten dürfen. Die Betreiber weisen wiederum auf
den Sicherheitsaspekt hin: Unbefugten, d.h. Personen ohne Passierschein, wird
der Zugang verwehrt; das gilt im Übrigen auch für Presse, Forschende und andere
Berichterstattende gleichermaßen. Entsprechende Eingangskontrollen unterstrei-
chen, wenn man sie als Rituale interpretieren will, den bei Augé (1994) konstru-
ierten Charakter eines Nicht-Ortes. Jener Nicht-Ort ist im vorliegenden Fall den
bürgerlichen Wohngebieten im Stadtteil Bamberg-Ost zwar sehr nah, wegen der
eingeschränkten Zugänglichkeit zugleich aber – ganz ähnlich den Verhältnissen
zur Zeit der US-Kaserne – ganz fern.
Ebenfalls aus zwei Perspektiven dargestellt werden jeweils der medizinische
Dienst, das Angebot der Beschulung oder beispielsweise die im März 2016 einge-
richtete Stadtbuslinie, welche die AEO mit dem Bahnhof, Busbahnhof und Klini-
kum verbindet. Einerseits werden die inkrementellen Verbesserungen hinsichtlich
der Funktionalität des Ortes gesehen. Andererseits entspinnt sich zugleich eine
Kontroverse,weil die Angebote stets in Konkurrenzmit jenen für die restliche Bam-
berger Bevölkerung bewertet werden. So wurde der – kostenfreie – Shuttle schnell
8 Siehe zur regionalen medialen Berichterstattung rund um alle bayerischen Ankerzentren
auch den Beitrag von Tanja Evers in diesem Band.
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als Luxus eingestuft, gleichwohl im Rahmen des Sachleistungsprinzips den in der
AEO Untergebrachten von ihrem »Taschengeld« vorab schon der Obolus dafür ein-
behalten worden ist.
Hinsichtlich der Funktionalität der Einrichtung entwickelte sich der Diskurs
also stets um zwei gegensätzliche Perspektiven. In der einen, oft aus Helferkreisen
geäußerten, ist die Einrichtung inhuman, Menschenrechte verachtend und alleine
dem Ziel der Abschottung untergeordnet. In der anderen, speziell aus Kreisen der
konservativen (bayerischen) Regierungspolitik gerne eingenommenen Sichtweise
wird die Effizienz der Einrichtung, insbesondere mit Blick auf die konstruierte
Gruppe der Personen mit »geringer Bleibewahrscheinlichkeit«, betont. Die Ein-
schätzung eines ehemaligen Asylsozialberaters in der AEO allerdings relativiert
die Argumente Effizienz und Kostenersparnis in Zusammenhang mit Ankerzen-
tren deutlich (vgl. Kraft 2018: 356).
Die Sicht der Geflüchteten in der AEO9
Der Charakter der AEO als Ort des Transits mit ständig wechselnder Belegschaft
macht einen kohärenten empirischen Befund zur Situation und Perspektive der
Bewohner schwierig; angesichts der Heterogenität der individuellen Biographien
und spezifischen Fallkonstellationen kann es einen solchen nicht geben. Die Inter-
views einer Erhebung im Juli und August 2016 wurden allein aufgrund des Zeit-
raumes der Durchführung mit Personen geführt, die überwiegend aus (sicheren)
Westbalkanstaaten kamen. Gleichwohl ergaben sich daraus wertvolle Erkenntnisse
zu organisationalen Praktiken der Großunterkunft.
Die Mehrzahl der damals dort Untergebrachten wurde aus anderen, dezentra-
len Unterkünften, in denen sie bisweilen schon längere Zeit gelebt hatten und sich
schon auf einemgutenWeg der Integration sahen, zwecks Beschleunigung der Ver-
fahren in die ARE gebracht. Oft lag der Negativ-Bescheid schon vor, die Ausreise
war aber wegen fehlender Dokumente oder aus anderen Gründen noch nicht voll-
zogen worden, was die teilweise unverhältnismäßig lange Aufenthaltsdauer in der
Großunterkunft erklärt. Der Aufenthalt 2016 in Bamberg ist in den meisten Fällen
also eine weitere Etappe in elusiven Migrationsbiographien, wie sie bei Menschen
aus dem Kosovo und insbesondere aus Albanien häufig anzutreffen ist (vgl. Göler
9 Im Juli und August 2016 wurden insgesamt 20 Interviews in der damaligen ARE II/AEO ge-
führt. Aufgrund der damaligen Belegungsstruktur handelte es sich v.a. um Personen aus
Westbalkanstaaten, insbesondere aus Albanien und Kosovo. Die Ergebnisse sind an anderer
Stelle ausführlich dargelegt (Göler 2020) und können hier nur im Überblick wiedergegeben
werden. Aussagen aus Interviews sind durch ein Kürzel referenziert (I1 bis I20). Ich danke
Mehdi Sejdiu M.A. für die muttersprachliche Durchführung der Interviews und der Regie-
rung von Oberfranken für deren Einverständnis und Mithilfe.
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2017). Angesichts der Umstände drängt sich der Eindruck auf, dass die Bleibeper-
spektive der vor 2015 Zugewanderten aus Westbalkanstaaten (zumindest in Form
einer Duldung) anfänglich relativ gut gewesenwar und letztlich erst die Aufnahme-
krise den individuellen Migrationsprojekten die entscheidende Wende gab. Jene,
die erst 2015/16 gekommen waren, räumten bemerkenswert offen ein, dass man
Fehlinformationen, die oft aus dem familiären Umfeld stammten, oder – für viel
Geld allzu blauäugig – den Versprechungen von Schleusern aufgesessen war. Ei-
nige Aussagen belegen ein nach wie vor großes Informationsdefizit. Die Ansicht,
dass »wenn man hier arbeitet, sich informiert und integriert, dann hat man das
Recht hier zu leben« (I6), mag aus der individuellen Perspektive verständlich sein,
ein Aufenthaltstitel erwächst daraus nicht. Einen völlig abstrusen Sinnzusammen-
hang bezüglich politischen Asyls wird mit dem Satz »Ich habe politisches Asyl be-
antragt, weil ich von der Politik im Kosovo enttäuscht bin« (I5) konstruiert. Ebenso
erstaunt die Erwartung »Ich war mir sicher, dass ich Asyl bekomme, weil jetzt in
Frankreich die nicht-weiße Rasse dominiert und ich gelesen habe, dass Deutsch-
land das vermeiden will mit den weißen, albanischen Migranten« (I18), zeigt, wie
hier offenbar durch Fehlinformationen bzw. krude Deutungen völlig falsche Er-
wartungshaltungen entstanden sind.
Doch zurück zur Lage der Menschen in der AEO.Die Abgeschlossenheit gegen-
über der umgebenden Lebenswelt und v.a. der fehlende Zugang zum Arbeitsmarkt
gereicht bisweilen zum Problem. Jene, die im Bewusstsein der Begrenztheit ihres
Aufenthaltes nach Möglichkeit Ressourcen und Kapitalien für die Zeit nach ihrer
voraussichtlichen Rückführung aufbauen wollen, haben dazu nur wenig Möglich-
keiten. Die Umstellung auf das Sachleistungsprinzip schränkt das Generieren von
Ersparnissen weiter ein. Mit der Überführung in die AEO wurden einigen Befrag-
ten die aufgebauten, für eine (ggf. auch informelle) Erwerbstätigkeit notwendigen
Netzwerke entzogen. Einige wenige geben an, über Schwarzarbeit etwas Rückla-
gen – berichtet wird von 50 Euro pro Tag – zu verdienen. Darüber hinaus lässt sich
allenfalls über (genehmigte) Hilfstätigkeiten innerhalb der AEO etwas dazuverdie-
nen.
Höchst kritisch zur Situation der Bewohner der Unterkunft und insbesonde-
re der Roma äußert sich eine Studie zur Gewährleistung von Kinderrechten in
Aufnahme- und Rückführungseinrichtungen (Alexandropoulou/Leucht/Salimovs-
ka 2016)10. Es wird dezidiert auf Defizite z.B. im Bereich der Beschulung hinge-
wiesen (vgl. ebd.: 19ff.). Der Besuch einer Regelschule im Stadtgebiet Bambergs ist
in der Tat nicht vorgesehen, vielmehr wird auf dem Gelände ein Substitut in Form
einer besonderen Bildungseinrichtung angeboten.11 Anwesenheit wird aber kaum
10 Die Studie wurde von der Hildegard Lagrenne Stiftung finanziert und fokussiert gemäß Stif-
tungszweck v.a. auf Bildung, Inklusion und Teilhabe von Sinti und Roma.
11 Vgl. dazu auch den Beitrag von Elisabeth Beck und Christine Heimerer in diesem Band.
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kontrolliert und Absenz nicht sanktioniert.Weiterhin wirdmit Blick auf Ängste bei
u.U. bereits traumatisierten Kindern die Tatsache nicht abschließbarer Wohnun-
gen bzw. Türen als höchst problematisch eingeschätzt. Und letztlich würde der auf
dem Balkan weitverbreitete Antiziganismus in der Unterkunft unverhohlen fortge-
führt. Insgesamt werden in der Studie die Lebensbedingungen von Familien in der
ARE II als »durchgehend negativ bewertet« (ebd.: 27).
In unserem Survey hinsichtlich der Unterbringung in der ARE/AEO wurden
neben zahlreichen negativen immer wieder auch positive Momente berichtet. Da-
zu zählen das gute Gesundheitssystem in Deutschland generell, die medizinische
Versorgung in der Einrichtung speziell sowie der respektvolle Umgang seitens der
Behörden, den man von Autoritäten im Herkunftsland so nicht gewohnt ist: »Ich
habe hier mehr Rechte als im Kosovo, obwohl ich Asylbewerber bin« (I1) lautete ei-
ne Stimme diesbezüglich. Gleichwohl, dramatisch ist die Situation der Roma als
eine Volksgruppe, die in Südosteuropa zweifelsohne bedroht und deren Lage auch
in der AEO prekär ist. Einerseits ist die Rückführung für sie wegen mannigfaltiger
Unsicherheiten überhaupt keine Option, so dass Roma sich dem mit allen Mit-
teln widersetzen. Als grundsätzlich Ausreisepflichtige entfällt damit allerdings der
Leistungsanspruch, so dass sie selbst in der Unterkunft jenseits der reinen Unter-
bringung keine Existenzgrundlage haben. Ein Rom gibt offen an, er sei aus diesem
Grund gezwungen, für die Familie stehlen zu müssen.
Jenseits aller Bewertungen des Lebens in der Großunterkunft, die, wie gezeigt,
stark von der Perspektive abhängen können, kann für alle dort Untergebrachten –
egal ob sie eine »hohe« oder »geringe Bleibewahrscheinlichkeit« haben – ein Le-
ben mit permanenten Unsicherheiten angenommen werden. Unabhängig von der
Dauer des Verfahrens und des Aufenthaltes oder der Perspektive des Bleibens bzw.
Gehens ist die AEO per se gleichsam ein fluider Ort. Insofern soll im Weiteren der
Frage nachgegangen werden, inwieweit sich der Aufenthalt in einer solchen hete-
rotopen Parallelwelt in der Wahrnehmung des Nicht-Ortes und seiner Umgebung
durch die dort untergebrachten Menschen spiegelt.
Geflüchtete im lokalen Umfeld: Die Orientierung am Nicht-Ort
Aufnahmeeinrichtungen sind transitorische Orte, an denen Menschen als Indivi-
duen temporär auf den Zweck der Institution reduziert werden. Ein Nicht-Ort wie
das Bamberger Ankerzentrum folgt insofern der Vorstellung von Heterotopien im
Sinne Foucaults (1992): Sie sind das räumliche Produkt politischen Handelns, sie
spiegeln gesellschaftliche Verhältnisse und funktionieren dennoch nach eigenen
Regeln. Zugangsbeschränkungen und Eingangsrituale beispielsweise –mithin Ele-
mente einer »Liquid Surveillance« nach Bauman/Lyon (2013) – unterstreichen die
partielle und inkohärente Wahrnehmung eines an sich nahen Ortes, über den nur
294 Daniel Göler
begrenzt Information nach außen dringt. Insofern stellt der Ort der Erstaufnah-
me in seinem lokalen Bezug für dessen Bürgerschaft wie für den Geflüchteten
zunächst einen unpersönlichen, geschichts- und identitätsarmen Ort des Tran-
sits dar. Manche der Untergebrachten verlassen das Ankerzentrum selten oder gar
nicht, andere zeigen große Aktionsräume im örtlichen Zusammenhang. Doch wie
bewegen sich Menschen unter diesen Voraussetzungen im lokalen Umfeld und an
was orientieren sie sich? Welche Raummuster werden erkennbar? Antworten auf
solche und ähnliche Fragestellungen zu finden, war die zentrale Zielsetzung der
Studie von Fritzler (2018).
Die räumliche Repräsentation ausgewählter Personen wurde dabei mit der
klassischen Methode der »mental maps« (Downs/Stea 1974), d.h. gezeichneter
Karten der räumlichen Umgebung, in der zweiten Jahreshälfte 2017 erhoben.
Insgesamt 15 Personen (zehn Männer und fünf Frauen) dokumentierten in sog.
»sketch maps« ihre Vorstellung von der räumlichen Umwelt, welche durch jeweils
relevante Orte konstituiert wird. Zwei Aspekte sind dafür maßgeblich: Das sind
zum einen die Marginalität und Isoliertheit des Standortes und zum anderen
die individuelle, ggf. biographisch bedingte Ermöglichung durch entsprechende
Handlungsmacht. Jene wiederum wird von der Differenziertheit der Bewoh-
nerschaft beeinflusst. Im Vergleich zu 2016 waren in der zweiten Jahreshälfte
2017 gänzlich andere Staatsbürgerschaften anzutreffen, darunter insbesondere
Personen aus Syrien, Eritrea, Iran und Marokko. Die Aufenthaltsdauer betrug
zwischen zwei Wochen und acht Monaten; jener Faktor hatte allerdings, ähnlich
wie Sprachkenntnisse, kaum differenzierenden Einfluss auf Raumkenntnis und
aktionsräumliches Verhalten. Ganz anders ist das bei Bildungsniveau und Alter.
Im Einzelnen repräsentieren insgesamt sechs der Probanden das Bild von
lokal- bzw. quartiersbezogenen, höchst begrenzten Aktionsradien; konkret waren
das junge, männliche und bildungsferne Migranten aus Eritrea. In deren Skizzen
findet sich eine überschaubare Anzahl an Elementen (sechs bis 16 Nennungen),
welche sich überwiegend in Nähe des Ankerzentrums finden. Ein wichtiger stra-
tegischer Punkt ist beispielsweise eine stark frequentierte Kreuzung an einer
Ringstraße, an der zeitweilig freier Zugriff auf einen WiFi-Hotspot bestand, was
allerdings die einzige Aufenthaltsqualität des Ortes darstellt. Haupt- (und zugleich
einziger) Anlaufpunkt in der Innenstadt ist ein Internet-Cafe, welches Netzzugang
und Pre-Paid-Karten zu günstigen Konditionen anbietet und zudem von einem ni-
gerianischen Migranten betrieben wird. Daneben sind die Raumkenntnisse dieser
Probanden eher dürftig; bei drei von ihnen genügte ein A4-Blatt zur Erhebung.
Das Raumbild von anderen Probanden mit, orientiert an bundesdeutschen
Standards, mittlerem Bildungsniveau wird ebenfalls hauptsächlich aus der Per-
spektive der AEO wiedergegeben bzw. ist maßgeblich auf die Umgebung zentriert.
Es werden deutlich mehr Raumelemente genannt. Auch wenn deren Bezeichnung,
Lokalisierung und Lagerelation oft fehlerhaft wiedergegeben werden, so spiegeln
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sie eine erweiterte räumliche Orientierung und v.a. individuelle Interessenslagen
und Bedürfnisse. Für eine christliche Iranerin beispielsweise spielen die Kirchen
eine wichtige Rolle; daneben werden Einkaufsmöglichkeiten der zentralen Fuß-
gängerzone genannt, deren Angebote zwar wahrgenommen, aber nicht genutzt
werden können. Ein 35-jähriger Syrer zeichnet einen weiten Aktionsradius mit
zahlreichen Einrichtungen, deren Bezeichnung und v.a. deren Funktion er aber
kaum kennt. Er ist mit dem Fahrrad unterwegs und sammelt Leergut (Pfand-
flaschen), um sich etwas dazuzuverdienen. So erklärt sich beispielsweise auch,
dass ihm die Bamberger Kneipenmeile wohlbekannt ist, er die Angebote dort
gleichwohl nie in Anspruch nimmt bzw. nehmen kann.
Fünf weitere Personen mit hohem Bildungsrad aus Syrien und Iran verfügen
über detaillierte Raumkenntnis – eine der sketch maps beinhaltet mehr als 120 Kar-
tenelemente – und dokumentieren ein klar innenstadtzentriertes aktionsräumli-
ches Verhalten. Die Informiertheit ist breit und umfasst Orte unterschiedlichs-
ter Funktionen (Sozialberatung, Anwalt, Rathaus, Zahnarzt, Apotheke, Einkaufs-
möglichkeiten etc.). Auch Kultureinrichtungen wie ein Kino oder eine temporäre
Kunstinstallation im öffentlichen Raum sowie symbolische Orte, wie der »Gabel-
mann«, ein bekannter Brunnen und Treffpunkt in der Fußgängerzone, werden ge-
nannt. Bei zwei Karten ist das Ankerzentrum – d.h. der eigene Wohnort! – und
dessen Umfeld gar nicht enthalten.
In Zusammenhang mit der Orientierung und mithin auch der Steuerung des
räumlichen Verhaltens spielt der bereits erwähnte Shuttle-Bus, welcher seit März
2017 das Ankerzentrum mit dem Bahnhof, Innenstadt und dem Klinikum am an-
deren Ende der Stadt verbindet, eine wichtige Rolle. Oft ist das jeweilige Bewe-
gungsprofil und in einem Falle sogar die gesamte Zeichnung entlang des detailliert
wiedergegebenen Linienverlaufs kalibriert.
Diskussion und Fazit
Vorstehend wurde das Bamberger Ankerzentrum hinsichtlich der Spezifik des
Ortes, der räumlichen Einbettung und der dort lebenden Menschen exemplarisch
analysiert. Als empirische Evidenz verbleibt der zusammenfassende Hinweis auf
mannigfaltige Differenzierungen, Dichotomien und Mehrdeutigkeiten; solche
scheinen derartigen Orten immanent zu sein (vgl. Oesch 2017). Das Zusam-
menspiel von (Nicht-)Ort, Raum und Individuum lässt sich in Anlehnung an
Martin (2015), dort allerdings in einem anderen Zusammenhang, als CampScape
interpretieren.
Zu der sehr speziellen Assemblage eines solchen CampScapes gehört die tempo-
räre Unbestimmtheit bei zugleich implizierter Begrenztheit des Aufenthaltes der
dort Untergebrachten. Deren transitorische Episode endet, dem politisch formu-
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lierten Ziel des Ankerzentrums entsprechend, mit der Variante Bleiben oder Ge-
hen. Diesbezüglich ist bereits die Frage der Herkunft nicht unerheblich, definiert
sie doch über das politische Konstrukt sicherer (und unsicherer) Herkunftsstaa-
ten die Perspektive einer hohen oder geringen Bleibewahrscheinlichkeit und legi-
timiert damit quasi schon ex ante die spätere Entscheidung über das Einräumen
eines Aufenthaltsstatus oder die anstehende Rückführung. Gerahmt ist die Pro-
blematik durch die Erfordernisse der Umsetzung staatlicher Ordnungsstrukturen
einerseits und der Wahrung von Humanität und Menschenrechten andererseits.
Mit Blick auf den Anspruch größtmöglicher Effizienz wird während des Auf-
enthaltes imNicht-Ort Ankerzentrumbis zur Entscheidung über das Asylverfahren
tatsächlich ein Durchschnitt im Sinne Augés (1992) hergestellt. Faktisch war und ist
die Belegung weder strukturell noch im Zeitverlauf tatsächlich homogen, sondern
von ständiger Veränderlichkeit gekennzeichnet. Eine solche behält sich der Staat
als Betreiber der Aufnahmeeinrichtung angesichts der instabilen Realität interna-
tionaler Flüchtlingsbewegungen auch ausdrücklich vor.
Für die Dauer des Verfahrens ist der Aufenthalt in der Unterkunft obligatorisch
und es besteht Residenzpflicht, d.h. der kommunale Bezugsrahmen darf nicht ver-
lassen werden. Durch die Immobilisierung sollen ganz offensichtlich Ansätze zur
Integration während des laufenden Verfahrens geringgehalten werden, nicht zu-
letzt um bei Ablehnung des Asylgesuchs Rückführungen zu vereinfachen. Selbst
die örtliche Bewegungsfreiheit ist durch die Umzäunung des Areals eingeschränkt,
was allerdings ein wesentlicher Teil der Sicherheitsgarantie auf dem Gelände ist.
Sie scheint von den meisten dort Untergebrachten auch durchaus akzeptiert zu
sein, schließlich werden damit Übergriffe jeglicher Art von außen definitiv er-
schwert. In der Konsequenz sind nicht zuletzt die räumliche Orientierung und
Interessiertheit am Lokalen, einschließlich der individuellen Fähigkeit bzw. Inter-
essen dazu, seitens der Geflüchteten meist begrenzt.
Die für das Exempel des Ankerzentrums in Bamberg vorgelegte Analyse zu
raumbezogenen Auswirkungen von Migration und Flucht in lokalen Zusammen-
hängen hat sich Bausteine der Figur der Heterotopie und das Konstrukt des Nicht-
Ortes zu eigen gemacht.Mit der Rahmung in der Übermoderne wird ein Vorschlag
für ein analytisches Konzept für weitere empirische Annäherungen an den For-
schungsgegenstand Migration und Flucht im lokalen Kontext unterbreitet.
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Die Flüchtlings- und Integrationsberatung in den
Ankerzentren im Spannungsfeld von politischer
Beeinflussung und sozialarbeiterischer Einflussnahme
Mathias Schmitt
Zusammenfassung
Gegenstand der hier vorgestellten explorativen Forschungsarbeit ist die
Flüchtlings- und Integrationsberatung (FIB) in den 2018 entstandenen An-
kerzentren. Die Arbeit fokussiert einerseits die politische Einflussnahme auf
die FIB und untersucht anderseits Formen der politischen Einflussnahme von
Seiten der Asylberater*innen auf die Politik. Zur Analyse der Einflussnahme von
Seiten der Politik auf die Soziale Arbeit wird eine Policy-Analyse in Form einer
»Problemanalyse als Programmanalyse« (Benz/Rieger 2015: 83) durchgeführt,
mit deren Hilfe die konstitutiven Elemente der Ankerzentren herausgearbei-
tet werden und mit einer Bewertung des politischen Programms, welches
die Errichtung der Ankerzentren beinhaltet, abschließt. Zur Erfassung dieser
konstitutiven Elemente, welche das neue Arbeitsfeld der Asylberater*innen
strukturieren, wird eine Inhaltsanalyse nach Kuckartz (2018) in Form einer
Dokumentenanalyse durchgeführt. Bevor jedoch eine abschließende Bewertung
des Programms im Rahmen der Programmanalyse vollzogen werden kann, müs-
sen zuerst die Auswirkungen des politischen Programms auf die FIB als auch
auf deren Adressat*innen aufgezeigt werden. Die Analyse der Auswirkungen
erfolgt durch leitfadengestützte Interviews mit sieben Asylberater*innen in
drei verschiedenen Ankerzentren in Bayern. Für die Auswertung der Interviews
wird die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring (2015) angewendet. In den
Interviews wird neben den Auswirkungen die politische Einflussnahme von
Seiten der Asylberater*innen fokussiert. Die Sozialarbeitspolitik nach Rieger
(2013) und der Ansatz von Policy Practice nach Burzlaff (2020) stellen den
Fachkräften Methoden der politischen Einflussnahme zur Verfügung. Der qua-
litative Forschungsansatz setzt somit einen weiteren Schwerpunkt dieser Arbeit
darauf, welche Methoden des politischen Handelns im Rahmen dieser Ansätze
in der Praxis angewandt werden und ob darüber hinaus weitere Formen der
Einflussnahme der Asylberater*innen im Sinne dieser Ansätze erkennbar sind.
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 Summary
The subject of the explorative research project presented herein is the refugee
and integration counselling (Flüchtlings- und Integrationsberatung, FIB) in the
Anker centres that were established in 2018. On the one hand, the work focuses
on political interference with FIB and, on the other hand, investigates forms
of political influence on politics on the part of asylum counsellors. In order to
analyse the influence of politics on social work, a policy analysis in the form of
a »problem analysis as a program analysis« (Benz/Rieger 2015: 83) is conducted,
with the help of which the constitutive elements of Anker centres are identified
and which concludes with an evaluation of the political program that includes
the establishment of Anker centres. In order to identify the constitutive elements
that structure the new field of work of asylum counsellors, a content analysis
according to Kuckartz (2018) is carried out in the form of a document analysis.
However, before a final evaluation of the program can be carried out in the
context of the program analysis, the effects of the political program on the FIB
as well as on its addressees must be demonstrated in a first step. The analysis
of the effects is based on structured interviews with seven asylum counsellors
in three different Anker centres in Bavaria. The qualitative content analysis
according to Mayring (2015) is used to evaluate the interviews. In addition to
the effects, the interviews also focus on the political influence of the asylum
counsellors. The social work policy according to Rieger (2013) and the approach
of Policy Practice according to Burzlaff (2020) provide the professionals with
methods of political interference. The qualitative research approach thus places
a further focus of this work on which methods of political action are applied in
practice within the framework of these approaches and whether other forms of
influence on the part of asylum counsellors in the sense of these approaches can
be identified.
Einleitung
Im März 2017 sorgte eine Ankündigung der damaligen bayerischen Sozialminis-
terin, Emilia Müller, für große Aufregung. Sie drohte den Wohlfahrtsverbänden
damit, die finanzielle Förderung zu streichen, wenn die Asylberater*innen den Ge-
flüchteten Hinweise gäben, wie diese sich der Abschiebung durch fehlende Anwe-
senheit oder durch Einlegung weiterer Rechtsmittel entziehen könnten (vgl. Süd-
deutsche Zeitung 2017). An diesem Beispiel wird sichtbar, wie weitreichend sich
politische Akteur*innen in die Praxis der Sozialen Arbeit einzumischen versuchen.
In den letzten Jahren sind neue Einrichtungen zurUnterbringung vonGeflüchteten
in Bayern entstanden, die sogenannten Ankerzentren. Auch und gerade imKontext
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der Ankerzentren stellt sich die Frage, wie1 diese Einrichtungen einen Einfluss auf
die Asylsozialberatung2 nehmen, denn in Ankerzentren sollen neben sämtlichen
für das Asylverfahren relevanten Behörden auch die Wohlfahrtsverbände vertreten
sein um die Flüchtlings- und Integrationsberatung (FIB) vor Ort durchzuführen.
Die hier vorgestellte explorative Forschungsarbeit3 fokussiert die politische Ein-
flussnahme auf dieses Beratungsangebot und fragt – vice versa – nach Formen
der Einflussnahme von Seiten der Sozialen Arbeit auf die Politik. Diese doppelte
Fragestellung ist notwendig, da davon ausgegangen wird, dass sich die Beeinflus-
sung nicht nur einseitig von der Politik auf die Soziale Arbeit vollzieht, sondern
die Soziale Arbeit ebenso als Akteur im politischen Geschehen mitwirkt und selbst
Politik macht (vgl. Rieger 2013: 55). Dabei bedienen sich die sozialarbeiterischen
Fachkräfte bewusst oder unbewusst und in unterschiedlichem Maße der Metho-
den des politischen Handelns und nutzen so »Politik als Hilfe« (Rieger 2006).
Die Ankerzentren im Kontext der politischen Programmanalyse
Die angewandte »Problemanalyse als Programmanalyse« (Benz/Rieger 2015: 83) be-
schränkt die Analyse von Politik auf die politischen Inhalte (Policy) und das dar-
auf bezogene politische Programm: »Unter einem politischen Programm sind alle
Maßnahmen (Gesetze, Richtlinien, Förderpläne, Konzepte usw.) zu verstehen, wel-
che die Politik ergreift, um ein als lösungsbedürftig erkanntes (soziales) Problem
zu regeln bzw. zu bewältigen.« (Ebd.: 81) Das Ziel dieser Programmanalyse ist es,
das politische Programm, welches als wesentlicher Bestandteil die Errichtung der
Ankerzentren beinhaltet, aber auch weitere Politiken im Zusammenhang mit den
Ankerzentren umfasst, zu analysieren und zu bewerten. Die Programmanalyse in
der Politikwissenschaft für die Soziale Arbeit fragt insbesondere nach den Auswir-
kungen des politischen Programms auf ihre Adressat*innen und die Arbeitsweise
der Sozialarbeiter*innen, um gegebenenfalls Einfluss auf das politische Programm
zu nehmen.Mit Hilfe der inhaltlich strukturierenden Inhaltsanalyse nach Udo Ku-
ckartz (2018) wird imRahmen der Programmanalyse eine Dokumentenanalyse vor-
genommen,welche die politikauslösenden Probleme, die daraufhin gesetzten Ziele
1 Die Einflussnahme der Politik auf die Soziale Arbeit gilt in den hier dargestellten Ansätzen
der Sozialen Arbeit als unbestritten (vgl. Burzlaff 2020; Borstel/Fischer 2018) und erfordert
eine qualitative Herangehensweise mit der Fragestellung wie diese Einflussnahme sich dar-
stellt.
2 Seit 2018 heißt die Asylsozialberatung »Flüchtlings- und Integrationsberatung (FIB)« basie-
rend auf der Richtlinie für die Förderung der sozialen Beratung, Betreuung und Integration
von Menschen mit Migrationshintergrund (vgl. Bayerisches Staatsministerium 2017: 578).
3 Die hier vorliegendeArbeit stellt eine ZusammenfassungmeinerMasterarbeit an derDualen
Hochschule Baden-Württemberg (DHBW) dar.
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und die Maßnahmen zur Zielerreichung in den Blick nimmt. Durch die Analy-
se der Dokumente werden die konstitutiven Elemente der Ankerzentren heraus-
gearbeitet, welche das Arbeitsfeld der Sozialarbeiter*innen prägen. Die Auswahl
der Dokumente für die Programmanalyse orientierte sich an der Architektur des
Asylsystems und an den Abhängigkeiten der Asylpolitik als »Mehrebenenpolitik«
(Schammann 2018: 77). Auf internationaler Ebene waren beispielsweise die Emp-
fehlungen des UNHCR Deutschland (2018) zu den Ankerzentren und der Bericht
des European Council on Refugees and Exiles (ECRE 2019) relevante Bestandtei-
le der Dokumentenanalyse. Die Mehrzahl der Dokumente in der politischen Pro-
blemanalyse sind der Bundes- bzw. Landesebene zuzuordnen. Beispielhaft sei hier
für die Bundesebene der Koalitionsvertrag, der Masterplan Migration, Veröffentli-
chungen des BAMF und schriftlichen Anfragen auf Bundesebenen aufgeführt, für
die Landesebene Berichte aus den Kabinettssitzungen, das Parteiprogramm der
CSU sowie Anfragen an den Landtag. Es werden nicht nur staatlich Dokumente
und Quellen herangezogen, sondern auch Positionspapiere und Stellungnahmen
der Wohlfahrtsverbände und der verschiedenen Nichtregierungsorganisationen,
ebenso wie Presseberichte, Fachzeitschriftenartikel und Fachbücher aus den Sozi-
alwissenschaften, insbesondere aus der Sozialen Arbeit.
Am 1. August 2018 wurden die ersten Ankerzentren in Bayern eröffnet und
ersetzten die bestehenden Erstaufnahmeeinrichtungen in den jeweiligen Regie-
rungsbezirken (vgl. StMI 2018). Diese Vorläufer-Einrichtungen der Ankerzentren
waren die Ankunfts- und Rückführungseinrichtungen (ARE) in Bayern,welche spä-
ter als Transitzentren fortgeführt wurden4. Die bayerische Landesregierung ver-
folgte mit der Einführung der ARE bzw. Transitzentren das Ziel, eine Verfahrens-
beschleunigung im Asylverfahren zu erreichen, welche eine schnelle Rückführung
von Asylbewerber*innen ohne Bleibeperspektive intendiert (vgl. Bayerischer Land-
tag 2017: 3). Zudem sollten die Kommunen in ihrer Aufgabe der Unterbringung
der Geflüchteten entlastet werden (vgl. ebd.). Dass dies im Sinne der Kommunen
passierte, bestätigt der Beschluss des Präsidiums des Deutschen Städtetages aus
dem Jahr 2015, in dem der Ausbau der Landeserstaufnahmeeinrichtungen gefor-
dert wurde (vgl. Deutscher Städtetag 2015).
Im Zuge der Programmanalyse wurden insgesamt acht politikauslösende Pro-
bleme identifiziert5. In den analysierten Dokumenten fanden sich Aussagen über
die vermehrte Einreise von Geflüchteten, die Überlastung der Behörden im Asyl-
verfahren, welche nicht allein auf die vermehrte Einreise bezogen werden konn-
ten, sondern auf die bestehenden internen Problemlagen im BAMF hinwiesen (vgl.
Thränhardt 2016: 2). Als weiteres politikauslösendes Problem wurden von Seiten
4 Siehe dazu auch den Beitrag von Lea Gelardi in diesem Band.
5 Die Ergebnisse der Programmanalyse lassen sich nur ansatzweise und verkürzt darstellen.
Für eine ausführliche Darstellung wird auf Schmitt (2019) verwiesen.
Die Flüchtlings- und Integrationsberatung in den Ankerzentren 305
des Staates auf den drohenden Kontrollverlust über die Einreise und den Aufent-
halt hingewiesen, wie er beispielsweise aus Sicht des Staates durch die unkon-
trollierte Einreise der Geflüchteten im Jahr 2015 erfolgte. Die CSU gab daher das
Versprechen an die Wähler, dass »sich der Zustand vom Herbst 2015 nicht wie-
derholen wird« (CSU 2017: 15) und kündigte einen »effektiven Maßnahmenplan«
(ebd.) an. Als ein weiteres politikauslösendes Problem wurde die Angst vor dem
Verlust von Wählerstimmen der etablierten Parteien an die AfD, welche der Kate-
gorie des politischen Motivs zugeordnet wurde, identifiziert. Als weitere politik-
auslösende Probleme wurden in den verschiedenen Dokumenten die Überlastung
von Kommunen bei der Unterbringung von Geflüchteten sowie die Dauer der Asyl-
verfahren und Rückführungen aufgeführt. Als angestrebtes Ziel wurde von Seiten
der Politik in den analysierten Dokumenten insbesondere die Beschleunigung der
Asylverfahren angeführt. Des Weiteren wurde die Entlastung der Kommunen, die
Rückerlangung der Kontrolle über das Migrationsgeschehen, die Ausweitung der
Abschiebebemühungen und die Verminderung sogenannter Pull-Faktoren6 aufge-
führt. Die Wohlfahrtsverbände und Organisationen der Flüchtlingshilfe betonten,
dass sogenannte Abschreckungsmaßnahmen zur Verminderung der Pull-Faktoren
ausmenschenrechtlicher Sicht kritisch zu sehen sind und aus sozialwissenschaftli-
cher Sicht fraglich ist, ob »die Prekarisierung der Lebensbedingungen Einfluss auf
die Asylantragszahlen [haben]« (Hess et al. 2018: 9). Die einzelnen Maßnahmen,
welche von der Politik ergriffen wurden, lassen sich den jeweiligen Kernelementen
der Ankerzentren zuordnen, die als Ergebnis der Dokumentenanalyse festgehalten
werden:
Die Ankerzentren sind mit der klaren Intention errichtet worden, die Asylver-
fahren zu beschleunigen und Abschiebungen leichter vollziehen zu können. Als entschei-
dende Elemente hierfür sind die Zentralisierung der Behörden und Geflüchteten aufge-
führt worden, welche von Kontroll- und Abschreckungsmaßnahmen begleitet werden.
Diese Kernelemente sind konstitutiv für die Ankerzentren und prägen das neue
Arbeitsfeld der Asylberater*innen.
Im Folgenden wird die FIB mit ihren Zielen, Aufgabenfeldern, dem eigenen
Selbstverständnis ihrer Arbeit sowie den Auswirkungen des aufgeführten politi-
schen Programms auf die FIB und den damit verbundenen Herausforderungen
näher beschrieben. Zur Darstellung der Auswirkungen werden einzelne Aussagen
aus den Interviews mit den Fachkräften herangezogen. Die Auswahl der Anker-
zentren erfolgte über das Kriterium der Anzahl der verschiedenen Träger der FIB
in den jeweiligen Zentren und sollte sicherstellen, dass die Auswirkungen als auch
6 Pull-Faktoren sind jene Faktoren, welche zur Einwanderung motivieren (vgl. Han 2016: 13).
Die Reduzierung dieser Faktoren dient demnach der Verminderung der Anreize überhaupt
nach Deutschland zu fliehen bzw. soll abschreckend auf Geflüchtete wirken und wird daher
als Abschreckungsmaßnahme bezeichnet.
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Möglichkeiten der politischen Einflussnahme in ihrer Vielzahl und Vielfältigkeit
erfasst werden. Die Auswahl der Interviewteilnehmer erfolgte durch die angefrag-
ten Wohlfahrtsverbände in Eigenregie. Aus Gründen der Anonymisierung werden
keine weiteren Angaben zu Sozialdaten oder beruflichen Eckdaten aufgezeigt.
Der Einfluss der Politik auf die Soziale Arbeit wird bei der Aufgabenzuweisung
deutlich sichtbar. In der Beratungs- und Integrationsrichtlinie (BIR) werden die
Beratungsziele der FIB benannt (vgl. Bayerisches Staatsministerium 2017: 578f.).
Dabei stehen die Befriedung des Umfelds durch die Förderung des gegenseitigen
Verständnisses und die Konfliktbewältigung in den Unterkünften laut BIR an vor-
derster Stelle.Dies ist sicherlich einwichtiger Aspekt, aber bei derartigen Vorgaben
laufen die Fachkräfte der FIB Gefahr, zur Akzeptanz und zum Erhalt von Anker-
zentren beizutragen und die bestehenden Rahmenbedingungen in diesen Zentren
zu legitimieren. Dies würde im Widerspruch zu den Äußerungen über die An-
kerzentren in den Stellungnahmen der Wohlfahrtsverbände stehen, bei denen die
Fachkräfte angestellt sind. So ist in einer Stellungnahme der AWO zu lesen, dass
diese »die geplanten Ankerzentren entschieden ab[lehnt]« (AWO Bundesverband
2018: 5). Nach Ansicht von Diakonie und Caritas widersprechen die Ankerzentren
den »Grundsätzen einer menschenrechtskonformen Flüchtlingspolitik« (Diakonie
Deutschland/Deutscher Caritasverband 2018: 4). Es besteht eine deutliche Diskre-
panz über die Vorstellung einer geeigneten Unterbringungsform zwischen Staat
und Wohlfahrtsverbänden.
Zudem ist auffällig, dass die unabhängige Asylverfahrensberatung durch die
Wohlfahrtsverbände in der BIR nicht genannt wird. Dies ist bemerkenswert, da
alle an dieser Studie beteiligten Träger der freien Wohlfahrtspflege auf ihren In-
ternetauftritten die Asylverfahrensberatung als Beratungsangebot benennen, oft-
mals sogar an allererster Stelle. Die Unterschlagung der unabhängigen Asylverfah-
rensberatung wird von Akteur*innen der Sozialen Arbeit kritisch gesehen. In den
Ankerzentren können beschleunigte Asylverfahren durchgeführt werden, was eine
zeitnahe Anhörung nach der Ankunft bedeutet. Wenn die »Anhörung das Herz-
stück des Verfahrens« (BAMF 2019: 2) und »der zentrale und wichtigste Vorgang
im Rahmen des behördlichen Asylverfahrens« (Heinhold 2015: 108) darstellt, dann
muss in der Asylverfahrensberatung die Vorbereitung auf eben diese Anhörung
einen entscheidenden Stellenwert einnehmen. Mit dem Zweiten Gesetz zur besseren
Durchsetzung der Ausreisepflicht (seit dem 21. August 2019 in Kraft) wurde die Mög-
lichkeit geschaffen, eine staatliche Asylverfahrensberatung durch Mitarbeiter*in-
nen des BAMF einzuführen. Das BAMF vollzog bereits im Juli 2018 bei allen drei
in die Studie aufgenommenen Ankerzentren die Asylverfahrensberatung. Die Un-
abhängigkeit einer Beratung durch Mitarbeiter*innen einer staatlichen Behörde
wurde von verschiedenen Seiten angezweifelt, da einerseits die Mitarbeiter*in-
nen als Personal des BAMF nicht unabhängig agieren können und anderseits die
Geflüchteten kein wirkliches Vertrauen aufbauen können, wenn die Beratung als
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auch die Entscheidung von der gleichen Behörde durchgeführt wird (vgl. Wieb-
ke 2019: 76). In den Interviews äußerte eine Fachkraft, dass die Beratung von FIB
und BAMF nicht vergleichbar wäre, da die Beratung des BAMF eine Aufklärung
und keine Beratung darstelle (vgl. Interview 2). Sowohl im ECRE-Bericht als auch
in der Stellungnahme des UNHCR und in der Stellungnahme der Bundesrechts-
anwaltskammer wurde darauf hingewiesen, dass die behördliche Beratungsmög-
lichkeit keine unabhängige, also nichtstaatliche Verfahrensberatung ersetzen kann
(vgl. ECRE 2019: 10f.; UNHCR 2018: 7f.; Bundesrechtsanwaltskammer 2018: 6). Die
Wohlfahrtsverbände bemängeln zudem, dass ihre unabhängigen Beratungsstruk-
turen dem Bedarf nicht gerecht werden können (vgl. Diakonie Deutschland/Deut-
scher Caritasverband 2018: 4) und fordern daher eine stabile Finanzierung ihrer
Beratungsangebote in den Ankerzentren (vgl. BAGFW 2017: 2).
Aus dem Leitbild der Träger und aus dem Selbstverständnis der Profession und
Disziplin der Sozialen Arbeit ergeben sich klare Aufgabengebiete und ethische Vor-
gaben für die Fachkräfte in der FIB. So bildet die internationale Definition der So-
zialen Arbeit, welche von der International Federation of Social Workers (IFSW)
im Jahr 2014 in Melbourne erarbeitet wurde, die gemeinsame Grundlage für die
Disziplin und Profession der Sozialen Arbeit weltweit. Die Definition benennt die
»Prinzipien sozialer Gerechtigkeit, die Menschenrechte, die gemeinsame Verant-
wortung und die Achtung der Vielfalt« (DBSH 2016) als Grundlage der Sozialen
Arbeit. Gerade in der migrationsbezogenen Sozialen Arbeit sind die Menschen-
rechte und der Ansatz der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession nach Sil-
via Staub-Bernasconi (2003) ein wichtiger Bezugspunkt für die Ausarbeitung von
Handlungsansätzen (vgl. Gögercin 2018: 552; Prasad 2018: 10f.).
Für diesen menschenrechtlichen Ansatz sprechen aus Sicht des Autors vor al-
lem drei Gründe. Der erste Grund ist die Tatsache, dass sich die nationale Gesetz-
gebung an den nationalstaatlichen Interessen orientiert und dadurch im Wider-
spruch stehen kann zum globalen Phänomen der Migration als auch zu den men-
schenrechtlichen und europarechtlichen Vorgaben. Beispielhaft sei hier verwiesen
auf die jahrelange Weigerung der deutschen Politik die Kinderrechtskonvention
(KRK) im vollen Umfang anzuerkennen (vgl. Kauffmann 2010). Die nationale Ge-
setzgebung kann daher nicht mehr allein als Orientierungsrahmen für die Sozial-
arbeiter*innen dienen, denn nach Staub-Bernasconi können »Gesetze wohl legal,
aber nicht unbedingt auch ethisch legitim sein« (Staub-Bernasconi 2018: 112). Er-
sichtlichwird dies beispielsweise auch beimAsylbewerberleistungsgesetz: »Die seit
März 2015 geltende überarbeitete Fassung des Asylbewerberleistungsgesetzes ent-
sprach in Teilen nicht den internationalen Menschenrechtsstandards, dies betraf
insbesondere den Bereich der Gesundheitsfürsorge.« (Amnesty International 2016:
142) Der zweite Grund ist das Selbstverständnis von Sozialer Arbeit als Menschen-
rechtsprofession, das auf der Grundlage des Tripelmandats Eingang in die Soziale
Arbeit gefunden hat.
308 Mathias Schmitt
»Das heißt, dass SozialarbeiterInnen auch dann aktiv werden können, wenn kein
Mandat seitens der Gesellschaft oder eines Trägers des Sozialwesens vorliegt,
wobei sie sich dieses in diesem Fall, wenn immer möglich von den Problembe-
troffenen geben lassen müssen.« (Staub-Bernasconi 2018: 118)
Wenn bestimmten Kindern der Zugang zu Bildung verhindert wird und so-
mit internationale Menschenrechtsstandards wie die KRK verletzt werden, so
wäre es hier im Sinne einer menschenrechtsorientierten Sozialen Arbeit Auf-
gabe, sich gegen diskriminierende Strukturen einzusetzen. Der dritte Grund
ist die sozialarbeiterische Fokussierung auf menschliche Bedürfnisse, wie sie
Silvia Staub-Bernasconi (2018) in ihrem systemischen Ansatz der Sozialen Arbeit
vorschlägt. Demnach sind »Menschen aufgrund ihrer psychischen bzw. psycho-
biologischen Beschaffenheit zur Erhaltung ihrer Ausstattung lebenslänglich auf
biologische, psychische, soziale und kulturelle Ressourcen angewiesen« (Staub-
Bernasconi 2003: 27). Diese Angewiesenheit auf die Chancen und Möglichkeiten
der Bedürfnisbefriedigung, welche einer Person in ihrer konkreten Umwelt zur
Verfügung stehen, macht es für die Soziale Arbeit notwendig, sich nicht nur auf
das Individuum zu konzentrieren, sondern die Bedingungen der Umwelt in ihre
Arbeit miteinzubeziehen.
Das Arbeitsfeld der Sozialarbeiter*innen in den Ankerzentren ist wie aufge-
zeigt wurde durch die Zentralisierung der Geflüchteten, die bewusst hergestell-
ten prekären Lebensbedingungen, die verstärkten Abschiebebemühungen oder die
Kontrollmaßnahmen vorstrukturiert. Die Auswirkungen dieser Maßnahmen auf
die FIB zeigen sich beispielhaft im eingeschränktenHandlungsspielraumder Fach-
kräfte. Da keine Integrationsleistungen angeboten werden können, findet auch
keine Vermittlung in Arbeit oder Integrationskurse statt (vgl. Interview 3) und
schränkt so die weiteren Unterstützungsmaßnahmen grundlegend ein. Die Le-
bensbedingungen der Adressat*innen in den Ankerzentren spiegeln sich auch in
den Beratungsinhalten der FIB wieder. Die Fachkräfte bekommen so »ganz viel
Aggression, Verzweiflung, Frustration, Depression, wie auch immer, alle Facet-
ten des Menschseins wie man quasi mit schwierigen Lebenslagen umgeht« (In-
terview 6) mit. Die psychischen Belastungen der Adressat*innen (vgl. Interview 4)
kommen erschwerend hinzu, genauso wie die eingeschränkten Gesundheitsleis-
tungen (vgl. Interview 7), welche ein ständiges »rumdiskutieren« (ebd.) mit dem
Sozialamt nach sich ziehen. Einen großen Anteil in den Beratungen nimmt auch
das jeweilige Asylverfahren der Adressat*innen ein (vgl. Interview 3). Als Themen,
welche durch die Asylpolitik die Beratungsinhalte bestimmen, wurden u.a. ge-
nannt: neue Gesetzesänderungen (vgl. Interview 1), drohende Rückführungen oder
Dublin-Überstellungen (vgl. Interview 2) und die Negativ-Bescheide im Asylver-
fahren (vgl. Interview 4). Für eine unabhängige Asylverfahrensberatung bedeutet
dies, dass die Adressat*innen über mögliche Rechtsmittel aufgeklärt werden müs-
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sen (vgl. Interview 6), Rechtsanwälte vermittelt werden (vgl. Interview 3) oder in
Fällen mit hohem Zeitdruck den Geflüchteten bei der Formulierung von Rechts-
mitteln geholfen wird (vgl. Interview 7). Da derartige Maßnahmen nicht von der
staatlichen Asylverfahrensberatung und den Mitarbeitern vom BAMF angeboten
werden, stellt die Asylverfahrensberatung eine der Haupttätigkeiten in der Bera-
tung dar.
Die Zentrierung der Behörden hat Auswirkungen sowohl im positiven als auch
im negativen Sinne. Einerseits zeigte sich in den Interviews, wie die FIB durch
die Nähe zu den anderen Behörden an Vertrauen bei ihren Adressat*innen ver-
liert und als »Teil des Systems« (Interview 4) gesehen wird. Was dazu führt, dass
bei manchenThemen die Geflüchteten bei den umliegenden Bürgerinitiativen Hil-
fe suchen, was wiederum auf die Angewiesenheit von ehrenamtlichen Unterstüt-
zungsformen hindeutet. Andererseits führt die Nähe zu den Behörden und der
Regierung zur Erleichterung der Kommunikation (vgl. Interview 3) und hat dar-
über hinaus Einfluss auf das politische Handeln der Sozialarbeiter*innen in den
Ankerzentren. Bezug genommen wurde in den Interviews auch auf die erschwerte
Vorbereitung auf die Anhörung. Da die fehlende oder stark eingeschränkte Vor-
bereitung insbesondere Auswirkungen auf die Geflüchteten und ihr Asylverfahren
haben, werden diese im Folgenden näher beschrieben.
Bewertung des politischen Programms
Policy-Analysen können auf unterschiedlichste Weise evaluiert werden, beispiels-
weise hinsichtlich ihrer inhaltlichen Logik oder in Bezug auf Effektivität oder Effi-
zienz (vgl. Popple/Leighninger/Leighninger 2019: 47). Für die Soziale Arbeit ist eine
weitere Evaluationsform von Bedeutung: die »Legitimität einer Politik« (Benz/Rie-
ger 2015: 93). »Soziale Arbeit muss Politik ethisch bewerten, denn sie ist hand-
lungsorientiert und muss Ziele setzten [sic!].« (Ebd.) Für eine menschenrechtsori-
entierte Soziale Arbeit, möchte sie sich im Rahmen ihres Tripelmandats gegen dis-
kriminierenden Strukturen einsetzen, ist die Legitimität der bestehenden Struktu-
ren von entscheidender Bedeutung. Wenn Diskriminierung als eine »Ungleichbe-
handlung von sozial hergestellten Gruppen« (Melter 2015: 9) verstanden wird, dann
stellt sich die Frage, warum eine Ungleichbehandlung der Geflüchteten gegenüber
der restlichen Bevölkerung trotz bestehendem Gleichbehandlungsgesetz nicht als
solche erkannt wird. »Bestimmte Diskriminierungspraxen werden durch das all-
gemeine Gleichbehandlungsgesetz verboten, staatsbürgerliche, aufenthalts- und
asylrechtliche Diskriminierung jedoch nicht.« (Ebd.) Die Einschätzung der Legiti-
mität eines politischen Programms stellt somit eine Grundvoraussetzung für jedes
weitere Handeln der Fachkräfte dar. DesWeiteren führen die ergriffenenMaßnah-
men aus Sicht der Fachkräfte zu mannigfaltigen Problemlagen bei den Geflüchte-
310 Mathias Schmitt
ten. Für die Einschätzung der Legitimität sind die beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten Auswirkungen auf die Adressat*innen von besonderem Interesse. Es werden
daher die konstitutiven Elemente der Ankerzentren und deren Auswirkungen auf
die Adressat*innen aufgezeigt.
Das politische Programm, das sich in den aufgezeigten Kernelementen der An-
kerzentren wiederspiegelt, führt aus Sicht der Fachkräfte beispielsweise durch die
interne Beschulung (vgl. Interview 1), fehlenden Bustickets (vgl. ebd.) und fehlen-
den Integrationsangebote (vgl. Interview 3) zur Isolation der Geflüchteten. Nega-
tive Auswirkungen haben diese auch auf Kinder, die in einer Umgebung aufwach-
sen, welche die Entwicklung eher hemmt als fördert (vgl. Interview 6) und von ei-
ner Fachkraft als »eine wahnsinnige schwierige Situation« (Interview 5) für Kinder
beschrieben wird. Diese Aussagen werden auch durch eine Experten-Anhörung im
Bayerischen Landtag bestätigt. Ein Facharzt der Organisation Ärzte derWeltmachte
dabei die Aussage, dass die vorherrschenden Lebensbedingungen in den Ankerzen-
tren die Kinder krankmacht (vgl. Bayerischer Landtag 2019) und die Organisation
kündet kurz darauf ihren Rückzug aus den Ankerzentren an. Wenn eine weltweit
tätige Organisation, die teilweise in Konfliktregionen agiert, sich aus den Anker-
zentren herauszieht, wirft dies erhebliche Fragen zur Legitimität dieser Einrich-
tungen auf, insbesondere wie dies mit der Kinderrechtskonvention vereinbar ist.
Als ein weiteres Kernelement der Ankerzentren wurden die Abschreckungs-
maßnahmen im Rahmen der politischen Programmanalyse herausgearbeitet. In
den Interviews ist hervorgehoben worden, dass die prekären Lebensbedingungen
in den Ankerzentren bewusst zur Abschreckung hergestellt werden und dies auch
so von den Behörden verkündet wird: »Wasman tut, ist dafür gedacht, um die Leu-
te abzuschrecken. Und das wird ja auch so kommuniziert. Also wir hören das auch
von der Ausländerbehörde ganz oft.« (Interview 2) Die Zentralisierung der Geflüch-
teten erschwert einen Rückzug in die Privatsphäre und bietet keinerlei Möglich-
keiten, sich dieser psychischen Belastung zu entziehen (vgl. Interview 2). Dadurch
wird zu einer Verschärfung der Situation in Ankerzentren beigetragen. Ersicht-
lich wurde dies an der Kategorie Stimmung und psychische Belastung, welcher
die meisten Textstellen zugewiesen wurden. Die ergriffene Maßnahme der Zen-
tralisierung der Geflüchteten als auch die Abschreckungsmaßnahmen, welche als
konstitutive Elemente der Ankerzentren bezeichnet wurden, führen zu mannigfal-
tigen Problemlagen, welche teilweise bewusst von der Politik erzeugt werden.
Gemäß Art. 19 Abs. 1 der Asylverfahrensrichtlinie der EU müssen die EU-
Mitgliedsstaaten im Rahmen des erstinstanzlichen behördlichen Asylverfahrens
»mindestens Auskünften [sic!] zum Verfahren unter Berücksichtigung der be-
sonderen Umstände des Antragstellers« gewährleisten. Die Richtlinie impliziert
also, dass eine allgemeine Aufklärung über das Asylverfahren nicht ausreichend
erscheint, weshalb individuelle Auskünfte möglich sein müssten. In sechs von
sieben Interviews wurde jedoch angeführt, dass die individuelle Vorbereitung auf
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die Anhörung durch die Wohlfahrtsverbände nur in sehr eingeschränktem Maße
stattfindet. Dies hat aus Sicht der Fachkräfte mehrere Gründe: die Zeitspanne
von der Ankunft in den Ankerzentren bis zur Anhörung ist sehr kurz, so dass
kaum Zeit für eine Beratung bleibt (vgl. Interview 2). Zudem macht sich hier die
ungenügende Finanzierung und die daraus folgende fehlende Kapazität bemerk-
bar (vgl. Interview 4). Insbesondere wird immer wieder auf die neu eingeführte
Beratung durch Mitarbeiter*innen des BAMF verwiesen, obwohl diese von vielen
Fachkräften sehr kritisch gesehen wird und es stellt sich die Frage, ob das aktuelle
Beratungsangebot des BAMF der Asylverfahrensrichtlinie noch gerecht wird.
Als weitere konstitutive Maßnahmen des politischen Programms sind die ver-
stärkten Abschiebebemühungen und die erweiterten Kontrollmaßnahmen in der
Programmanalyse aufgeführt worden. Hier soll auf die drastischen Leistungskür-
zungen bei fehlender Mitwirkung oder Abwesenheit bei Dublin-Überstellungen
hingewiesen werden. Diese Leistungskürzungen machen ein menschenwürdiges
Leben und die Teilhabe an der Gesellschaft unmöglich (vgl. Interview 7). In wel-
chem Umfang dies geschieht, macht folgende Aussage einer Fachkraft deutlich:
»Sobald aber jemand bei der Dublin-Abschiebung nicht mitwirkt, wird das kom-
plett runtergekürzt. Das Sozialamt ist zuständig für die Barzahlungen, die zahlen
dann nur noch 7 Euro [im Monat; Anmerkung M.S.] aus und die Regierung, der
<NAME> ist zuständig für die Sachleistungen. Das heißt es gibt Essen, Trinken,
Hygienepakete, aber keine Kleidergutscheine mehr und keine Bustickets mehr.«
(Interview 7)
Aus Sicht einer weiteren Fachkraft »öffnet das Tür und Tor der Kriminalität« (In-
terview 6), wenn die Personen kein Geld zur Verfügung haben und hat des Weite-
ren zur Folge, dass sich die Geflüchteten keinen Rechtsbeistand mehr leisten kön-
nen (vgl. ebd.). Zu den Kontrollmaßnahmen gehört beispielsweise der Einsatz von
Chip-Karten. So werden die Geflüchteten »praktisch beim Rein und Rausgehen
gescannt. Damit die Regierung quasi weiß, sind sie auf dem Gelände oder nicht«
(Interview 5). Die Durchführung von Razzien, insbesondere bei Familien (vgl. In-
terview 7), erzeugt ein Klima der Angst. In den Interviews zeigte sich, dass im-
mer wieder Familien auseinandergerissen werden, um eine Überstellung im Rah-
men des Dublin-Verfahrens eines Elternteils zu ermöglichen (vgl. Interview 6). Das
Grundgesetz stellt Familien unter einen besonderen Schutz und verweist darauf,
dass die Familieneinheit nur in sehr schwerwiegenden Fällen gegen ihren Willen
getrennt werden dürfen. Die ergriffenen Kontrollmaßnahmen und die Ausweitung
der Abschiebebemühungenmüssen sich am juristischen Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit orientieren und dessen Berücksichtigung ist mit Blick auf die Beispiele
in Frage zu stellen.
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Politisches Handeln in der FIB
Was viele Theorien der Sozialen Arbeit, ebenso die Sozialarbeitspolitik und der
Ansatz von Policy Practice, vereint, ist die Annahme des Grundtheorems von der
Person in der Umwelt (Person-in-Environment) (vgl. Rieger 2013: 56). Daraus wird
ersichtlich, wie die Umwelt in Interaktion mit der Person selbst steht und daher
Einfluss auf die Entwicklung derMenschen nimmt und zwar im Positiven wie auch
im Negativen (vgl. Cummins/Byers/Pedrick 2011: 7). Es lässt sich daraus ableiten,
dass in der jeweiligen Fallbearbeitung die alleinige Arbeitmit demSubjekt ohne Be-
rücksichtigung der strukturellen Bedingungen, wie sie durch die Politik wesentlich
mitgestaltet werden, nicht ausreichend sein kann und ergo politische Einflussnah-
me in die Tätigkeit der Sozialen Arbeit einfließen muss.7
Das aus den USA stammende Konzept von Policy Practice geht davon aus, dass
Soziale Arbeit in vielfacher Weise mit (Sozial-)Politik verwoben ist (vgl. Burzlaff
2020: 27). Policy Practice wird nach Burzlaff in Anlehnung an Gal/Weiss-Gal (2014)
wie folgt definiert:
»Policy Practice verweist auf Handlungen von Sozialarbeitenden, welche die Ge-
staltung und Implementierung neuer Politiken oder die Veränderung, ggf. Ab-
schaffung bereits existierender Politiken zugunsten von Social Justice fokussie-
ren. Entsprechende Handlungen, die einen integralen Bestandteil aller Felder
Sozialer Arbeit ausmachen und nicht einzelnen Sozialarbeitenden vorbehalten
sind, gehen über individuelle Unterstützung respektive Symptombekämpfung
hinaus und zielen mittels Strukturveränderung auf langfristige Problemlösun-
gen sowie Verbesserungen der Lebensbedingungen von Adressat_innen Sozialer
Arbeit. Ausgangspunkt von Policy Practice ist eine Orientierung am Subjekt, und
die Bedürfnisse, Fähigkeiten, Forderungen, Interessen,Wünsche etc. von denjeni-
gen, die eine Intervention betrifft, sind in den Mittelpunkt gerückt. Um eine Ver-
bindung zwischen einem spezifischen Einzelfall und Veränderungen auf struk-
tureller Ebene sicherzustellen, basieren entsprechende Handlungen auf einem
dialogisch-partizipativen Aushandlungsprozess. Policy Practice ist an Autonomie
und Perspektivenvielfalt gebunden, der ethische Kodex Sozialer Arbeit dient als
normativer Referenzrahmen.« (Burzlaff 2020: 36)
Ersichtlich wird dadurch, dass unter politischemHandeln in der hier vorliegenden
Arbeit eine sehr spezifische Form der politischen Einflussnahme beschrieben wird.
Das politische Handeln der Sozialarbeiter*innen muss daher unter den hier be-
schriebenen Voraussetzungen stattfinden. In der Auswertung der Interviews legte
7 Zur weiteren Ausführung des Begriffs der Sozialarbeitspolitik wird auf das Einführungswerk
von Benz/Rieger verwiesen, insbesondere auf deren Darstellung der drei Dimensionen der
Sozialarbeitspolitik (vgl. Benz/Rieger 2015: 44f.).
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die Kategoriendefinition fest, wann eine Handlung unter dem Begriff des politi-
schen Handelns fällt. Zum besseren Verständnis wird hier die genaue Kategorien-
definition aufgeführt. Als politisches Handeln wird im Folgenden begriffen, wenn
Interventionen von Sozialarbeiter*innen zur Gestaltung von Politiken und Prak-
tiken stattfinden, die den Werten der Sozialen Arbeit entsprechen, mit dem Ziel,
eine Verbesserung der Situation der Geflüchteten zu erreichen, welche über den
Einzelfall hinausgeht und im Rahmen der professionellen Tätigkeit eingebettet ist.
Dies schließt sowohl die Einflussnahme auf die Ausgestaltung der Ankerzentren,
als auch auf kommunaler, sowie Landes- und Bundesebenemit ein. Das so erfasste
politische Handeln der Fachkräfte wurde den Methoden des politischen Handelns
der Sozialarbeitspolitik (vgl. Rieger 2013) und den Interventionen von Policy Prac-
tice,wie sie von Burzlaff (2020) und Cummins et al. (2011) aufgezeigt werden, zuge-
ordnet. Aufgrund des explorativen Charakters der Studie wurde nach dem Prinzip
der Offenheit die Möglichkeit geschaffen, auch bislang unbekannte Formen der
politischen Einflussnahme zu erfassen.
Es zeigte sich, dass häufig die politische Einflussnahme der Sozialarbeiter*in-
nen in Form von Mikropolitik erfolgte und zwar unabhängig vom jeweiligen An-
kerzentrum und ebenso unabhängig vom jeweiligen Wohlfahrtsverband. Mit dem
Begriff der Mikropolitik werden »jene elementaren Interaktionen und Kommuni-
kationen aus denen sich politische Prozesse zusammensetzen« (Benz/Rieger 2015:
173) beschrieben. Die politische Einflussnahme in Form der Mikropolitik erfolg-
te häufig durch den direkten Kontakt mit der Leitung der Einrichtung um eine
strukturelle Veränderung herbeizuführen. Beispielhaft sei hier auf die Aussage ei-
ner Fachkraft verwiesen, die sich für eine beschleunigte Verteilung von Familien
aus den Ankerzentrum heraus einsetzte. Die Fachkraft schrieb in Zusammenarbeit
mit den Familien Briefe an die Leitung der Einrichtung und erlangte dadurch die
Zusicherung zur Unterstützung einer zeitnahen Umverteilung bei Familien (vgl.
Interview 6). Darüber hinaus finden auch Treffen mit den Behörden statt, wenn
beispielsweise vermehrt ähnliche Probleme bei den Geflüchteten vorzufinden sind
(vgl. Interview 1). Aber auch im Rahmen der Organisationsentwicklung wirken die
Fachkräfte mit und bringen beispielsweise ihre Erfahrungen bei der Etablierung
eines Gewaltschutzkonzeptes mit ein (vgl. Interview 3). Das häufige Vorfinden der
politischen Einflussnahme in Form der Mikropolitik lässt sich aus Sicht des Autors
durch die Zentrierung der Behörden begründen, da durch die Nähe zur Regierung
und den Behörden informelle Treffen und schnelle Absprachen und somit Einfluss-
nahme im Sinne der Mikropolitik möglich sind. Eine Fachkraft drückte dies wie
folgt aus: »Wir arbeiten auch hier politisch. Ich natürlich, wenn ich ein Missstand
sehe, werde ich das nicht für mich behalten, sondern werde das mit unserer Lei-
tung hier besprechen.« (Interview 4)
Eine weitere Form der politischen Einflussnahme erfolgt in Form der Rück-
meldung und Informationsweitergabe an die Vorgesetzten bzw.Mitarbeiter*innen
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der Wohlfahrtsverbände. Durch die Anbindung der Fachkräfte an die jeweiligen
Wohlfahrtsverbände erfolgt ein Großteil der politischen Einflussnahme über die
Verbände, die sich u.a. mit Stellungnahmen und Positionspapieren in den politi-
schen Prozess miteinbringen. Die Fachkräfte erleben sich so nicht als Einzelkämp-
fer*in, sondern als »Teil von einem großen Wohlfahrtsverband« (vgl. Interview 6).
Die Wohlfahrtsverbände und die direkten Vorgesetzten sind auf diese Rückmel-
dungen von der Basis auch angewiesen und wollen mit Informationen »gefüttert«
(Interview 2) werden. Denn »was ganz oben ankommt ist ja das Resultat von vielen
Einzelwahrnehmungen« (Interview 6). Kritisch betrachtet könnte hier die Frage ge-
stellt werden, ob hier von politischemHandeln gesprochen werden kann. Zunächst
sei darauf verwiesen, dass auch in verschiedenen Fachbüchern auf diese Form der
politischen Einflussnahme hingewiesen wird. Christiane Wahl zeigt auf, dass ein-
zelne Mitarbeiter nur schwer strukturell gegen gesetzlich verankerte Marginali-
sierungen vorgehen können, aber durch Vernetzung, politische Lobbyarbeit der
Wohlfahrtsverbände und zivilgesellschaftliche Gruppen gemeinsam politische For-
derungen erhoben werden können (vgl. Wahl 2018: 313). Erkennbar wird dadurch,
dass politisches Handeln zwar bei der Fachkraft beginnt, dies aber oftmals nicht
von ihr allein vollzogen wird, sondern sich im Verbund mit anderen Akteur*innen
vollzieht. Umso entscheidender ist daher, das vorherrschende politische Bewusst-
sein der Fachkräfte zu fördern, um politische Forderungen formulieren zu können.
Als problematisch wurde bei der Auswertung vom Autor gesehen, dass die poli-
tische Einflussnahme teilweise nicht bewusst als solche von den Fachkräften wahr-
genommen und teilweise ein diffuses Verständnis von politischemHandeln vorge-
funden wurde. Vereinzelt wurde das politische Handeln im privaten Bereich ver-
ortet oder die politische Einflussnahme überhaupt nicht als Aufgabe der Sozial-
arbeiter*innen gesehen. Dies führte dazu, dass zwar politisches Handeln festge-
stellt werden konnte,weniger jedochmethodischesHandeln,was stellenweise dazu
führte, dass die Methoden der Sozialarbeitspolitik und Interventionen von Policy
Practice nur vereinzelt in Erscheinung traten. Hier wurden von den interviewten
Fachkräften Lobbying und Gremienarbeit, das Bilden von Koalitionen und die Re-
form mittels Gerichtsverfahren angeführt. Im Rahmen von Lobbying und Gremi-
enarbeit wurde erkennbar, welche wichtige Rolle ein vorhandenes Ombudsteam
bei der Ausgestaltung der Ankerzentren einnimmt. Es wurde als ein entscheiden-
der Ort der politischen Einflussnahme benannt. So erwähnte eine Fachkraft, dass
sich positive Veränderungen im Ankerzentrum durch den Einfluss des Ombuds-
team ergeben haben und gerade in den Anfängen das Ombudsteam »unheimlich
stark gebraucht« (Interview 4) wurde. Derartige Gremien können, so die Hypothe-
se, eine wichtige Rolle für die politische Einflussnahme darstellen, insbesondere
dann, wenn bei diesen Gremien die Selbstvertretung der Geflüchteten ermöglicht
wird. Gerade dieser letzte Aspekt scheint aus Sicht des Autors eine entscheidende
Rolle einzunehmen um den Personen selbst politisches Gehör zu verschaffen.
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Schlussfolgerung und Fazit
Die Auswirkungen der analysierten Intention der Ankerzentren auf die FIB als auch
auf deren Adressat*innen zeigten, dass bis auf die Zentralisierung der Behörden
alle ergriffenen Maßnahmen, welche als konstitutiv für die Zentren gelten, erheb-
liche Problemlagen mit sich bringen und ethische Bedenken aufwerfen. Die poli-
tische Einflussnahme der FIB auf die Politik erfolgte meist über mikropolitisches
Handeln der Fachkräfte und in Zusammenarbeitmit denWohlfahrtsverbänden.Als
wichtiges Gremiumwurde in den Interviews das Ombudsteam genannt. Durch die
Nähe zu den Behörden und der Einrichtungsleitung in den Ankerzentren befindet
sich die FIB in einer Situation, welche zum Handeln auffordert. Einerseits sollte
klar das politische Bewusstsein der Fachkräfte gestärkt werden, um das methodi-
sche Handeln im Bereich der politischen Einflussnahme zu stärken, was wiederum
auch den Wohlfahrtsverbänden selbst bei ihren politischen Forderungen zugute-
kommen würde. Andererseits müssen Wege und Möglichkeiten gefunden werden,
wie die bestehende Unabhängigkeit der FIB klar in den Vordergrund gestellt wer-
den kann, um so das Vertrauen der Geflüchteten in diese Beratungsangebote zu
stärken. Deutlich wurde in dieser Arbeit auch, wie das politische Handeln zur Ver-
besserung der Lebenslagen der Adressat*innen beitragen kann. Daher sollte die
bislang randständigeThematisierung politischen Handelns in Studium und Praxis
der Sozialen Arbeit überwunden werden.
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Bildung unter den Bedingungen von (Im-)Mobilität
Elisabeth Beck und Christine Heimerer
Zusammenfassung
Der Zugang zu formaler Bildung ist für verschiedene Adressat*innengruppen
im Kontext von Flucht und Migration unterschiedlich geregelt und gestaltet
sich bisweilen herausfordernd. Besonders unter den Bedingungen von (Im-)Mo-
bilität, hervorgebracht durch die zentrale Unterbringung von Geflüchteten in
Anker-Einrichtungen, gestalten sich die Bildungs- und Lernsituationen von ge-
flüchteten Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen komplex. Die Frage, wie sich
die Bildungssituation in Anker-Einrichtungen darstellt, wurde in der Forschung
bisher wenig systematisch beantwortet. Diesem Desiderat widmet sich der
Beitrag und möchte am Beispiel der bayerischen Anker-Einrichtung Manching-
Ingolstadt Erkenntnisse zur Gestaltung von Bildung und Bildungsangeboten in
zentralen Unterkünften für Geflüchtete liefern und dabei Formen von Mobilität
und Immobilität analysieren. Dabei wird zunächst die schulische Bildung von
Kindern und Jugendlichen als einer vulnerablen Gruppe betrachtet. Weiter
wird ein Einblick in die Angebote der Erwachsenenbildung für Geflüchtete in
der Anker-Einrichtung gegeben. Aufbauend auf theoretische Annäherungen an
Formen der (Im-)Mobilität sowie an das Konstrukt eines Lernorts werden mittels
qualitativer Forschung (problemzentrierte Interviews in Anlehnung an Witzel)
Erkenntnisse zur Gestaltung von Bildungsangeboten in der Anker-Einrichtung
Manching-Ingolstadt und zur Konzeptionierung der Anker-Einrichtung als
besonderer Lernort generiert. Es zeigen sich zahlreiche Bildungsanlässe und
Bildungsmöglichkeiten mit einem deutlichen Schwerpunkt auf der Vermittlung
und dem Ausbau von Deutschkenntnissen. Nicht selten wird Bildung normativ
definiert und mit spezifischen Vorstellungen von Integration verbunden. Die
Anker-Einrichtung lässt sich insgesamt als ein besonderer Lernort charakterisie-
ren, dessen Besonderheit darin besteht, dass Bildungs- und Lernprozesse stets
stattfinden, zugleich jedoch die (im-)mobilisierenden Rahmenbedingungen
insgesamt ein nachhaltiges Lernen und Bildung erschweren.
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Summary
Access to formal education is regulated differently for different target groups
in the context of flight and migration and is sometimes challenging. Especially
under the conditions of (im-)mobility, brought about by the central accommo-
dation of refugees in Anker centres, the educational and learning situations of
refugee children, adolescents and adults are complex. The question of how the
educational situation in Anker centres presents itself has not been answered sys-
tematically in research to date. This article is dedicated to this desideratum and
aims to use the example of the Bavarian Anker centre in Manching-Ingolstadt
to provide insights into the design of education and educational opportunities
in central accommodations for refugees and to analyse forms of mobility and
immobility. First of all, the article will focus on school education of children and
adolescents, which is considered a particularly vulnerable group. Furthermore,
the article gives an insight into the adult education offers for refugees in the
Anker centre. Based on theoretical approaches to the forms of (im-)mobility as
well as to the construct of a learning location, qualitative research (problem-cen-
tred interviews based on Witzel) will give insights into the design of educational
offers in the Anker centre Manching-Ingolstadt as well as the conceptualisation
of this centre as a special learning location. Numerous educational offers and
educational opportunities with a clear focus on the teaching and development
of German language skills are revealed. Education is often normatively defined
and associated with specific ideas of integration. The Anker centre can be char-
acterised as a special place of learning. Special is that educational and learning
processes always take place, but at the same time, sustainable learning and ed-
ucation is made difficult due to the (im-)mobilising conditions.
Einleitung
Migration und Bildung gehören grundlegend zueinander. Bildung gedacht als die
humanistische und aufklärerische Befreiung des Menschen aus der unreflektiert
übernommenen Unmündigkeit und Ausbildung von Kritik- und Urteilsfähigkeit
(vgl. Tippelt 2010) kommt eine zentrale Rolle in Migrationsprozessen zu. Migrati-
onsbedingte krisenhafte Situationen, Umbrüche, Veränderungen und (temporäre)
Orientierungslosigkeit bedürfen eines Lernens, Umlernens und auch Verlernens
(vgl. Garnitschnig et al. 2017). Die untrennbare Verbindung von Migration und Bil-
dung zeigt sich nicht nur in den stets vorhandenenMöglich- und Notwendigkeiten
des informellen Lernens, sondern auch in denmannigfaltigen Angeboten formalen
Lernens, welche die »Fragen der Lebensbewältigung und des Miteinanders in he-
terogenen Gesellschaften« (Kloubert 2020: 1) adressieren und verhandeln. Bildung
wird in diesem Sinne umfassend gedacht und beschreibt alle bildenden Prozesse
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von der frühen Kindheit, über das Jugendalter bis hin zum späten Erwachsenen-
alter. Bei der Implementierung von Anker-Einrichtungen für Geflüchtete wurde
Bildung nicht als Kernaufgabe formuliert (vgl. BAMF 2019). Allein »integrations-
vorbereitende Maßnahmen« geben einen Hinweis darauf, dass Bildung zwar eine
Rolle spielt, jedoch nicht in einem humanistischen Sinne als Selbstzweck, sondern
im Sinne eines Prozesses, der zu Integration führen soll. So wird von Seiten der
Bundesregierung gern die Weisung »Integration durch Bildung« (BMBF o.J.) pro-
klamiert, doch wird letztere nicht als konkretes Ziel für Geflüchtete, die zentral un-
tergebracht werden, genannt. Der Ausgestaltung von Bildungsangeboten in Anker-
Einrichtungen liegt kein starres und standardisiertes Konzept zugrunde, sondern
den involvierten Akteur*innen ist vielmehr ein gewisser Gestaltungsspielraum ge-
geben, der sowohl Schwerpunktsetzungen als auch Auslassungen erlaubt. Damit
ist jede Anker-Einrichtung mit Blick auf Bildung ein Einzelfall; welche Angebote
geschaffen werden, obliegt nicht selten dem individuellen Engagement einzelner
Akteur*innen. Jedoch lassen sich auch Gemeinsamkeiten in der Gestaltung erken-
nen. Die Frage, wie sich die Bildungssituation in Anker-Einrichtungen darstellt,
wurde in der Forschung bisher wenig systematisch beantwortet. Der vorliegende
Beitragmöchte daher – amBeispiel der bayerischen Anker-EinrichtungManching-
Ingolstadt – Erkenntnisse zur Gestaltung von Bildung und Bildungsangeboten in
zentralen Unterkünften für Geflüchtete liefern und dabei Formen von (Im-)Mo-
bilität analysieren. Bildung in bzw. im Kontext einer Anker-Einrichtung vollzieht
sich oftmals in einem Spannungsverhältnis von Praktiken der Immobilisierung,
im Sinne eines Lokalisierbarmachens an einem bestimmten geographischen Ort,
und gleichzeitigen individuellen und kollektiven Formen der (Im-)Mobilität von
Migrant*innen.
In einem ersten Schritt werden die vom Gesetzgeber vorgesehenen schu-
lischen und nicht-schulischen1 Bildungsangebote in einer Anker-Einrichtung
skizziert. Dabei soll die schulische Bildung von Kindern und Jugendlichen als
besonders vulnerable Gruppe betrachtet sowie ein Einblick in die Angebote der
Erwachsenenbildung für Geflüchtete in der Anker-Einrichtung gegeben werden.
Daran anschließend erfolgt eine allgemeine theoretische Annäherung an Formen
der (Im-)Mobilität sowie an das Konstrukt eines Lernorts, bevor das forschungs-
methodische Vorgehen beschrieben wird. Mittels der Analyse des empirischen
Materials werden die Fragen nach der Gestaltung von Bildungsangeboten in der
Anker-Einrichtung Manching-Ingolstadt sowie der Konzeptionierung dieser als
besonderer Lernort beantwortet. Zusammenfassend werden Chancen und Heraus-
forderungen für die Bildungsarbeit unter den Bedingungen von (Im-)Mobilität
1 Mit »nicht-schulischen« Angeboten seien im Folgenden alle Bildungsangebote gemeint, die
sich nicht auf den formalen Schulunterricht beziehen und in der Regel Jugendliche und Er-
wachsene adressieren.
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identifiziert und deren praktische Implikationen für die Gestaltung von Angeboten
in Anker-Einrichtungen reflektiert.
Lernen und Bildung in einer Anker-Einrichtung:
rechtliche Rahmenbedingungen und theoretische Zugänge
Schule, Schulpflicht und Deutschklassen in Bayern
Die detaillierte Ausgestaltung und Umsetzung der Schulpflicht ist in Deutschland
Ländersache undwird in Bayern durch das Bayerische Gesetz über das Erziehungs-
undUnterrichtswesen (BayEUG) geregelt.Dieses besagt, dass jede Person im schul-
pflichtigen Alter, die sich nicht in einem Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhält-
nis befindet und ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort in Bayern hat, der Schulpflicht
unterliegt. Diese beträgt in Bayern insgesamt zwölf Jahre, wobei die Vollzeitschul-
pflicht nach neun Jahren endet. Sofern Schüler*innen nach Vollendung ihrer Voll-
zeitschulpflicht nicht weiterhin eine Schule nach Art. 36 BayEUG besuchen (z.B.
Gymnasium, Berufsfachschule), wird die restliche Schulpflicht durch den Besuch
einer Berufsschule erfüllt (vgl. Art. 35-39 BayEUG).
Die Berufsschule begleitet die Schüler*innen in der Regel im dualen System ge-
meinsammit einem Ausbildungsbetrieb. Doch auch wenn noch kein Ausbildungs-
platz gefunden ist, besteht die Schulpflicht weiter und z.B. die Möglichkeit zum
Besuch des Berufsvorbereitungsjahrs oder zum Besuch eines Berufsgrundschul-
jahres. Letzteres steht auch Personen zu, die nicht mehr berufsschulpflichtig sind
(vgl. StMUK o.J. c).
Diese gesetzlichen Regelungen betreffen – ungeachtet der Gründe für den
Zuzug nach Bayern – auch Neuzugewanderte, z.B. Asyl- und Schutzsuchende (vgl.
Art. 35 Abs. 1 Satz 2 BayEUG). Jedoch können sich in diesem Zusammenhang auch
einige Sonderregelungen ergeben. Beispielsweise beginnt für Asylsuchende die
Schulpflicht »drei Monate nach dem Zuzug aus dem Ausland« (ebd.). Eine weitere
Ausnahmeregelung betrifft »Schulpflichtige, die nach dem Asylgesetz verpflichtet
sind, in einer besonderen Aufnahmeeinrichtung im Sinn des § 30a AsylG zu woh-
nen«. Sie »werden zur Erfüllung der Schulpflicht besonderen dort eingerichteten
Klassen und Unterrichtsgruppen zugewiesen« (Art. 36 Abs. 3 Satz 6 BayEUG). Diese
Regelungen betreffen u.a. auch die Bewohner*innen der Anker-Einrichtungen in
Bayern.
Für Schulpflichtige ohne Deutschkenntnisse bzw.mit (sehr) geringen Deutsch-
kenntnissen gibt es innerhalb des bayerischen Schulsystems verschiedene Förder-
möglichkeiten im sprachlichen Bereich, darunter auch spezielle Unterrichtsforma-
te, die sogenannten Deutschklassen. Alle Deutschklassen zeichnen sich durch eine
inhaltliche Konzentration des Unterrichts auf den Erwerb der deutschen Sprache
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aus.2 Der Besuch einer solchen Deutschklasse dauert in der Regel ein, maximal
zwei Jahre (vgl. § 8 Abs. 1 und Anlage 2 GrSO bzw. § 10 Abs. 1 und Anlage 2 MSO)
und soll die Schüler*innen auf den Unterricht in einer Regelklasse ihrer Jahrgangs-
stufe vorbereiten (vgl. StMUK o.J. b).
Auch an bayerischen Berufsschulen und beruflichen Schulzentren sind solche
speziellen Formate installiert. Die »Deutschklassen an Berufsschulen« (DK-BS) bie-
ten die Möglichkeit, zunächst niederschwellige Deutschkenntnisse zu erwerben
und sich bei Bedarf zu alphabetisierten. Sobald das entsprechende sprachliche Ni-
veau erreicht ist – spätestens nach einem Jahr – haben Schüler*innen die Möglich-
keit, den einjährigen Vorkurs zum Berufsintegrationsjahr (BIK-V) zu besuchen. In
diesen BIK-V-Klassen werden schon vorhandene Deutschkenntnisse weiter ausge-
baut und es findet gleichzeitig bereits berufsvorbereitender Unterricht statt. In den
anschließenden Berufsintegrationsklassen (BIK) werden die Schüler*innen dann
intensiv auf die Berufsschule vorbereitet, wobei auch hier wieder ein Großteil der
Gesamtstunden auf den Ausbau der Deutschkenntnisse fällt (vgl. ISB 2017; StMUK
o.J. a).
Nicht-schulische Bildung in der Anker-Einrichtung
Nicht-schulische Bildungsangebote in Anker-Einrichtungen, die von Bund und
Land zentral geregelt und eingerichtet sind, adressieren Erwachsene und stellen
sich weniger stark reguliert dar als schulische Bildung. Für nicht-schulpflichtige
Erwachsene ist von Seiten der Bundes- und Landesregierung ausschließlich ei-
ne sogenannte »Herkunftssprachliche Wertevermittlung und Erstorientierung«
(BAMF 2018) vorgesehen. In diesem Rahmen werden Kurse angeboten, die dem
Kurskonzept »Erstorientierung und Deutsch lernen für Asylbewerber« folgen.
Diese Kurse »richten sich primär an Asylbewerberinnen und -bewerber, die weder
aus einem Land mit hoher Anerkennungsquote (gute Bleibeperspektive) noch aus
einem sicheren Herkunftsland stammen« (BAMF 2017). Diese Regelung führt zu
der paradoxen Situation, dass die sogenannten ›Erstorientierungskurse‹ zunächst
nur bestimmten Personengruppen zugänglich sind, so z.B. Asylbewerber*in-
nen mit einer sogenannten ›schlechten Bleibeperspektive‹. Andere haben einen
nachrangigen Zugang zum Angebot (vgl. StMI 2019) und müssen bzw. dürfen
– abhängig von den jeweiligen Aufenthaltsstatus – an Angeboten außerhalb
der Anker-Einrichtung teilnehmen, z.B. an Integrationskursen. Darüberhin-
ausgehende Angebote werden optional eingerichtet, so z.B. Deutschkurse von
2 Für die Grund- undMittelschulen beinhalten diese Deutschklassen laut der BayerischenMit-
telschulverordnung (MSO) undderGrundschulverordnung (GrSO) jeweils zehnWochenstun-
denDeutsch als Zweitsprache und fünf bis acht (Grundschule) bzw. vier bis sechs (Mittelschu-
le) Schulstunden Sprach- und Lernpraxis und bilden damit einen deutlichen Schwerpunkt.
326 Elisabeth Beck und Christine Heimerer
bürgerschaftlich Engagierten, Konversationskurse, Vorträge und Workshops zu
alltagsweltlichen und bedarfsorientierten Themen, und obliegen der Verantwort-
lichkeit meist zivilgesellschaftlicher Akteur*innen. Die generell weniger stark
regulierte Bildungslandschaft im Bereich der Erwachsenen- und Weiterbildung
und eine damit einhergehende größere Verantwortlichkeit, die eigenen Bildungs-
prozesse zu planen und zu gestalten, spiegelt sich auch in den wenigen zentral
vorgesehenen Bildungsangeboten in Anker-Einrichtungen wider. Dies führt dazu,
dass nur bestimmte Adressat*innengruppen sowohl einen gesicherten Zugang zu
erwachsenenbildnerischen Kursen innerhalb der Anker-Einrichtungen erhalten
als auch kostenfrei daran teilnehmen können. Im Gegensatz zur schulischen
Bildung lässt sich im Zugang zu Kursen der Erwachsenenbildung eine Ungleich-
behandlung der Bewohner*innen auf Basis ihrer Herkunftsländer festhalten. So
müssen sich bestimmte Bewohner*innen selbstverantwortlich um anderweitige
Bildungsangebote außerhalb der Einrichtungen oder jenseits der von Bund und
Ländern vorgesehenen Kurse bemühen.
(Im-)Mobilität und Bildungsteilhabe
Kreichauf zeigt, dass trotz der Konstruktion der Anker-Einrichtungen als Lager
diese nicht ausschließlich exkludierend, isolierend und abschottend wirken (vgl.
Kreichauf 2018).3 Stellt sich die Anker-Einrichtung in der Regel als »waiting zone«
(ebd.: 16) mit teils starken Restriktionen im Zugang zu Bildung4 und zum Arbeits-
markt dar (vgl. dazu im Kontext der Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften
Täubig 2009: 27), so lassen sich dennoch individuelle Handlungs- und Bildungs-
strategien als Formen der (Im-)Mobilität identifizieren. So können Bewohner*in-
nen die Einrichtung verlassen mit dem Ziel der Interaktion mit ihrem Umfeld, auf
der Suche nach Anstellung, Lernmöglichkeiten und Teilhabe. Der Teilhabe am Ar-
beitsmarkt und dem Bildungssystem – und damit an selbstbestimmter Mobilität
– stehen jedoch nicht selten rechtliche, soziale und individuelle Hürden und Bar-
rieren entgegen (vgl. ebd.).
(Im-)Mobilität stellt – im Zuge des sog. new mobilities paradigm (vgl. z.B. Han-
nam/Sheller/Urry 2006) – eine Betrachtungsperspektive auf Flucht und Migrati-
on dar, die Bewegungsprozesse in ihrer engen Verwobenheit mit einem weitrei-
chenden sozialen und gesellschaftlichen Wandel (vgl. de Haas 2014: 4) betrachtet
und diese als einen konstitutiven Teil des menschlichen Daseins versteht. Modelle
3 Siehe hierzu auch den Beitrag von Lea Gelardi in diesem Band.
4 Die Restriktionen sind je nach Adressat*innengruppe der Bildungsangebote/-programme
unterschiedlich stark ausgeprägt.
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von Gesellschaften und Raum als statische, homogene und abgeschlossene Enti-
täten (vgl. Wille 2009: 74) werden von vielfältigen sozialen, räumlichen und all-
tagsbezogenen Mobilitätspraktiken in Frage gestellt. Dabei wird räumliche Mobi-
lität oftmals mit Migration gleichgesetzt. Im öffentlichen und medialen Diskurs
wird Migration in der Regel im Kontext des Überwindens nationalstaatlich gefass-
ter Grenzen thematisiert und als Krise und/oder konflikthaft dargestellt (vgl. z.B.
Altmeppen 2020: 138; Goebel 2017). Postmigrantische Perspektiven beispielsweise
distanzieren sich jedoch von einer solchen Darstellung von Migration und betonen
einen »Perspektivwechsel« in der »Beschreibung der aktuellen gesellschaftlichen
Situation« (Foroutan/Karakayali/Spielhaus 2018: 10), die in hohemMaße von Prak-
tiken der »Wanderung« (ebd.) beeinflusst ist. Räumliche Mobilität nimmt erhebli-
chen Einfluss auf die Ausgestaltung alltäglicher Mobilität, also die Veränderungs-
prozesse von Normen, Werten, Einstellungen und Handlungspraktiken, sowie so-
zialer Mobilität, also die Teilhabe-, Auf- und Abstiegsmöglichkeiten im sozialen
Gefüge (vgl. Berger 2001). Soziale Mobilität ist nicht trennscharf von räumlicher
Mobilität abzugrenzen, sondern beide zeigen sich häufig verwoben5. Besonders
deutlich lässt sich dies am Beispiel von Bildung in Anker-Einrichtungen zeigen,
die zum einen im Rahmen von oftmals unfreiwilliger geographischer Immobili-
tät (sog. involuntary immobility nach Carling 2002) und zum anderen im Rahmen
von teilweise stark regulierten Bildungszugängen, also auch eingeschränkter so-
zialer Mobilität, stattfinden. Staatliche, organisationale und individuelle Politiken
ermöglichen, kontrollieren, regulieren und/oder verhindern räumliche und soziale
Mobilitäten von Geflüchteten. Diese Prozesse können als Praktiken der (Im-)Mo-
bilisierung bezeichnet werden und umfassen nicht nur das (Nicht-)Ausschöpfen
individueller Handlungsmöglichkeiten, sondern auch strukturelle Barrieren, die
rechtlicher, administrativer oder sozialer Natur sein können. Dennoch besitzen
Migrant*innen stets agency, sie sind selbst Akteur*innen komplexer Bildungs- und
Mobilitätsentscheidungen.
Die Anker-Einrichtung als Lernort
Lernen findet immer, überall, bewusst und unbewusst, gewollt und unintendiert
statt.Wenngleich die Anker-Einrichtung keinen primärenBildungsauftrag hat (vgl.
BAMF 2018), sie also keine Bildungsinstitution ist, findet Lernen statt. Denn Mi-
gration undMobilität sind ein herausforderndes Ereignis, »a social stressful event«
(Vinciguerra 2017: 354), durch welches grundlegende Bildungsprozesse angestoßen
werden, welche die Lernenden dazu befähigen, als handelnde Subjekte unter neu-
en Rahmen- und Lebensbedingungen zu agieren. Unter den Bedingungen der (Im-)
5 Siehe hierzu auch den Beitrag von Ria Prilutski in diesem Band.
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Mobilität kommt besonders informellen, selbstinitiierten und selbstorganisierten
Lern- und Bildungsprozessen eine zentrale Rolle zu. Es stellt sich also die Frage,
ob die Anker-Einrichtung als Lernort oder gar Bildungsraum verstanden wird, »wo
sich Bildung im Sinne einer reflexiven Durchdringung von Welt entfalten kann«
(Gruber/Schmid 2019: 2). Raum umfasst in diesem Verständnis mehr als nur einen
geographischen Ort, sondern auch soziale und symbolische Beziehungen. Ein Ort
wird dann zum Lernort, wenn ein bestimmtes soziales Setting vorhanden ist und
die Lernenden ein Gegenüber haben, sei es ein anderes Individuum, ein Artefakt
oder »geronnene« Gedanken anderer (z.B. Bücher) (vgl. ebd.). Lernräume sind auch
dadurch gekennzeichnet, dass Bildung an gesellschaftlich relevanten Orten statt-
findet, dass »[sie] dort etabliert [werden],wo es gesellschaftliche Veränderungspro-
zesse zu gestalten [gilt]« (Stang 2019: 3). Unter den Bedingungen von (Im-)Mobilität
in der Anker-Einrichtung stellt sich dabei die Frage, welche Lernformate, -orte und
-zugänge für die einzelnen Adressat*innengruppen relevant und erreichbar sind,
welche Formen des Lernens bestehen und von welchen Angeboten Migrant*innen
in der Anker-Einrichtung Gebrauchmachen. Die Prozesshaftigkeit, »die Vorläufig-
keit, das Provisorium« (Bochmann 2017: 2) der Anker-Einrichtung, die Notwendig-
keit der stetigen Anpassung an neue Verhältnisse innerhalb und außerhalb der Ein-
richtung durch die Bewohner*innen macht sie zu einem besonderen Lernort, denn
auch dieser ist eine temporäre »Konstellation«, bei dem es darum geht, »festzustel-
len, unter welchen Bedingungen ein Ort (temporär) zu einem Lernort wird« (Kraus
2015: 49).
Bildung in der Anker-Einrichtung – Bildung im Kontext von (Im-)Mobilität
Methodisches Vorgehen
Am Beispiel der Anker-Einrichtung Manching-Ingolstadt nimmt das Forschungs-
projekt formale und non-formale Bildung in Anker-Einrichtungen als Handlungs-
feld verschiedener Akteur*innen in den Blick. Dazu wurden Einzel- und Grup-
peninterviews durchgeführt, in deren Mittelpunkt das Repertoire, die Ausgestal-
tung und Implementierung von formalen und non-formalen Bildungsangeboten
in der Einrichtung sowie die in den Prozess um die Entwicklung und Durchfüh-
rung von Bildungsangeboten involvierten Akteur*innen standen. Ziel ist es auch,
einen Überblick über unterschiedliche Adressat*innengruppen und die jeweiligen
Zugänge zu gewinnen sowie über das Zusammenwirken unterschiedlicher profes-
sioneller Akteur*innen untereinander undmit bürgerschaftlich Engagierten. Dazu
wurden Fragen (a) nach der Gestaltung von Bildung in der Anker-Einrichtung, den
Angeboten und den involvierten Akteur*innen sowie (b) nach der Beschaffenheit
der Anker-Einrichtung als Lernort gestellt.
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Da zur Beantwortung der Forschungsfragen spezielles Wissen vonnöten ist,
wurde als Erhebungsinstrument ein leitfadengestütztes problemzentriertes Ex-
pert*inneneninterview in Anlehnung an Witzel (2000) gewählt. Für das Exper-
ten*inneninterview wurden Leitfragen entwickelt, die auch Raum lassen sollten
für offene Redeanteile. Der halbstrukturierte Interviewleitfaden erlaubte so Inter-
viewer*innen wie Interviewten mehr Offenheit in der Gestaltung des Gesprächs
(vgl. dazu Helfferich 2019: 670ff.).
Im Rahmen des Forschungsprojekts wurden insgesamt neun Personen als
Expert*innen6 aus dem Bereich Bildung und Migration identifiziert und inter-
viewt, die auf professioneller Ebene Berührungspunkte zur Anker-Einrichtung
Manching-Ingolstadt haben. Teils wurden die Experteninterviews in Gruppen mit
mehreren Expert*innen geführt, um ihnen die Möglichkeit zu geben, unterschied-
liche Standpunkte in diskursiver Weise argumentativ entwickeln und vertreten
zu können.7Die Auswertung der Ergebnisse erfolgte mittels der qualitativen In-
haltsanalyse (vgl. dazu Kuckartz 2016), wobei sowohl induktive als auch deduktive
Kategorien gebildet wurden (vgl. dazu Mayring/Fenzl 2019: 637f.).
Bildungsarbeit zwischen variablen Institutionen, Akteur*innen
und Kompetenzen
Im Rahmen des Forschungsprojektes wurde deutlich, dass den Bewohner*in-
nen der Anker-Einrichtung Manching-Ingolstadt unterschiedliche formale und
non-formale Bildungsangebote zur Verfügung stehen, die von verschiedenen
Akteur*innen entwickelt, implementiert und bespielt werden.
Zunächst ist an dieser Stelle der Schulunterricht als formales Bildungsange-
bot zu nennen. Dabei wird unterschieden zwischen dem Unterricht der Berufs-
schule und dem Unterricht der Grund- und Mittelschule. Er findet jeweils auf dem
Gelände der Anker-Einrichtung in eigens eingerichteten Klassen und Unterrichts-
räumen statt. Diese Klassen sind offiziell »Außenstellen« öffentlicher Schulen in
Ingolstadt (vgl. I4_918). Der Unterricht erfolgt jeweils in altersgemischten Klassen
6 Die gewählte Anonymisierungsstrategie lässt keine weitere Systematisierung der Interview-
partner*innen zu. Aufgrund des eng eingegrenzten Forschungsfeldes wären sonst Rück-
schlüsse auf Personen möglich.
7 Die Transkription der Interviews erfolgte wörtlich, wobei eine leichte sprachliche Glättung
(z.B. Vermeidung sprachlicher Varietäten – etwa dialektale Abweichungen von der Standard-
sprache) vorgenommenwurde. Ferner wurden längere Pausen der Interviewten durch Klam-
mern z.B. (…) markiert, ebenso wie laute, besonders deutliche Äußerungen durch Großbuch-
staben. Nonverbale Lautäußerungen, z.B. Lachen, sind ebenfalls in Klammern im Transkript
kenntlich gemacht.
8 Die angegebene Signatur verweist auf das jeweilige Interview »I4« und die entsprechende
Position in der Transkription des Interviews »91«. Alleweiteren Zitate sind in derselbenWeise
kenntlich gemacht.
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und entspricht – so die Rückmeldung der Interviewten – den bereits erwähnten
Deutschklassen. Die große – auch sprachliche – Heterogenität der Schüler*innen
und die hohe Fluktuation in den Klassen gestalten den Unterricht bisweilen her-
ausfordernd. Um auf diese Umstände zu reagieren, findet der Deutschunterricht
modularisiert nach Kompetenzstufen statt. Weiter wurde darauf verwiesen, dass
die Schüler*innen dann die Möglichkeit hätten, eine Schule außerhalb der Anker-
Einrichtung zu besuchen, sobald ihre Deutschkenntnisse demNiveau entsprächen,
das nötig wäre, um dem Regelunterricht folgen zu können (vgl. I4_97; I4_104f.).
Dass die Schulpflicht erst nach drei Monaten beginnt, empfinden einige In-
terviewpartner*innen als zu spät, da die Kinder und jungen Erwachsenen so zu
viel Zeit verlieren würden. Daher wird bisweilen die Praxis verfolgt, bei Bedarf
und freien Kapazitäten und in Abstimmung mit den Verantwortlichen, die Berufs-
schüler*innen bereits vor Ablauf der Frist zum Unterricht zuzulassen (vgl. I1_24;
I4_144ff.).
Neben dem staatlich organisierten und verantworteten Unterricht für Schul-
pflichtige existieren aber nochweitere Bildungsangebote in der Anker-Einrichtung:
So werden durch externe Bildungsträger sowohl ein Alphabetisierungskurs ange-
boten als auch ein Kurs auf Grundlage des Kurskonzepts »Erstorientierung und
Deutsch lernen für Asylbewerber«.
Des Weiteren gibt es auch non-formale Bildungsangebote in der Anker-
Einrichtung Manching-Ingolstadt. So wurden von den Gesprächspartner*innen
unter anderem Formate aufgeführt wie gesonderter Deutschunterricht oder Haus-
aufgabenbetreuung durch bürgerschaftlich Engagierte oder das Angebot eines
Konversationsraums zum gemeinsamen Austausch auf Deutsch. Ferner wurde auf
Informationsveranstaltungen, z.B. zum Asylverfahren, verwiesen. Darüber hinaus
werden auch immer wieder (Freizeit-)Angebote zur Tagesgestaltung aufgeführt,
darunter z.B. ein Frauencafé, gemeinsames Nähen oder Aktionstage innerhalb
und außerhalb der Anker-Einrichtung wie Bastelaktionen für Kinder oder ein
gemeinsamer Koch-Tag (vgl. u.a. I1_91; I1_98; I5_19). Oftmals werden auf Nachfra-
ge hin neben Bildungs- auch Freizeitangebote, die informelle Bildungsprozesse
anstoßen können, genannt. Zum einen kann dies auf einen breiten Bildungsbegriff
der Interviewpartner*innen verweisen, zum anderen kann dies auf eine fehlen-
de klare Distinktion von formaler Bildung und informellen Freizeitangeboten
zurückzuführen sein.
Was alle Befragten immer wieder betonten, ist die Spezifität der genannten
(Bildungs-)Angebote für die Anker-EinrichtungManching-Ingolstadt, die sich –et-
wa hinsichtlich des Repertoires an Bildungsangeboten – durchaus von Angeboten
in anderen Einrichtungen unterscheiden könnten. Ein einheitliches Vorgehen für
die Gestaltung von (Bildungs-)Angeboten ist demzufolge nicht gegeben.Dies hängt
auch vom Leistungsspektrum der jeweiligen Betreiberfirma und den in der jewei-
ligen Anker-Einrichtung tätigen Akteur*innen ab. Eine Ausnahme bildet in diesem
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Zusammenhang der staatlich verantwortete Schulunterricht. Aber auch hier ist zu-
mindest die operative Umsetzung nicht einheitlich geregelt. Während die Kinder
und jungen Erwachsenen der Anker-Einrichtung Manching-Ingolstadt innerhalb
der Einrichtung unterrichtet werden, besuchen beispielsweise die Schulpflichti-
gen der Unterkunfts-Dependancen in Garmisch oder Fürstenfeldbruck die an den
jeweiligen Sprengelschulen eingerichteten Deutschklassen, was einer »Integration
von Anfang an« (I1_154) gleichkomme (vgl. I1_152f.). Ein ähnliches Vorgehen sei,
so einige Interviewpartner*innen, jedoch für die Anker-Einrichtung Manching-
Ingolstadt bislang nicht umsetzbar. Als Grund dafür wurde die deutlich höhere
Anzahl der Schulpflichtigen genannt (vgl. I4_75f.).
Während der formale Schulunterricht von staatlicher Seite organisiert, verant-
wortet und von staatlichen Lehrkräften bestrittenwird, spielen imBereich der non-
formalen Bildung unterschiedliche Akteur*innen, teils in öffentlicher oder privater
Trägerschaft, eine Rolle. Neben den institutionell verorteten Hauptamtlichen, sind
in der Anker-Einrichtung Manching-Ingolstadt auch bürgerschaftlich Engagierte
tätig und teilweise auch in Bildungsprozesse involviert.9 Von dieser Seite wur-
de, wie oben bereits erwähnt, ein bedarfsorientiertes zusätzliches Angebot zum
Deutschunterricht bzw. zur Hausaufgabenbetreuung als Ergänzung zum Schul-
unterricht installiert (vgl. I5_2f.).
Entwicklung von Bildungsangeboten – zwischen Institution und Intuition
Was die Entwicklung der einzelnen Bildungsangebote anbelangt, werden teils un-
terschiedliche Prozesse beschrieben: Während z.B. der Schulunterricht ohnehin
von staatlicher Seite aus inhaltlich ausgestaltet und organisiert wird – ein forma-
lisierter Prozess also bereits vorgelagert ist – gestaltet sich das Entstehen non-
formaler Bildungsangebote variantenreicher. Zwei der Interviewten nannten ihre
»Erfahrung« (I5_62) als Parameter dafür, welche (Bildungs-)Angebote »gut« oder
»nicht gut« seien (ebd.: 60) bzw. benötigt oder nicht »funktionieren«würden (ebd.).
Ähnlich scheint sich auch das Repertoire der Leistungsübersicht für Betrei-
berfirmen der Anker-Einrichtungen entwickelt zu haben. Auch in diesem Zusam-
menhang wird auf Strukturen verwiesen, die aus den gemachten Erfahrungen mit
Bildungs- und Freizeitangeboten oder einmal identifizierten Bedarfen gewachsen
seien (vgl. I4_61). Allgemein scheint die Entwicklung mancher Angebote mit der
Genese der Anker-Einrichtung einhergegangen zu sein, durch die ebenfalls Struk-
turen im Freizeit- und Bildungsbereich gewachsen sind, welche sich verstetigt ha-
ben. Andere Angebote hingegen seien aus einem von verschiedenen Akteur*innen
9 Im Laufe der Zeit variierten der Einsatz und der Umfang der bürgerschaftlich Engagierten
immer wieder je nach der Erwünschtheit des Engagements in der sich verändernden Ein-
richtung.
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beobachteten Bedarf heraus entwickelt worden. In diesem Zusammenhang wur-
de z.B. ein Säuglingspflegekurs genannt, der installiert wurde, als besonders viele
Eltern mit Säuglingen und Kleinkindern in der Anker-Einrichtung untergebracht
waren (vgl. I2_21).
Sehr deutlich wird, dass der Erwerb von Deutschkenntnissen einen Schwer-
punkt im Repertoire formaler wie non-formaler Bildungsangebote bildet. Nahezu
alle Befragten empfanden das Erlernen der deutschen Sprache als (sehr) wichtig
für die Bewohner*innen, denn »ohne Sprache komme [man] nicht weiter« (I4_141).
Allgemein ist zu beobachten, dass die Perspektive der Adressat*innen bzw. ihre
Teilhabe am Entwicklungs- oder Installationsprozess von – auch non-formalen –
Bildungsangeboten nicht systematisch miteinfließt.
Herausforderung Kommunikation – miteinander,
füreinander, durcheinander?
Die Kommunikation der einzelnen Bildungsangebote verläuft über verschiedene
Wege. Zum einen informieren manche Akteur*innen, die für die Entwicklung
und/oder Organisation des Angebots verantwortlich sind, über schriftliche Aus-
hänge in der Anker-Einrichtung. Dasmache – zumal in der Fremdsprache Deutsch
– einigen Interviewpartner*innen zufolge wenig Sinn, da das Aufmerksammachen
auf Bildungsangebote lediglich über den persönlichen Kontakt funktioniere und
»viel Beziehungs- und Motivationsarbeit« benötige (I1_88). Einige Akteur*innen
weisen daher (zusätzlich) mündlich auf Angebote hin (vgl. I1_90f.).
Die Information über den staatlichen Schulunterricht und auch über die Schul-
pflicht in Bayern erfolgt hingegen über einen Informationsbrief in deutscher Spra-
che an die künftigen Schüler*innen oder deren Erziehungsberechtigte. Laut eini-
ger Interviewpartner*innen stelle diese Art der Kommunikation kein Problem dar,
da die Adressat*innen »hervorragend vernetzt« (I4_131) seien, und im Hinblick auf
die Informationsbriefe wüssten, »was da draufsteht« (I4 _130). Dennoch auftre-
tende sprachliche Schwierigkeiten – so zumindest die Einschätzung dieser Inter-
viewpartner*innen – würden durch zur Verfügung stehende Dolmetscher*innen
ausgeglichen (vgl. I4_131).
Durch die Anker-Einrichtung als gemeinsames Betätigungs- und Handlungs-
feld und das Involviertsein in die Gestaltung von adäquaten Bildungs- und Frei-
zeitangeboten ergeben sich unweigerlich Berührungspunkte zwischen den ein-
zelnen Akteur*innen. Diese münden allerdings nicht notwendigerweise in eine
Zusammenarbeit. Manche Akteur*innen unterstützen sich gegenseitig, indem sie
beispielsweise auf die Angebote anderer aufmerksam machen. Andere versuchen,
ergänzende Angebote zu entwickeln. Manchmal scheint der genaue Umfang der
Tätigkeiten und Zuständigkeiten untereinander jedoch nicht ganz transparent zu
sein, weshalb sich bisweilen auch Unsicherheiten in der Einschätzung zum Aufga-
Bildung unter den Bedingungen von (Im-)Mobilität 333
benbereich und Angebots- bzw. Leistungsrepertoire verschiedener Akteur*innen
ergeben. Bei unklaren Zuständigkeiten erwächst in der Praxis dann mitunter die
Frage »Ja wer macht [das] dann? […]«, die letztlich dazu führt, dass Akteur*in-
nen sich gegenseitig auch Grenzen des eigenen Aufgabenbereichs und Leistbaren
aufzeigen: »Wo man sagt […] Leute, wir sind hier nicht für die Gesamtversorgung
zuständig.« (I1_11) Tatsächlich scheint die Frage der Zuständigkeit, die vordergrün-
dig wohl geregelt ist, in der realen Alltagspraxis nicht immer eindeutig erkennbar
zu sein. Dies spiegelt sich auch imWunsch mancher Befragten nach einer überge-
ordneten Instanz bzw. einer/einem übergeordneten gemeinsamen Ansprechpart-
ner*in wider (vgl. I1_6f.).
Zwischen (Bildungs-)Angebot und Nachfrage
Leider, so die häufige Rückmeldung aus den geführten Interviews, würden viele
der Angebote nicht angenommen bzw. erfreuten sich keiner großenNachfrage.Die
Gründe dafür können in unterschiedlichen Umständen gesehen werden. Zum ei-
nen ist es möglich, dass die Information über die an sich erwünschten und nachge-
fragten Angebote die Bewohner*innen nicht erreicht, zum anderen auch, dass das
Wissen um entsprechende Bildungsangebote zwar besteht, diese aber – erschwert
durch äußere Umstände –nicht wahrgenommenwerden können. Es wird z.B. dar-
auf hingewiesen, dass viele Berufsschulpflichtige – insbesondere junge Mütter –
kaum Gelegenheit hätten, überhaupt am Unterricht teilzunehmen, da keine gere-
gelte Betreuung ihrer Kinder angeboten würde, was eine »große Lücke« und ei-
nigen Interviewpartner*innen zufolge einen echten Bedarf darstelle (vgl. I1_73).
Dieser Umstand mache einen geregelten Schulbesuch und auch den Besuch ande-
rer Bildungsformate für viele nahezu unmöglich (vgl. I1_71). An dieser Stelle zeigt
sich die enge Verwobenheit von strukturellen Barrieren und Bildungszugängen.
Eine weitere Erklärung für die geringe Nachfrage nach Bildungsangeboten be-
steht darin, dass zwar alle äußeren Faktoren positiv zusammentreffen, die Adres-
sat*innen jedoch kein Interesse an den jeweiligen Angeboten haben. Das kann
damit zusammenhängen, dass manche Angebote schlicht nicht dem Bedarf ent-
sprechen. Die geringe Nachfrage muss aber nicht unbedingt mit der Attraktivität
des Bildungsangebots zu tun haben. Zwar misst, so der Eindruck der Interview-
partner*innen, ein Großteil der Adressat*innen der Bildung im Allgemeinen einen
großen Stellenwert bei. Tatsächlich scheint es, als fänden genau diejenigen Ange-
bote denmeisten Anklang, die sichmit denmomentanen Bedürfnissen und Bedar-
fen der Menschen in der Anker-Einrichtung befassen, z.B. der bereits erwähnte
Säuglingspflegekurs oder manche Deutschlernangebote. Jedoch sei es vielen Be-
wohner*innen der Anker-Einrichtungen aufgrund ihrer momentanen ungewissen
Lebenssituation mehrheitlich schlicht nicht möglich, Bildungsangebote wahrzu-
nehmen. Im Zustand grundlegender Lebenskrisen rücke die Bildung in den Hin-
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tergrund. Und da die Bewohner*innen der Anker-Einrichtung »[…] mit […] existen-
tiellen Dingen zu kämpfen haben […], da gehts halt irgendwie um ganz viel ganz
andere Dinge. Da gehts irgendwie um Abschiebung, um Familientrennung, um
medizinische Behandlungen, […] um Psychiatrie-Notfalleinweisung […]« (I2_39).
Dies würde nicht nur die geringe Nachfrage an manchen Bildungsangeboten er-
klären, sondern auch das geringe Interesse an der Gestaltung von Bildungspro-
zessen bzw. das fehlende Nachfragen bestimmter Angebote. Dieser Umstand wie
auch die oben genannten Vermutungen werfen unweigerlich die Frage nach der
Beschaffenheit der Anker-Einrichtung als Lernort auf.
Der besondere Lernort Anker-Einrichtung: Formen sozialer (Im-)Mobilität und
immobilisierende Praktiken
In den oben beschriebenen schulischen und nicht-schulischen Bildungsangebo-
ten, im Zugang zu und in der Wahrnehmung von diesen, lassen sich Formen der
(Im-)Mobilität identifizieren. Sie zeigen sich einerseits aufgrund – wenn möglich
– selbstbestimmter und freiwilliger Entscheidungen von Migrant*innen, anderer-
seits aufgrund von Praktiken der Immobilisierung. In den Interviews beschrei-
ben die Gesprächspartner*innen einheitlich, dass die Bewohner*innen der Anker-
Einrichtung eher an Angeboten teilnehmen würden, wenn diese innerhalb der Ein-
richtung stattfinden (vgl. I1_103). Der Grund hierfür läge zum einen darin, dass die
Bewohner*innen direkt und unmittelbar von den (Bildungs-)Akteur*innen ange-
sprochen werden können (vgl. I1_91). Zum anderen erschwerten es die organisa-
torischen Bedingungen den Bewohner*innen der Anker-Einrichtung oft, Veran-
staltungen außerhalb der Einrichtung zu besuchen. Dazu gehört unter anderem
die häufig schwierige Verkehrsanbindung bestimmter Teile der Anker-Einrichtung
(vgl. I1_157). Gleichwohl zeigt sich sowohl inner- als auch außerhalb der Einrich-
tung, dass es auch herausfordernd für die bürgerschaftlich und hauptamtlich Tä-
tigen sein kann, Teilnehmer*innen für nicht-schulische Angeboten zu gewinnen.
Hier zeigen sich Tendenzen einer freiwilligen Nicht-Teilnahme und damit Formen
von teils freiwilliger – sozialer – Immobilität10. Im Bereich der schulischen Bil-
dung lassen sich räumliche Immobilität und soziale Mobilität in ihrer Verschrän-
kung beschreiben: Der Besuch einer Deutschklasse in der Sprengelschule ist nicht
vorgesehen, sollen die Kinder und Jugendlichen doch am Unterricht der in der
Einrichtung und ihren Dependancen eingerichteten Deutschklassen teilnehmen.
10 Selbstverständlich kann die Ursache einer Nicht-Teilnahme, die hier als freiwillige Immo-
bilität beschrieben wird, auch in den später zu beschreibenden Praktiken der Immobilisie-
rung liegen. Umdie tatsächlichenMotive einer Teilnahme oderNicht-Teilnahme von Bewoh-
ner*innen zu analysieren, böte es sich anschließende Interviews mit Adressat*innen an. An
dieser Stelle können also nur vorläufige Schlüsse gezogen werden.
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Dies soll den Zugang zu schulischer Bildung ermöglichen und auch sicherstellen.
Gleichzeitig wird jedoch der Kontakt zum Außen, zu Kindern und Jugendlichen
außerhalb der Einrichtung, und damit die Chance auf weitergehende informelle
Lernprozesse im Austausch mit Gleichaltrigen behindert. Es zeigt sich also die en-
ge Verknüpfung von räumlicher Immobilität bei gleichzeitiger sozialer Mobilität,
dabei wird erstere beschränkt, während letztere ermöglicht wird.
Im Zugang zu Angeboten der Erwachsenen- und Weiterbildung, die außer-
halb der Anker-Einrichtung stattfinden, zeigen sich Praktiken der Immobilisierung
in besonderem Maße. Die Teilnahme von Bewohner*innen z.B. an Sprachkursen
wird zum einen aufgrund fehlender finanzieller Mittel11 erschwert (vgl. I1_106).
Zum anderen wird berichtet, dass der Besuch bestimmter Angebote von Seiten
der kommunalen Verwaltung nicht gewollt sei: »Weil eben von der Stadtspitze des
so gewünscht war: ›Unsere städtischen Angebote sind nicht für Ankerleute geöff-
net‹.« (I1_67) Hier lässt sich sowohl ein räumliches als auch soziales Festsetzen der
Geflüchteten identifizieren, um eine selbstgewählte Mobilität oder gar integrative
Bestrebungen zu stören (vgl. I5_57). Gleichwohl werden Formen des widerständi-
gen (Wieder-)Aneignens der Selbstbestimmung mittels der Unterstützung durch
ein Netzwerk deutlich: Bewohner*innen wird der Zugang zu versagten Angebo-
ten dennoch »unter der Hand« (I1_95) gewährt. Solche individuellen und kollek-
tiven Praktiken unterlaufen Bestrebungen einer Immobilisierung von staatlicher
und kommunaler Seite.
Besonders deutlich werden Ungleichbehandlungen von Bewohner*innen von
Anker-Einrichtungen in Bezug auf Bildung und deren Zugänge im Bereich der
Erwachsenenbildung. Bildung läuft den Einschätzungen einer Interviewpartnerin
zufolge »außerhalb des Systems« (I1_85), was »Verlierer« produziere (ebd.: 154).
Dies überrascht nicht, scheint doch die Orientierung im Gemenge unübersichtli-
cher (Bildungs-)Möglichkeiten, Pflichten, Aufgaben und Restriktionen schwer und
die selbstbestimmte Gestaltung der eigenen (Bildungs-)Biographie beeinträchtigt.
Einerseits würden nahezu alle Belange des täglichen Lebens zentral geregelt, z.B.
die Wohnsituation und Verpflegung, völlig konträr dazu seien andererseits andere
Angelegenheiten, wie beispielsweise die eigene gesundheitliche Versorgung oder
eben der Zugang zu Bildungsangeboten, der Selbstorganisation der Bewohner*in-
nen überlassen. Dies führe zu einer Lebenssituation, in der »man den Leuten die
Selbstständigkeit nimmt, aber alle Verantwortung übergibt« (I1_11).
11 Sollte keine Teilnahmeberechtigung zum ›Erstorientierungskurs‹ und/oder Integrationskurs
bestehen, so bleibt ausschließlich die Möglichkeit bzw. Notwendigkeit bestehen, einen for-
malen Sprachkurs bei einem der zahlreichen Anbieter selbst zu finanzieren. Dies ist jedoch
für Bewohner*innen der Anker-Einrichtung nahezu unmöglich, da mit dem sogenannten
»persönlichen Bedarf zur Sicherstellung des sog. soziokulturellen Existenzminimums« (StMI
o.J.) kaum ein kommerzieller Sprachkurs zu finanzieren ist.
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Lernen und Lehren am besonderen Lernort
»Du darfst nichts lernen« (I1_11), so schätzt eine Interviewpartnerin die Bildungs-
situation in der Anker-Einrichtung ein. Gleichwohl berichten die Gesprächspart-
ner*innen immer von Lern- und Bildungsprozessen, machen aber zugleich deut-
lich, dass die Lernbedingungen in der Anker-Einrichtung nicht optimal seien. Die
dort herrschenden Lebensumstände seien nicht dazu geeignet, ein förderliches
Lernklima zu schaffen und so Bildungsprozesse zu unterstützen: viele »Menschen
auf engstemRaum« (I2_27), kaumRückzugsmöglichkeiten oder ein »ruhiges Plätz-
chen« (I1_88). Besonders die unklare Situation, in der sich die Bewohner*innen be-
fänden, die Unsicherheit über das eigene Asylverfahren sowie aktuelle und künftige
Lebensumstände (vgl. I2_39), werden als belastend geschildert. Der Wunsch nach
zielgerichteter und formaler (Weiter-)Bildung würde häufig keine Priorität genie-
ßen. Andere »existenzielle Themen« (ebd.) spielten im Alltag der Migrant*innen
eine zentralere Rolle. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die Anker-
Einrichtung »denn per se die Aufgabe hätte, für Bildung zu sorgen« (I2_25).
Die Gleichzeitigkeit von strukturellen sowie individuellen Bildungsbarrieren
und mannigfaltigen Lernanlässen und -möglichkeiten erlauben es, die Anker-
Einrichtung als einen besonderen Lernort zu beschreiben. Dennoch verstehen
sich die Akteur*innen, die zwar allesamt Berührungspunkte mit dem Thema
herstellen, nicht alle primär als Bildungsakteur*innen. Oftmals wird eher »erklä-
ren, erklären, erklären« (I1_120) als die zutreffendere Beschreibung der Tätigkeit
genannt. So sprechen einige Interviewpartner*innen eher von Beratung als von
Bildung. Deutlich wird hier, dass Beratung abgekoppelt von Bildung verstanden
wird, obschon Beratung als eine »durch und durch pädagogische Handlungsform«
(Giesecke/Nittel 2016: 21) klassifiziert werden kann. Es zeigt sich, dass alle In-
terviewten zwar im Bildungsbereich tätig werden, jedoch nicht alle Bildung als
Kernthema ihres Arbeitens identifizieren. Trotz diesen teils zu konstatierenden
Rollendiffusionen betonen alle die Relevanz und hohe Bedeutung von Bildung.
Diese Relevanzsetzung von Bildung erfolgt meist gekoppelt an eine bestimmte
Integrationsvorstellung:
»[A]lso aus unserer Sicht gesprochen, hat Bildung einen sehr hohen Stellenwert
[…] und Bildung ist der Schlüssel […] zur Integration, zur Einbindung in die Ge-
sellschaft, auch der Schlüssel, um dann sich selber hier selbständig orientieren
zu können. Also und ganz besonders ist es natürlich die Sprache.« (I4_141)
Die enge Verknüpfung von Integration und Bildung, die oftmals mit sprachlichem
Kompetenzerwerb assoziiert wird, zeigt sich in allen Gesprächen. Festzuhalten ist
andererseits auch ein deutliches Spannungsverhältnis: Integration kann laut den
Gesprächspartner*innen nur durch Bildung erfolgen, jedoch ist die gewählte Form
der Unterbringung wenig geeignet, um nachhaltiges Lernen und Bildung zu er-
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möglichen. Obschon stets Lern- und Bildungsprozesse stattfinden und diese auch
institutionell gefördert und gefordert werden, kann die Anker-Einrichtung vor dem
Hintergrund der beschriebenen Formen von (Im-)Mobilität und Praktiken der (Im-
)Mobilisierung nicht vorbehaltslos als ein Ort der Bildung beschrieben werden.
Noch weniger kann sie als Ort einer Integration gelten, die in den Interviews in
mannigfaltigen und oftmals normativ aufgeladenen Definitionen skizziert wurde.
»Integration durch Bildung« ist den Worten einer Interviewpartnerin folgend be-
sonders in der untersuchten Anker-Einrichtung ein »mühsames Geschäft […], [bei
welchem] man unterwegs die Leute verliert« (I1_115).
Schlussbetrachtung
Obwohl Anker-Einrichtungen nicht primär als Bildungseinrichtungen fungieren,
sind sie dennoch besondere Lernorte. Wie gezeigt wurde, finden in der Anker-
Einrichtung Manching-Ingolstadt sowohl schulische wie auch nicht-schulische
Bildungsangebote statt. Ein Schwerpunkt bei beiden liegt dabei auf der Vermitt-
lung und dem Ausbau von Deutschkenntnissen. Die Besonderheit besteht darin,
dass die Anker-Einrichtungen der Definition eines Lernorts folgend zwar als ein
solcher gelten kann, die Rahmenbedingungen insgesamt, Lernen und Bildung
sich jedoch stets herausfordernd gestalten.
Der Zugang zu den einzelnen Angeboten ist teilweise gesetzlich geregelt
und bestimmten Adressat*innengruppen vorbehalten. Dabei können sich aber
auch Ausnahmen »unter der Hand« ergeben. Andere Angebote hingegen stehen
allen Interessierten offen. Dennoch werden diese nicht immer wahrgenommen.
Die durch die Umgebung bedingten ungünstigen Lernbedingungen tragen dazu
bei, die Anker-Einrichtung nicht als geeigneten Lernort wahrzunehmen und
charakterisieren sie daher als besonderen Lernort.
Viele Akteur*innen sind in die Gestaltung der Bildungs- und Freizeitangebo-
te involviert, darunter vor allem Wohlfahrtsverbände, kommunale und staatliche
Stellen, die Betreiberfirma der Einrichtung und bürgerschaftlich Engagierte, je-
doch selten die Adressat*innen der Angebote selbst.
Der besondere Lernort Anker-Einrichtung zeigt sich also inmehrerlei Hinsicht in
einem ambivalenten Zusammenspiel von fremd- und selbstbestimmter (Im-)Mobi-
lisierung und lässt im Hinblick auf die Gestaltung von Bildungsangeboten variable
Herausforderungen erkennen. Dazu gehört unter anderem die sinnvolle Zusam-
menarbeit aller beteiligten Akteur*innen. Zwar wird häufig auf das große Engage-
ment aller unmittelbar Beteiligten hingewiesen. Gleichzeitig scheinen bestimmte
Zuständigkeiten undVerantwortlichkeiten in der Alltagspraxis oft nicht klar für an-
dere erkennbar zu sein. Aus dieser Situation ergibt sich – auch über den Bildungs-
bereich hinaus – ein Geflecht aus Akteur*innen, Angeboten und Zuständigkeiten,
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das bisweilen für Involvierte wie Außenstehende schwer zu überblicken wirkt. Ei-
ne übergeordnete Instanz und damit ein*e gemeinsame*r Ansprechpartner*in für
alle würde hier nach Meinung vieler Interviewpartner*innen Abhilfe schaffen.
Als weitere Herausforderung wird die Anker-Einrichtung als solche gesehen, also
als ein von der Regierung zur Unterbringung von Asylsuchenden und zur Durch-
führung des Asylverfahrens zentral eingerichteter Ort. Zwar fungiert sie de facto
als Lernort, wird aber von vielen Interviewpartner*innen nicht als Ort gesehen, der
dem Lernen zuträglich ist. Diese Diskrepanz kann lediglich dann ein Stück weit
ausgeglichen werden, wenn die Anker-Einrichtung auch formal als Lern- und Bil-
dungsort definiert und geformt wird. So sei zum Zeitpunkt der Interviews geplant,
in naher Zukunft Verbesserungen im Hinblick auf den schulischen Unterricht vor
Ort umzusetzen. Demzufolge soll ein Schulhaus auf dem zentralen Gelände einge-
richtet werden, das – ausgestattet mit allen üblichen Standards – den Ansprüchen
modernen Unterrichts genügen soll (vgl. I4_73).
Dennoch wünschen sich viele Interviewpartner*innen weniger Sonderregelun-
gen für Geflüchtete (vgl. I1_5), besonders für Schüler*innen. Durch die Etablie-
rung der Deutschklassen an den jeweiligen Sprengelschulen statt in der Anker-
Einrichtung würden Kinder und jungen Erwachsene eine gewisseNormalität erfah-
ren und könnten unter denselben Bedingungen lernen wie andere Schüler*innen.
Eine weitere Verbesserungsmöglichkeit wird von einigen Interviewten im
schnelleren Zugang zu Bildungsangeboten gesehen. Im Moment setzt die Schul-
pflicht für Kinder und junge Erwachsene in einer Anker-Einrichtung erst drei
Monate nach ihrer Ankunft ein, was teilweise als zu lang empfunden wird. Weiter
muss nicht nur der formelle Zugang, sondern auch das praktische Wahrnehmen
von Bildungsangeboten ermöglicht werden. Für viele junge Eltern könnte dies
durch eine institutionell geregelte Kinderbetreuung erreicht werden. Eine sol-
che Kinderbetreuung könnte dabei gleichzeitig der frühpädagogischen Bildung
Vorschub leisten, welche derzeit nicht stattfindet.
Abgesehen von den äußeren Rahmenbedingungen sind auch inhaltliche Anre-
gungen und Anliegen zu nennen: So wird auf den Bedarf nach mehr sportlichen
und musischen Angeboten sowie nach handwerklicher Aus- und Weiterbildung
hingewiesen.
Die Ausführungen zur Bildung in der Anker-Einrichtung Manching-Ingolstadt
als besonderen Lernort zeigen, welche Maßnahmen bereits ergriffen wurden und
wo noch Verbesserungspotential besteht. Die geäußerten Wünsche und Progno-
sen der Interviewpartner*innen lassen den Eindruck gewinnen, dass sich die
Einrichtung auch weiterhin in einem steten Veränderungsprozess befindet und
auch Neuerungen hinsichtlich der Gestaltung von Bildung- und Freizeitangeboten
durchaus möglich sind. Grundsätzlich ist eine Unterbringung in dezentralen
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Unterkünften einer Anker-Einrichtung stets vorzuziehen.12 Chancen aber, die
Bildungssituation in Anker-Einrichtungen zu verbessern, wären denkbar, z.B.
indem ein Ausbau der Bildungsangebote hinsichtlich festgestellter Bedarfe (z.B.
Kinderbetreuung, frühpädagogische Bildung) und grundsätzlich eine weitere
Öffnung der Anker-Einrichtung und mehr Normalität (z.B. durch Verlegung der
Deutschklassen in Sprengelschulen) im Hinblick auf Bildungsbelange umgesetzt
würden.
Abschließend ist das Engagement aller an der Bildung in Anker-Einrichtungen
Beteiligten hervorzuheben und auch alle geschilderten geplanten und bereits er-
folgten Optimierungen als gut und wünschenswert zu betrachten. Dennoch lässt
sich festhalten, dass Bildung unter den Bedingungen von (Im-)Mobilität sich für
alle Involvierten herausfordernd gestaltet. So befinden sich nicht nur Hauptamtli-
che und bürgerschaftlich Engagierte, sondern vor allem die Bewohner*innen selbst
in einem Spannungsverhältnis zwischen Freiheit und Notwendigkeit zur Bildung.
Dies zeigt sich einerseits darin, dass Bildung stets ein individueller und auto-
nomer Prozess ist. Bildung als Selbstbildung bedarf einer »freien Entscheidung«
(vgl. Nuissl 1996) zur Bildung. Diese Freiheit haben Bewohner*innen von Anker-
Einrichtungen grundsätzlich, denn sie ist gegeben, jedoch die Möglichkeiten zur
Realisierung nicht immer. Gleichzeitig lassen sich deutliche – normativ aufgela-
dene – Verknüpfungen von Bildung und »Integrationserwartungen« bzw. »Inte-
grationsanforderungen« identifizieren, welche als eine Notwenigkeit zur Bildung
im Sinne einer Anpassung interpretiert werden können. Die Relevanz von Bildung
und Lernen wird von allen Seiten betont. Zugleich kann problematisiert werden,
dass die derzeitige Ermöglichung und Ausgestaltung von Bildung in der Einrich-
tung Manching-Ingolstadt nicht uneingeschränkt als die humanistische und auf-
klärerische Befreiung desMenschen aus Unmündigkeit (vgl. Tippelt 2010) im Sinne
eines Empowerments gelten kann. Bildung gestaltet sich besonders, unter den Be-
dingungen von (Im-)Mobiltät. Die vorliegende Arbeit stellt also einen ersten Ver-
such dar, Einblicke in die komplexe Bildungssituation von Bewohner*innen einer
bayerischen Anker-Einrichtung zu liefern.Gleichzeitig bleibt die Untersuchung fol-
gender Fragen Aufgabe weiterer Forschung: Welche Bewertung der Relevanz von
Bildung nehmen Bewohner*innen von Anker-Einrichtungen vor? Welche Formen
der individuellen Gestaltung der eigenen Bildungsbiographien eignen sie sich an?
Wie kann sich eine Bildung zur vollumfänglichen Teilhabe, die einer sozialen Mo-
bilisierung und einem Empowerment verpflichtet ist und gleichzeitig dennoch in
immobilisierende Strukturen eingebettet ist, individuell und strukturell gestalten?
12 Dies ist nicht zuletzt wünschenswert mit Blick auf die durch eine zentrale Unterbringung
zu erwartenden Problematiken einer »nachholende[n] Integrationspolitik«, also einer nach-
gelagerten, verspäteten und daher kostenintensiven Sprachförderung sowie Integration in
Schule und Ausbildung (vgl. Bade 2007: 71ff.).
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Interview 1, geführt im Januar 2020, Dauer: 01:12 h.
Interview 2, geführt im Januar 2020, Dauer: 00:28 h.
Interview 3, geführt im Februar 2020, Dauer: 00:34 h.
Interview 4, geführt im Februar 2020, Dauer: 01:41 h.
Interview 5, geführt im Februar 2020, Dauer: 00:57 h.

Zwischen räumlicher Mobilität und
struktureller Immobilität
Venezolanische Geflüchtete in Kolumbien
Alina Löffler
Zusammenfassung
Rund fünf Millionen Venezolaner*innen haben in den letzten Jahren ihr Heimat-
land verlassen und sind in umliegende Staaten geflohen. Diese stehen ange-
sichts dieser neuen Form der Mobilität auf dem Kontinent vor institutionellen,
sozialen und wirtschaftlichen Herausforderungen. Besonders betroffen ist dabei
Kolumbien, welches mit mehr als 1,8 Millionen am meisten Venezolaner*innen
aufgenommen hat. Dabei hat Kolumbien in der Vergangenheit bereits die Mobi-
lisierung eigener Bevölkerungsteile, vor allem in Form von interner Vertreibung
während des bewaffneten Konflikts, erlebt. Der Beitrag widmet sich zunächst
der Frage, welche Erfahrungen in Kolumbien in der Vergangenheit mit Mobi-
lität gemacht wurden und wie die kolumbianische Regierung vor diesem Hin-
tergrund mit venezolanischen Geflüchteten umgeht. Ein besonderes Augenmerk
wird auf die Einführung von speziellen Aufenthaltstiteln für Venezolaner*innen
und die mit diesen verbundenen Rechte und Einschränkungen gelegt. Hierbei
fällt auf, dass die nur wenig konsolidierte kolumbianischeMigrationspolitik nicht
auf die massive Einreise ausländischer Staatsbürger*innen vorbereitet war und
somit nur kurzfristig Maßnahmen ergreifen konnte, ohne die längerfristige In-
tegration der Venezolaner*innen ins Auge zu fassen. Schließlich fokussiert der
Beitrag die Arten der Unterbringung venezolanischer Geflüchteter in Kolumbi-
en. Diese leben zumeist in prekären Wohnverhältnissen im kolumbianisch-ve-
nezolanischen Grenzbereich oder in der Peripherie der großen Städte. In die-
sem Zusammenhang wird argumentiert, dass die Geflüchteten in Kolumbien kei-
nerlei Wohnsitzauflagen oder Bewegungsbeschränkungen unterworfen sind und
folglich über eine hohe räumliche Mobilität verfügen. Dennoch sind sie durch
strukturelle Umstände wie den mangelnden Zugang zu einer formellen Beschäf-
tigung, zum Gesundheits- und Bildungssystem in ihrer Selbstbestimmtheit ein-




About five million Venezuelans have left their home country in recent years and
fled to surrounding states. These countries face institutional, social and economic
challenges in view of this new form of mobility on the continent. Colombia is
particularly affected by this development, being one of the countries that took
in most Venezuelans with the number exceeding 1.8 million. In the past, Colom-
bia had already experienced the mobilisation of its own population, especially
in the form of internal displacement during the armed conflict. This article first
addresses the question of what experiences have been made with mobility in
Colombia in the past and how the Colombian government deals with Venezuelan
refugees against this backdrop. Special attention will be paid to the introduction
of special residence permits for Venezuelans and the rights and restrictions asso-
ciated with them. In this context, it is striking that Colombia’s migration policy –
which is only consolidated to a limited degree – was not prepared for the massive
entry of foreign citizens and could therefore only take short-termmeasures with-
out considering the longer-term integration of Venezuelans. Finally, this article
focuses on the types of accommodation for Venezuelan refugees in Colombia.
Most of them live in precarious housing conditions in the Colombian-Venezuelan
border area or on the outskirts of large cities. In this context, it is argued that
the refugees in Colombia are not subject to any residence or movement restric-
tions and therefore have a high degree of spatial mobility. Nevertheless, they are
limited in their self-determination by structural circumstances such as a lack of
access to formal employment, to the health care and education system and are
immobilised due to a lack of opportunities for action.
Einleitung
Bis März 2020 haben infolge der Zuspitzung der sozialen, politischen und wirt-
schaftlichen Situation im Land rund fünf Millionen Menschen die Bolivarische Re-
publik Venezuela verlassen (vgl. IOM 2020). Damit stellt diese Migrationsbewe-
gung eine der derzeit größten weltweit dar. Für den lateinamerikanischen Konti-
nent handelt es sich sowohl zahlenmäßig als auch hinsichtlich des regionalen Fo-
kus der Flucht um eine neue Form und Dimension der Mobilität. Die umliegenden
Aufnahme- und Transitländer stehen aus diesem Grund vor nie dagewesenen Her-
ausforderungen an Staat und Gesellschaft, denn sie sind es, die sowohl die grund-
legenden Voraussetzungen zur Einhaltung der Rechte venezolanischer Geflüchte-
ter schaffen als auch Bedingungen und Regelungen in Bezug auf ihre Einreise und
Aufnahme festlegen.
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Staaten versuchen, Einfluss auf die Mobilität von Menschen innerhalb und au-
ßerhalb ihres Territoriums zu nehmen. Dies betrifft insbesondere Menschen, die
zwanghaft aus ihrer Heimat vertrieben wurden. Dabei kann der Staat, wie Corneli-
us und Rosenblum (2005: 112) anführen, zwar oftmals nicht über die genaue Anzahl
der einreisenden Personen bestimmen, dennoch legt er die Bedingungen von Mi-
gration fest. Zudem bestimmt er über grundlegende Kategorisierungen von Perso-
nen als »Flüchtling« oder »Migrant*in« und legt mit ihnen verbundene Rechte und
Pflichten fest. Auf diese Weise wird über die Aufenthaltserlaubnis oder -beschrän-
kung erheblicher Einfluss auf dieMobilität von betroffenen Personen ausgeübt (vgl.
FitzGerald/Arar 2018: 394; Glick Schiller/Salazar 2012: 14).
In Bezug auf venezolanische Geflüchtete zeichnen sich die lateinamerikani-
schen Staaten grundsätzlich durch eine große Solidarität und Aufnahmebereit-
schaft aus (vgl. Freier/Parent 2019: 57). Viele der Venezolaner*innen sind nach Pe-
ru, Brasilien oder Ecuador geflohen. Die Mehrheit jedoch begab sich in das direkte
Nachbarland Kolumbien, dessen Regierung sich den venezolanischen Staatsbür-
ger*innen gegenüber zumeist offen präsentierte – wie aus einem Statement des
Präsidenten Iván Duque Márquez am 25. September 2018 hervorgeht:
»Aber wir werden sie [die Venezolaner*innen, Anm. d.Verf.] immer mit offenen
Armen und offenen Türen empfangen, weil es nicht unsere moralische Pflicht ist,
die Grenzen zu schließen, sondern es ihnen zu ermöglichen, dieser Tragödie zu
entfliehen.«1 (Presidencia de la República 2018)
Dabei befindet sich Kolumbien derzeit selbst in einer Phase der Transition, wel-
che sich an die Unterzeichnung des historischen Friedensvertrags mit der größten
Guerillagruppe FARC-EP im September 2016 anschließt.2 Durch den Friedensver-
trag wurde der mehr als 60 Jahre andauernde bewaffnete Konflikt offiziell beendet,
der vor allem die Zivilgesellschaft andauernder Formen von Gewalt und interner
Vertreibung ausgesetzt hatte. Die Geschichte Kolumbiens beinhaltet also verschie-
dene Erfahrungen mit Mobilität.
Vor diesem Hintergrund stellt der vorliegende Beitrag in einem ersten Schritt
die Frage, welche Regelungen die kolumbianische Regierung auf Basis bereits ge-
sammelter Erfahrungenmit Mobilität für venezolanische Geflüchtete getroffen hat
und welche politischen Maßnahmen sie zur Aufnahme und Unterbringung die-
ser ergriffen hat. In einem zweiten Schritt soll beantwortet werden, wie sich die-
se Regelungen und Maßnahmen auf die Mobilität venezolanischer Geflüchteter in
1 Diese und alle folgenden Übersetzungen sind von der Verfasserin. Der Originaltext lautet:
»Pero nosotros siempre vamos a estar con los brazos abiertos, con las puertas abiertas para
acogerlos, porque nuestro deber moral no es cerrar las fronteras sino permitirles a ellos salir
de esa tragedia.«
2 Siehe dazu auch den Beitrag von Anna-Lena Dießelmann und Andreas Hetzer in diesem
Band.
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Kolumbien auswirkt. Ziel ist es aufzuzeigen, in welchem Umfang der kolumbiani-
sche Staat venezolanische Geflüchtete in ihrer Mobilität bestärkt oder einschränkt.
Diesbezüglich wird argumentiert, dass in Kolumbien zwar keine restriktiven Poli-
tiken in Bezug auf Unterbringung undWohnort von Venezolaner*innen vorliegen,
dass diese jedoch durch strukturelle Gegebenheiten in ihrer Selbstbestimmung
eingeschränkt werden. Diese These wird anhand von Interviews diskutiert, die im
Januar 2020 mit Venezolaner*innen in Bogotá geführt wurden.3
Erfahrungen mit Mobilität in Kolumbien: Die Desplazados und die
Fokussierung der Migrationspolitik auf eigene Bevölkerungsgruppen
Die zeitlich wohl am weitesten zurückreichende und zahlenmäßig größte Erfah-
rung mit Mobilität stellt im kolumbianischen Kontext die der internen Vertriebe-
nen, der sogenanntenDesplazados dar. Somussten bereits während der Gran Violen-
cia der 1940er und 1950er Jahre zahlreiche Kolumbianer*innen in andere Regionen
des Landes fliehen (vgl. Juliao 2011: 5). Heute zählt Kolumbien mit mehr als sie-
ben Millionen Binnenvertriebenen als das Land, in welchem noch vor Syrien die
meisten Menschen ihren Heimatort verlassen und innerhalb der Landesgrenzen
ein neues Zuhause findenmussten (vgl. UNHCR 2019b: 35). Am stärksten betroffen
sind nach wie vor die ländlichen Regionen, in denen in der Vergangenheit schon
ganze Dörfer zur Umsiedlung gezwungen wurden. Insbesondere auch indigene
und afrokolumbianische Bevölkerungsgruppen leiden unter dieser Form von Ge-
walt (vgl. Curcio et al. 2019: 61). Viele der Binnenvertriebenen ziehen in umliegende
Gebiete oder in die größeren Städte, in welchen in den letzten Jahren Formen der
innerstädtischen Vertreibung eine immer größere Rolle spielen (vgl. CNMH 2015:
229f.; Ocampo et al. 2015: 161).
Die Gründe für diese massive Form der Mobilisierung von Menschen liegen
im bewaffneten Konflikt zwischen staatlichen Kräften, Guerillas und Paramilitärs,
welcher das Land seit den 1960er Jahren überschattete. Die aus dem Konflikt resul-
tierende Gewalt, beispielsweise in Form von Landraub, Massakern, Entführungen
und Zwangsrekrutierungen, richtete sich überwiegend gegen die Zivilgesellschaft.
In den 1980er und 1990er Jahren stieg die Anzahl der Vertriebenen aufgrund des
wachsenden Drogenhandels und der Formierung des Paramilitarismus stark an
(vgl. CNMH 2015: 62ff.).
3 Der Feldzugang erfolgte über eine Anfrage in der Facebook-Gruppe »Venezolanos en Bogo-
tá« mit mehr als 15.000 Mitgliedern. Aus den zahlreichen Interessenten wurden Personen
mit möglichst unterschiedlichen Charakteristika in Bezug auf Alter, Geschlecht, Familien-
verhältnisse und Aufenthaltsstatus ausgewählt. Vier Interviews kamen zustande, von denen
drei für den Beitrag ausgewählt wurden. Die Interviews wurden auf Spanisch geführt und
transkribiert, ausgewählte Zitate wurden für diesen Beitrag ins Deutsche übersetzt.
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Obwohl ein großer Teil der Bevölkerung während des bewaffneten Konflikts
von Zwangsmigration betroffen war, wurde diese Form der Gewalt von der Po-
litik lange Zeit ignoriert. Louis (2018: 63) argumentiert, dass interne Vertriebene
lange nicht als Opfer des Konflikts wahrgenommen wurden, sondern vielmehr als
Teil der allgemeinen Binnenmigration. Aus diesem Grund wurde erst im Jahr 1997
die Existenz derDesplazados im Kontext des bewaffneten Konflikts gesetzlich aner-
kannt und Institutionen zumSchutz dieses Teils der Bevölkerung geschaffen –zum
Beispiel das Nationale System zur Betreuung intern Vertriebener (Sistema Nacional
de Atención Integral a la Población Desplazada por la Violencia, SNAIPD) (vgl. Juliao 2011:
7). Dennoch führten die neuen Gesetze der 1990er Jahre nicht zu einer generellen
Entspannung der Situation. Im Gegenteil erreichte die Zahl der Betroffenen erst
zur Jahrtausendwende ihren Höhepunkt. So wurden allein im Jahr 2002 mehr als
680.000 Personen intern vertrieben (vgl. CNMH 2015: 94, 101; Ibañez/Moya 2007:
10). ZumWendepunkt kam es erst im Jahr 2005, als mit dem Gesetz für Gerechtig-
keit und Frieden (Ley de Justicia y Paz, Nr. 975) das Recht der Opfer des Konflikts auf
Wahrheit, Gerechtigkeit und Wiedergutmachung durch den Staat festgeschrieben
wurde.Weiter gestärkt wurden diese Rechte durch das im Jahr 2011 verabschiedete
Gesetz für Opfer und Landrückgabe (Ley de Víctimas y Restitución de Tierras, Nr. 1448)
(vgl. Louis 2018: 66). Trotz des Friedensabkommens im Jahr 2016 hält die interne
Vertreibung in ländlichen Regionen, wenngleich die Zahlen rückläufig sind, weiter
an (vgl. Hernández 2017: 17).
Aufgrund des bewaffneten Konflikts und der daraus resultierenden wirtschaft-
lichen und politischen Instabilität flohen neben den Vertriebenen innerhalb Ko-
lumbiens auch zahlreiche Kolumbianer*innen ins Ausland, insbesondere in das
Nachbarland Venezuela. In den 1950er und 1960er Jahren war Venezuela aufgrund
der steigenden Erdölpreise und der daraus resultierenden Nachfrage nach Arbeits-
kräften vielfach Ziel kolumbianischer Migrant*innen. Mit der Zuspitzung des in-
ternen Konflikts in Kolumbien wandelte sich die wirtschaftlich motivierte Migrati-
on in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts zunehmend in eine Fluchtmigration
(vgl. Álvarez de Flores 2009: 51; 2004: 192).
Der kolumbianische Staat und die Zivilgesellschaft verfügen also über Erfah-
rungen mit Auswanderung und Binnenmigration, kaum jedoch über Erfahrungen
mit Einwanderung. Dies spiegelt sich auch in den Migrationspolitiken des Landes
wider. Obwohl sich bereits in den 1990er Jahren erste Initiativen mit der Steue-
rung von Immigration beschäftigten, lag hier der Fokus auf der wirtschaftlichen
Entwicklung, indem vor allem Hochqualifizierten die Einwanderung ermöglicht
wurde (vgl. Castro 2016: 3ff.). Erst 2009 wurde durch ein Dokument des Nationa-
len Rates für Wirtschafts- und Sozialpolitik (Consejo Nacional de Política Económica y
Social, CONPES, Nr. 3603) die sogenannte »umfassende Migrationspolitik« (Políti-
ca Migratoria Integral, PIM) entworfen, welche vorherige politische und rechtliche
Bemühungen bündelte und in einen gemeinsamen Rahmen überführte (vgl. Bonil
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2019; Palacios et al. 2019). Zudem wurde im Jahr 2011 mit dem Nationalen Sys-
tem für Migration (Sistema Nacional de Migraciones, Gesetz Nr. 1465) eine Plattform
zur Koordinierung, Umsetzung und Evaluation der Migrationspolitik geschaffen
und im Jahr 2012 die kolumbianische Immigrationsbehörde (Migración Colombia)
gegründet (vgl. Ramos et al. 2019: 14f.).
Trotz jüngerer Bemühungen, die kolumbianische Migrationspolitik einheitli-
cher und umfassender zu gestalten, fokussiert diese weiterhin die selektive Im-
migration von Fachkräften und stellt nur wenige Regelungen zum Umgang mit
Fluchtbewegungen bereit. Zudem legt sie einen starken Fokus auf die Betreuung
von Kolumbianer*innen im Ausland und vernachlässigt ausländische Migrant*in-
nen im Inland. Insbesondere der Schutz von Rechten und die Befriedigung der Be-
dürfnisse von Migrant*innen in Bezug auf Versorgung und gesellschaftliche Teil-
habe werden vom kolumbianischen Staat nach wie vor außer Acht gelassen (vgl.
Bonil 2019: 94ff.). Die kolumbianischeMigrationspolitik ist folglich noch immer als
lückenhaft und wenig kohärent einzustufen. Durch ihre reaktive Ausrichtung hat
sie sich lange Zeit nur an bestehende Phänomene angepasst, ohne Instrumente
zu entwickeln, die das Potential hätten, mit größeren Immigrationsbewegungen
unter Beachtung der Menschenrechte von Migrant*innen umzugehen (vgl. ebd.:
102).
Gründe für die Flucht und Charakteristika venezolanischer Geflüchteter
in Kolumbien
Mobilitäten haben sich in Kolumbien in den letzten Jahren grundlegend verändert.
Zum einen sehen weniger Kolumbianer*innen aufgrund des Friedensabkommens
die Notwendigkeit, ihre Heimat zu verlassen. Zum anderen begeben sich immer
mehr venezolanische Staatsbürger*innen nach Kolumbien; bis Ende Februar 2020
waren es mehr als 1.8 Millionen (vgl. R4V 2020).
Die Gründe für die große Anzahl venezolanischer Geflüchteter in Kolumbien
liegen zum einen in der durch den ehemaligen Präsidenten Hugo Chávez gegen
Ende der 1990er Jahre eingeleiteten sozialistischen Umstrukturierung Venezuelas
nach der Idee der bolivarischen Revolution. In diesem Zusammenhang verließen
nach der Jahrtausendwende zunächst wohlhabende Venezolaner*innen das Land
und migrierten in die USA und nach Europa. Nach massiven Entlassungen von
Mitarbeiter*innen des staatlichen Erdölkonzerns und der Wiederwahl von Chávez
im Jahr 2006 kam es zudem zur Auswanderung von Fachkräften und Akademi-
ker*innen ins lateinamerikanische Ausland (vgl. FIP 2018: 4-6; Ramos et al. 2018:
10; Mijares 2014: 2). Zuletzt hat sich die politische, soziale und wirtschaftliche Si-
tuation im Land nach dem Tod von Chávez im März 2013 und der Ernennung von
Nicolás Maduro zum Präsidenten weiter drastisch verschlechtert. Das Land fiel in
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eine tiefe politische Krise, die ihren Höhepunkt am 23. Januar 2019 erreichte, als
sich der Vorsitzende der von der Opposition dominierten Nationalversammlung
Juan Guaidó als Interimspräsident deklarierte (vgl. Zilla 2019: 1, 5; Mijares/Rojas
2018).
Aufgrund der zunehmenden Autokratisierung des politischen Systems und der
Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation im Land gingen immer wieder
Teile der Bevölkerung auf die Straße. Die Regierung ging dabei höchst repres-
siv gegen die Demonstrierenden vor. Nicht zuletzt die grassierende Korruption
im politischen System Venezuelas und die mangelnde Strafverfolgung gegen kri-
minelle Organisationen führten außerdem dazu, dass Venezuela heute als eines
der gewaltsamsten Länder der Welt gilt (vgl. Huang/Gough 2018; IACHR 2017: 21).
Auch wirtschaftlich ist Venezuela seit dem Absturz des Erdölpreises im Jahr 2014
stark angeschlagen, was auch auf die geringe Diversifizierung der venezolanischen
Wirtschaft und die Konzentration der Produktion auf die Erdölförderung zurück-
geführt werden kann. Im Jahr 2018 verzeichnete das Land eine Inflationsrate von
1.000.000 Prozent (vgl. Ramos et al. 2019: 10; Otero 2014: 7). Infolge dessen ist die
Armutsrate innerhalb der Bevölkerung stark angestiegen. Viele Menschen können
sich die ohnehin schon knappen Lebensmittel nicht mehr leisten und auch die me-
dizinische Versorgung ist nicht gewährleistet (vgl. Rendon/Schneider 2018: 2; Ram-
sey/Sánchez 2018: 4). Diese Entwicklungen haben seit 2014 insbesondere die noch
im Land verbliebenen ärmeren Bevölkerungsteile getroffen. Als Konsequenz haben
tausende Venezolaner*innen ihr Eigentum verkauft und sind über den Landweg in
die umliegenden Staaten geflohen (vgl. Freier/Parent 2019: 56).
Die Migration von Venezolaner*innen nach Kolumbien ist von unterschiedli-
chen Formen und Motiven gekennzeichnet (vgl. Mazuera et al. 2019: 17ff.). Neben
Personen, die dauerhaft in Kolumbien bleibenmöchten, überqueren zahlreiche Ve-
nezolaner*innen nur kurzfristig die Grenze. Einige beschaffen sich im Nachbar-
land Lebensmittel und andere Güter und kehren umgehend nach Venezuela zu-
rück, andere nutzen Kolumbien als Transitland auf demWeg in andere lateiname-
rikanische Staaten. Eine weitere Gruppe sind sogenannte Rückkehrer*innen, d.h.
Kolumbianer*innen, die nach Venezuela ausgewandert waren und nun zurückkeh-
ren (vgl. CODHES 2018: 6; CONPES 2018: 31ff.).
Die meisten Venezolaner*innen reisen über die nördlichen Grenzregionen, et-
wa Norte de Santander, Arauca oder La Guajira ein. Dabei erlangte vor allem die
Grenzstadt Cúcuta besondere Relevanz, weil sich dort die Auseinandersetzung um
den Zugang von Hilfsgütern nach Venezuela im Jahr 2019 zuspitzte (vgl. Ramos et
al. 2019: 10; Zilla 2019: 5). Nach Übertritt verbleiben die Geflüchteten mehrheitlich
in den Grenzregionen oder begeben sich in die großen Städte. So befinden sich
rund 40 Prozent aller venezolanischen Migrant*innen in Bogotá, Cúcuta, Barran-
quilla, Medellín und Cali (vgl. Migración Colombia 2020).
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Regelungen zur Aufnahme venezolanischer Geflüchteter:
Eine Notlösung?
Als Reaktion auf die große Zahl venezolanischer Geflüchteter hat sich zwar der
grundlegende Fokus der kolumbianischen Migrationspolitik auf eigene Bevölke-
rungsgruppen im Ausland nicht verändert, jedoch musste die kolumbianische Re-
gierung neue Instrumente zur Bewältigung der gestiegenen Anforderungen an die
kolumbianischen Institutionen entwickeln (vgl. Bonil 2019: 101ff.). Bestimmend für
den Umgang mit den venezolanischen Geflüchteten waren dabei immer wieder
die Beziehungen zur venezolanischen Regierung. Juan Manuel Santos, in dessen
Staatspräsidentschaft (2010-2018) die ersten massiven Einreisebewegungen fielen,
hatte sich zunächst aufgrund des Beobachterstatus von Venezuela während der
Friedensverhandlungen an die venezolanische Regierung angenähert. Erst nach
Unterzeichnung des Friedensabkommens und der Zuspitzung der politischen Si-
tuation imNachbarland positionierte sich Santos kritisch gegenüber Maduro. Die-
se Position wurde von seinem Nachfolger Iván Duque Márquez, seit August 2018
im Amt, übernommen und intensiviert (vgl. Márquez 2019: 494-498).
Erste Maßnahmen ergriff die kolumbianische Regierung im August 2016, als
sich ein starker Anstieg der venezolanischen Migration an der Grenze abzeich-
nete. Dabei wurden Venezolaner*innen von der Regierung von Beginn an grund-
sätzlich nicht als Flüchtlinge nach der Genfer Flüchtlingskonvention eingestuft,
sondern als Migrant*innen. Auch die weiter gefasste Definition der Erklärung von
Cartagena aus dem Jahr 1984, welche auch humanitäre Fluchtgründe beinhaltet,
findet in Kolumbien trotz der Überführung dieser Definition in nationales Recht
keine Anwendung (vgl. HRW 2018: 3, 9). Dementsprechend wurde in den letzten
Jahren nur sehr wenigen Venezolaner*innen der Asylstatus zugesprochen und die
kolumbianische Regierung entwickelte andere Maßnahmen, um den Geflüchte-
ten einen legalen Aufenthalt zu ermöglichen (vgl. CNR 2019: 14). So führte sie die
Grenzmobilitätskarte (Tarjeta de Movilidad Fronteriza, TMF) ein, welche sich an die
im unmittelbaren Grenzbereich lebenden Pendler*innen richtet und einen regulä-
ren Aufenthalt im Staatsgebiet für sieben Tage ermöglicht. Im Februar 2018 wurde
die Vergabe der Karte jedoch frühzeitig wieder eingestellt (vgl. Bonil 2019: 105).
Das wohl wichtigste Instrument zur Regularisierung venezolanischer Staats-
bürger*innen schuf die Regierung im Juli 2017 mit der Einführung der Speziellen
Erlaubnis zum Aufenthalt (Permiso Especial de Permanencia, PEP). Zugang zu die-
ser Aufenthaltserlaubnis erhalten Venezolaner*innen, die mit einem Pass regulär
in das Land eingereist sind und über keine Vorstrafen oder eine Abschiebeanord-
nung verfügen. Die PEP besitzt eine Gültigkeit von zwei Jahren und befähigt dazu,
in Kolumbien einer Beschäftigung nachzugehen und Leistungen des Gesundheits-
und Bildungssystems in Anspruch zu nehmen (vgl. FIP 2018: 27;Weltbank 2018: 18).
Dabei war die Vergabe der Erlaubnis bisher an bestimmte Zeiträume in verschie-
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denen Monaten in den Jahren 2017 bis 2020 gebunden4 (vgl. El Espectador 2020;
Rodríguez/Ramos 2019: 569).
Weitere Maßnahmen umfassten zudem die Etablierung der Speziellen Gruppe
für Migration (Grupo Especial Migratorio, GEM), welche verschiedene mit Migration
befasste Institutionen, wie die Immigrationsbehörde, die nationale Polizei oder
den Zoll, zur Verbesserung der staatlichen Koordination zusammenschließt (vgl.
FIP 2018: 27). Zudem wurde mit dem Verwaltugsregister der venezolanischen Mi-
grant*innen in Kolumbien (Registro Administrativo de Venezolanos en Colombia, RAMV)
ein Instrument geschaffen, welches mehr Informationen über Umfang und Cha-
rakteristika der venezolanischen Migration erheben soll. Auch ein Strategiepapier
(CONPES, Nr. 3950), welches die wichtigsten Bedürfnisse von Venezolaner*innen
zusammenfasst und Handlungsempfehlungen formuliert, wurde als Basis für zu-
künftige Maßnahmen entwickelt (vgl. Palacios et al. 2019; Ramos et al. 2019: 10;
CONPES 2018).
Trotz der Initiativen zur Regularisierung venezolanischer Geflüchteter und zur
staatlichen Koordination ist der gesetzliche Rahmen zur Aufnahme der Geflüchte-
ten vergleichsweise gering ausgeprägt. So konnten zwar zahlreiche Menschen mit
Hilfe von PEP und TMF in die Legalität überführt werden, dennoch befinden sich
von den mehr als 1.8 Millionen Venezolaner*innen rund eine Millionen Menschen
noch immer irregulär, d.h. ohne gültigen Aufenthaltstitel im Land (vgl. R4V 2020).
Dies liegt daran, dass viele Venezolaner*innen über keinen gültigen Pass verfügen,
was in vielen Fällen darauf zurückzuführen ist, dass dieser nur schwer zu beschaf-
fen ist. Ohne Pass ist der legale Zugang nach Kolumbien und somit der Erhalt
eines Aufenthaltstitels erheblich erschwert (vgl. Ramos et al. 2019: 11; FIP 2018: 28).
Zudem haben je nach Zeitpunkt der Vergabe verschiedene Aufenthaltstitel unter-
schiedliche Berechtigungen der Betroffenen in Bezug auf den Zugang zumArbeits-
markt und Sozialsystem zur Folge. In ihrer komplexen Unübersichtlichkeit haben
die bislang geschaffenen Möglichkeiten der Regularisierung eher den Charakter
von »Notpflastern«, die zumeist in Reaktion auf spontan aufkommende Heraus-
forderungen entstanden sind. Die Etablierung eines gesetzlichen Rahmens, wel-
cher auf die dauerhafte Integration venezolanischer Geflüchteter ausgerichtet ist,
können sie nicht ersetzen (vgl. Bonil 2019: 102).
4 Diese umfassten August bis Oktober 2017, Februar bis Juni 2018, August bis Dezember 2018
und zuletzt auch Januar 2020.
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Die Unterbringung venezolanischer Geflüchteter:
Leben in prekären Verhältnissen
Viele venezolanische Geflüchtete sindmittellos und nach ihrer Ankunft im Aufnah-
meland auf Unterstützungsleistungen – insbesondere Nahrungsmittel und medi-
zinische Versorgung – angewiesen. Ebenso zentral ist die Frage der Unterbringung
der Geflüchteten, die für ihre Gesundheit und Sicherheit essentiell ist (vgl. Maldo-
nado et al. 2018: 94).
Eine Untersuchung der Weltbank (2018) hat festgestellt, dass zwar die Nach-
frage nach temporären und dauerhaften Unterkünften in Kolumbien aufgrund
venezolanischer Geflüchteter gestiegen ist, jedoch in den Gemeinden keine Pläne
zur Erhöhung des Wohnraums vorliegen. Der Staat stellt grundsätzlich keine
Wohnmöglichkeiten zur Verfügung: »In Bezug auf die Unterbringung erhalten
weder kolumbianische Rückkehrer noch venezolanische Migranten finanzielle
Unterstützung oder Hilfe in Form einer temporären Unterkunft durch die Re-
gierung«5 (Weltbank 2018: 109). Gleichzeitig herrscht in Kolumbien ohnehin eine
Wohnungsknappheit, die dazu führt, dass sich informelleWohnsiedlungen bilden.
Dies trifft auch auf die strukturschwachen Grenzregionen rund um Cúcuta, Mai-
cao oder Puerto Santander zu, die nur über wenige Kapazitäten für die Aufnahme
venezolanischer Geflüchteter verfügen (vgl. ebd.; CONPES 2018: 61).
Eine Studie des Norwegian Refugee Council, in welcher 1.473 Venezolaner*in-
nen, davon 919 in Kolumbien, befragt wurden, fand heraus, dass 81 Prozent der
Familien in einer selbstgemieteten Wohnung in urbanen Räumen untergebracht
sind (vgl. CNR 2019: 19-23). Gerade in den großen Städten gibt es zwar mehr Auf-
nahmekapazitäten und Chancen auf eine Beschäftigung, jedoch siedeln sich hier
viele Geflüchtete mangels Alternativen unter prekären Verhältnissen in öffentli-
chen Räumen oder in den Armutsgürteln der Stadt an (vgl. Weltbank 2018: 65,
109). Dies bestätigte sich auch in den eigens durchgeführten Interviews mit Ve-
nezolaner*innen in Bogotá. Paola6, 18 Jahre, reiste Anfang 2019 als Minderjährige
allein nach Kolumbien und folgte damit ihrem Freund, der kolumbianische Wur-
zeln hat. Während sie zunächst eine TMF besaß, verfügte sie zum Zeitpunkt des
Interviews über keine Aufenthaltserlaubnis: »Als wir in Medellín waren, lebten wir
in Santo Domingo. Das ist ein Stadtteil weit oben, weit oben, weit oben.«7 (In-
terview mit Paola) Die Ansiedlung in informellen Wohngegenden ist auf die ho-
he Nachfrage an Wohnraum, mangelnde Einkünfte sowie auf Diskriminierung im
5 »Ni los ciudadanos colombianos retornados ni los migrantes venezolanos están recibiendo
ayuda económica o de albergue temporal en materia de vivienda de parte del gobierno.«
6 Alle Namen wurden anonymisiert.
7 »Estando allá en Medellín, estuvimos en Santo Domingo. Esto es un barrio para arriba, para
arriba, para arriba.«
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regulären Wohnungsmarkt zurückzuführen. Daher sehen sich venezolanische Ge-
flüchtete teilweise dazu gezwungen, tageweise Zimmer in illegalen Unterkünften,
etwa in Hotels, die von Privatpersonen ohne Genehmigung betrieben werden oder
in Wohnungen in Mehrfamilienhäusern, anzumieten. Diese sind sowohl in sani-
tärer Hinsicht als auch in Bezug auf Sicherheit und Privatsphäre oftmals nicht auf
eine große Anzahl von Bewohner*innen und ihren dauerhaften Verbleib ausgelegt
(vgl. CNR 2019: 19; CONPES 2018: 59):
»Weil wir dort, wo wir derzeit untergekommen sind in einem, in einem Zimmer
leben, verstehst du, weil es verschiedene Arten von Räumen gibt. Aber da wir
ein Paar sind, ist das nicht schlimm, verstehst du. Wofür bräuchten wir etwas
größeres? Aber dann hat er seinen Sohn hergebracht. Deshalb sind wir zu dritt
in einem Zimmer […] er braucht seine Privatsphäre, verstehst du, wir auch.«8
(Interview mit Paola)
Häufig sind weder staatliche Akteur*innen noch zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen die erste Anlaufstelle nach der Einreise, sondern Freunde, Familie oder sogar
zufällige Bekanntschaften. Dies sind oftmals nur temporäre Lösungen, so auch bei
Victor und Ana. Während sich Victor, 42 Jahre, seit Oktober 2019 in Kolumbien
befindet und mit Hilfe des UNHCR einen Asylantrag gestellt hat, verfügt Ana, 50
Jahre und 2018 eigereist, über den PEP:
»Zu dieser Zeit, ich erinnere mich, dass es ein Freitag war, kaufte ich mein
Ticket für mittags und kam her. Zufälligerweise traf ich einen jungen Mann,
einen kolumbianisch-venezolanischen Jungen, seine Eltern sind Kolumbianer,
hier in Bogotá geboren, aber sie sind nach Venezuela ausgewandert bis sie
zurückkehrten. Sie kamen über Puerto Ordaz, Venezuela, seine Geschwister
waren schon hier. Und […] bei ihnen sind wir geblieben, als wir nach Bogotá
gekommen sind. Ich bin bei ihnen geblieben, da ich keinen anderen Ort hatte,
an den ich gehen konnte.«9 (Interview mit Victor)
8 »Porque ahí donde estamos, nos estamos viviendo en un, en un cuarto, me entiendes, por-
que hay diferentes tipos de habitaciones. Pero como somos una pareja, ósea que tanto, me
entiendes. ¿Total, para qué necesitamos vainas así más grandes? Pero pues se trajo el hijo.
Entonces los tres en una habitación […] él necesita su privacidad, me entiendes, nosotros
también.«
9 »En ese momento, un día viernes me recuerdo, compré pasaje para mediodía y me vine. Ca-
sualmente me conseguí a un joven, un muchacho colombo-venezolano, de los papas son co-
lombianos nacidos aquí en Bogotá, pero se migraron a Venezuela hasta el momento que
venía. Venía desde, ósea por Puerto Ordaz, Venezuela y los hermanos estaban aquí. Y […] con
ellos fue que cuando llegue acá a Bogotá nos quedamos. Me quedé con ellos porque no tenía
que a donde llegar.«
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»Nein, die Hilfe, die ich erhalten habe, habe ich erhalten, weil meine Tochter
schon hier war. Also blieb ich bei ihr und so. Und sie half mir die ersten Tage,
aber jetzt nicht mehr […].«10 (Interview mit Ana)
Viele der Venezolaner*innen in Kolumbien leben in prekären Wohnverhältnissen.
Oftmals lebenmehrere Familien auf wenigWohnraum zusammen, nach denDaten
des Norwegian Refugee Council durchschnittlich acht Personen in einer Wohnung
(vgl. CNR 2019: 23). Die generellen Wohnverhältnisse und die Lokalisierung in den
ärmeren Stadtvierteln führen dazu, dass viele venezolanische Geflüchtete multi-
plen Sicherheitsrisiken ausgesetzt sind:
»Das Schwierigste, was passiert ist, war, dass sie dort, wo ich wohne, einen Jungen
getötet haben. Sie haben einen Jungen getötet, einen kolumbianischen Jungen.
Ein Venezolaner hat ihn getötet. […] der Junge, den sie töteten, war der Sohn
eines harten Mannes, ein harter Mann bedeutet jemand mit Macht, der in den
Drogenhandel verwickelt ist und er, alle Venezolaner die in der Gegend waren,
wurden verfolgt. Sie folgten uns. […] ich weiß nicht mal, wer wen getötet hat
oder wer das war, ich weiß es nicht. Ich weiß nicht, wer der eine ist, noch wer der
andere ist. Aber sie haben angewiesen, alle, die in der Zone leben, zu verfolgen.«11
(Interview mit Ana)
In Bezug auf ihre Wohnsituation in der Peripherie der Städte weisen die venezola-
nischen Geflüchteten eine große Ähnlichkeit mit den kolumbianischen Desplazados
auf. Auch sie werden vor allem in die großen Städte vertrieben, siedeln sich ins-
besondere in den äußeren Stadtbezirken an und sind extremer Armut und Mar-
ginalisierung ausgesetzt. Aus diesem Grund haben sich in den betroffenen Zonen
durch den Zuzug venezolanischer Geflüchteter neue Problematiken des Zusam-
menlebens und eine Konkurrenz um staatliche und nicht-staatliche Hilfen, Arbeit
und Wohnraum entwickelt (vgl. Beltrán 2018; Pérez 2018: 153-158; Weltbank 2018:
89).
Doch nicht alle Venezolaner*innen sind in der Lage, eine bezahlbare Unter-
kunft zu finden. Ein erheblicher Teil – nach Angaben der Weltbank (2018: 60) rund
32 Prozent – lebt daher in öffentlichen Räumen wie Parks oder an großen Straßen
und ist auf die Hilfe anderer Personen angewiesen:
10 »No, la ayuda que recibió, la ayuda que yo recibí, porquemi hija ya estaba aquí. Entonces me
quedaba ahí y eso. Y me ayudaba pues los primeros días, pero ya no ya […].«
11 »Lomásdifícil quepasó fuequepor donde yo vivomataronunmuchacho.Mataronunmucha-
cho, como es, mataron un muchacho colombiano. Lo mató un venezolano. […] el muchacho
que mataron era hijo de un duro, un duro quiere decir un, alguien de poder que anda me-
tido en el narco y él sí, a todos los venezolanos que estábamos por ahí nos perseguían. Nos
seguían. […] no sé ni quién lo mató ni quién lo fue, ni sé. Ni sé quién es uno, ni sé quién es el
otro. Pero todos los que vivíamos ahí en la zona nos mandaron a seguir.«
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»Als ich den Essensstand hatte, ein Junge […] ich half ihm finanziell mit dem
Wenigen, das ich verdiente […]. Er musste, er hatte nicht genug, um seine Miete
zu bezahlen, bis er seine Unterkunft räumen musste, da die Frau ihm sagte, dass
er ausziehen muss. Und es hat ihn sehr hart getroffen. Dieses Kind hat es hart
getroffen. […]. Und ich musste seine Kleidung bei mir zuhause aufbewahren, dort
wo ich zur Miete lebte, und ich musste […] ihm helfen, finanziell. In dem Sinne,
nicht so sehr finanziell, sondern mit Essen, er musste auf der Straße schlafen.«12
(Interview mit Ana)
Zudem haben sich in einigen Städten informelle Lager venezolanischer Geflüchte-
ter gebildet. Zu diesen gehören zum Beispiel temporär angelegte Ansiedlungen auf
einem Sportplatz in Cúcuta oder ein Zeltlager auf dem Plaza de Bolívar in Bucara-
manga, aber auch längerfristige Unterkunftsformen wie eine Blechhaussiedlung,
genannt »Villa Caracas«, in Barranquilla. Auch in Bogotá formierte sich im Jahr
2017 ein informelles Lager rund um den Busbahnhof, welches jedoch im Novem-
ber 2018 durch die staatlichen Autoritäten aufgelöst und in einen anderen Stadtteil
verlegt wurde (vgl. Bonil 2019: 109; DeutscheWelle 2018). Neben diesen informellen
Lagern bemühen sich verschiedene nationale und internationale Akteur*innen wie
die katholische Kirche, das Rote Kreuz oder der UNHCR um den Aufbau temporä-
rer Aufnahmemöglichkeiten in den Grenzgebieten. Solche sogenannten Assistenz-
zentren gibt es beispielsweise in Maicao und in Cúcuta, diese sind jedoch nur auf
die Aufnahme von Geflüchteten für wenige Tage ausgelegt (vgl. UNHCR 2019a; El
Tiempo 2018).
Zwischen Mobilität und Immobilität: Räumliche Bewegungsfreiheit und
strukturelle Einschränkung
Der kolumbianische Staat war in der Vergangenheit durch die hohe Anzahl in-
tern vertriebener Desplazados und die zahlreichen Kolumbianer*innen, welche ins
Ausland abwanderten, dazu gezwungen, sich mit diesen Formen von Mobilität zu
beschäftigen. Die genannten Personengruppen weisen jedoch als kolumbianische
Staatsbürger*innen eine andere rechtliche Basis als ausländische Migrant*innen
auf. Somit beinhalten die als Reaktion auf die beschriebenen Phänomene entstan-
denenMigrationspolitiken des Landes nur wenige Regulierungen für den Fall einer
12 »Cuando yo tenía el puesto de comida rápida, un muchacho […], yo le ayudaba económica-
mente con lo poco que yo hacía […]. Tuvo que, no le quedaba para pagarle arriendo hasta que
tuvo que desalojar el arriendo porque la señora le dijo que se desocupaba pues porque no.
Y le tocó muy duro. Ese niño le tocó duro. […] Y yo le tuve que guardar la ropa en mi casa,
donde yo vivía arredrando en ese tiempo y tuve que […] ayudarlo pues, económicamente. En
el sentido, no tanto económicamente, sino con la comida, le tocó dormir en la calle.«
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massiven Zuwanderung aus dem Ausland. Dies trifft auch auf die Bedingungen
von Aufnahme und Unterkunft venezolanischer Geflüchteter zu. In Bezug auf ihre
Wohnsituation hat dies zur Folge, dass venezolanische Geflüchtete – sowohl mit
regulärem als auch mit irregulärem Aufenthalt – selbst für die Art und Weise ihrer
Unterbringung verantwortlich sind, was ihnen eine große Freiheit in Bezug auf die
Wahl des Aufenthaltsortes einräumt:
»Nun, als ich den Meta [Verwaltungsbezirk im Zentrum Kolumbiens, Anm.
d.Verf.] verließ, ging mein Freund nach Bogotá und ich ging nach Bucaramanga,
verstehst du. Weil wir dort im Meta schlecht verdienten, verstehst du, uns ging
es schlecht und ich musste einige schlechte Arbeiten machen, Saft, Empanadas
und solche Dinge verkaufen. Aber es lief nicht gut für uns, was soll ich sagen,
das dort ist auf dem Land und sie brauchen nicht viele Menschen dort, wo wir
waren. Und er ist hierhergekommen und fand danach eine Arbeit. Ich war dort
und habe keine Arbeit gefunden. Dort in Bucaramanga ist es sehr schwer mit
der Arbeit, vor allem mit den Venezolanern. Also brachte er mich her und ich
kam wieder hierher. Weil wir dort hingingen, wo der erste von uns Arbeit findet,
verstehst du.«13 (Interview mit Paola)
Venezolanischen Geflüchteten wird durch das Erlangen eines Aufenthaltstitels wie
der PEP eine Arbeitserlaubnis erteilt, was sie dazu befähigen soll, selbst für ihren
Unterhalt aufzukommen. Wie auch in der Aussage von Paola deutlich wird, wird
das Problem jedoch grundsätzlich nur verlagert: Während die venezolanischen Ge-
flüchteten zwar nicht gesetzlich darin eingeschränkt sind, wo sie sich aufhalten
und wie sie leben, wird die Arbeit und ihre Entlohnung zum bestimmenden Faktor.
Gerade die Suche nach einer formellen Beschäftigung stellt sich häufig als äußerst
schwierig dar:
»Ja, aber hier gibt es, hier einen sicheren Arbeitsplatz zu finden mit allen Vor-
zügen ist ziemlich schwierig. Es ist nicht leicht. Es ist nicht leicht, weil, erinnere
dich, weil schon die Kolumbianer diese Art von Arbeit nicht bekommen, wenn sie
nicht eine bestimmte Anzahl von Erfahrungen haben, bestimmte Jahre, Anzahl
13 »Bueno, primero cuando yo salí del Meta, mi marido cogió para ir para Bogotá, y yo cogí para
ir para Bucaramanga, entiendes. Porque ahí en el Meta estábamos ganando mal, entiendes,
estábamos mal que me tocaban unos trabajos malos, vendiendo jugo, empanadas, y cosas
así. Pero no nos iba muy bien, que se diga entonces, como te digo esto allá es campo y no
necesitaban mucha gente por donde nosotros estábamos. Y él se vino por acá y después en-
contró un trabajo. Yo estaba allá y no encontré ningún trabajo. Allá en Bucaramanga la cosa
es demasiado pesado con los trabajos, más con los venezolanos pues. Entonces él me trajo
para acá y vine para acá otra vez. Porque era donde el que encontraba primero trabajo pues,
me entiendes.«
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von Jahren an Erfahrung. Hier gibt es viel Arbeit, aber viel informelle Arbeit.«14
(Interview mit Victor)
 
»Nein, eine würdevolle Arbeit, bei der du alle Vorzüge genießen kannst, nein.
Nein, es ist sehr schwer, sehr schwer. Ich habe nur Schichten in Restaurants gear-
beitet, welchemich heute oder morgen anrufen, was weiß ich. Abgesehen davon,
ich habe zumindest eine Schicht in einem Restaurant gearbeitet, ich habe das für
eineWoche gemacht und sie habenmir einen Teil nicht bezahlt.«15 (Interviewmit
Ana)
Diemehrheitlich irregulär eingereisten Venezolaner*innen, aber auch jene, diemit
regulären Aufenthaltstiteln in Kolumbien sind, gehen mangels Alternativen häufig
informellen Beschäftigungen nach. In diesen sind sie schlechten Arbeitsbedingun-
gen und Ausbeutung ausgesetzt. So verdienen mehr als 70 Prozent der Haushalte
von Migrant*innen, die sich in den letzten zwei Jahren in Kolumbien niedergelas-
sen haben, weniger als denMindestlohn. Gleichzeitig erhalten Venezolaner*innen,
die informellen Tätigkeiten nachgehen, nur einen stark eingeschränkten oder gar
keinen Zugang zum Gesundheits- und Sozialsystem (vgl. CNR 2019: 33; CONPES
2018: 62).
Die genannten Faktoren führen dazu, dass venezolanische Geflüchtete in
Kolumbien nur über einen beschränkten Zugang zu grundlegenden Rechten wie
Wohnraum, Gesundheit oder Bildung verfügen. Dies ist in großen Teilen auf die
mangelnde Überführung der Geflüchteten in reguläre Aufenthaltsformen, die
fehlende Bereitstellung von Hilfen in Bezug auf angemessenen Wohnraum und
formelle Arbeit sowie fehlende Initiativen zur Unterstützung bei der Integration
in die kolumbianische Gesellschaft zurückzuführen. Hierdurch werden Arbeitslo-
sigkeit, Informalität, Ausbeutung und die Diskriminierung und Stigmatisierung
der Geflüchteten gefördert (vgl. Ramos et al. 2019: 14). Wenngleich es also keine
Regulierungen des kolumbianischen Staates in Bezug auf die Einschränkung
des Aufenthaltsortes venezolanischer Geflüchteter oder ihre Unterbringung in
Lagerstrukturen, wie dies in vielen europäischen Ländern der Fall ist (vgl. z.B.
14 »Sí, pero, aquí, hay como, aquí conseguir un trabajo estable con todos los beneficios es bas-
tante difícil. No es fácil. No es fácil porque recuérdate que, ya es porque los colombianos no,
no obtienen ese tipo de empleos si no tienen cierta cantidad de experiencias, ciertos años,
cantidad de años de experiencia. Aquí hay empleo. Aquí hay mucho empleo, pero mucho
empleo informal.«
15 »No, trabajo digno que donde tú goces de todos los beneficios no. No, es muy difícil, muy
difícil. Yo solo he trabajado por turnos en restaurantes, que me llaman hoy, me llaman ma-
ñana, que sé yo. Entonces aparte de eso, por lo menos yo hice un turno en un restaurante, ya
lo hice por una semana y quedaron de pagarme una cosa y me salieron con otra.«
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Kreichauf 2018), gibt, so nehmen viele Venezolaner*innen ihre Situation dennoch
als alternativlos wahr:
»Ja, ja, [Hilfe von] Freunden und Familie. Aber vom Staat, von der Regierung als
solche nicht. Und es gibt viel Fremdenfeindlichkeit, weißt du. Zu viel. Zu viel.
[…] Ich bekomme nicht mal Arbeit, weil ich nichts mehr bekomme, weil sie keine
Venezolaner nehmen. Ich habe sogar darüber nachgedacht zurückzugehen. Ich
habe daran gedacht zurückzugehen, weil wenn es mir hier schlecht geht, dann
geht es mir doch besser in meinem eigenen Land schlecht. Ich sage […], man
ist wie zwischen zwei Wänden. Weil wenn ich gehe, ist es schlimmer, wenn ich
bleibe, naja, dann muss ich es aushalten.«16 (Interview mit Ana)
Die häufig unerfüllten Erwartungen der Geflüchteten an die Lebensumstände in
Kolumbien und die Rolle des kolumbianischen Staates werden zudem durch das
vom sozialistischen System geprägte Leben in Venezuela beeinflusst:
»Ich sagte: ›Nein, ich muss arbeiten, ich muss Geld verdienen‹. Und ich sagte:
›Etwas Geld und in ungefähr drei Monaten gehe ich‹. Aber nein, es ist nicht so
einfach. Es ist nicht einfach zu sparen. Man hat nicht so viel Geld, weil man die
Miete bezahlen muss. Man muss verstehen, dass es nicht so ist wie in Venezue-
la.«17 (Interview mit Paola)
Auch in Kolumbien befinden sich Geflüchtete daher in einer, wie Turner (2015: 142)
in Bezug auf das Lager beschreibt, paradoxen Situation zwischen dem Unterwegs-
Sein und der Unmöglichkeit unterwegs zu sein. Wenngleich die venezolanischen
Geflüchteten nicht durchWohnsitzauflagen oder andere Aufenthaltsbeschränkun-
gen in ihrer Mobilität innerhalb Kolumbiens eingeschränkt werden, so wirkt sich
die kolumbianische Migrationspolitik in ähnlicher Weise auf die Selbstbestimmt-
heit der Geflüchteten aus. Diese sieht zwar den Zugang von venezolanischen Ge-
flüchteten zum kolumbianischen Staatsgebiet vor, ermöglicht gleichzeitig jedoch
nur wenige Möglichkeiten zur Integration in die Gesellschaft und bestärkt indirek-
te Einschränkungen.
16 »Sí, sí, [ayuda de] amigos y familiares. Pero así del Estado, del gobierno como tal no. Y hay
mucha xenofobia, sabes. Demasiada. Demasiada. […] Ya ni consigo trabajo, porque ya no
consigo nada porque no aceptan los venezolanos. He pensado hasta regresarme. He pensado
hasta regresarme porque si la estoy pasandomal aquí, mejor la pasomal enmi país. Digo yo.
[…] ósea uno está como que entre la pared y la pared. Porque si me voy es peor, si me quedo,
bueno, tengo que aguantar.«
17 »Bueno, lo que, como viste, la idea con la que me vine fue trabajar. Yo dije: ›No, tengo que
trabajar. Hacer la plata‹. Y yo dije: ›Trabajo, hago la plata y en unos tres meses me voy‹. Pero
no, no es fácil. No es fácil ahorrar. Uno no tiene tanta plata porque uno tiene que pagar el
arriendo. Uno tiene que entender que no es como Venezuela.«
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Schlussbetrachtung
Menschen, die aus ihren Heimatländern vertrieben werden, sind auf die Aufnah-
mebereitschaft anderer Staaten angewiesen. Dabei sind es die Migrations- und
Asylpolitiken dieser Staaten, die darüber bestimmen, wie die Aufnahme und Un-
terbringung konkret aussieht. So werden die Geflüchteten bei der Unterbringung
in Lagern in einigen Teilen der Welt erheblich in ihrer Mobilität begrenzt. Dabei
kann das Beispiel geflüchteter Venezolaner*innen in Kolumbien wichtige Hinweise
darauf geben, dass eine Einschränkung vonMobilität nicht immer in Form von La-
gerstrukturen oderWohnsitzauflagen vorliegenmuss, sondern durch andereGege-
benheiten, die nicht direkt mit demThemenbereich der Unterbringung verbunden
sind, verursacht werden kann.Hierzu zählt in Kolumbien vor allem der mangelnde
Zugang zu einer formellen Beschäftigung, welcher aufgrund fehlender finanziel-
ler Unterstützung entscheidend für die Sicherung des Lebensunterhalts und somit
einer der wichtigsten Faktoren für den Aufenthaltsort und die Wohnsituation ist.
Dabei ist der Zugang zu Arbeit sowohl für Venezolaner*innen mit regulärem Auf-
enthaltsstatus als auch für jene ohne Aufenthaltstitel eingeschränkt. Erschwerend
wirkt, dass Venezolaner*innen trotz der nicht vorhandenen Sprachbarriere gerade
in den Bereichen Arbeit und Unterbringung häufig Diskriminierung und Stigma-
tisierungen ausgesetzt sind.
Zurückzuführen sind diese Hindernisse zum einen auf strukturelle Gegeben-
heiten in Kolumbien, wie zum Beispiel die ungleiche Ressourcenverteilung, der
unterschiedliche Zugang zu Bildung, Arbeit und Gesundheit und die mangelnde
politische Teilhabe, wobei diese Einschränkungen Armut, Ungleichheit und die
Marginalisierung einiger Bevölkerungsteile zur Folge haben. Zum anderen war
die kolumbianische Migrationspolitik kaum auf die hohe Anzahl venezolanischer
Geflüchteter vorbereitet und die Regierung erwies sich – insbesondere vor dem
Hintergrund der komplexen Situation im Land nach dem Friedensabkommen –
als überfordert. Denn trotz des Friedensschlusses sind auch zahlreiche Kolum-
bianer*innen noch immer Gewalt und Armut ausgesetzt. Zwar hat das Land be-
reits Erfahrungen mit der großflächigen Mobilisierung eigener Bevölkerungsteile
im Rahmen des bewaffneten Konflikts gemacht, jedoch wurde mit Blick auf die
migrationspolitischen Entscheidungen der jüngsten Vergangenheit offenbar kaum
aus vergangenen Erfahrungen gelernt, sodass sich viele Venezolaner*innen in ei-
ner ähnlich prekären Situation wie die Desplazados befinden. Getroffene Maßnah-
men zur Aufnahme und Unterbringung, wie beispielsweise die Einführung von
PEP und TMF, ermöglichten den Geflüchteten teilweise einen regulären Aufent-
halt, waren allerdings nicht darauf ausgerichtet, bestehenden strukturellen Ein-
schränkungen dauerhaft bzw. nachhaltig entgegenzuwirken. Somit sind venezola-
nische Geflüchtete nach ihrer Ankunft in Kolumbien weitestgehend auf sich selbst
gestellt. Sie sind durch den verwehrten Zugang zu regulärer Arbeit und die fehlen-
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de Grundsicherung in sozialer Hinsicht immobilisiert, wenngleich sie sich räum-
lich frei bewegen können. Dies wird insbesondere auch in der derzeitigen Corona-
Pandemie deutlich: Zahlreiche Venezolaner*innen begeben sich aufgrund der dras-
tischen Verschlechterung ihrer Lebenssituation in Kolumbien zu Fuß auf den Rück-
weg nach Venezuela (vgl. Reith 2020: 3).
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Medientechnologien sind essentielle Bestandteile von Flucht- und Lagererfah-
rungen. Medien bilden infrastrukturelle Umgebungen, in denen Geflüchtete so-
wie Verwaltungen das Asylregime realisieren und ihm gleichzeitig ausgeliefert
sind. Der vorliegende Beitrag geht der Frage nach, welche Rolle solche Medi-
eninfrastrukturen in Lagern und Asylunterkünften historisch gespielt haben. Di-
gitalisierte Verfahren in Asylregimen und Lagerverwaltung sowie die Bedeutung
vonWLAN für Geflüchtete haben historische Vorgänger. Diesen Spuren geht die-
ser Beitrag aus der Perspektive eines kritischen Infrastruktur-Ansatzes nach und
erfragt, wie Medientechnologien die Kommunikation im Raum des Lagers for-
men und beeinträchtigen. Die Analyse von historischem Archivmaterial aus La-
gern und Asylunterkünften in Deutschland zwischen 1945 und den 1990er Jahren
historisiert diese Fragestellung und zeigt Genealogien von Medieninfrastruktu-
ren in vordigitalen Lagerkontexten auf. Archivdokumente geben Einblick in die
materielle und soziale Konstruktion von Lagerräumen durch Medien. Die Analy-
se beleuchtet drei Dimensionen von Medieninfrastrukturen: (1) Architektur und
materielle Raumkonstruktion als Grundlage für Kommunikationsräume, in die
Medien eingebettet sind; (2) medientechnologische Ausstattung im Lager und
die Kontrolle über deren Nutzung; und (3) Medientechnologien, die zur Umset-
zung und Verwaltung des Asylregimes im Lager eingesetzt wurden. Dieser Quer-
schnitt durchMedieninfrastrukturen in historischen Lagern zeigt auf, wie Vorstel-
lungen, Diskurse und Praktiken von »Fluchtmanagement« sowie Mediennutzung
durch Lagerbewohner*innen zu einer Verflechtung von Medien mit dem Asylre-
gime geführt haben. Medieninfrastrukturen sind eingebettet und ermöglichen
Migrationsinfrastrukturen und werden zu Komplizen der Immobilisierung und
des Asylregimes. Die historisierende Perspektive macht so deutlich, wie heutige
Medien- und Migrationsinfrastrukturen ältere Praktiken der Kontrolle, Überwa-
chung, Registrierung und Kategorisierung gleichzeitig ersetzen und fortsetzen.
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 Summary
Media technologies are essential components of refugee and camp experiences.
Media forms infrastructural environments, in which forced migrants as well as
authorities simultaneously realise the refugee regime while being dependent
on it. This chapter investigates the historical role of such media infrastructures
in camps and asylum-seeker shelters. Digitised processes of refugee and camp
administration, as well as the meaning of Wi-Fi for forced migrants have his-
torical predecessors. This chapter traces these roots from a critical approach to
infrastructures, questioning how media technologies have shaped and affected
communication in camp spaces. The analysis of archive material from camps and
shelters in Germany between 1945 and the 1990s historicises this inquiry and out-
lines genealogies of media infrastructures in pre-digital camp contexts. Archival
records provide insight into the material and social construction of camp spaces
through media. The analysis approaches three dimensions of media infrastruc-
tures: (1) architecture and material construction of camp space, forming a basis
for communication spaces and media to be embedded in; (2) hardware of me-
dia technologies in camps and control of provided media and their uses; and (3)
media technologies used for the implementation and administration of refugee
regimes in the camp. This cross section of media infrastructures in historical
camps demonstrates how the imaginaries, discourses and practices of manag-
ing refugees, as well as the media practices of camp inhabitants have led to an
interrelationship of media with the asylum regime. Media infrastructures are in-
tegrated and enable migration infrastructures. They become accomplices of im-
mobilisation processes and of the refugee regime. The historicising perspective
ultimately emphasises how contemporary media and migration infrastructures
both replace and pursue older practices of control, surveillance, registration and
categorisation.
Medien im Lager
Die Digitalisierung hat für die Gestaltung und Umsetzung von Asylregimen neue
Medientechnologien hervorgebracht, die Infrastrukturen in Lagern und die Erfah-
rungen der Bewohner*innen entscheidend mitformen. Ob Iris-Scans oder Finger-
abdrücke zur Bezahlung, Bitcoins als Lagerwährungen oder algorithmisierte und
KI-basierte Verfahren von Asylmanagement und Grenztechnologien (vgl. Macias
2020; Metcalfe/Dencik 2019): Bewohner*innen von riesigen Lagern im globalen
Süden, sowie in Asyleinrichtungen im globalen Norden, sind abhängig von dieser
Vielfalt anMedientechnologien. Abhängigkeit entsteht einerseits dadurch, dass die
Medien des Lagers und die Technologien des Asylregimes unumgänglich und nicht
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optional sind; andererseits sind Geflüchtete auch bei ihren eigenen Kommunikati-
onsbedürfnissen und -praktiken den vorhandenen Medientechnologien ausgelie-
fert. Erfahrungen von »information precarity« (Wall/Campbell/Janbek 2017: 240)
prägen das Lagerleben und Geflüchtete sind durch mangelnden Zugang zu Infor-
mationsmedien und Kommunikationsmöglichkeiten oft sozial blockiert. Aktivis-
tische Eingriffe wie freies WLAN in deutschen Asylunterkünften als »humanita-
rian media interventions« (Kubitschko/Schütz 2016: 1) achten und fordern diese
grundlegende, infrastrukturelle Bedeutung von Medien und Kommunikation für
Geflüchtete.
Doch die infrastrukturellen Medienpraktiken des Asylregimes – Disziplinie-
rung, Einordnung, Kategorisierung und Kontrolle mithilfe von Medientechnolo-
gien –, genauso wie die Mediennutzung der Lagerbewohner*innen sind weder
neu noch an Digitalisierung gebunden. Vorstellungen, Diskurse und Praktiken von
Fluchtmanagement sowieMediennutzung von Geflüchteten lassen sich zurückver-
folgen und verweisen auf Verflechtungen der Genealogien von Medientechnologi-
en und Asylregimen. Medien sind tief eingebettet in Geschichten und Erfahrun-
gen von Immobilisierung, Lagerunterbringung undMigrationsverwaltung. Diesen
Spuren geht dieser Beitrag nach. Er wirft die Frage auf, welche Rolle Medien als
Infrastrukturen, als sozial geformte Technologien und Kommunikationspraktiken,
im Kontext von Lagern und deren Funktionsweisen historisch gespielt haben.
Lager sind als sozial und materiell konstruierte Räume Werkzeuge und In-
stitutionen des modernen Asylregimes. Entstanden und formalisiert im 20. Jahr-
hundert, vor allem nach dem Zweiten Weltkrieg, hat das Asylregime je nach Kon-
text Dutzende Begriffe für diese Räume geprägt (siehe Bispinck/Hochmuth 2014;
Gatrell 2013: 2). Da in diesem Beitrag der Raum des Lagers und nicht spezielle
Gruppen im Fokus stehen, werden hier unter den Begriffsfamilien »Lager« und
»Geflüchtete« sämtliche verschiedene Gruppen, Labelings, und Institutionsformen
zur organisierten Unterbringung von Zwangsmigrant*innen in Deutschland nach
1945 verstanden. Sie alle eint die räumliche und institutionelle Verbindung von hu-
manitärer Hilfe und sozialer Kontrolle und Ausschluss (siehe Agier 2011; Agamben
2000).
In der Konstruktion solcher Räume sind Medien zentrale Bestandteile. Als
Technologien zur Speicherung, Austausch und Zirkulation von Informationen
und Bedeutungen nehmen Medien infrastrukturelle Bedeutung für die Erfah-
rungsumgebung der Lagerbewohner*innen an. Ziel dieses Beitrags ist es, solche
Medieninfrastrukturen im Raum des Lagers zu beschreiben, zu verstehen und zu
historisieren – aus Sicht der Bewohner*innen sowie aus Sicht der Akteur*innen,
die Lager verwalten, strukturieren und das Asylregime in ihnen umsetzen. Der
Begriff Infrastruktur bietet hier ein Prisma, das die Schnittstelle von materiell
und sozial konstruierten Umgebungen analytisch greifbar macht. Klassische
Beispiele sind Straßen, Kanalisationen, oder Kabel – materielle Anordnungen,
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fast unsichtbare Substrate der Gesellschaft, die Sozialitäten möglich machen. In
diesem Sinne fassen Medieninfrastrukturen als »situated sociotechnical systems«
(Parks/Starosielski 2015: 4) die materiellen Grundlagen für Kommunikation für
die Verteilung von Information in Zeit und Raum. Die Entwicklung von infra-
strukturellen Technologien folgt oft historischen Pfadabhängigkeiten: Genauso
wie Internet- und Telefonkabel oft entlang älterer Zuggleise verlaufen, ersetzen
digitale Asyl- und Grenztechnologien Praktiken von Fluchtmanagement durch
Papier und Druck (Karteiakten, Laufscheine oder Ausweise). Medien entwickeln
sich in historischen Schichten, Genealogien und Remediationen fort: Technologien
und Praktiken werden nicht (nur) ersetzt, sondern immer auch fortgesetzt auf
älteren Unterlagen (vgl. Bolter/Grusin 2000; Bowker/Star 1999).
Der vorliegende Beitrag nimmt diese theoretischen Überlegungen zum Aus-
gangspunkt, um historische Medieninfrastrukturen in Lagern und Asylsammelun-
terkünften zu beschreiben. Die Analyse fußt auf Archivmaterial aus Deutschlands
Nachkriegszeit bis zur Jahrtausendwende.1 Dieser Zeitraum ist vom globalen Asyl-
regime nach dem Zweiten Weltkrieg geprägt, welches sich in vordigitalen Medi-
enumgebungen weiterentwickelt hat. Ziel einer (medien-)infrastrukturalistischen
Perspektive (vgl. Peters 2015) ist es, das »Unsichtbare« sichtbar zu machen, und die
Konstruktionsprozesse von unterliegenden Strukturen freizulegen und zu politi-
sieren. Im Sinne der »infrastructural inversion« (Bowker/Star 1999: 34) werden da-
her vignettenartig verschiedene Beispiele von Medieninfrastrukturen beleuchtet,
sowie Bedeutungslinien und Funktionen aufgezeigt, die Medien in Flüchtlings-
unterkünften haben und hatten. Nach einer weiteren theoretischen Erläuterung
werden diese in einem analytischen Abschnitt auf drei Dimensionen herunterge-
brochen: Architektur und Aufbau des Lagers2, medientechnologische Ausstattung
dieser Räume, und Nutzung von Medien zur Umsetzung des Asylregimes. Anhand
dieser Ebenen zeigen sich historische Verflechtungen von Lagern, Asylregimen und
Medieninfrastrukturen: eine Komplizenschaft von Medien- und Migrationsinfra-
strukturen, die im abschließenden Abschnitt diskutiert werden.
Medieninfrastrukturen als theoretische Perspektive
Als Instrument des Asylregimes ist das Lager eine infrastrukturelle Assemblage,
ein Arrangement von Technologien und Dingen mit unterliegenden Rationalitä-
ten, nämlich der Behausung und Kontrolle von Menschen in Zeit und Raum. Der
1 Das Material stammt aus meinem laufenden Dissertationsprojekt über Medienpraktiken in
Lagern und Unterkünften für Geflüchtete zwischen 1945 und 2000.
2 Siehe dazu auch den Beitrag von Julia Devlin in diesem Band.
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Begriff Infrastruktur, entwickelt in ethnographischer und anthropologischer For-
schung im Bereich der Science and Technology Studies, aber auch in den Medien-
und Kommunikationswissenschaften, umfasst grundlegend »matter that enable
the movement of other matter« (Larkin 2013: 329). Unabhängig davon, ob es sich
um Dinge, Ideen, kommunizierte Inhalte oder Personen handelt, sind Infrastruk-
turen Netzwerke und Systeme, gleichzeitig Gegenstände und soziale Relationen,
die sich in situ durch Praktiken realisieren (vgl. Star/Ruhleder 1996: 112). Straßen
ermöglichen Verkehr undMobilität, Kabel oder Papier ermöglichen Kommunikati-
on und Zirkulation vonWissen – beide Beispiele sind grundlegend für Sozialitäten
in Gesellschaften. Dadurch sind Infrastrukturen Substrate, die unsere Wahrneh-
mungen und Einbettung in soziale Umwelten definieren und formen – ein zutiefst
politischer Vorgang. Technopolitiken beeinflussen,wieMaterialität Dinge und Per-
sonen in Relationen bringen (oder nicht), sowie mobilisieren und immobilisieren.
Wie Ressourcen verteilt werden und unsere Welt geformt wird, übt daher Macht
aus (vgl. Larkin 2013). Als Schnittstelle zwischen Struktur und Agency konditionie-
ren somit Infrastrukturen Gouvernementalität und biopolitische Macht, und ver-
handeln Zugehörigkeiten: kulturelle, soziale und administrative Praktiken siedeln
genau an dieser Verflechtung vonMateriellem und Sozialem an (vgl. von Schnitzler
2008).
Auch Medien können als elementare Umgebungen begriffen werden, die un-
sere Wahrnehmung der Welt strukturieren (vgl. Peters 2015). Ein solcher infra-
strukturalistischer Blick auf Medien rückt unterliegende materielle Strukturen ins
Zentrum, die soziale Praktiken von medienvermittelter Kommunikation ermögli-
chen, formen und bedingen.Dieser theoretische Ansatz wurzelt sowohl in deutsch-
sprachiger als auch in kanadischer Medientheorie3 und stützt empirische Studien
zu Medieninfrastrukturen und deren Erfahrungen in verschiedenen Räumen, wie
Städten,Dörfern oder Klassenzimmern (vgl. Forsler 2020;Mattern 2017; Parks/Sta-
rosielski 2015). Parks und Starosielski bieten eine umfassende Definition für den
Begriff und sehen
»sites such as data centers, mobile-telephone towers, and undersea cables as
media infrastructures – situated sociotechnical systems that are designed and
configured to support the distribution of audio visual signal traffic. Media in-
frastructures are concentrated in particular locations and spread across vast dis-
tances. They are highly automated, relying on sensors and remote control, and
require human labor for their design, installation, maintenance, and operation
[…] Media infrastructures are material forms as well as discursive constructions.
3 Zentral sind hier z.B. die Arbeiten vonMarshallMcLuhan,Harold Innis, Friedrich Kittler, Bern-
hard Siegert oder Cornelia Vismann. InMcLuhans berühmtem Satz »Themedium is themes-
sage.« verbirgt sich die Annahme, dass technische Formen von Medientechnologien deren
Nutzungsmöglichkeiten und kulturelle Einflussnahmen bedingen.
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They are owned by public entities and private companies and are the products
of design schemes, regulatory policies, collective imaginaries, and repetitive use.
Interwoven within political-economic agendas, media infrastructures have his-
torically been used in efforts to claim and reorganize territories and temporal
relations.« (Parks/Starosielski 2015: 4f.)
Diese Perspektive greift oben genannte Charakteristiken eines Infrastruktur-
Ansatzes auf und stellt Technopolitiken von Medientechnologien unter Einbezug
verschiedener Akteur*innen und Ebenen ins Zentrum. Dadurch sind für eine
Analyse sowohl Prozesse und Materialitäten von Verteilung, Planung, Herstellung
und Arbeit mit Medien als auch Beziehungen von technologischen Kompetenzen
und öffentlicher Teilhabe in Regulierung, Entwicklung und Nutzung von Interesse.
Mattern weist hierbei auf die tiefen Historizitäten vonMedieninfrastrukturen hin,
die sich als Schichten, Überbleibsel und Pfadabhängigkeiten historisch bedingen,
ersetzen und fortsetzen: als »modes and ideologies and aesthetics of operation«
(Mattern 2015: 96). Historisierende Erforschung von Medieninfrastrukturen deckt
so Zusammenhänge von Praktiken und Infrastrukturen auf und geht der Frage
nach, wie Medientechnologien über Zeiträume hinweg bestimmte Kommunikati-
onsformen ermöglicht oder verhindert haben. Medieninfrastukturen bilden hier
»Konstellationen« von Institutionen und Praktiken von Nutzer*innen:
»It is important to recognize the codependency, the intertwining of these various
entities and systems – the telegraph and the telephone, the railroad and the
telegraph, transportation infrastructures and the postal system, print and writing
infrastructures, writing and oral address, architecture and inscription, and various
social and regulatory systems – and perhaps write their histories together.« (Ebd.:
104)
In diesem Sinne erfassen Medieninfrastrukturen in Lagern verschiedene Ebenen:
sie entstehen in den Kommunikationsumgebungen, geschaffen durch den archi-
tektonischen Aufbau von Lagern, sowie in der Zusammensetzung von vorhande-
nen Medientechnologien und den alltäglichen Praktiken von Verwaltung, Bewoh-
ner*innen und anderen involvierten Personen (z.B. Aktivist*innen oder freiwillige
Helfer*innen). Mithilfe eines solchen kritischen infrastrukturellen Blicks auf Me-
dien sowie Lager entsteht nun ein hilfreiches Vokabular, um die Rolle von Medien-
infrastrukturen in Unterkünften historisch zu analysieren. Welche Materialitäten
und Technologien form(t)en Medieninfrastrukturen in Lagern? Welche Technopo-
litiken werden durch Medieninfrastrukturen im Lager realisiert? Wie sind Medi-
entechnologien infrastrukturell mit dem Asylregime und Praktiken von Immobili-
sierung verflochten?
Im folgenden Abschnitt werden diese Ausgangsfragen entlang dreier Dimen-
sionen von Medieninfrastrukturen im Lager diskutiert. Die Analyse setzt erstens
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auf der Ebene von Architektur an, die Medien- und Kommunikationsräume kon-
struiert. Darauf folgen zweitens die Dimensionen der Hardware von Medienin-
frastrukturen, der Materialitäten von medientechnologischen Ausstattungen im
Lager, und deren entsprechende Nutzung. Drittens führt die Analyse zu solchen
Medieninfrastrukturen im Lager, die im Zusammenhang mit dem Asylregime und
dessen mobilitätsregulierenden Praktiken stehen: medienbasierte Verwaltung und
Management von Lagerbewohner*innen und Asylprozessen.
Spuren von Medieninfrastrukturen in Lagern und Unterkünften
Die Beispiele für eine solche Analyse, die im Rahmen dieses Beitrags möglich
ist, stammen aus Archivfunden zu Lagerkontexten zwischen 1945 und 2000 in
Deutschland. Die Dokumente4 sind als Spuren und Überbleibsel von Praktiken zu
verstehen, und bilden durch Quellenkritik und situierte Interpretation eine em-
pirische Grundlage in verschiedenen historischen Kontexten. Solche Kontexte
formieren sich sowohl in Medienumgebungen, die sich durch technologische Ver-
änderungen wandeln, als auch in sich wandelnden Asylregimen, die verschiedene
Fälle von Zwangsmigration beeinflussten und steuerten. Das Lager bildet hier
eine historisch konstante Institution des deutschen Asylregimes zur Unterbrin-
gung und zum Management von Geflüchteten, Verschleppten, Vertriebenen und
Asylbewerber*innen (vgl. Schießl 2019; Bispinck/Hochmuth 2014)5. Medientechno-
logien waren immer Bestandteil dieser Räume und wurden von Bewohner*innen,
Verwaltungsangestellten6 oder Aktivist*innen für verschiedene Zwecke und aus
verschiedenen Machtpositionen heraus genutzt. Präsent waren neben klassischen
Massenmedien wie Radio (oft UKW-Radios für grenzüberschreitenden Empfang),
Zeitungen (auch »Lagerzeitungen«), Lagerkinos oder Fernseher in dafür vorge-
sehenen Räumen auch Telefone/Telegrafen, papierbasierte Registrierungs- und
Kontrollsysteme, Anschlagstafeln und eigene Poststellen (vgl. Seuferling 2019).
Ob und inwieweit diese Technologien überhaupt vorhanden waren, wer exakt
4 Die verwendeten Archivdokumente stammen aus verschiedenen Archiven (Landesarchiv
Niedersachsen, Staatsarchiv Nürnberg, Staatsarchiv Hamburg, UN Archives New York), so-
wie aktivistischenCommunity-Archiven (Archive für Soziale BewegungenHamburg, Freiburg
und Bremen). Durch Schlagwortsuche in den jeweiligen Katalogen wurden Dokumente aus-
gewählt, die Bezüge zu sowohl Lagern und Asylunterkünften sowie Medien (im weitesten
Sinne) aufweisen.
5 Siehe hierzu auch den Beitrag von Julia Devlin in diesem Band.
6 Lagerleitungen und -verwaltungen bestanden meist aus deutschem, behördlichem Perso-
nal. In der direkten Nachkriegszeit gab es hier auch personelle Kontinuitäten in die NS-
Verwaltung. In den von den Alliierten betriebenen DP-Lagern kam das UNRRA-Personal zu-
meist aus Großbritannien und den USA. Für bestimmte praktische Aufgaben wurden auch
Lagerbewohner*innen in die Verwaltung integriert.
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Zugang hatte, wie lange sie von wem genutzt werden durften oder hergestellt
werden konnten (z.B. Lagerzeitungen), offenbart bereits die erste Dimension
von Technopolitik und Macht in diesen Medieninfrastrukturen. Als Institutionen
regulieren und kontrollieren Lager Medieninfrastrukturen anders und stärker,
als dies in anderen Räumen der Fall ist. Doch ein kritischer Infrastruktur-Ansatz
muss tiefer ansetzen und unterliegende Schichten freilegen.
Architektur und Raumkonstruktion
Die Konstruktion von materiellen und sozialen Räumen ist – im Sinne von Stadt-
gestaltung, Architektur und öffentlichem Design – eine der Grundlagen von Infra-
strukturen und bildet historisch gewachsene Umgebungen für medienvermittelte
Kommunikation (vgl. Mattern 2015). Lager ähneln kleinen Städten, sind jedoch ge-
plant und installiert unter extremer Kontrolle und Aufsicht. Archivierte Karten,
Bau- und Lagepläne sind Quellen für Raumaufteilungen, Anordnungen von Ge-
bäuden und Funktionen von Raumgestaltung. Sie zeigen aber auch in ihrer Eigen-
schaft als Dokumente, wie Politik, Ämter und machthabende Akteur*innen diese
Planungen vorgenommen und beeinflusst haben: Sie dokumentieren den Raum-
konstruktionsprozess selbst.
Abbildung 1: Karte des Lagers Finkenwerder, 1962
Quelle: Staatsarchiv Hamburg, 321-3 I_239. Eingezeichnet sind der (einzige) Eingang links,
die Nummern der Häuser und deren räumliche Anordnung im Kreis, »geplante Wohnflach-
bauten«, sowie ein Sportplatz und neue Gas- und Wasserleitungen (Herv. d.Verf.).
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Abbildung 1 zeigt einen Lageplan des Lagers Finkenwerder im Hamburger Ha-
fen. Der Plan zeigt das abgeschlossene Gebiet des Lagers auf der Rüschhalbinsel,
das vor allem in den 1950er Jahren für Geflüchtete aus Ungarn genutzt wurde.
Nummerierte Wohnbaracken, Gemeinschaftsräume, Verwaltungsbaracken, und
Räume für Hygiene, Essensversorgung, Unterricht oder Kinos strukturieren
physisch und sozial den Raum: es werden Grenzen von Mobilität und Sozialität
gesetzt, die Machtverhältnisse zwischen Bewohner*innen und Verwaltungsperso-
nal prägen. Das Lager ist abgeschlossen von seiner Umgebung, es gibt nur einen
Eingang, und Grenzen zwischen gemeinschaftlicher Öffentlichkeit und Privat-
sphäre verschwimmen im kontrolliert geplanten Barackendorf. Somit entstehen
in Architektur soziomaterielle Umgebungen für Kommunikation: wo sie möglich
war, wo nicht, und wie reguliert.
Gerade im Nachkriegsdeutschland zeigen sich hier auch deutliche Kontinuitä-
ten der physischen Räume, denn oft wurden ehemalige Konzentrationslager (KZ),
deren Satellitenlager oder Wehrmachtsunterkünfte als Lager für Geflüchtete um-
funktioniert (wie Finkenwerder, das vor 1945 an das KZ Neuengamme angeschlos-
sen war). Das sind historische Pfadkontinuitäten, in denen sich Lagerinfrastruk-
turen fortsetzen und aufeinander aufbauen. Architektonisch war ein Standardmo-
dell für Lagerbaracken die sogenannte Reichsarbeitsdienst-Baracke (kurz: RAD-
Baracke), entwickelt für den mobilen Autobahnbau in den 1930er Jahren. Auch die
Nissenhütte diente lange Zeit als Unterkunft für Geflüchtete: Die rundeWellblech-
hütte nach kanadischem Modell (charakteristisch für das Lager Friedland) bot ur-
sprünglich Soldaten im Ersten Weltkrieg ein mobiles Heim. In den 1980er und
1990er Jahren wurden diese Modelle weitestgehend durch den Euro-Container er-
setzt, ein neues, größenstandardisiertes mobiles Zuhause für Geflüchtete. Hier
werden historische Kontinuitäten von mobilen Raumkonstruktionen deutlich: Ba-
racken, Container, oder auch Zelte, repräsentieren einen losen, vorübergehenden
Zustand für ihre Bewohner*innen. Diese provisorischen Lösungen der Unterbrin-
gung sowie die räumliche Abtrennung von ihrer Umgebung verhindern dadurch
Beständigkeit und auch Ankommen im neuen Land.
Was Mattern (2017) für antike und moderne Städte gezeigt hat, trifft auch
im Lager zu: Infrastrukturelles, architektonisches Design prägt medienvermittel-
te Kommunikation, und ermöglicht oder verhindert Oralität, Sprache und Schrift,
Klang und Ton sowie Treffen, Austausch und Öffentlichkeit. Beengte Räume ohne
Privatsphäre und geteilte Gemeinschaftsräume formen, wie und welche Form von
Kommunikation möglich ist. Über die Ermöglichung und Regulierung von Kom-
munikation im Raum des Lagers geben Ausstattungslisten, Lagerregelwerke sowie
Berichte und Beschwerden der Bewohner*innen Aufschluss. Spezielle Räume für
Mediennutzung waren üblicherweise vorhanden: Zeitungsräume, Fernseh- oder
Radioräume, Kino- oder Theaterbaracken – vergleichbar mit Computerräumen in
heutigen Unterkünften (vgl. Witteborn 2014). Üblicherweise wurden diese Arten
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von (Massen-)Medien verwaltungsmäßig unter der Rubrik »Unterhaltung«, »Frei-
zeit«, oder »Wohlfahrt« gefasst und verstanden; zwar als grundlegende Bestand-
teile des Lagerbetriebs, aber auch als Extra-Aktivität, die kontrolliert und verwaltet
war. Dass dies essentielle Grundbedürfnisse waren, zeigen überlieferte Fotos und
Berichte von eigenen UKW-Radios in den Zimmern, Anfragen zur Anschaffung
von Zeitungen in verschiedenen Sprachen und nach Einrichtung von Kommuni-
kationsräumen. Darüber hinaus sind auch eigene Initiativen dokumentiert, wie
die Umfunktionierung von Wänden zu Anschlagstafeln für lagerinterne Kommu-
nikation und zum Informationsaustausch. Diese Fälle zeigen: Kommunikations-
infrastrukturen entstanden durch relationale Praktiken verschiedener Akteur*in-
nen.Oft wurden sie von Bewohner*innen erkämpft7, z.B. in Lagerversammlungen,
Anträgen, offenen Briefen, oder durch gewählte Vertretungen der Bewohner*in-
nen8. Letztendlich waren sie jedoch abhängig und reguliert von den Lagerleitun-
gen, denn es galt, die Kontrolle über den Informationsfluss zu behalten und z.B.
Rebellionen zu verhindern.
Doch auch Medieninfrastrukturen waren von wiederum unterliegenden In-
frastrukturen abhängig. Beispielsweise war die Stromversorgung reguliert, wie
Hamburger Verwaltungsberichte aus den 1990er und 2000er Jahren zeigen: Zu be-
stimmten Uhrzeiten wurde der Stromwegen schwacher Sicherungen abgeschaltet,
was besonders während des Ramadans unter den muslimischen Bewohner*innen
zu Unmut führte, da sie nachts kein Essen zubereiten konnten.9 Dies lässt wei-
ter darauf schließen, dass auch bestimmte Medien durch Regulierung der Elektri-
zität nicht mehr genutzt werden konnten: Radios oder Fernseher funktionierten
dann schlichtweg nicht. Auch unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg im Nürn-
berger »Valka-Lager« für ausländische Geflüchtete berichtet ein Verwaltungsdoku-
ment von häufigen Streitigkeiten über die Begleichung der Stromrechnungen für
Kinovorführungen, die die externen Wanderkinos nicht übernehmen wollten.10
7 Siehe zu Refugee Voices und widerständigen Praktiken auch Simon Goebels Beitrag in die-
sem Band.
8 Beispiele von solchen aktivistischen Aktionen z.B. in: Landesarchiv Niedersachsen, NDS380
Acc. 32/97 Nr. 8 »Beschwerden über das Durchgangslager Friedland«, 1955-1956; Staatsarchiv
Hamburg, 442-7_219, »Finkenwerder Ungarnflüchtlinge«, 1956-1960; Archiv für Soziale Be-
wegungen Hamburg, 04.500.
9 Staatsarchiv Hamburg, »Schaffung und Ausstattung von Wohnunterkünften und Gemein-
schaftsunterkünften für Asylbewerber«, 442-11_273.
10 Staatsarchiv Nürnberg, »Flüchtlingslager Langwasser II«, 1951-1958 (Reg. v. Mfr. Abg. 1978 Nr.
19805).
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Medientechnologien: Lager-Hardware
Wie der Lagerraum also rein physisch aufgebaut, verkabelt und strukturiert war,
hatte und hat erhebliche Auswirkungen auf Medien- und Kommunikationsprakti-
ken. KonkreteMedientechnologien sind in diese Räume eingebettet und ko-konsti-
tuieren sie. Hier belegen Inventarlisten, welche Medientechnologien (theoretisch)
zur Verfügung gestellt werden sollten. Zugehörige »Heimordnungen« regulierten
ihre Nutzung. Amtliche Regeln definierten nicht nur die absolute Kontrolle des
Raumes (Quadratmeter pro Person, exaktes Mobiliar etc.), sondern übten auch in-
frastrukturelle Kontrolle über Medien und Kommunikationsmöglichkeiten aus. In
vordigitalen Medienumgebungen gehörten dazu Tageszeitungen und Printmaga-
zine, Fernseher, Radios (auch Lagerradiostationen) und Lagerkinos, aber auch in-
terpersonale Kommunikationsmedien wie Telefone, Telegrafie oder Lagerpoststel-
len. Letztere standen jedoch oft nur dem Lagerpersonal für ihre Arbeit zur Verfü-
gung; inmanchen Fällen gab es jedochMünztelefone, von denen aus Bewohner*in-
nen zu immensen Preisen Anrufe tätigen konnten,wie Interviewsmit Geflüchteten
in aktivistischen Protestmagazinen berichten.11
Ein näherer Blick auf die Materialität, die Hardware, dieser diversen Medien-
technologien zeigt, wie Mediennutzung durch Installation und Verfügbarkeit kon-
trolliert wurde. Dies umschließt neben der Gestaltung entsprechender Räumlich-
keiten (wie Kinobaracken oder Gemeinschaftsräume) auch die Verkabelung oder
Medienproduktionsmöglichkeiten. Verwaltungsdokumente zeigen detailliert, wie
Infrastrukturen angeschafft, instandgehalten und reguliert wurden. Der Betrieb
von Lagerkinos ist hier beispielhaft. Eine Kinobaracke musste den Brandschutz-
vorkehrungen genügen, da Schmalfilmprojektoren feueranfällig waren und in ei-
nem Raum aus Stein stehen mussten. Der mobile Wanderkinodienst mit Filmen
und Projektoren musste gebucht werden – ein Moment der Kontrolle über Zugang
und Medieninhalt, welcher zu Konflikten führte, wenn Bewohner*innen und La-
gerleitung verschiedenerMeinung waren,wie oft und welche Filme gezeigt werden
sollten. Bei den Geflüchteten waren Unterhaltungsfilme beliebter als die von der
Lagerleitung favorisierten Erziehungs- und Dokumentarfilme.12
Als zweites Beispiel zeigt ein Bericht über ein Lautsprechersystem im Displa-
ced Persons (DP)-Lager13 Wentorf die Ausmaße medieninfrastruktureller Kontrol-
11 Archiv der Sozialen Bewegungen, Hamburg, »04. Antirassismus, Asyl- und Immigrationspo-
litik«.
12 Staatsarchiv Nürnberg, »Flüchtlingslager Langwasser II«, 1951-1958 (Reg. v. Mfr. Abg. 1978 Nr.
19805).
13 DP-Lager unterlagen der Verwaltung der Alliierten, organisiert durch die UNRRA. Sie beher-
bergten zwischen ca. 1945 und 1948 achtMillionen Displaced Persons, befreite Zwangsarbei-
tende und ehemalige KZ-Insassen.
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le. Eine von der UNRRA (United Nations Relief and Rehabilitation Administration)
verfasste Lagerchronik berichtet:
»Entertainment. Broadcasting System.
1. The 2nd of July saw the inauguration of a camp broadcasting system which by
means of 200 loudspeakers, carefully placed to cover the whole camp, allowed
the benefits of outside as well as internal news and entertainment program. As
this department grew older so it gradually depended less for entertainment on
the retransmission of external broadcasting elements and so improved its own
home-made entertainment value that it was able to satisfy all sections of the
community.«14
Hier wurde ein Kommunikationssystem errichtet, das die Beschallung des gesam-
ten Lagers mit Radioprogrammen und Durchsagen ermöglichte. Den Nutzer*in-
nen blieb wohl kaum eine Wahl: Man musste zuhören, ob man wollte oder nicht.
Abbildung 2: Radiostudio, DP-Lager Berchtesgaden
Quelle: UN Archives, S-1058-0001-01, »Germany Mission – Photographs«, 1943-1948.
14 UN Archives, »Z-181-Story Material Used«, S-0405-0019-04, 1945-1947.
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Das Foto in Abbildung 2 zeigt ein weiteres Beispiel für Medientechnologie in
Lagern: »Richards Harjess, head of the camp communication section […] check-
ing the broadcast apparatus in the camp’s midget radio studio«.15 Diese Überlie-
ferung aus einem Berchtesgadener DP-Lager zeigt die Involvierung von Lagerbe-
wohner*innen in die Aufrechterhaltung vonMedieninfrastrukturen, in diesem Fall
koordiniert durch eine »camp communication section«. Zwar fehlen leider Quel-
len zum gesendeten Radioprogramm, doch waren vor allem in DP-Camps neben
solchen Lagerradiostationen auch Lagerzeitungen üblich, deren Inhalte gut über-
liefert sind. Diese wurden auch von Lagerbewohner*innen selbst verlegt. Zuvor
musste eine Lizenz von der Lagerleitung eingeholt werden, da von 1945 bis 1949 al-
liierte Zensur in Deutschland galt. Gedruckt wurden sie in Druckereien in der Um-
gebung der Lager. Papier war generell knapp in der unmittelbaren Nachkriegszeit,
sodass Lagerzeitungen oft improvisiert zusammengeheftete Stapel engbeschrie-
bener Schreibmaschinenseiten waren. Auch Briefpapier für die Bewohner*innen
wurde rationiert und von der Lagerleitung ausgehändigt. Papierbasierte Kommu-
nikation beschränkte sich jedoch nicht nur auf Lagerzeitungen: Andere Quellen
berichten von Anschlagstafeln an Barackenwänden16, mittels derer Bewohner*in-
nen oft nach ihren verlorenen Angehörigen suchten.
Letztendlich sind solche Zeitungen, Radios und Schwarze Bretter auch sym-
bolische Mobilisierungen der Bewohner*innen, Möglichkeiten zur Teilhabe und
Kommunikation über die Lagergrenzen hinaus. Improvisierte Infrastrukturen, ge-
boren aus einemMangel anMedientechnologien, zeigen die Verflechtung vonNut-
zer*innen, ihrer Kommunikationsbedürfnisse und der Medienmaterialität. Infra-
strukturelle Arbeit und Entwicklung von Medien wurde von Lagerbewohner*innen
ausgeführt und übernommen. Gleichzeitig sind Infrastrukturen der Kontrolle der
Lagerleitung ausgesetzt und in Machtverhandlungsprozesse eingebettet. Letztere
sind besonders kontextabhängig. Die DP-Lager der Alliierten hatten mehr Mittel
zu Verfügung und »kulturelle Angebote« wurden von der Lagerleitung zwar regu-
liert, aber auch ermutigt. Diese Wertschätzung von Medien nahm über die Jahre
hin stark ab. In den 1980er und 1990er Jahren hatten Medien einen deutlich gerin-
geren Stellenwert in der Lagerausstattung, wie Ausstattungslisten zeigen. Damals
herrschten in den Asylunterkünften harsche, von Rassismus und aktiver Verhinde-
rung von Integration gezeichnete Bedingungen17, nachdem in Reaktion auf stei-
gende Asylzahlen Gesetze zur Aufnahme und Unterbrinung mehrfach verschärft
wurden, Leistungen gekürzt und Rechte beschränkt. Viele Quellen zeigen, wie Ge-
flüchtete und Aktivist*innen durch Anträge, offene Briefe oder andere Initiativen
15 UN Archives, S-1058-0001-01, »Germany Mission – Photographs«, 1943-1948.
16 Zu sehen im Museum Friedland, siehe Seuferling 2019: 212.
17 Siehe z.B. den sogenannte »Toscani-Bericht« des UNHCR von 1983 über Zustände in west-
deutschen Asylunterkünften (Refugee Survey Quarterly 2008: 163).
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Zugang und Beschaffung von Medien forderten. Denn selbst wenn Technologien
vorhanden waren, war dies keine Garantie für deren Nutzbarkeit, wie eine irani-
sche Bewohnerin einem aktivistischen Magazin im Jahr 1996 berichtete: Das Fern-
sehgerät sei seit langem kaputt und der entsprechende Raum abgeschlossen.18Me-
dieninfrastrukturelle Kontrolle und Verhinderung von Kommunikation geschieht
auch durch Nicht-Instandhaltung oder Nicht-Vorhandensein.
Medien für das Asylregime
Ein dritter Baustein von Lagermedieninfrastrukturen sindMedien, die in direktem
Zusammenhangmit dem Asylregime stehen. Lager sind nicht nur Orte temporärer
Unterkunft, sondern beherbergen auch institutionelle Verwaltungsvorgänge: Sie
manifestieren Grenzen und führen Vorgänge wie Registrierung, Kategorisierung,
Anhörung und Entscheidung über Asylstatus oder Gesundheitsprüfung durch –
all diese Vorgänge gehören zum Management des Asylprozesses und fanden his-
torisch auch im Lager selbst statt. Diese Prozesse basieren auf Medieninfrastruk-
turen zur Speicherung und Zirkulation von asylregimerelevanten Informationen.
Hier zeigen sich besonders deutlich historische Genealogien zu modernen, digita-
lisierten Verfahren des Lager- und Migrationsmanagements. Historische Vorgän-
gertechnologien zeigen, wie das Asylregime Vorstellungen und Praktiken rund um
Medien entwickelte und umsetzte.
Quellen aus Durchgangslagern wie Uelzen-Bohldamm, Berlin-Marienfelde
oder Friedland zeigen die medienbasierte Koordination und Kontrolle der Asyl-
suchenden und Geflüchteten. Ein komplexes System aus Bescheinigungen und
»Laufzetteln« dokumentierte die Verwaltungsvorgänge, kontrollierte Zugang zu
rationierten Leistungen wie Essen, Kleidung oder Spielzeug und managte den
Asylprozess. ImWest-Berlin der 1950er Jahre erwartete die »Ostzonen-Flüchtlinge«
folgendes Verfahren: »Alle in Westberlin ankommenden Flüchtlinge melden sich
bei der Senatsstelle in Berlin-Marienfelde. Dort erhalten alle Flüchtlinge den Lauf-
zettel für das Notaufnahmeverfahren, welcher den Flüchtling durch alle Instanzen
– bis nach Westdeutschland – begleitet.«19
Diese Stationen umfassten eine ärztliche Untersuchung und Zuständigkeits-
prüfung: »Dort werden alle den Flüchtling betreffenden Angaben auf einer Kartei-
karte erfasst, insbesondere die Fluchtgründe.«20 Die kontinuierliche Dokumenta-
tion durch Karteisysteme, Laufzettel (Abbildung 3), Lagerausweise, Essenskarten
und Spendenaushändigungsbescheide diente der Überwachung jeglicher Aktivitä-
ten im Lagerkomplex – eine Infrastruktur, die auf Trab hält:
18 Archiv für Soziale Bewegungen Hamburg, 04.210, »Flüchtlingsleben, Beispiel Lübeck«, 1996.
19 Rotes Kreuz Archiv, DRK 530.
20 Ebd.
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Abbildung 3: »Laufzettel für das Notaufnahmeverfahren«
Quelle: Rotes Kreuz Archiv, DRK 4750.
»Der Flüchtling hat in den ersten Tagen die Gänge zu erledigen, die ihm der Lauf-
bogen vorschreibt. Dieser Pflichtunterziehung wird im Lager Rechnung getragen.
Da er oft von morgens bis abends unterwegs sein muss, wird abends nochmals
warmes Mittagessen ausgegeben.«21
Mobilität, Tagesabläufe und Verhalten im Allgemeinen wurden mithilfe von Medi-
eninfrastrukturen dokumentiert und überwacht. Papier als Technologie von Doku-
menten ermöglichte dadurch gleichzeitig Praktiken von »knowing« und »showing«
(»Wissen« und »Beweisen/Zeigen«) (Gitelman 2014: 1f.). In der epistemischen Funk-
tion des Mediengenres Dokument, Realitäten zu schaffen, bedingen sich Form und
Inhalt desMediums gegenseitig (vgl. Gitelman 2014 und Vismann 2000). Ausweise,
Belege und andere Dokumente können gleichzeitig Zustände speichern, schaffen
und vorzeigen und dadurch Steuerung und Kontrolle von Lagerleben und Asylpro-
zessen ausüben. Ein Beispiel berichtet sogar von einem dokumentierten Punkte-
system beim Spielzeugverleih: Je nach Zustand des Spielzeugs bei Rückgabe notier-
te die Verwaltung ein Plus oderMinus in ihrenDokumenten. Sowurde jeder Schritt
21 Ebd.
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in Medien überführt: Von der Ankunft über Aufenthalte in Durchgangslagern und
Ausreiselagern, Anhörungen, Essens- und Spendenausgaben und so weiter.22
Abbildung 4: International Tracing Service in DP-Lagern, UN Archives, S-1058-0001-01,
»Germany Mission–Photographs«, 1943-1948
Quelle: Rotes Kreuz Archiv, DRK 530.
Die karteibasierte Registrierung von Fluchtschicksalen wurde nicht nur zur Be-
urteilung über Asylansprüche verwendet, sondern machte auch Familienzusam-
menführungen möglich. Gegen Ende des Zweiten Weltkriegs errichteten die Alli-
ierten einen Suchdienst für Verfolgte des NS-Regimes und Geflüchtete, der unter
Einbezug von UNRRA, IRO und dem Roten Kreuz ab 1948 zum International Tracing
Service (ITS) wurde: eine europäische Kommunikationsinfrastruktur mit Zentrale
in Bad Arolsen, die millionenfache Kontaktaufnahmen, Rückführungen und Wie-
dervereinigungen ermöglichte, und somit auch symbolische und physische Remo-
bilisierungen. Quellen aus DP-Lagern zeigen, wie die zugehörigen Medieninfra-
strukturen – Karteien, Registrierung von Fluchtgeschichten, Telegrafennetzwerke
22 Ebd.
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– in den Lagern angesiedelt waren. Abbildung 4 zeigt vier Fotografien aus dem PR-
Fotobestand von UNRRA, sie illustrieren ITS-Medieninfrastrukturen im DP-Lager
Hoechst.
Die Mitarbeiter*innen (eine Mischung aus meist britischem oder amerikani-
schem UNRRA-Personal und Lagerbewohner*innen) errichteten eine Karteiregis-
tratur, um Einzelfälle europaweit zuordnen zu können (unten rechts). Das Bild
oben links zeigt die Eingangspoststelle: »[M]ail from all over the world is sorted
according to language and country, in preparation for the search for the missing
person.« Unten links ist das Telegrafie- und Postsystem der Tracing Bureaus zu se-
hen, mit Bad Arolsen als Hauptquartier in der Mitte. Eine aufwendige Medienin-
frastruktur institutionalisierte hier eines der wichtigsten Kommunikationsbedürf-
nisse von Verschleppten und Geflüchteten: den Kontakt zu verlorenen Angehörigen
herzustellen. Gleichzeitig verhalf sie den Behörden, Millionen Schicksale zu regis-
trieren,was als Grundlage zumManagement vonMigration diente.Dokumentierte
Anhörungen und die Bezeugung des eigenen Schicksals sind bis heute Grundlage
von Asylprozessen, und damit eine Konstante des modernen Asylregimes. Auch
diese Anhörungen fanden lange in den Lagern selbst statt, in Verwaltungsräumen
mit der entsprechenden Medienausstattung (wie Schreibmaschinen und Aufnah-
megeräte).
Medieninfrastrukturen: Komplizen der Immobilisierung und
des Asylregimes?
Medieninfrastrukturen in Lagern sind eng verflochten mit Infrastrukturen, die
Vorgänge des Asylregimes und der Fluchtverwaltung ermöglichen.Wie die Analyse
zeigt, können somit Medien im Lager infrastrukturell als Komplizen des Asylre-
gimes verstanden werden, als Infrastrukturen, in die Prozesse und Vorstellungen
von Migrationsverwaltung eingebettet sind. Dieses abschließende Kapitel disku-
tiert diese historische Verflechtung von Medien- und Migrationsinfrastrukturen.
Medienbasierte Migrationsinfrastrukturen
Technologische Lösungen für die Etablierung von globalen Migrationsregimen
können ebenfalls als Infrastrukturen verstanden werden – alsMigrationsinfrastruk-
turen, ein Begriff, den Leurs versteht als »tech-driven interventions developed to
disrupt forced-migration crisis situations« (Leurs 2020: 91). Neben Grenzanlagen,
Pässen und behördlichen Asylverfahren sind auch Lager und Asylunterkünfte sol-
che Infrastrukturen, auf deren Basis Migrationskontrolle verwirklicht wird. Leurs
(2020) sowie Dijstelbloem (2020) skizzieren hier Ansätze, um diese Infrastrukturen
kritisch zu verstehen. Besonders Migrationskrisen sind »infrastructural events«
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(Dijstelbloem 2020: 311), bei denen sich technopolitische Prozesse abspielen und
Migrationsinfrastrukturen Gewalt ausüben:
»[M]echanisms for observing, registering and monitoring international mobility
– varying from large databases to satellites and drones and from iris-scans and
fingerprints to algorithmic profiling and pre-emption – have turned border con-
trol into a technopolitical affair.« (Ebd.)
Praktiken von Migrationsinfrastrukturen haben historische Genealogien, die tief
in koloniale und faschistische Historien hineinreichen. »[E]xperimental advanced
technology-based infrastructuring initiatives« (Leurs 2020: 94) ermöglichen pro-
blematische technopolitische Projekte von Kontrolle, Observation, Überwachung,
Registrierung und Kategorisierung. Gerade im Raumkonzept »Lager« begegnen
sich auf problematische Weise die Historien von Konzentrations- und Flüchtlings-
lagern (vgl. Agamben 2000: 21). Im Falle von Flucht und Migration unterliegen
Lager jedoch der diskursiven Logik des Humanitarismus. Infrastrukturelle Über-
schneidungen von humanitären Lösungsansätzen mit (medien-)technologischen
Innovationen zur vermeintlichen Verbesserung der Umstände kreieren jedoch oft
neue Abhängigkeiten (vgl. Macias: 2020) – ein Prozess, den Madianou »Technoko-
lonialismus« (Madianou 2019: 2) nennt.
Infrastrukturen werden immer erst in koordinierten, standardisierten Prak-
tiken realisiert, die jedoch wechselseitig durch selbige erst ermöglicht und be-
dingt werden (Star/Ruhleder 1996: 113). Bringt man nun Medieninfrastrukturen
im Lager in Verbindung mit Migrationsinfrastrukturen werden diese Praktiken
und Verflechtungen deutlich: Medien sind Substrate für die Umsetzung von Mi-
grationsinfrastrukturen und machen sie aktiv möglich. Praktiken rund um Me-
dieninfrastrukturen verhandeln und bedingen also technopolitisch die Gestaltung
von Asylregimen – durch Ausgestaltung von Architektur und Räumen, medien-
technologische Hardware sowie Medien zur Fluchtverwaltung. Migrationsinfra-
strukturen bedienen sich solcher Technologien der Speicherung und Zirkulation
von Informationen, um Kontrolle, Registrierung, Koordination in Zeit und Raum,
Grenzverwaltung und Asylverfahren zu ermöglichen. Die Vorstellungen des Asyl-
regimes und seiner Funktionsweisen werden in Medientechnologien »infrastruk-
turalisiert«, also standardisiert und umgesetzt, auch vor dem digitalen Zeitalter.
Die Nutzung von Karteien und Papier zur Kontrolle, Kategorisierung und Regis-
trierung führt direkt zu heutigen Innovationen wie Algorithmen, KI, und Gesichts-
erkennung und Ähnlichem zur Steuerung und Verwaltung von Asylprozessen und
Lagern. Die Technologien haben sich verändert, doch Motive der Anwendung und
entsprechende Ausgestaltung setzen sich fort. Die Beispiele zeigen aber auch, wie
die Erfahrungen und Praktiken der Lagerbewohner*innen die Verflechtung von
Medien- und Migrationsinfrastrukturen mitformen. Wie Leurs betont, zeigt ak-
tives »infrastructuring« hier »how top-down forms of governmentality and control
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are mutually shaped through bottom-up lived experiences of forced migrants and
acts of contestation« (Leurs 2020: 92). Lagerverwaltungen, Politik und Asylregime,
NGOs, Aktivist*innen und Freiwillige, und natürlich die geflüchteten Lagerbewoh-
ner*innen selbst sind involvierte Akteur*innen, die Medien- und Migrationsinfra-
strukturen aufrechterhalten und ihnen unterliegen.
Medien als Komplizen der Immobilisierung?
Wie kann also die Rolle von historischen Medieninfrastrukturen im Lager ab-
schließend betrachtet werden? In ihrer Studie zur Bedeutung von Smartphones
für Flüchtende auf der »digitalen Passage« nach Europa betonenGillespie,Osseiran
und Cheesman die Relevanz von Infrastrukturen für notwendige Medienpraktiken
auf der Flucht:
»For our refugee respondents, smartphone infrastructures are precarious and
contingent: They depend on but have limited access to charging docks, SIM cards,
WiFi, or, for example, water-proof plastic bags to keep their devices dry at sea.«
(Gillespie/Osseiran/Cheesman 2018: 2)
Wie dieser Beitrag gezeigt hat, lassen sich Abhängigkeit und Mangel von materiel-
lenMedieninfrastrukturen in der Erfahrung von Flucht historisch zurückverfolgen:
ähnliche Bedürfnisse, aber andere Technologien.Weiterhin weisen die Autorinnen
darauf hin, dass Infrastrukturen »dialectical tensions between threat and resource,
invisibility and exposure, andmobility and immobility« (ebd.: 10) entfalten. Digita-
leMedien bieten in ihrer Analyse alsoMöglichkeiten der Emanzipation und Agency,
aber auch Gefahren der Überwachung und Kontrolle.
Auch diese Spannung zwischen Mobilisierung und Immobilisierung, Diszi-
plinierung einerseits und Ermöglichung von Kommunikation andererseits ist in
Medien- und Migrationsinfrastrukturen in Lagern historisch angelegt. Kommu-
nikationsfreiheiten wurden erstritten und durch improvisierte Medieninfrastruk-
turen ermöglicht, und gleichzeitig jedoch reguliert und überwacht durch Lagerlei-
tung und Behörden. Räume und Architektur sowie Vorhandensein und Betrieb von
Medientechnologien infrastrukturalisieren die kommunikativen und physischen
Im-/mobilitäten der Bewohner*innen. Die Verflechtung vonMedien- undMigrati-
onsinfrastrukturen bietet die Grundlage für Kontrolle und Disziplinierung von La-
gerbewohner*innen in Zeit und Raumund ist dadurch technisches Substrat für Be-
wegung und Freiheit von Kommunikation. Medien wie Laufzettel, Ausweise oder
Gruppenräume strukturieren Mobilität ganz offensichtlich. Doch auch Medienin-
frastrukturen für Informationsnutzung oder zum Austausch von Informationen
(Zeitungen, Radios, Anschlagstafeln oder Tagebücher) können als Mobilisierung
verstanden werden, nämlich von Kommunikation und Inhalten über die Grenzen
des Lagers und des Geflüchteten-Daseins hinaus. Wenn diese fehlen, werden La-
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gerbewohner*innen weiter immobilisiert, festgesetzt und sozial abgeschnitten. In
einem Machtverhandlungsprozess von Akteur*innen – Geflüchtete, Lagerleitung
und andere Involvierte (wie beispielsweise Aktivist*innen) – werden also die Mög-
lichkeiten und Unmöglichkeiten von Kommunikation im Lager ausgehandelt. Be-
wohner*innen erbitten, erstellen und erhalten Medien aufrecht, Lagerleitungen
stellen sie zur Verfügung – oder nicht.
Letztendlich stehen Medieninfrastrukturen in ihrer Nutzung für Praktiken der
Kontrolle durch das Asylregime stets in einem Spannungsverhältnis zu den Mög-
lichkeiten, die sie für Lagerbewohner*innen schaffen. Zahlreiche Quellen berich-
ten von den positiven Erfahrungen mit Medien und den Erleichterungen für die
Geflüchteten durch deren Nutzung. Diese Perspektive »von unten« sollte schluss-
endlich auch den kritischen Blick auf Medien und Infrastrukturen lenken: Welche
Bedürfnisse, kreative Praktiken und Erfahrungen stehen für Geflüchtete selbst im
Mittelpunkt, und welche Beziehungen haben solche Erfahrungen zu Medientech-
nologien? Denn diese Frage und der konsequente Blick aus der Perspektive der
Betroffenen von Medien- und Migrationsinfrastrukturen nuanciert und korrigiert
unsere Sicht auf Medien und Technologien, die in Asylkontexten angewandt wer-
den.
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Sichtweisen der bayerischen Bevölkerung auf
das Unterbringungskonzept Ankerzentrum
Ramona Kay und Nadine Segadlo
Zusammenfassung
Die Unterbringung geflüchteterMenschen in Lagern ist weltweit eine seit langem
durchgeführte Praxis. Die bayerische Staatsregierung hat als Reaktion auf die so-
genannte »Flüchtlingskrise« (2015) die Einführung von Ankerzentren (Ankunfts-,
Entscheidungs- und Rückführungszentren) beschlossen. Hier findet an einemOrt
sowohl die Unterbringung Geflüchteter als auch die Bearbeitung ihrer Asylanträ-
ge statt. Diese neue Organisationsform hat das Ziel, Asylanträge in kürzeren Zeit-
räumen zu bearbeiten und Menschen mit schlechter Bleibeperspektive zu einer
schnelleren Ausreise zu bewegen sowie Menschen mit guter Bleibeperspektive
entsprechend schnell in die Gesellschaft aufzunehmen. Diese Unterbringungs-
form segregiert und unterbindet den Kontakt zwischen Geflüchteten und baye-
rischer Bevölkerung. Vor diesem Hintergrund widmet sich dieser Beitrag daher
der Frage, welche Sichtweise die bayerische Bevölkerung auf die zentrale Unter-
bringung Geflüchteter in Ankerzentren einnimmt, wie die erzwungene Immo-
bilität und Isolation der dort untergebrachten Geflüchteten von der ansässigen
Bevölkerung sowie die Unterbringungsdauer bewertet wird. Mithilfe einer für
die bayerische Bevölkerung repräsentativen Online-Befragung im Frühjahr 2020
konnte gezeigt werden, dass deutliche Unterschiede in der bayerischen Bevölke-
rung zutage treten, was die Befürwortung der zentralen Unterbringung und der
damit verbundenen Abgrenzung von Geflüchteten sowie ihrerWahrnehmung als
Fremde angeht sowie der Forderung nach einer dezentralen Unterbringung und
der somit verbesserten Integrationsmöglichkeiten durch eine erleichterte Kon-
taktaufnahme mit der Außenwelt. Die Ergebnisse zeigen, dass Kontakt mit Ge-
flüchteten mehrheitlich zur Ablehnung der zentralen Unterbringungsform führt.
Herrschen bei den Befragten hingegen negative Einstellungen gegenüber Aus-
länder*innen vor, nehmen diese eine vermehrte Norm- und auch Orientierungs-
losigkeit im gesellschaftlichen Miteinander wahr und sorgen sich um Recht und
Ordnung in ihrer Umgebung, wird die zentrale Unterbringung in Form von An-
kerzentren stärker befürwortet.
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Summary
The placement of refugees in camps is a long-established practice worldwide.
In response to the so-called »refugee crisis« (2015), the Bavarian state govern-
ment has decided to introduce Anker centres (arrival, decision and repatriation
centres). Here, refugees are accommodated and their asylum applications are
processed in the same place. This new form of organisation has the aim of being
able to process asylum applications faster and to encourage people with poor
prospects of staying to leave the country more quickly, as well as to integrate
people with good prospects of staying into society as quickly as possible. This
form of accommodation segregates refugees and the Bavarian population and
prevents contact between these two groups. Against this background, this article
is therefore dedicated to the question of how the Bavarian population perceives
the centralised housing of refugees in Anker centres, how the forced immobility
and isolation of the refugees there, and the length of their stay, are evaluated
by the local population. An online survey conducted in spring 2020 that is rep-
resentative of the Bavarian population revealed that there are clear differences
within the Bavarian population with regard to their support for centralised ac-
commodation and the associated demarcation of refugees and their perception
as strangers, as well as the demand for decentralised accommodation and the
resulting improved integration possibilities through easier contact with the out-
side world. The results show that contact with refugees leads to a majority of
people rejecting the centralised form of accommodation. On the other hand, if
the participants in the survey have negative attitudes towards foreigners, they
perceive an increased lack of norms and orientation in social interaction and are
concerned about law and order in their surroundings; consequently centralised
accommodation in the form of Anker centres is more strongly advocated.
Einleitung
»The diversification in the forms of camp, the widening of frontier zones, the in-
creased control of wandering populations – all this today adds up to consolidat-
ing a partition between two great world categories that are increasingly reified:
on the one hand, a clean, healthy and visible world; on the other, the world’s
residual ›remnants‹, dark, diseased and invisible.« (Agier 2011: 4)
Lager gelten weithin als präferierte Unterbringungsform geflüchteter Menschen.
Sie gewährleisten Aufnahme, Schutz und Basisversorgung von Menschen nach
ihrer Flucht. Gleichzeitig ermöglichen sie Kontrolle und Machtausübung über
Geflüchtete durch staatliche Handlungsträger und Hilfsorganisationen. Sie stellen
von der Gesellschaft abgegrenzte Räume für Menschen in Aufnahmekontexten
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dar, deren Status als Asylbewerber*innen oder Schutzsuchende noch zu klären ist
oder bereits determiniert wurde. Lager nehmen weltweit unterschiedliche Gestalt
an, weisen aber strukturelle Ähnlichkeiten wie klare Binnenstrukturen, geregelte
Verbindungen nach außen, hierarchische Verhältnisse zur Lagerverwaltung und
Selbstorganisation auf (vgl. Krause 2019; Kreichauf 2018; Thiel/Jahr 2017; Agier
2011). Sie sind nicht auf den Globalen Süden begrenzt, sondern umfassen bei-
spielsweise auch das Konzept der Hotspots an den europäischen Außengrenzen in
Griechenland und Italien (vgl. Europäischer Rechnungshof 2017; Markard/Heuser
2016) und Erstaufnahmelager sowie sogenannte Gemeinschaftsunterkünfte in
Deutschland (vgl. Hofmann/Scherr 2017; Wendel 2014; Müller 2013: 22f.).
Hier haben politische Entscheidungsträger seit der »Flüchtlingskrise« 2015
zunehmend verschiedene Steuerungsmaßnahmen und Unterbringungskonzepte
entwickelt, um auf den vermehrten Zuzug von Geflüchteten zu reagieren. Diese
variieren von Bundesland zu Bundesland. In Bayern hat die Landesregierung im
Jahr 2018 sogenannte »AnkER-Zentren« (Ankunfts-, Entscheidungs- und Rückfüh-
rungszentren)1 eingeführt. Hierbei handelt es sich um ein Lagerkonzept, in dem
Geflüchtete im Sinne einer Aufnahmeeinrichtung zentral untergebracht werden
mit dem Ziel, ihre Asylanträge in kürzeren Zeiträumen vor Ort zu bearbeiten
und Menschen mit schlechter Bleibeperspektive zu einer schnelleren Ausreise zu
bewegen. Da es sich bei Lagern in der Regel um geografisch separierte, temporär
angelegte Räume handelt, werden vorzugsweise leerstehende Armeequartiere
oder bereits bestehende Sammelunterkünfte, welche aufgrund ihrer Vornutzung
räumlich abgegrenzt sind, in Ankerzentren umgewandelt.2 So werden die Unter-
gebrachten von ihrem Umfeld weitgehend abgeschottet und auch sozial isoliert.
Diese Praxis hat erhebliche öffentliche Kritik hervorgerufen (vgl. u.a. Bayerischer
Flüchtlingsrat 2019; BAfF 2018; Der Paritätische Gesamtverband 2018; Flücht-
lingsrat Niedersachsen 2018) und Wissenschaftler*innen beschreiben die Folgen
für die Kommunen, in denen solche Zentren entstanden sind, als auch für die
Geflüchteten selbst, weitgehend als negativ:
»Die Zentren werden als Fremdkörper in oder neben der Kommune wahrgenom-
men. Es steht zu erwarten, dass sie wie andere segregierte Gemeinschaftsunter-
1 Obwohl die Einrichtung von AnkER-Zentren in den Bundesländern im »Masterplan Migra-
tion« von Bundesinnenminister Horst Seehofer vorgesehen ist und auch im Koalitionsver-
trag 2018 zwischen CDU und SPD festgeschrieben wurde, haben bislang nur Bayern (7) so-
wie Sachsen und das Saarland (jeweils 1) AnkER-Zentren etabliert (vgl. Reiter/Töller 2019:
210f.). Die Autorinnen beziehen sich in diesemBeitrag auf das politische Konzept des AnkER-
Zentrums. Aufgrund der Einheitlichkeit der Darstellung in diesem Sammelband wird jedoch
die Schreibweise »Ankerzentrum« verwendet.
2 Siehe auch den Beitrag von Julia Devlin in diesem Band.
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künfte zudem Zielscheibe gewaltsamer, oft rechtsextremer Mobilisierung wer-
den. Isolation und nicht Integration wird die Folge sein.« (Hess et al. 2018: 8)
Diese räumliche Abgrenzung einer Gruppe vonMenschen und die damit verbunde-
nen Folgen, wie beispielsweise unterbundene Kontaktmöglichkeiten, untermauert
die Separation der Geflüchteten im Lager und der lokalen Bevölkerung draußen
(vgl. Agier 2011: 4) und begünstigt ein Denken in den Kategorien »Wir« und »die
Anderen«.Damit forciert es dieWahrnehmung des »Anderen« als fremd und nicht-
zugehörig, da denjenigen im Lager durch räumliche und soziale Ausgrenzungs-
praktiken,Überwachung und eingeschränkte Rechte begegnetwird. »Die Anderen«
können somit scheinbar nicht ohne weiteres in die bestehende Ordnung eingefügt
werden (vgl. Bauman 1995). Diese Behandlung trägt zur Bildung und Verfestigung
von Vorurteilen bei (vgl. Hess et al. 2018: 9; Allport 1954), indem der separierten
Gruppe ein Bedrohungspotenzial gegenüber der bestehenden Gesellschaft und ih-
res Zusammenhalts, kurz ihrer Ordnung, zugeschrieben wird.
Zu Lagern weltweit und den Auswirkungen dieser Unterbringungsform auf die
darin lebenden Menschen wurden umfassende empirische Analysen angefertigt
(vgl. u.a. Turner 2016; Missbach 2013; Jaji 2012; Agier 2011; Inhetveen 2010; Pieper
2008; Panagiotidis/Tsianos 2007). Das spezielle Konzept der Ankerzentren wurde
bisher vornehmlich durch zivilgesellschaftliche und humanitäre Akteur*innen so-
wie politischen Parteien durch Positionspapiere und Stellungnahmen kommentiert
(vgl. u.a. ANKER-WATCH.de 2020; Bayerischer Flüchtlingsrat 2019; Die Fraktion
der Grünen in Bayern 2019; UNHCR 2018) und von Wissenschaftler*innen disku-
tiert (vgl. u.a. Hess et al. 2018). Vor allem hat sich bislang keine Studie auf die
bayerische Bevölkerung und ihre Einstellungen zu Ankerzentren fokussiert.
Daher widmet sich dieser Beitrag, vor dem Hintergrund der Abgrenzung Ge-
flüchteter von der Gesellschaft durch die zentrale Unterbringung in Ankerzentren,
der Frage, wie die bayerische Bevölkerung die resultierende Immobilisierung und
Isolation der untergebrachten Geflüchteten wahrnimmt und von welchen Faktoren
die Befürwortung einer zentralen Unterbringung beeinflusst wird. Diesen Fragen
wurde durch eine repräsentative Online-Befragung der bayerischen Bevölkerung
von Februar bis März 2020 nachgegangen.3
Im Folgenden gibt der Beitrag zunächst einen Überblick über den Stand der
Literatur zur Unterbringung Geflüchteter in Lagern und der Forschung zu Einstel-
lungen hierzu. Anschließend wird die forcierte Trennung zwischen einem »Wir«
und »den Anderen«, die in Lagern isoliert werden, theoretisch in die Überlegungen
des Soziologen Zygmunt Baumans und seine Arbeit zu Abgrenzung und Fremdheit
3 Die Befragung wurde ermöglicht durch die proFOR+-Förderung des Zentrums für For-
schungsförderung (ZFF) der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt.
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eingebettet. Daran schließt sich die Vorstellung der Befragung und ihrer Entste-
hung an, ehe die empirischen Ergebnisse der Online-Umfrage bezüglich der Be-
wertung des Unterbringungskonzepts Ankerzentrum dargestellt werden und das
Fazit die zentralen Erkenntnisse der Studie zusammenfasst sowie einen Ausblick
auf weitere Forschung gibt.
Einstellungen zu Geflüchteten und ihrer Unterbringung in der Literatur
Geflüchtete werden seit den 1980er Jahren inDeutschland in Lagern untergebracht.
Die Bundesrepublik führte diese Praxis als eine politische Maßnahme ein, um die
Anzahl neuer Asylbewerber*innen zu reduzieren. Von der Lagerunterbringung ver-
sprach man sich zunächst Abschreckung und eine Senkung der Antragszahlen, in
dem man Lebensbedingungen für Ankommende verschlechterte (vgl. Pieper 2008:
45ff.). Für Pieper stellt die Lagerunterbringung die »materielle Struktur« (ebd.: 342)
einer Strategie der Verhinderung von Migrationsbewegungen nach Deutschland
sowie der Überwachung Asylsuchender dar, die auf institutionellem Rassismus ba-
siert. Ankerzentren lassen sich als eine Fortführung eines solchen Systems begrei-
fen. Da es sich bei ihnen allerdings um ein relativ neues Konzept handelt, begin-
nen Forschende erst jetzt mit der Analyse des Phänomens (vgl. u.a. Göler 2020;
Rohmann 2019). Studien, die nach 2015 entstanden sind, beleuchten die Unter-
bringung Geflüchteter in Gemeinschaftsunterkünften und die kommunale Unter-
bringungspraxis, die von Bundesland zu Bundesland variiert (vgl. Elle/Hess 2017;
Hofmann/Scherr 2017). EinThema ist hierbei die Erforschung von Konflikten in der
Unterbringung Geflüchteter. Bauer (2017) sowie Christ et al. (2017) argumentieren,
dass es vor allem die strukturellen Faktoren im Zusammenhang mit dieser Unter-
bringungsform sind, die Konflikte entstehen lassen: Menschen unterschiedlicher
Herkunft leben mit wenig bis keiner Privatsphäre auf engstem Raum zusammen,
haben kaum Beschäftigungsmöglichkeiten und sind von der übrigen Gesellschaft
abgeschnitten. Der dadurch entstehende Autonomieverlust und die Folgen für das
eigene Selbstwertgefühl bieten einen Nährboden für Konflikte (vgl. Christ et al.
2017: 5).
Quantitative Erhebungenmit speziellem Fokus auf die UnterbringungGeflüch-
teter im deutschen Kontext sowie zur Einstellung der Bevölkerung dazu fehlen
bislang. Vorhandene Umfragen haben einen Schwerpunkt auf sozialpsychologi-
schen Konzepten, häufig mit Bezug zur Gruppenbezogenen Menschenfeindlich-
keit (GMF). Hier sind vor allem die »Mitte-Studien« sowie die »ZuGleich-Studien«
von Andreas Zick und Kolleg*innen zu nennen. Erstere untersuchen unter dem
Konzept der GMF auch rechtsextreme Einstellungen, Gewalteinstellungen, kollek-
tive Wut sowie ideologische und politische Meinungen (vgl. Zick/Küpper/Berghan
2019; Zick et al. 2016; Zick/Klein 2014; Decker/Kiess/Brähler 2012). DieMitte-Studie
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2016 beschäftigt sich unter anderem auch mit den Themen Flucht und Geflüchte-
te, geht aber nicht auf Unterbringungspraktiken, Immobilität oder Isolation ein.
So wird deutlich, dass die Hälfte der Befragten (56 %) die Aufnahme von Flüchtlin-
gen gut findet (vgl. Zick et al. 2016: 86) und mehr als zwei Drittel (76 %) eher oder
sehr hoffnungsvoll ist, dass es der Gesellschaft gelingt, die aktuelle Situation zu
bewältigen (vgl. ebd.: 98).
Aufgrund der Entwicklungen im Jahr 2015 wurden Umfragen erstellt, um die
Meinung der deutschen Bevölkerung zur aktuellen Situation widerzuspiegeln. Das
Sozialwissenschaftliche Institut der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD)
führte eine solche durch und kam darin u.a. zu dem Ergebnis, dass die dezen-
trale Unterbringung den direkten Kontakt zwischen Geflüchteten und lokaler Be-
völkerung fördert und somit zu erhöhter Akzeptanz und Integration beiträgt (vgl.
Ahrens 2017: 36, 63). In einer etwas älteren Befragung zur Haltung der deutschen
Bevölkerung zu Asyl und Asylbewerber*innen zeigte die Robert Bosch Stiftung auf,
dass der Anteil der Menschen, die die Errichtung einer Unterkunft für Asylbewer-
ber*innen in ihrem Ort ablehnen von 37 Prozent (1992) auf 24 Prozent (2014) ge-
sunken ist, während die Unterstützung für die Einrichtung im gleichen Zeitraum
gestiegen ist4 (vgl. Robert Bosch Stiftung 2014: 28-31). Weitere quantitative Befra-
gungen in Deutschland zeichnen sich dahingehend eher durch einen Fokus auf
Integration, Aufnahmebereitschaft der Bevölkerung und Zuwanderungsfragen aus
(vgl. Kober/Kösemen 2019; Zick/Preuß 2019).
Keine Erhebung im deutschen Kontext geht explizit auf die Einschätzung der
Bevölkerung zu Unterbringungssituationen Geflüchteter ein. Auch Ankerzentren
wurden aus dieser Perspektive noch nicht betrachtet. Bisher durchgeführte quan-
titative Befragungen beziehen sich in ihrem Forschungsdesign ausschließlich auf
Gesamtdeutschland und lassen im besten Fall Ost-West- bzw. Bundesländerver-
gleiche, jedoch keine kleinräumigeren Analysen zu. Allein das Integrationsbaro-
meter ermöglicht durch eine Sonderauswertung 2018 eine detailliertere Betrach-
tung Bayerns. Allerdings beschränkt sich diese auch auf dasThema Integration und
dessen Bewertung durch Menschen mit und ohne sogenannten Migrationshinter-
grund (vgl. SVR-Forschungsbereich 2018).
Die bislang geringe wissenschaftliche Auseinandersetzungmit dem Phänomen
Ankerzentrum und besonders die mangelnden Einblicke in die Rezeption der Ge-
sellschaft diesbezüglich bilden den Ausgangspunkt für erste Analysen zur Wahr-
nehmung dieser Unterbringungsform durch die bayerische Bevölkerung.
4 Operationalisiert wurde diese Einstellung durch die Frage »Einmal angenommen, hier in der
Gemeinde sollte ein neues Wohnheim für Asylbewerber eingerichtet werden. Wenn es da-
gegen eine Bürgerinitiative geben würde, die Unterschriften gegen dieses Wohnheim sam-
melt, würden Sie dann auch unterschreiben, oder würden Sie das nicht tun?« (Robert Bosch
Stiftung 2014: 31).
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Theoretische Überlegungen zum (Lager-)Konzept der Ankerzentren
Gerade die Praxis der Ankerzentren als ein Lagerkonzept verstärkt eine Teilung
in »Wir« und »die Anderen«. So betont es auch das Konzept der Fremdheit, mit
dem sich bereits Anfang des 20. Jahrhunderts Soziologen wie Alfred Schütz und
Georg Simmel auseinandersetzten (vgl. Schütz [1944] 1972; Simmel [1908] 1958).
Fremdheit zeichnet sich durch die drei zentralen Aspekte Nichtzugehörigkeit, Un-
vertrautheit und Ferne aus. Es ist kein festes Konstrukt, sondern eine subjektive
Zuschreibung, die auf der eigenen Positionierung und dem eigenen Selbstbild ba-
siert, und so eine Einteilung in »Wir« und »die Anderen« ermöglicht (vgl. Kleinert
2004). Die Unterscheidung zwischen »Wir« und »den Anderen« beruht auf einer
»kognitive[n] Struktur, die unser Wissen, unsere Überzeugungen und Erwartun-
gen über eine soziale Gruppe von Menschen enthält« (Pendry 2014: 111). Jede Grup-
pe kann demzufolge Ziel von Fremdheitsstereotypen und Vorurteilen werden (vgl.
Reuter/Warrach 2015: 175).
Dass das Fremde auch als Bedrohung der bestehenden Ordnung wahrgenom-
men wird, ist ein Grundgedanke des Soziologen Zygmunt Bauman. In seinen Ana-
lysen der Moderne beschäftigt sich Bauman mit Globalisierung und Migration, da
Einwandernde die Prozesse und Dynamiken einer Gesellschaft und somit deren
Ordnung aufwühlen (vgl. Bauman 2016, 1996). Bauman argumentiert, dass auf-
grund vielfältiger Veränderungsprozesse auf allen Ebenen der Gesellschaft, einer
zunehmenden Individualisierung, steigender Lebenserwartung, technologischen
Veränderungen und Migrationsbewegungen, Menschen heute Angst vor der Zu-
kunft und einer Verschlechterung ihrer Lebensverhältnisse haben (vgl. Bauman
2017: 77). Gerade Einwanderung bringt Komplexität und Unbehaglichkeit für be-
stehende gesellschaftliche Ordnungen mit sich. Daher werden Einwandernde bzw.
Fremde oftmals von der Gesellschaft abgewertet und ausgegrenzt, um ein ver-
meintlich homogenes Konzept von gemeinschaftsbildender Nationalstaatlichkeit
aufrecht zu erhalten (vgl. Messerschmidt 2015: 221).
Die Anwesenheit bzw. Sichtbarkeit Geflüchteter im eigenen Lebensumfeld
steigert das Angstgefühl der Machtlosigkeit gegenüber Veränderungsprozessen
noch einmal. Diese gesellschaftlichen Dynamiken gehen einher mit politischen
Entscheidungen zum Umgang mit geflüchteten Menschen, welche die Fremdheit
von Geflüchteten forcieren. Sie unterstreichen deren Bedrohung einer bestehen-
den Ordnung. Daher wird ihnen mit Aus- und Abgrenzungspraktiken, wie zum
Beispiel durch die Unterbringung in Ankerzentren, begegnet, um eine Vorstellung
von Ordnung und Sicherheit zu etablieren, indem Kontrolle über die Separierten
ausgeübt wird. Vor diesem Hintergrund zielt diese Untersuchung darauf ab, wie
Ankerzentren von der bayerischen Bevölkerung für die Unterbringung Geflüchte-
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ter wahrgenommen werden und wie die damit einhergehende Immobilität und
Isolation Geflüchteter bewertet wird.
Forschungsdesign
Die Studie widmet sich der Einstellung der bayerischen Bevölkerungen gegenüber
den 2018 eingeführten Ankerzentren.
Fragebogenkonstruktion und Operationalisierung
Die Befragten gaben ihre Wahrnehmung der Ankerzentren anhand verschiedener
Dimensionen an, welche vorab anhand einer Dokumentenanalyse5 ermittelt wur-
den. Für diesen Beitrag wurde der Schwerpunkt insbesondere auf die Bewertung
der zentralen Unterbringungsform, der damit verbundenen Isolation und Immo-
bilität der Bewohner*innen sowie die Unterbringungsdauer gesetzt.
Aufgrund des neuartigen Themas wurden die jeweiligen Items zur Erfassung
der oben genannten Bereiche eigens konstruiert6. Für weitere Konzepte (wie z.B.
Autoritarismus oder Law-and-Order-Einstellungen) wurde auf bereits bestehende
und getestete Items und Skalen zurückgegriffen.
Datenerhebung und Beschreibung der Stichprobe
Die Datenerhebung erfolgte mittels einer Onlinebefragung über ein Online Access
Panel im Zeitraum vom 13. Februar bis 02. März 2020. Aufgrund des speziellen
Schwerpunktes auf Ankerzentren wurde eine für Bayern repräsentative Umfra-
ge durchgeführt, welche anhand von Alter (ab 18 Jahren, vier Altersgruppen nach
der tatsächlichen Verteilung innerhalb der bayerischen Bevölkerung, Mittelwert
5 Hierbei handelt es sich um die Herausarbeitung der verschiedenen Positionen bezüglich
Ankerzentren durch die in der Einleitung aufgeführten Positionspapiere und Stellungnah-
men sowie Einblicke aus der Sachverständigenanhörung des Ausschusses für Verfassung,
Recht, Parlamentsfragen und Integration zum Thema »Anker-Einrichtungen in Bayern« am
26.09.2019 im Bayerischen Landtag, die daraus hervorgehenden interfraktionellen Anträge
sowie die daraus resultierendenPresseberichte (vgl. u.a. Guyton 2019;Mittelbayerische 2019;
Süddeutsche Zeitung 2019; Bayerischer Rundfunk 2019).
6 Der entwickelte Fragebogen wurde mittels EFS/Unipark zweimal einem Pretest unterzogen.
Der erste Pretest wurde an insgesamt zehn Expert*innen mit Erfahrung in der Fragebogen-
konstruktion versandt (Zeitraum: 28.11. bis 10.12.2019). Nach der Einarbeitung dieser Kom-
mentarewurde der Fragebogen an eine Personengruppe (n = 34) geschickt, diemöglichst ho-
he Ähnlichkeit mit der tatsächlichen Zielgruppe hatte (Zeitraum: 19.12.2019 bis 31.01.2020).
Der zweite Pretest diente vor allem dazu, die Bearbeitungszeit zu ermitteln sowie Probleme
beim Verständnis der Fragen aufzudecken.
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46,81 Jahre), Geschlecht (50 % Männer, 50 % Frauen), Regierungsbezirk (gleichver-
teilt über alle sieben Bezirke) und Bildungsniveau7 (niedrig, mittel, hoch) quotiert
wurde. Angestrebt wurde einemöglichst hohe Teilnehmendenzahl, um in den Ana-
lysen Gruppengrößen zu erreichen, die Vergleiche erlauben. Die realisierte Stich-
probengröße beträgt insgesamt 890 Personen8 (siehe Tabelle 1).





Geschlecht 890    
weiblich 445 50,00 50,00
männlich 444 49,89 99,89
divers 1 0,11 100,00
Alter  890    
18-30 Jahre (20,4 %) 177 19,89 19,89
31-45 Jahre (26,1 %) 231 25,96 45,84
46-60 Jahre (31,8 %) 285 32,02 77,87
61-75 Jahre (21,7 %) 197 22,13 100,00
Bildungsniveau 890    
niedrig 302 33,93 33,93
mittel 295 33,15 67,08
hoch 293 32,92 100,00
Kontakt zu Geflüchteten 890    
nein 383 43,03 43,03
ja 507 56,97 100,00
7 Die Bildungsniveaus wurden wie folgt eingeteilt: niedrig (kein Schulabschluss, Haupt-
oder Volkshochschulabschluss, POS 8./9. Klasse, noch in der Schule), mittel (Realschulab-
schluss/Mittlere Reife, POS 10. Klasse oder gleichwertiger Abschluss, sonstiger Abschluss)
und hoch (Abitur oder (Fach-)Hochschulreife, FOS, BOS).
8 Da die Anzahl der Antworten konstant bei 890 Personen bleibt, wird diese im weiteren Ver-
lauf nicht extra ausgewiesen. FürUnterschiede zwischendenGeschlechternwird die Antwort
»divers« ausgeschlossen, weshalb in diesem Fall nur 889 Antworten für die Analyse zur Ver-
fügung stehen und ebenfalls nicht mehr gesondert ausgewiesen werden. Die Fallzahl für die
Lebenszufriedenheit liegt aufgrund fehlender Antworten bei n = 844.
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Verwendete Skalen Fallzahl Mittelwert Standard-
abweichung
Min. Max.
Immobilität 890 2,92 1,02 1 5
Isolation 890 2,71 0,97 1 5
Law-and-Order 890 3,54 1,08 1 5
Autoritarismus 890 3,15 0,79 1 5
neg. Einstellungen ggü. Juden 890 2,82 1,46 1 7
neg. Einstellungen ggü. Islam 890 4,44 1,66 1 7
neg. Einstellungen ggü. Auslän-
der*innen
890 4,25 1,38 1 7
Anomie 890 3,37 0,73 1 5
Entfremdung 890 3,83 0,87 1 5
Lebenszufriedenheit 844 67,21 21,88 0 100
eigene wirtschaftliche Lage in 1
Jahr
890 2,99 0,74 1 5
Anmerkung: tatsächliche Altersverteilung in der bayerischen Bevölkerung in Klammern
(Bayerisches Landesamt für Statistik 2019: 244).
Unterbringung in Ankerzentren? – Eine Frage spaltet den Freistaat
Die Frage nach der Unterbringungsform–ob zentral in einemAnkerzentrum, dem
bestimmte ausgrenzende und einschränkende Merkmale zugeschrieben werden,
oder dezentral in einzelnenWohnungen in verschiedenen Kommunen, welche den
Kontakt mit der Bevölkerung vor Ort fördert, spaltet die Befragten. Doch wie zeigt
sich die Spaltung in der Unterbringungsfrage bezogen auf die erzwungene Immo-
bilität und Isolation der Bewohner*innen und was beeinflusst die Befürwortung
bzw. Ablehnung der jeweiligen Unterbringungsart? Diese Fragen werden in den
folgenden Auswertungskapiteln beantwortet.
Einschätzungen zur Unterbringungsform Geflüchteter
»Wenn Sie entscheiden könnten, wie Geflüchtete untergebracht werden sollten,
welche Form würden Sie wählen? 1) zentrale Unterbringung in einem Ankerzen-
trum oder 2) dezentrale Unterbringung in einzelnen Wohnungen in den Kommu-
nen« (Frage 58).
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Zwei Drittel der Befragten (66,40 %, n = 591) befürworten die zentrale Unter-
bringungsform. Nur ein Drittel (33,60 %, n = 299) spricht sich für eine dezentrale
Unterbringung aus. Es zeigt sich, dass das Geschlecht keine Rolle bei der Entschei-
dung für eine Unterbringungsform spielt. Interessant ist hierbei jedoch, dass sich
junge Erwachsene (18 bis 30 Jahre) signifikant von den restlichen drei Altersgrup-
pen unterscheiden. Nur 55,37 Prozent dieser Altersgruppe sieht die Notwendigkeit
einer zentralen Unterbringung, während es in den restlichen Altersgruppen zwi-
schen 68,83 Prozent und 69,74 Prozent sind. Auffallend ist auch, dass vor allem Per-
sonen mit einem hohen Bildungsniveau eine dezentrale Form der Unterbringung
(45,39 %) fordern. Personen mit einem geringen (25,17 %) oder mittleren (30,51 %)
Bildungshintergrund tun dies signifikant seltener.
Diese Spaltung, vor allem bezogen auf das Bildungsniveau und das Alter, zeigt
sich einerseits bei näherer Betrachtung einzelner Analysekategorien der Unter-
bringungsform Ankerzentrum, wie die Bewertung der erzwungenen Immobilität
der Bewohner*innen,welche diese von ihremUmfeld isoliert, und der Aufenthalts-
dauer in dieser Unterbringungsform andererseits.
Immobilität und Isolation der Bewohner*innen von Ankerzentren
Durch die Unterbringung in Ankerzentren wird nicht nur die Bewegungsfreiheit
Geflüchtetermassiv eingeschränkt, diese erzwungene Immobilität, also der Zwang
an einem Ort bleiben zu müssen (vgl. Etzold 2019: 8), fördert auch gleichzeitig ihre
Isolation, worunter die räumliche und soziale Ab- und Ausgrenzung der Bewoh-
ner*innen verstanden wird.
Das Konzept der Immobilität wurde mit insgesamt vier Items9 abgefragt: kein
Verlassen, da alle Einrichtungen vor Ort, keine Bewegungsfreiheit über Stadt-
bzw. Landkreisgrenzen, Verbot der Arbeitsaufnahme und Verlassen nur für Arzt-
oder Schulbesuche (siehe Tabelle 2). Es zeigt sich, dass die Teilnehmenden an der
Online-Befragung mehrheitlich gegen Bewegungsfreiheit der Asylbewerber*innen
über Stadt- bzw. Landkreisgrenzen hinweg sind (3,46). Allerdings findet sich
beim Verbot einer Arbeitsaufnahme die geringste Zustimmung im Bereich der
Immobilität (2,47). Personen, die dem Konzept der Unterbringung im Ankerzen-
trum positiv gegenüberstehen, befürworten signifikant häufiger das Verbot, die
Einrichtung verlassen zu dürfen, da alle Einrichtungen des täglichen Bedarfs vor
Ort sind (3,43 vs. 2,05) sowie die Ausnahme davon lediglich für Schul- oder Arztbe-
suche zu genehmigen (3,12 vs. 2,16). Dementsprechend häufiger sprechen sie sich
gegen die Bewegungsfreiheit über Stadt- bzw. Landkreisgrenzen hinweg aus (2,16
vs. 3,29). Ein geringerer Teil der Befürworter*innen der zentralen Unterbringung
spricht sich hingegen für ein Arbeitsverbot aus (2,81 vs. 1,81).
9 5-stufige Likert-Skala von 1 = stimme gar nicht zu bis 5 = stimme voll zu.
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Für den Faktor Immobilität10 zeigt sich die Spaltung der Befragten weiterhin
deutlich. Während die Unterstützer*innen der zentralen Unterbringung die er-
zwungene Immobilität der Bewohner*innen mehrheitlich als hinnehmbar akzep-
tieren (56,35 %), lehnen die Gegner*innen diese mehrheitlich ab (79,60 %). Frauen
befürworten die Immobilität der Geflüchteten signifikant weniger (2,76) als Män-
ner (3,09). Ebenso sehen jüngere Personen (18 bis 30 Jahre) die erzwungene Immo-
bilität kritischer (2,57) als ältere Personengruppen. Signifikant geringere Zustim-
mungswerte für die Immobilität von Asylbewerber*innen gehen auch mit einem
hohen Bildungsniveau einher.
Durch die hohe Korrelation (r = .7592) zwischen Immobilität und Isolation zei-
gen sich ähnliche Ergebnisse auch im Bereich der Einstellungen zur Isolation der
Bewohner*innen in abgeschotteten Ankerzentren. Personen, die Geflüchtete be-
vorzugt in Ankerzentren unterbringen wollen, befürworten die Praxis der Isolati-
on11 signifikant höher (3,09) als Personen, die eine dezentrale Unterbringung for-
dern (1,96). Männer befürworten die erzwungene Isolation der Asylbewerber*in-
nen auch signifikant stärker (2,80) als Frauen (2,62), obwohl die Zustimmung hier
insgesamt eher gering ist. 18- bis 30-Jährige weisen hier auch signifikant geringere
Zustimmungswerte zur Isolation von Geflüchteten (2,47) auf als 31- bis 45-Jährige
(2,76) und 46- bis 60-Jährige (2,86). Personen mit einem niedrigen (2,73) oder mitt-
lerem (2,90) Bildungsniveau sehen die gewollte Isolation ebenfalls weniger kritisch
als Personen mit einem hohen Bildungsniveau (2,49).
So zeigen sich bei den Einstellungen gegenüber der erzwungenen Immobilität
der Bewohner*innen der Ankerzentren sowie der damit verbundenen Isolation von
der Gesellschaft große Ähnlichkeiten, da sie vor allem von Frauen,Hochgebildeten,
jungen Personen sowie denjenigen, die eine dezentrale Unterbringung fordern,
abgelehnt und kritisiert werden.
Kurze Unterbringungsdauer für Integration und Rückführung
Zentral ist die Frage, wie die Befragten die propagierte kurze Unterbringungsdau-
er vonmaximal drei Monaten bewerten. Diese soll sowohl eine schnelle Integration
10 Eine Faktorenanalyse zeigte auf, dass alle vier Variablen auf einemgemeinsamen Faktor »Im-
mobilität« laden (Ladungswerte zwischen 0,64 bis 0,86; Eigenwert 2,02). Der Mittelwert der
Skala »Immobilität« beträgt 2,92 (Std. Dev. 1,02, Minimum = 1, Maximum = 5; Cronbachs Al-
pha = 0,797).
11 Eine Faktorenanalyse bestätigte den gemeinsamen Faktor »Isolation«, auf dem alle sechs
Items (Lage am Stadtrand; Isolation von der Gesellschaft; Zugang für Ehrenamtliche; Förde-
rung des Austauschs mit der ansässigen Bevölkerung; Teilhabe am gesellschaftlichen Leben
außerhalb; Besuch einer Regelschule) laden (Ladungswerte zwischen 0,58 bis 0,92; Eigen-
wert 3,64). Der Mittelwert der Skala »Isolation« beträgt 2,71 (Std. Dev. 0,97, Minimum = 1,
Maximum = 5; Cronbachs Alpha = 0,897).
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nach der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis sowie die schnellstmögliche Rückfüh-
rung von abgelehnten Asylbewerber*innen ermöglichen. Unabhängig davon ist ei-
ne möglichst kurze Verweildauer für Familien mit Kindern vorgesehen.
Entsprechend ihrer Einstellung gegenüber der Unterbringungsform zeigt sich
auch hier eine gewisse Konsistenz (siehe Tabelle 3). Befürworter*innen der de-
zentralen Form stimmen einer maximalen Aufenthaltsdauer von drei Monaten für
Familien mit Kindern (4,40 vs. 3,92) stärker zu. Des Weiteren stimmen sie einer
möglichst kurzen Aufenthaltsdauer gefolgt von einer schnellen Integration in die
Gesellschaft (4,35 vs. 3,40) signifikant häufiger zu. Auch die Unterstützer*innen
der zentralen Unterbringung weisen eine signifikant höhere Zustimmung zu einer
möglichst kurzen Aufenthaltsdauer auf. Allerdings liegt dieser die Erwartung einer
schnellstmöglichen Rückführung zugrunde (4,30 vs. 3,70).
Auffällig ist, dass vor allem die Befragten zwischen 61 und 75 Jahren eine kurze
Aufenthaltsdauer von Familien mit Kindern befürworten (4,29), im Gegensatz zu
den 31- bis 45-Jährigen (4,00) und den 46- bis 60-Jährigen (4,03). Eine schnelle In-
tegration der Geflüchteten wird ebenfalls von den 61- bis 75-Jährigen (3,91) sowie
von den 18- bis 30-Jährigen (3,97) häufiger gefordert als von den 31- bis 45-Jährigen
(3,58) und den 46- bis 60-Jährigen (3,54). Dass Personenmit einem hohen Bildungs-
niveau signifikant öfter kurzen Aufenthaltsdauern für Familien mit Kindern (4,26)
sowie der Förderung einer schnellen Integration (3,97) zustimmen, zeigt sich auch
in der Bewertung der Unterbringungsdauer im Vergleich zu Befragten mit mitt-
lerem (4,05 und 3,70) sowie geringem (3,93 und 3,49) Bildungsgrad. Bei der Frage
nach der kurzen Aufenthaltsdauer für eine schnellstmögliche Rückführung kehrt
sich dieses Bild um, und Hochqualifizierte (3,93) haben hier signifikant geringere
Zustimmungswerte als diejenigen mit mittlerem (4,18) und geringem (4,18) Bil-
dungsniveau.
Demzufolge setzt sich die Spaltung zwischen Befürworter*innen und Geg-
ner*innen der Ankerzentren auch beim Aspekt der Unterbringungsdauer fort und
beide Gruppen bleiben konstant in ihren Einschätzungen.
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591 3,92 3,40 4,30
dezentraler
Unterbringung
299 4,40 4,35 3,70
Geschlecht
weiblich 445 4,05 3,78 4,09
männlich 444 4,10 3,66 4,10
Alter 
18-30 Jahre 177 4,02 3,97 3,79
31-45 Jahre 231 4,00 3,58 4,07
46-60 Jahre 285 4,03 3,54 4,21
61-75 Jahre 197 4,29 3,91 4,22
Bildung 
niedrig 302 3,93 3,49 4,18
mittel 295 4,05 3,70 4,18
hoch 293 4,26 3,97 3,93
Anmerkung: Für die Tabelle wurde bei Geschlecht »divers« aufgrund der geringen Fallzahl
nicht aufgeführt. Alle Items: 5-stufige Likert-Skala von 1 = stimme gar nicht zu bis 5 = stimme
voll zu.
 
Was beeinflusst die Befürwortung einer zentralen oder dezentralen
Unterbringungsform?
Die oben dargestellten Ergebnisse zeigen, dass der Bruch zwischen den Befürwor-
ter*innen der jeweiligen Unterbringungsform auch über die einzelnen Teil- bzw.
Unteraspekte besteht, was auf eine verfestigte Einstellung der Befragten hindeu-
tet. Es bleibt die Frage, was die Entscheidung für eine zentrale Unterbringung in
Ankerzentren oder eine dezentrale Unterbringung in einzelnenWohnungen in ver-
schiedenen Gemeinden beeinflusst.
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Die theoretischen Überlegungen zu Fremdheit und der forcierten Teilung in
ein »Wir« und »die Anderen«, wie es das Konzept der Ankerzentren hervorruft,
werden hier als einige mögliche Erklärungsansätze zur Präferenz der Unterbrin-
gungsform herangezogen und mit den empirischen Daten der Studie getestet.
Fremdheit, die sich in Nichtzugehörigkeit, Unvertrautheit und Ferne widerspie-
gelt, wird über die Frage, ob Befragte Kontakt zu Geflüchteten12 hatten, operatio-
nalisiert. Die wahrgenommene Bedrohung der bestehenden Gesellschaft und ih-
rer Ordnung durch Fremde (Bauman 2016) wird über eine autoritäre Einstellung13
(Beierlein et al. 2014) und die Befürwortung von Recht und Ordnung14 (Law-and-
Order-Positionen, Ulbrich-Herrmann 2014) in das Modell aufgenommen. Negative
Vorurteile gegenüber als fremd markierten Gruppen wie Personen muslimischen
Glaubens (Einstellung zum Islam, Breyer/Danner 2015), Personen jüdischen Glau-
bens (Einstellung zu Juden, ZA/ZUMA 2014) und Ausländer*innen (Gesis 2017b)
allgemein können ebenfalls einen Einfluss auf die Sichtweise der Unterbringungs-
form haben. Anomie und politische Entfremdung15 (Fischer/Kohr 2014) dienen als
Erklärung für die Reaktion auf kontinuierliche Veränderungen unserer Umwelt.
Die Angst vor einer Verschlechterung der Lebensverhältnisse (Bauman 2017) wird
über die aktuelle Lebenszufriedenheit (Beierlein et al. 2015) sowie über die Ein-
schätzung der eigenen wirtschaftlichen Lage in einem Jahr (Gesis 2017a) darge-
stellt.
Aufgrund der dichotomen abhängigen Variablen (dezentrale vs. zentrale Un-
terbringung) wird eine logistische Regression genutzt, bei der die Ergebnisse für
die bessere Interpretierbarkeit als sogenannte Odds Ratios (Wahrscheinlichkeiten)
dargestellt werden. Als Kontrollvariablen werden das Geschlecht, das Alter sowie
das Bildungsniveau in das Modell aufgenommen.
12 Hierbei handelt es sich um ein für diese Studie entwickeltes Item, welches gemeinsam mit
Kontakterfahrungen mit Geflüchteten abgefragt wurde.
13 Unter Autoritarismus werden menschenfeindliche Einstellungen verstanden, welche Vorur-
teile, Diskriminierung, Konservatismus und Intergruppenkonflikte erklären sollen (vgl. u.a.
Oesterreich 2005; Stellmacher/Petzel 2005; Altemeyer 1996; Adorno et al. 1950).
14 Hierbei handelt es sich umdie tendenziell allgemeine Abwehr von allem,was als fremd oder
bedrohlich wahrgenommenwird, und damit verbunden der Forderung staatlicheMittel ein-
zusetzen (vgl. Ulbrich-Herrmann 2014; Fend 1994).
15 Personen, die sich vonder Politik entfremden, habendasGefühl, dass die Politik sichnicht für
ihre Bedürfnisse interessiert, sondern Politiker*innen nur ihre eigenen Interessen vertreten.
Anomie hingegen beschreibt das allgemeine Gefühl von vorherrschender Orientierungslo-
sigkeit, Unsicherheit und das Fehlen vonNormen, wobei vor allemdas Fehlen von deutlichen
verbindlichen Handlungsalternativen wahrgenommen wird (vgl. Fischer/Kohr 2014).
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Tabelle 4: Ergebnisse der logistischen Regression
Unterbringungsform    
 (0 = dezentral; 1 = zentral) Odds Ratio Std. Error
Geschlecht
Weiblich (Basis:männlich) 1,268 0,250
Altersgruppen
Basis: 18-30 Jahre    
30-45 Jahre 1,002 2,670
46-60 Jahre 0,731 0,206
61-75 Jahre 0,863 0,268
Bildungsgruppen








neg. Einstellungen ggü. Juden 1,116 0,940
neg. Einstellungen ggü. Islam 1,123 0,100




eigenewirtschaftliche Lage in 1 Jahr 1,173 0,160
Anmerkung: Pseudo R² = 0,2839, n=843, * <0,05; ** <0,01; *** < 0,001
Die Ergebnisse der logistischen Regression16 (Tabelle 4) zeigen, dass die Kon-
trollvariablen (Geschlecht, Alter, Bildungsniveau) keine signifikanten Effekte auf
16 Zur Interpretation der Odds Ratios: Eine Odds Ratio von z.B. 1,2 sagt, dass die Wahrschein-
lichkeit, dass ein Ereignis eintritt um den Faktor 1,2 bzw. 20 % steigt. Eine Odds Ratio von z.B.
0,7 sagt, dass die Wahrscheinlichkeit, dass ein Ereignis eintritt, um den Faktor 0,7 bzw. 30 %
sinkt. Odds Ratiosmit demWert 1 zeigen, dass dieWahrscheinlichkeit, dass eines der beiden
Ereignisse eintritt, gleich groß ist (gleiches Quotenverhältnis).
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die bevorzugte Unterbringungsform für Geflüchtete haben. Wenn die Befragten
jedoch angaben, dass sie mindestens einmal Kontakt zu Geflüchteten hatten (z.B.
in der eigenen Familie oder Verwandtschaft, an ihrem Arbeitsplatz, in ihrer Nach-
barschaft oder in ihrem sonstigen Freundes- und Bekanntenkreis) sinkt die Wahr-
scheinlichkeit um 31,8 Prozent, dass sie eine zentrale Unterbringung in einem An-
kerzentrum fordern. Steigt die Befürwortung von Law-and-Order-Einstellungen
um eine Einheit, wächst auch die Wahrscheinlichkeit um 76,2 Prozent, dass die
an der Umfrage Teilnehmenden zentrale Einrichtungen wie das Ankerzentrum
als Unterkunft für Asylbewerber*innen befürworten. Interessanterweise sinkt die
Wahrscheinlichkeit um 42,1 Prozent, dass die Befragten eine zentrale Wohnform
präferierenmit zunehmenderWahrnehmung von Anomie (also einem stärker wer-
denden Gefühl von Unsicherheit, Normlosigkeit und Orientierungslosigkeit). Die-
ses Ergebnis erscheint kontraintuitiv. Über den näheren Zusammenhang geben
die Daten keine Auskunft. Wie Anomie auf die Wahl der präferierten Unterbrin-
gungsform wirkt, bedarf daher weitergehender Forschung. Den stärksten Effekt
auf die Entscheidung der Unterbringungsform haben jedoch negative Einstellun-
gen gegenüber Ausländer*innen. Steigen die negativen Einstellungen gegenüber
Ausländer*innen um eine Einheit, dann erhöht sich auch die Wahrscheinlichkeit
die zentrale Unterbringung wie in einem Ankerzentrum zu befürworten um den
Faktor 2,083 bzw. um 108,3 Prozent. Im Rahmen dieser Studie ist es nicht möglich,
diese Zusammenhänge tiefgehend aufzuschlüsseln. Es darf jedoch angenommen
werden, dass es sich hierbei um eine generelle Ablehnung von Ausländer*innen,
bezogen auf die Auswirkungen ihrer Anwesenheit auf das Sozialsystem, den Woh-
nungsmarkt und Arbeitsplätze, handelt. Die Vorurteile beruhen somit nicht allein
auf der Religionszugehörigkeit (zum Islam oder zum Judentum) der Ausländer*in-
nen.
Entgegen der Erwartungen und der Annahmen von Zygmunt Bauman haben
Autoritarismus, negative Einstellungen gegenüber Juden und dem Islam sowie ei-
ne zunehmende politische Entfremdung keinen Effekt auf dieWahl der Unterbrin-
gungsform.
Fazit
Der zentralen Unterbringung Geflüchteter in sogenannten Ankerzentren in Bayern
wird nachgesagt, Abgrenzung und Isolation geflüchteter Menschen hervorzurufen
(vgl. Hess et al. 2018) und somit Geflüchteten das Bild »des Anderen«, der nicht-
zugehörigen Person, zuzuschreiben. Diese Ausgrenzungspraktiken vermitteln den
Eindruck einer Bedrohung durch die fremdenGeflüchteten.Wie die bayerische Be-
völkerung die Unterbringung geflüchteter Menschen in Ankerzentren wahrnimmt,
war Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. Hierbei treten deutliche Unter-
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schiede zutage zwischen der Befürwortung der zentralen Unterbringung, welche
Geflüchtete abgrenzt und dadurch ihre Wahrnehmung als Fremde begünstigt, so-
wie der Präferenz einer dezentralen Unterbringung, beispielsweise in Wohnungen
in den Gemeinden vor Ort, was die Möglichkeiten der gegenseitigen Kontaktauf-
nahme erleichtert.
In diesem Zusammenhang konnte diese Studie zeigen, dass sich vor allem jün-
gere Personen, Frauen und Personen mit einem hohen Bildungsabschluss für eine
dezentrale Unterbringungsform und gegen Immobilität, Isolierung und lange Auf-
enthaltsdauern aussprechen. Männer, ältere Personen sowie diejenigen mit einem
geringen bis mittleren Bildungsniveau bevorzugen die Unterbringung in Anker-
zentren und sehen die erzwungene Immobilität und Isolierung als vertretbar an.
Die Ergebnisse verdeutlichen, dass die Entscheidung für eine zentrale oder de-
zentrale Unterbringung von Asylbewerber*innen von vier Faktoren abhängt. Zu-
nächst führt Kontakt mit geflüchteten Personen zur Befürwortung einer dezen-
tralen Unterbringung. Weiterhin zeigt sich, dass Personen, die sich um Recht und
Ordnung sorgen, die Unterbringung in Ankerzentren bevorzugen. Befragte mit
negativen Einstellungen gegenüber Ausländer*innen im Allgemeinen (ohne beson-
dere Berücksichtigung ihrer Religionszugehörigkeit) sehen ebenfalls Ankerzentren
als geeignete Unterbringungsform an.Darüber hinaus befürworten Personen,wel-
che im gesellschaftlichen Miteinander wenig bis gar keine Normlosigkeit, Unsi-
cherheit und Orientierungslosigkeit empfinden, eine dezentrale Unterbringung.
Der vorliegende Beitrag zeigt erste Ergebnisse der bislang einzigen repräsenta-
tiven Studie zur Einstellung der bayerischen Bevölkerung gegenüber Ankerzentren
und Geflüchteten. Ziel war es zum einen, bereits vermutete und in anderen Stu-
dien aufgezeigte Ergebnisse zu bestätigen bzw. zu reproduzieren. Hierzu gehört
beispielsweise, dass ältere Personen sowie Personen mit geringerem Bildungsni-
veau und Männer allgemein fremdenfeindlicher eingestellt sind als jüngere Per-
sonen, Personen mit einem höheren Bildungsniveau und Frauen allgemein (vgl.
Zick/Küpper/Berghan 2019: 87, 89, 92; Zick et al. 2016: 57, 59, 62). Zum anderen
ging es darum, Items und Skalen zu entwickeln, um speziell die Bewertung von
Ankerzentren zu messen.
Für die Vertiefung einzelner aufgezeigter Aspekte, wie beispielsweise die auf-
fällig hohe Ablehnung des Arbeitsverbots von in Ankerzentren Untergebrachten
können im nächsten Schritt ggf. qualitative Befragungen weitere Erklärungsan-
sätze liefern. Um Entwicklungen in den Einstellungen aufzuzeigen, ist darüber
hinaus eine Weiterführung in Form einer Trend- oder gar Panelstudie notwendig.
Paneldaten, also die wiederholte Befragung der gleichen Personen, würden es er-
lauben eine Veränderung oder Stabilisierung der Einstellungen zu Ankerzentren
undWahrnehmungen von Geflüchteten nachzuzeichnen. Das Design ist zudem so
angelegt, dass Elemente ausgetauscht werden können, um die Aufnahme weite-
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rer Fragen oder Frageblöcke zu aktuellen Themen (z.B. im Bereich der Integration
oder der Rückführung) zu ermöglichen.
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Medial verAnkERt
Die Darstellung bayerischer Erstaufnahmeeinrichtungen
für Geflüchtete in der regionalen Berichterstattung
Tanja Evers
Zusammenfassung
Medieninhaltsanalysen zur Darstellung von Flucht(Migration) haben in der Kom-
munikationswissenschaft eine lange Tradition. Eher selten stehen dabei jedoch
Konzepte der Unterbringung von Geflüchteten und die zugehörigen Diskurse in
lokalen Öffentlichkeiten im Mittelpunkt der Analyse. Der Beitrag begegnet die-
sem Forschungsdesiderat, indem er im Rahmen einer quantitativen Inhaltsana-
lyse von Regionalzeitungen die Themen, Akteur*innen, Bewertungen und For-
derungen im massenmedialen Diskurs über Ankereinrichtungen in Bayern und
Sachsen untersucht. In einer theoretischen Auseinandersetzung wird zudem der
Versuch unternommen, journalistische Berichterstattung selbst als Faktor der
(Im-)Mobilisierung und öffentliche Kommunikation als eigene Dimension der
Mobilität zu konzeptualisieren. Mit Blick auf eine solche kommunikative Mo-
bilität sollten journalistische Medien im Sinne ihres gesellschaftlichen Auftrags
als Forum und integrative Plattform möglichst vieler unterschiedlicher Stimmen
dienen und gesellschaftliche Aushandlungsprozesse moderieren. In der Folge
entwickelt diese medial konstruierte politische Öffentlichkeit wiederum ein ei-
genes Mobilisierungspotential, das sowohl die Meinungsbildungsprozesse der
Bürger*innen als auch politisches Handeln beeinflussen kann. Der Diskurs zu
Ankereinrichtungen in massenmedialen lokalen Öffentlichkeiten bewertet die
Unterbringungssituation zwar insgesamt durchaus kritisch, jedoch weniger diffe-
renziert denn polarisiert. So bedienen die analysierten Artikel in der Regel einen
engen Kanon von Narrativen, die zudem überwiegend einen problemzentrierten
Blickwinkel einnehmen und den Geflüchteten kaum die Möglichkeit einräumen,
sich aktiv an der Gestaltung der Öffentlichkeit zu Ankerzentren zu beteiligen.
 
Summary
Media content analyses used to depict (forced) migration have a long tradition
in communication science. However, the analysis rarely focuses on accommoda-
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tion concepts for refugees and the associated discourses in local public spheres.
This article seeks to counteract this research desideratum by investigating the
topics, actors, evaluations and demands in the mass media discourse on Anker
centres in Bavaria and Saxony within the framework of a quantitative content
analysis of regional newspapers. In a theoretical discussion, it also attempts to
conceptualise journalistic reporting itself as a factor of (im-)mobilisation and
public communication as an own, separate dimension of mobility. With regard
to such communicative mobility, journalistic media should serve as a forum and
integrative platform for as many different voices as possible and moderate social
negotiation processes in line with their social mission. As a result, this politi-
cal public sphere constructed by the media in turn develops its own potential for
mobilisation, which can influence both the opinion-forming processes of citizens
and political action. The discourse on Anker centres in local public spheres within
themassmedia is critical overall, but still less differentiated than polarised. Thus,
the articles that were analysed in the project generally serve a narrow canon of
narratives, which also predominantly take a problem-oriented perspective, and
hardly give refugees the opportunity to actively participate in shaping the public
opinion with regard to Anker centres.
Flucht(migration) als Thema einer umkämpften Öffentlichkeit
»Es bleiben die richtigen, es gehen die richtigen« – Mit diesen Worten beschreibt
der bayerische Ministerpräsident Markus Söder in einem ausführlichen Interview
mit der Nürnberger Zeitung (14. September 2018) die vermeintlichen Vorzüge der
Erstaufnahme in Ankereinrichtungen, welche im Frühjahr 2018 auf Basis des Asyl-
plans nach bayerischem Modell eingeführt wurden (vgl. StMI 2018). Verdichtet in
nur einem Satz finden sich hier Erzählstrukturen, an deren Beispiel sich grund-
legende Tendenzen im politischen und massenmedialen Tenor zu Fluchtmigrati-
on als Thema veranschaulichen lassen: Geflüchtete Menschen werden hierarchisch
kategorisiert in »richtig« und »falsch« und nach ihrem Nutzen – zumeist für die
deutsche Volkswirtschaft oder ihrem Bedrohungspotential, wahlweise für die in-
nere Sicherheit oder den Wohlfahrtsstaat – bewertet.
Kriminalität und der Wert migrantischer Arbeitskraft gelten als zentrale As-
soziationen, die sich über die Jahrzehnte in der massenmedialen Berichterstat-
tung als persistent erwiesen (vgl. Jung/Niehr/Böke 2000; Wengeler 2006). Insbe-
sondere die Kontinuität negativer Narrative, die Migration und Flucht als Problem
deuten (vgl. u.a. Geißler/Pöttker 2009; Bonfadelli/Moser 2007) begründen anhal-
tende Diskussionen um die Existenz und Verfestigung stereotyper oder gar ras-
sistischer Diskursstrukturen in medialer Öffentlichkeit (vgl. Abadi 2017; Ter Wal
2002; van Dijk 1991). Während es an Erkenntnissen zur medialen Repräsentation
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von Geflüchteten und Migrant*innen nicht mangelt, hat die dezidierte öffentliche
Aushandlung zu asylpolitischen Unterbringungskonzepten durchaus einen Neu-
igkeitswert. So verfügt die Fluchtforschung zwar über einen Kanon an Studien
zu Lagern und Sammelunterkünften und auch aus aktivistischer Sicht wurde die
Bundesrepublik mit Blick auf die Kontinuität dieser Unterbringungsform als »La-
gergesellschaft« bezeichnet (vgl. Dünnwald 2002: 27). Forscher*innen beschäftigen
sich bislang aber international (vgl. Inhetveen 2010) wie national (vgl. Bauer 2017;
Christ/Meininghaus/Röing 2017; Täubig 2009; Pieper 2008) wenigermit dermedia-
len Auseinandersetzung, sondern vorwiegendmit denMachtdynamiken, Konflikt-
konstellationen, Organisationsformen und (Des-)Integrationsprozessen von und
in Flüchtlingslagern als Teil des Asylregimes.
Aus der öffentlichen Aufmerksamkeit schien das Thema lange Zeit nahezu ver-
schwunden, nicht zuletzt, weil es aufgrund moderater Zahlen von Asylanträgen
zwischen 1994 und 2014 (vgl. BAMF 2020: 9) keinen Bedarf an innenpolitischen
Legitimationsdiskursen gab (vgl. Pieper 2008: 22). Mit der signifikant gestiege-
nen Zuwanderung von Schutzsuchenden in den Jahren 2015 und 2016 rückte die
Unterbringungssituation erneut auf die politische und mediale Agenda. Nach An-
gaben des bayerischen Innenministeriums leben aktuell (Stand 29.02.2020) rund
6.600 Personen in bayerischen Ankereinrichtungen1 inklusive der angeschlossenen
Dependancen, was einer Auslastung von 60 Prozent entspricht (vgl. Bay. LT 2020:
3-5). Die Einführung der Ankereinrichtungenwurden von der politischenOppositi-
on,Nichtregierungsorganisationen,Wohlfahrtsverbänden und der Flucht- undMi-
grationsforschung kritisch begleitet (vgl. u.a.Mouzourakis/Pollet/Ott 2019), indem
unter anderem auf die »weitgehende Isolation« und »hohen Belastungen« bei den
Geflüchteten verwiesen wird. Außerdem ignorieren Ankerzentren die »Bedeutung
lokaler Unterstützungsstrukturen« und bilden einen »Nährboden für Vorurteile«
(Hess et al. 2018: 2). Im Gegensatz dazu werden die Regierungsparteien, insbeson-
dere die CSU, nicht müde, öffentlich ihr Gegennarrativ der Ankereinrichtungen
als Erfolgskonzept zu bedienen. Zum einjährigen Bestehen begrüßte der bayeri-
sche Innenminister Joachim Herrmann erneut die Beschleunigung der Verfahren
durch die Bündelung aller relevanten Behörden (vgl. FAZ 2019), und Ministerprä-
sident Markus Söder verkündete, die bayerische Flüchtlingspolitik habe eine »ge-
lungene Balance zwischen Humanität und Ordnung« erreicht (Guyton 2019).
Mehrere teilweise widerstreitende Positionen, eingespeist in verschiedene öf-
fentliche Arenen von unterschiedlichen Akteur*innen, zeigen: Digitale und analoge
1 Aktuell verweist eine Kurzanalyse des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge auf einen
positiven Trend in der Wohnsituation Geflüchteter. Im Jahr 2018 wohnen bereits drei Viertel
der Geflüchteten, die zwischen 2013 und 2016 als solche inDeutschland erfasst wurden, nicht
mehr in Sammelunterkünften, sondern inPrivatwohnungen (vgl. Tanis 2020). ZurWohn- und
Lebenssituation »nach dem Lager« siehe den Beitrag von Birgit Glorius in diesem Band.
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Medien spielen eine bedeutende Rolle in den öffentlichen Aushandlungsprozessen
zu Ankereinrichtungen. Denn wer sich wie ausführlich, zu welchenThemenaspek-
ten und in welcher Rolle öffentlich sichtbar an der Formulierung der zentralen
Narrative beteiligen kann, darüber entscheiden in einer medialisierten Migrati-
onsgesellschaft in nicht unerheblichem Maße nach wie vor (journalistische) Mas-
senmedien. Die Platzierung und Bewertung von (migrations- und asylpolitischen)
Themen in der Öffentlichkeit ist eng an die Forschung zu den Agenda-Setting-
Effekten zwischen Massenkommunikation und Politik (vgl. McCombs/Shaw 1972)
gekoppelt. Die Kommunikationswissenschaft betont hier die besondere Relevanz
politischer Öffentlichkeit, die einerseits das »Lebenselement der Politik« (Gerhardt
2012: 349) und gleichzeitig das zentrale Element ihrer Kontrolle ist.
Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, zunächst einen Vorschlag dazu zu ma-
chen, wie der Begriff der Mobilität kommunikationswissenschaftlich nutzbar und
an Konzepte von Öffentlichkeit gekoppelt werden kann. Im Anschluss an die theo-
retische Auseinandersetzungmit den Faktoren, die bei der kommunikativenMobi-
lisierung des Themas Flucht(migration) durch den Journalismus zu beachten sind,
führt ein kurzer Überblick zum Forschungsstand zur Frage, in welcher Weise nun
spezifisch Ankereinrichtungen in der medialen Berichterstattung dargestellt wer-
den. Auf Basis der Daten einer quantitativen Inhaltsanalyse lokaler Printmedien
zur Berichterstattung über die Ankerzentren in Bayern und Sachsen (Untersu-
chungszeitraum 1. Januar 2018 bis 1. August 2019) sollen im Anschluss die zentralen
Narrative zur asylpolitischen Frage der Unterbringung von Geflüchteten ermittelt
werden. Neben der Nennung und Beschreibung der thematischen Aspekte, den
Akteur*innen und formulierten Forderungen in den Artikeln liegt der Fokus der
empirischen Analyse auf der konkreten Nennung von (im-)mobilisierenden Prak-
tiken in der Berichterstattung. Dies geschieht auf zwei Ebenen: Zum einen gilt es,
in den untersuchten Beiträgen manifeste Verweise auf die räumliche und soziale
(Im-)Mobilität der Bewohner*innen zu identifizieren. Zum anderen liefert die in-
haltsanalytische Auswertung Anhaltspunkte, wie aktiv bzw. passiv Geflüchtete in
lokalen Öffentlichkeiten repräsentiert sind und inwieweit sie selbst an einer mobi-
lisierenden Öffentlichkeit teilhaben (können), wenn Sichtbarkeit als Voraussetzung
sozialer Mobilität konzipiert wird.
Medien als Faktor der (Im-)Mobilisierung – Theoretische Einordnung
des Konzepts Mobilität in der Kommunikationswissenschaft
Die begriffliche Verknüpfung von Medien und Mobilisierung einerseits hat tradi-
tionell in der Kommunikationswissenschaft zwei zentrale Bezugspunkte: die poli-
tische Kommunikation, insbesondere die Wahlkampf- und Kampagnenforschung
(vgl. u.a. Evers 2019; Holtz-Bacha 2019), und die Medienwirkungsforschung (vgl.
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zum Überblick Bonfadelli/Friemel 2017). Öffentlichkeitstheoretisch sind es in jün-
gerer Vergangenheit vor allem Studien zum Mobilisierungspotential digitaler Ge-
meinschaften, die sich vermehrt mit gesellschaftlicher Teilhabe durch soziale Me-
dien beschäftigen (vgl. u.a. Scholz 2013; Wagner/Gerlicher/Brüggen 2011). Sie un-
tersuchen, welche Formen der In- und Exklusion sich demokratietheoretisch aus
der Option ergeben, dass Bürger*innen im Social Web verstärkt selbst als aktive
Teilnehmer*innen den medialen gesellschaftlichen Diskurs mitgestalten können.
Die Auseinandersetzung mit dem Begriff der Mobilität ist andererseits für die
Kommunikationswissenschaft bislang in der Regel mit Fragen des technischen
Fortschritts und dem Bedeutungsgewinn mobiler Onlinemedien verbunden. Ei-
nen Versuch, diesen »technologischen Zentrismus« zu überwinden, beschreibt
die Forschungsperspektive der »kommunikativen Mobilität« (Hepp 2006: 15; auch
Berg 2017). Diese zielt darauf, die Nutzung und Aneignung mobiler Endgeräte
im Medienalltag mit den daraus resultierenden Veränderungen soziokultureller
Praktiken zu verbinden. An dieser Stelle zeigt sich die theoretische Auseinander-
setzung anschlussfähig an Konzepte wie die des »mobilitiy turn«, nach dem alles
Soziale als etwas Mobiles zu verstehen sei (Urry 2007).
Um ein solch erweitertes Verständnis von kommunikativer Mobilität an-
schlussfähig für die Fluchtmigrationsforschung zu machen, sollte es sich jedoch
noch deutlicher von einem technologiegetriebenen Medienbegriff lösen und
stattdessen stärker die soziale Dimension von Medien als gesellschaftliche Insti-
tutionen in den Mittelpunkt rücken (vgl. Altmeppen/Greck/Kössler 2013). Dieser
Beitrag schlägt daher vor, öffentliche Kommunikation selbst als eine Dimension
der Mobilität zu verstehen. Journalist*innen werden in einem solchen Verständ-
nis zu Verantwortungsträger*innen, die Mobilität öffentlicher Kommunikation
sicherzustellen. Mit dem Konzept einer »Mobilitätsgesellschaft« (Tully/Baier
2006) gilt es dann neben der räumlichen und sozialen mit der informationellen
Mobilität noch eine dritte wesentliche Art zu beachten, die den Mobilitätsraum
virtuell erweitert. Es wird die Frage aufgeworfen, inwiefern Kommunikation als
Austausch von Information räumliche Mobilität substituieren oder akzelerieren
kann (vgl. ebd.: 33f.). Massenmedien übernehmen nach dieser theoretischen
Rahmung stärker eine dienende Funktion in der Bereitstellung und Verbreitung
von Informationen. Journalistische Berichterstattung sorgt also für die Zirkula-
tion von Themen und Bedeutungen in unterschiedlichen öffentlichen Sphären,
welche wiederum vielgestaltig miteinander gekoppelt und zusätzlich mit den
weiteren Mobilitätsformen verwoben sind (vgl. Wimmer/Hartmann 2014: 11ff.).
Journalistische Medien fungieren dabei auf Basis ihres gesellschaftlichen Auftrags
als Forum und integrative Plattform möglichst vieler unterschiedlicher Stimmen,
sie moderieren gewissermaßen den Diskurs und fungieren als Katalysatoren
gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse.
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Kommunikative Mobilität meint vor diesem Hintergrund sowohl die Möglich-
keit und Freiheit zur informationellen Selbstbestimmung als auch die Mobilität
– das heißt die Durchlässigkeit und Wandelbarkeit – öffentlicher Kommunikati-
onsarenen und die in ihnen verhandelten Themen. Der Journalismus besitzt so
per se Mobilisierungspotential – nicht nur mit Blick auf die Meinungsbildung der
Bürger*innen, sondern auch als Impulsgeber für politische Entscheidungen. Al-
lerdings führen journalistische Selektionsmechanismen im Allgemeinen und zu-
nehmend ökonomisch überformte Arbeitsroutinen im Speziellen dazu, dass medi-
al konstruierte Wirklichkeiten an einem ausgewogenen und gerechten Abbild ge-
sellschaftlicher Realitäten scheitern (müssen). Viele Themen, Akteur*innengrup-
pen und deren Einschätzungen überwinden die journalistischen oder medialen
Auswahlprozesse nicht und stellen somit eine Leerstelle in der massenmedialen
Öffentlichkeit dar. Berg weist zurecht darauf hin, dass »bei der Untersuchung von
mediatisiertenMobilitäten immer auchMachtverhältnisse sowie Momente von In-
klusion und Exklusion zu berücksichtigen« sind (Berg 2014: 63).
Der vorliegende Beitrag nähert sich diesen vielfältig verschränkten kommuni-
kativenMobilitäten und (Im-)Mobilisierungspraktikenmit Zuschnitt auf einemas-
senmediale Öffentlichkeit. Das ist vor allem dadurch begründet, dass politische
Öffentlichkeit »in der Topographie der Gesellschaft an zentraler Stelle im Vorhof
zurMacht platziert« (Gerhards/Neidhardt 1990: 11) und deswegen gleichzeitig stark
umkämpft ist. Für politische Akteur*innen sichern demnach Massenmedien letzt-
endlich die Möglichkeit, die eigene (asyl-)politische Agenda öffentlich zu verhan-
deln, und in derselben ihre befristeten Herrschaftschancen zu sichern (vgl. ebd.:
8f.).
Durch die Auswahl politischer Themen rücken Massenmedien eine bestimm-
te Agenda in die öffentliche Aufmerksamkeit und geben so gleichzeitig den Nut-
zer*innen eine Rangfolge der Bedeutsamkeit der Themen vor. Der mediale Erfolg
rechtspopulistischer Agitation ist daher nicht zuletzt auch darauf zurückzuführen,
dass Journalismus wie neue Rechte dieselben auf der menschlichen Aufmerksam-
keitslogik basierenden Nachrichtenfaktoren nutzen, um Nutzer*innen zu gewin-
nen (vgl. Evers/Altmeppen i.E.; Krämer/Schindler 2018). Obwohl die Stärke dieser
Effekte unter anderem themenabhängig variiert, finden sich doch zahlreiche empi-
rische Belege für eine Beeinflussung der Publikumsagenda durch die Medien (vgl.
Wanta/Ghanem 2007). Das gilt für Untersuchungen zu Flucht in besondererWeise,
da Medien in diesem Kontext häufig die zentrale »Kontaktinstanz« zu einem The-
ma darstellen, das sich für die meisten Menschen in einer »Distanzrealität« (Hafez
2019: 493) befindet. Deshalb kann ein erhöhtes Einflusspotential auf die Einstel-
lungen der Bürger*innen unterstellt werden (vgl. Arlt/Wolling 2018; Jacobs/Hoog-
he/de Vroome 2017). Noch wirkmächtiger als die einfache Priorisierung von The-
men im Rahmen des Agenda-Settings ist hinsichtlich der Mobilisierungskraft me-
dialer Diskurse ihre Bewertung und Einbettung in eine bestimmte Erzählstruktur,
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was in der kommunikationswissenschaftlichen Forschung unter dem Begriff des
Framing firmiert (vgl. Entman 1993). Journalistische Berichterstattung beeinflusst
also nicht nur, über was Nutzer*innen nachdenken, sondern auch wie sie das tun.
Medien setzen »thematische und diskursive Schlüsselreize« (Hafez 2019: 494), die
in der Folge latente Grundeinstellungen zu politischen Meinungen aktivieren oder
transformieren können.
So ist die Mobilisierungskraft der Öffentlichkeit eben nicht nur medial getrie-
ben,sondern Zeugnis der komplexenAbhängigkeitsverhältnissezwischenMedien-,
Politik- und Publikumsagenda. Der öffentliche Diskurs spiegelt zudem die paral-
lel verlaufendenWechselspiele in der Ausrichtung der Asylpolitik (vgl. Goebel 2019;
Hafez 2019) und orientiert sich gleichzeitig rekursiv an den heterogenen Erkennt-
nissen der Einstellungsforschung zu Flucht und Migration (vgl. u.a. Zick/Küp-
per/Berghan 2019; Stavenhagen/Kossatz 2017).
Die Analyse medialer Narrative ist daher für die weitere theoretische Arbeit an
einem Konzept kommunikativer Mobilität des Themas Flucht(migration) und der
Mobilisierung öffentlicher Meinung gewinnbringend. Sie betont ein prozessuales
Verständnis von Kommunikation und zeigt das Zusammenspiel und permanen-
te Ringen unterschiedlicher gesellschaftlicher Kräfte mit dem Ziel, das jeweils ei-
gene Deutungsangebot zu einem Thema besonders prominent massenmedial zu
platzieren. Wie diese konfliktiven Aushandlungsprozesse die Gestalt der Bericht-
erstattung über Flucht(migration) prägen, führt der folgende Abschnitt näher aus.
Die Darstellung von Flucht(migration) in den Medien: von dominanten
Diskursen und fehlender Forschung
Neben Untersuchungen zum Mediennutzungsverhalten (vgl. Emmer/Rich-
ter/Kunst 2016) dominieren in der Kommunikationswissenschaft in der Aus-
einandersetzung mit Flucht und Migration nach wie vor Medieninhaltsanalysen.
Der Kanon der Untersuchungen zur Darstellung von Einwander*innen, Mi-
grant*innen und Geflüchteten in der medialen Berichterstattung ist demnach
breit aufgestellt (vgl. u.a. Bucher/Piga 2009; Trebbe 2009).
Eine genauere Betrachtung des öffentlichen Diskurses im Zuge der zunehmen-
den Flucht(migration) im Jahr 2015 bringt zunächst zwei zentrale Erkenntnisse
zum Vorschein: Erstens rückt das Thema stark in den öffentlichen Fokus und do-
miniert lange Zeit die mediale und politische Agenda (vgl. Krüger/Zapf-Schramm
2019), wobei sich zweitens der deutsche Journalismus nach einer kurzen Phase der
engagierten Berichterstattung rund um das Deutungsmuster der »Willkommens-
kultur« bereits nach wenigenWochen wieder deutlich inkonsistenter und auch po-
larisierter präsentiert (vgl. Maurer et al. 2019; Jäger/Wamper 2017).
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Unter dem Dach eines allgemeinen Krisendiskurses ist die mediale Be-
richterstattung auch hierzulande vermehrt geprägt von der Diagnose eines
Normalitäts- und Kontrollverlustes (vgl. Link 2016: 7). Dies führt zu kulturalisie-
renden und hierarchisierenden Diskursen. Unter dem Narrativ der bedrohten
Sicherheit wird also einerseits eine kulturell bedingte reduzierte Integrations-
fähigkeit bestimmter Gruppen von Geflüchteten betont, während andererseits
eine Ökonomisierung der Fluchtmigration festzustellen ist (vgl. Engel et al. 2019:
280-287). Diese Kategorisierung bestätigt eine Untersuchung der überregionalen
Presse, die Geflüchtete am häufigsten als »Kriminelle« attribuiert, gefolgt von
den Kategorisierungen »Nützliche«, »Integrationswillige«, »Kostenintensive« und
»Willkommene« (vgl. Goedeke et al. 2016: 508f.). Ähnliche Befunde gehen aus
einer Studie hervor, deren Stichprobe außer der überregionalen Presse auch Fern-
sehnachrichten und Boulevardmagazine umfasste. Bezeichnend ist zudem, dass
Geflüchtete nur als Randfiguren auftauchen und selbst kaum zu Wort kommen
(vgl. Hestermann 2020: 4-10). In diesem Punkt unterscheidet sich der bundes-
deutsche Mediendiskurs kaum von dem in den europäischen Nachbarländern:
Eine vergleichende Studie zwischen 17 Nationen ermittelt über alle europäischen
Medien hinweg, dass Migrant*innen in nur zehn Prozent der Artikel selbst zu
Sprecher*innen in eigener Sache werden und ansonsten als Teil einer anonymen
Masse lediglich Gegenstand der Berichterstattung sind (vgl. Fengler/Kreutler
2020: 49f., 57f.).
In der Zusammenschau des breiten Forschungsstandes zur medialen Darstel-
lung von Flucht(migration) lassen sich dennoch zwei relative Leerstellen identifi-
zieren: Erstens bilden nur sehr wenige Untersuchungsdesigns bislang die öffentli-
chen Aushandlungsprozesse zur Unterbringung von Geflüchteten ab. Das erstaunt
aus zwei Gründen: Zum einen ist dieser Themenfacette eine hohe Relevanz zu un-
terstellen, da sie die regionale Sichtbarkeit des abstrakten Phänomens Flucht er-
höht. Zum anderen können die wenigen Diskursanalysen, die diesen Aspekt anrei-
ßen, zeigen, dass dasThema Unterkunft in deutschenMedien eine vergleichsweise
wichtige Rolle spielt (vgl. Heidenreich et al. 2019: 178; Greck 2018: 371; Goebel 2017:
233-244). Zweitens bleiben Regional- oder gar Lokalzeitungen in Untersuchungen
zu Medien und Migration überwiegend unberücksichtigt. Die wenigen Ausnah-
men bestätigen zwar eine gewisse Konsistenz in deren Berichterstattung zur bun-
desweiten Presse – vor allem in der Betonung problemzentrierter Narrative –, al-
lerdings finden sich auch positive Signale. So halten sich beispielweise bei Greck
integrationsbetonte und problemzentrierte Narrative die Waage (vgl. Greck 2018:
376f.). Ebenso kommt Fick zu dem Ergebnis, dass der Lokal- im Unterschied zum
Mantelteil über Menschen mit Migrationsgeschichte deutlich häufiger als Teil der
Gesellschaft berichtet und dadurch die untersuchte regionale Presse zur »aktiven
Akzeptanz ethnischer Minderheiten« beiträgt (Fick 2009: 265f.).
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Insbesondere für die Untersuchung der medialen Auseinandersetzung mit der
Unterbringung geflüchteter Menschen in Ankerzentren kann daher die Relevanz
lokaler Öffentlichkeiten kaum unterschätzt werden. Das gilt nicht nur, weil sich
in der Betrachtung des öffentlichen Diskurses zu Ankereinrichtungen ein verklei-
nertes Strukturabbild des aktuellen Asylregimes manifestiert – so die These dieses
Beitrags –, sondern auch weil das Interesse an lokalen Ereignissen ungebrochen
ist (vgl. Oehmichen/Schröter 2011: 183). Die Besinnung auf die Lebenswelten vor
Ort im Zuge der Globalisierung liefert auch dem Lokaljournalismus eine Strategie
für die Zukunft (vgl. Friedrichsen 2010).
Das Forschungsprojekt nimmt deshalb das Thema Unterbringung innerhalb
des lokalen bzw. regionalen medialen Diskurses um Flucht(migration) in den
Blick. Dabei richtet das Untersuchungsdesign der Inhaltsanalyse sein Interesse
auf die als Ankerzentren geführten Aufnahmeeinrichtungen. Die Entscheidung
für einen quantitativen Zugang fiel bewusst, um die überwiegend in qualitativen
Forschungsarbeiten generierten Erkenntnisse zur Lebenssituation Geflüchteter
in Sammelunterkünften2 um eine vergleichende Außenperspektive zu ergänzen.
Eine solche Perspektive überprüft, welche Aspekte dieses Alltagserlebens – und
insbesondere der Praktiken der (Im-)Mobilisierung – es in die Aufmerksamkeit der
unmittelbar umgebenden lokalen Öffentlichkeit schaffen, welche Akteur*innen
dabei zu Wort kommen und welche Bewertungen und politischen Forderungen
dabei formuliert werden.
Dieser Zielsetzung entsprechend fanden diejenigen Lokal- und Regionalzei-
tungen in die Stichprobe Eingang, deren Verbreitungsgebiet mit den Standorten
der bayerischen Ankerzentren zusammenfällt. Aus forschungsökonomischen
Gründen konnten dazu für Bayern nur vier der sieben Regierungsbezirke in
die Analyse mit einbezogen werden, wobei auf eine möglichst großräumige
geographische Verteilung geachtet wurde. Zusätzlich erweitert wurde die Daten-
grundlage, indem die Datenerhebung mit dem Ankerzentrum in Dresden einen
nicht-bayerischer Standort und mit der Bildzeitung auch ein Boulevardmedium
umfasste (vgl. Tabelle 1). Die Selektion der Artikel3 (n=501) erfolgte mithilfe ver-
schiedener digitaler Datenbanken oder in den Online-Archiven der jeweiligen
Titel. Ausgewählt wurden relevante Artikel im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis
zum ersten Jahrestag der Ankerzentren am 1. August 2019, um sowohl den Diskurs
zur Einführung der Ankerzentren als auch dieThemensetzung im ersten Jahr ihrer
Laufzeit zu dokumentieren.
2 Siehe unter anderem die Beiträge von Simon Goebel, Daniel Göler und Elisabeth Beck &
Christine Heimerer in diesem Band.
3 In den jeweiligen Datenbanken beinhaltete jede Suchanfrage neben dem Untersuchungs-
zeitraum stets auch folgende Schlagwortkombination: »Anker or AnkER or Ankerzentrum or
Ankerzentren«. Die Stichprobe wurde weiter über die Länge der Artikel (>300 Wörter) ein-
gegrenzt.
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Die inhaltsanalytische Erhebung, die auf einem 42 Variablen umfassenden Ka-
tegoriensystem basiert, wurde von zwei Codiererinnen4 durchgeführt. Sie unter-
sucht zunächst deskriptiv erste Aspekte der medialen Darstellung der Ankerzen-
tren und verknüpft diese mit dem theoretischen Konstrukt der Mobilität.
Ankerzentren im Spiegel lokaler Medienöffentlichkeiten: Ergebnisse der
Inhaltsanalyse
Die regionale Berichterstattung zu den ausgewählten bayerischen und sächsischen
Ankerzentren folgt im Zeitverlauf der bekannten ereigniszentrierten Aufmerksam-
keitslogik journalistischer Auswahl (vgl. Abbildung 1). Während zu Beginn des Jah-
res noch kaum ein Artikel zu den geplanten Ankereinrichtungen erscheint, steigt
die Zahl der Veröffentlichungen ab Mai extensiv an und erreicht im Juni 2018 ih-
ren Höhepunkt mit 65 Artikeln pro Monat. Auf relativ hohem Niveau begleitet das
Thema den öffentlichen Diskurs über den Sommer, bevor im Anschluss die me-
diale Aufmerksamkeit über den Jahreswechsel deutlich nachlässt, um jedoch ab
März 2019 erneut Fahrt aufzunehmen und zum ersten Jahrestag der Implementie-
rung der Einrichtungen auf einem neuen Berichterstattungshoch zu landen. In-
4 Die Überprüfung der Zuverlässigkeit der Codierung der beiden involvierten Personen (For-
scherin mit Unterstützung einer studentischen Hilfskraft) stützt sich auf die Inter-Coder-
Reliabilität nach Krippendorff (Hayes/Krippendorff 2007) und basiert auf den Codierungen
zu fünf prototypisch ausgewählten Artikeln in der Main Post, die im Untersuchungszeitraum
veröffentlicht wurden, nicht aber Teil des Samples waren. Auch wenn es keine allgemeingül-
tigen Grenzwerte gibt, gelten in der Regel Ergebnisse zwischen .61 und .80 als ausreichend
(vgl. Landis/Koch 1977). Aufgrund der teils anspruchsvollen Kategorien u.a. zur Erfassung
kombinierter Frame-Elemente und der Tatsache, dass es sich um ein sehr konservatives Re-
liabilitätsmaß handelt, halte ich ein Overall-Krippendorff’s Alpha von 0.65 für ausreichend.
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teressanterweise lässt sich feststellen, dass die Beiträge zumThema Ankerzentren
immer dann an durchschnittlicher Länge und demnach wohl auch Hintergrundin-
formationen gewinnen, wenn die Menge der Berichterstattung eher abflaut – der
Journalismus scheint also tendenziell die Atempausen in der politischen Debatte
zu nutzen, um weniger ereignisbezogen zu berichten und stattdessen vertiefter zu
recherchieren.
Abbildung 1: Berichterstattung zu Ankerzentren im Zeitverlauf
Quelle: Eigene Abbildung.
Ebenfalls bezeichnend ist, dass sich die Mehrheit der Artikel (42 %) auf das Un-
terbringungskonzept Ankerzentrum allgemein bezieht und sich damit dem Meta-
diskurs der überregionalen Presse anschließt. Ihre Chance, den Faktor Lokalität in
ihrer Berichterstattung zu betonen und die Asylpolitik auf die Lebenswelt vor Ort
herunter zu brechen, bleibt so in vielen Fällen ungenutzt.
Bevor im Folgenden die thematische Einbettung und die wichtigsten Hand-
lungsträger*innen im medialen Diskurs zu den Ankerzentren vorgestellt werden,
folgen zunächst einige allgemeine Hinweise zur Relevanz der Unterbringung in
den ausgewählten Artikeln. In 40,1 Prozent aller Beiträge stellt das Lagerleben von
Geflüchteten dasHauptthema der Analyseeinheit dar. In etwa gleich vielen Artikeln
konnte der Diskurs zu Ankerzentren immerhin als Nebenthema identifiziert wer-
den, während sich die Nennung des Phänomens »Anker« in knapp einem Fünftel
der Fälle lediglich auf einen Randaspekt bezog5. Gerade einmal 14,4 Prozent der Be-
richte liefern eine ausführlichere Erläuterung der Hintergründe, wohingegen fast
5 Die Artikel, in denen die Berichterstattung über Ankerzentren nur einen Randaspekt (17,7 %)
darstellte, wurden für die vertiefte Analyse der Akteur*innen und Themenfacetten ausge-
schlossen.
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zwei Drittel der Artikel (62,1 %) auf jede Form der Einordnung ihres Berichterstat-
tungsgegenstandes Ankerzentrum verzichten.
Pro Artikel konnten bis zu zwei thematische Aspekte vercodet werden (n=596).
Knapp die Hälfte der analysierten Beiträge (47,7 %) rücken die Auseinandersetzung
mit der Unterbringung von Geflüchteten in den Mittelpunkt ihrer Berichterstat-
tung (vgl. Abbildung 2). In dieser Kategorie beschäftigen sich Artikel mit der kon-
kreten Lebenssituation und Ereignissen direkt vor Ort in den Ankerzentren. Neben
einer Vielzahl von Beiträgen, die dabei das Konzept als Ganzes thematisieren und
keinen bestimmten Kontext des Lagerlebens ansprechen, verweisen knapp 30 Pro-
zent der hier verorteten Themennennungen auf Polizeieinsätze oder Konflikte in
den Einrichtungen. Zumeist handelt es sich um teils auch gewaltsame Auseinan-
dersetzungen zwischen den Bewohner*innen und anwesenden Sicherheitskräften
bzw. alarmierten Polizeibeamt*innen. In der Regel treten dabei die Geflüchteten
als Unruhestifter*innen in Erscheinung. Im Gegensatz dazu betont jeder fünfte
thematische Zugang entweder die schwierige Wohnsituation (z.B. fehlende Pri-
vatsphäre) und Perspektivlosigkeit oder die Verletzung von Menschenrechten, die
unmittelbar aus der Unterbringungsform resultiert.
Abbildung 2: Überblick über die Themenfelder in der regionalen Berichterstattung zu Anker-
zentren (in Prozent; n=545, ohne Sonstiges)
Quelle: Eigene Abbildung.
Neben spezifischen Fragen der Unterbringung prägen vor allem sozialpoliti-
sche Herausforderungen den lokalen Diskurs, wodurch sich die regionale Bericht-
erstattung anschlussfähig an den nationalen migrationspolitischen Diskurs zeigt.
Das Feld Politik hat in der Einzelanalyse hier einen klaren Fokus auf das Thema
Abschiebung. Knapp ein Drittel der gefundenen politischen Facetten diskutieren
diese asylpolitische Maßnahme. Heterogener fallen die Ergebnisse zu den Artikeln
aus, die ihren Blick auf soziale Aspekte richten, denn außer um das negativ auf-
geladene Narrativ der Kriminalität von Migrant*innen geht es hier vermehrt auch
um Integrationskonzepte und bürgerschaftliches Engagement.
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Die Diversität eines Diskurses lässt sich neben denThemen auch an der Vielfalt
der Handlungsträger*innen bemessen, die in ihm zu Wort kommen. Die Ergeb-
nisse zu den hauptsächlich genannten Akteur*innen (vgl. Abbildung 3) vermitteln
allerdings ein einseitiges Bild: Jedes zweite gefundenenNarrativ rückt Politiker*in-
nen in den Mittelpunkt (schwarz hinterlegt), davon wiederum sind etwa die Hälfte
Parteipolitiker*innen, und zwar besonders häufig von der CSU. Die gesamte par-
teipolitische Opposition, hauptsächlich vertreten durch die SPD und die Grünen,
kommen gemeinsam auf gerade einmal genauso viele mediale Auftritte im Un-
tersuchungszeitraum. Ein weiteres Viertel aller Handlungsträger*innen ist Regie-
rungsmitglied. Weitere 40 Prozent aller genannten Hauptakteur*innen stammen
aus der Zivilgesellschaft. Neben der Kirche (6,1 %) und Nichtregierungsorganisa-
tionen (3,7 %) sind es hier aber vor allem Bürger*innen (12,4 %) und Geflüchtete
(12,9 %), die in den Mittelpunkt der thematischen Erzählung rücken.
Abbildung 3: Handlungsträger*innen in der regionalen Berichterstattung zu Ankerzentren
(in Prozent; n=593; ohne Sonstiges)
Quelle: Eigene Abbildung.
In mehr als zwei Dritteln der Fälle (68,9 %), in denen Geflüchtete als Haupt-
akteur*innen vorkommen, steht ihr medialer Auftritt in Zusammenhang mit
den Themenfacetten »Gewalt im Ankerzentrum« (50,7 %) oder »Kriminalität«
(18,2 %). Problematisch erscheint zudem der Umgang mit der Nennung von
nationaler Herkunft der geflüchteten Handlungsträger*innen. Lediglich ein
knappes Fünftel (17,1 %) der untersuchten Narrative macht keine Angabe zur
Nationalität der geflüchteten Person(en), über die berichtet wird. Wenn eine
ethnische Kategorisierung erfolgt, dann werden die Akteur*innen fast ausschließ-
lich als Afrikaner*innen (63,2 %) identifiziert, am häufigsten handelt es sich um
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Nigerianer*innen (22,4 %). Bewohner*innen erscheinen also nicht nur wenig
individualisiert und stimmlos, sondern es wird zudem eine ethnisch imagi-
nierte Bedrohungshierarchie konstruiert. Eine solche Berichterstattung zwingt so
Geflüchtete in die mediale Immobilität, während sie gleichzeitig durch die Überre-
präsentation problemzentrierter Themenfacetten die öffentliche Debatte lediglich
einseitig mobilisiert. Einen weiteren Indikator für eine einseitige Aufbereitung des
Themenkomplexes Ankerzentren liefert die Analyse der Argumentationsstruktur
in den Artikeln. Über alle untersuchten Zeitungstitel hinweg nennen etwas mehr
als die Hälfte aller Artikel mindestens ein Pro- und ein Contra-Argument (37,9 %),
13,2 Prozent davon vereinen sogar eine hohe Dichte verschiedener Perspektiven.
Mit Blick auf die einzelnen Zeitungstitel präsentieren sich mehr als zwei Drittel
der Beiträge in der Bildzeitung (69,2 %) als einseitig, gefolgt von der Deggendorfer
Zeitung (66,7 %). Als Positivbeispiele sind hingegen die Sächsische Zeitung und die
Augsburger Allgemeine zu nennen, die in einer deutlichen Mehrheit der Artikel
auf Ausgewogenheit setzen.
Abbildung 4: Ausgewogenheit der Argumentation in den Artikeln nach Gesamtbewertung
des Unterbringungskonzept Ankerzentrum (n=372)
Quelle: Eigene Abbildung.
Interessant erscheint in diesem Zusammenhang, dass eine besonders einseiti-
ge Berichterstattung durchaus mit einer bestimmten Bewertungstendenz gegen-
über den Ankerzentren einhergeht. Artikel mit einem positiven Gesamttenor ge-
genüber den Ankereinrichtungen sind signifikant häufiger (χ²(6) = 23.74, p = .001)
einseitig aufbereitet als dies für Berichte mit ambivalentem oder negativem Ur-
teil gilt. Doch selbst wenn kritische Berichterstattung in der Tendenz ausgewoge-
ner argumentiert, verzichtet auch hier nahezu jeder zweite Text (48,4 %) auf eine
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zweite, abweichende Position. Innerhalb eines Artikels begegnen in der Folge die
Leser*innen selten einer kontrastreichen und abwägenden Berichterstattung, was
zu einer Polarisierung der öffentlichen Meinung beitragen kann.
Die potentielle Mobilisierung durch die thematische und argumentative Ver-
kürzung des Diskurses verstärkt sich auf der sprachlichen Ebene der Artikel: In
einem guten Drittel der Beiträge, in denen Ankereinrichtungen ein Haupt- oder
Nebenthema darstellen (n=412), sind zumindest wahrnehmbare, in der Hälfte so-
gar intensive Meinungsäußerungen vorhanden. Obwohl die Journalist*innen also
stark darauf setzen, Einschätzungen zu diesemThema zu sammeln und sich nicht
auf eine rein faktenbasierte Aufbereitung beschränken, überwiegt in den Beiträ-
gen dennoch eine sachlicheDarstellungsweise der Argumente (51,5 %). ImUmkehr-
schluss lässt sich jedoch auch knapp die Hälfte der Artikel als emotional beschrei-
ben. So sagt beispielsweise der Chef der Deutschen Polizeigewerkschaft in einem
Interviewmit demStraubinger Tagblatt, die Zahl der Abschiebungen sei »einWitz«
(4. April 2018) und der Autor eines Kommentars in der Augsburger Allgemeinen hält
es für bedenklich, »dass sich viele Bürger mit durchaus ernst zu nehmenden Sor-
gen nach wie vor übergangen oder gar als Schmuddelkinder gebrandmarkt fühlen«
(16. April 2018). Die allermeisten der formulierten Gefühle lassen sich der Kate-
gorie »vorwurfsvoll« (20,4 %) zuordnen, allerdings steht in jedem zehnten Artikel
auch Empathie im Vordergrund. Dies ist meist dann der Fall, wenn die Bericht-
erstattung persönliche Schicksale thematisiert (vgl. Donaukurier 13. Juli 2018) oder
von demütigenden Kontrollen und Gängelungen erzählt (vgl. Donaukurier 25. Juli
2019).
Das Thema (Im-)Mobilität und Forderungen als Faktor der Mobilisierung
Dieser Abschnitt widmet sich explizit der (Im-)Mobilität von Geflüchteten in An-
kerzentren und den damit einhergehenden medialen (Im-)Mobilisierungsprozes-
sen.Darüber können zwei Dimensionen des Codebuchs der Inhaltsanalyse genaue-
re Informationen liefern, denn einerseits wurde offen kategorisiert, in welchen Zu-
sammenhängen (Im-)Mobilität als manifester thematischer Kontext (1) in der Be-
richterstattung auftaucht, und andererseits liefert die Erhebung von geäußerten
Forderungen in den Artikeln (2) weitere Erkenntnisse. Unabhängig davon, ob ei-
ne solche Forderung von den Journalist*innen selbst verfasst wurde oder über die
Meinungsäußerung einer direkt oder indirekt zitierten Person Eingang in den Bei-
trag fand, liefern sie weitere Anhaltspunkte für dasMobilisierungspotential lokaler
Öffentlichkeiten.
Deutlich mehr Artikel illustrieren Praktiken der Immobilität (40,1 %), als dass
in ihnen Verweise auf Mobilitätsprozesse (28,2 %) vorkommen. In beiden Fällen
stehen Aspekte einer räumlichen (Im-)Mobilität im Vordergrund, die Förderung
bzw. Verhinderung von sozialer Teilhabe als Form der Mobilität spielt eine unter-
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geordnete Rolle. Die Textstellen, welche Ankereinrichtungen als Institutionen der
Immobilität rahmen, betonen in dieser Hinsicht vor allem zwei Faktoren: Zum ei-
nen die materialisierte Gegenständlichkeit von Exklusionsmechanismen, was sich
in Metaphern ausdrückt, welche das Ankerzentrum mit einem Gefängnis gleich-
setzen. Eine »abgeriegelte« Anlage, umgeben von »hohen Zäunen«, deren Funkti-
on wahlweise der »Schutz« der Mehrheitsbevölkerung oder der Geflüchteten ist.
Die Bewohner*innen werden in dieser Lagerarchitektur »festgehalten«, müssen
»kaserniert«, »eingepfercht« und »zusammengesperrt« »auf engstem Raum« le-
ben. Neben der Abschottung und Isolation als Ergebnis der Wohnsituation ist es
vor allem die Erfahrung sozialer Kontrollmechanismen und die damit verbunde-
ne Symbolik der Überwachung und Entrechtung, die sich in der Berichterstattung
in besonderer Häufigkeit antreffen lässt. Im Mittelpunkt stehen hier Erzählungen
von langwierigen und teils willkürlich anmutenden Einlasskontrollen des Sicher-
heitspersonals sowie das Erleben eines Alltags mit vorgeschriebenen Essenszeiten
und ohne Schlüssel für die eigenen Zimmer. Eine Institution, in der laut Bayeri-
schem Flüchtlingsrat »Menschen abgefertigt [werden] wie Pakete« (Deggendorfer
Zeitung, 6. Juni 2019).
Dieses Bild der Fremdbestimmung lässt sich auch auf die Artikel anwenden,
in denen es um die Forcierung von Mobilität geht. Denn es handelt sich hierbei
weniger um Berichte, in denen die Freiheit zur selbstbestimmten räumlichen oder
sozialen Mobilität im Vordergrund steht, sondern vor allem um Beiträge, die die
Mobilisierung der Geflüchteten im Zusammenhangmit ihrer potentiellen Abschie-
bung oder der Beschleunigung der Asylverfahren verhandeln. Mobilität stellt in
diesen Fällen also weniger einen Möglichkeitsraum denn eine unfreiwillige Bewe-
gung dar. Nur in Ausnahmefällen finden sich Bezüge zu Aspekten der Teilhabe wie
beispielweise der Zugang zu Sprachkursen, die Regelbeschulung von Kindern, die
möglichst zügige dezentrale Unterbringung anerkannter Geflüchteter oder auch
Chancen auf einen Ausbildungsplatz.
DasMobilisierungspotential lokaler Öffentlichkeiten hingegen lässt sich jedoch
nicht aus der bloßen Nennung verschiedener Facetten von (Im-)Mobilität in der
Berichterstattung ableiten. Vielmehr braucht es die Formulierung konkreter For-
derungen, um die reine Beschreibung des Status Quo zu überwinden und Rück-
schlüsse auf politischen oder zivilgesellschaftlichenWillen zu ziehen. Forderungen
in der Berichterstattung können also als ein Signal potentieller öffentlicher Mobi-
lisierung dienen. Die Narrative zu Ankerzentren in den untersuchten Regional-
zeitungen äußern solche Aufforderungen im Untersuchungszeitraum explizit und
implizit in 56,5 Prozent der Fälle (vgl. Abbildung 5).
Knapp ein Viertel aller Themenbeiträge (24,2 %) fordert eine Verbesserung der
Unterbringungssituation, womit zum einen die Infrastruktur, aber auch die Frei-
zeitangebote sowie in denmeisten Fällen derWunsch nach Verteilung der Geflüch-
teten in dezentrale Unterkunftsstrukturen gemeint sein kann. In rund einem wei-
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Abbildung 5: Forderungen in der regionalen Berichterstattung zu Ankerzentren (in Prozent;
n=355)
Quelle: Eigene Abbildung.
teren Fünftel des medialen Diskurses stehen eher abstrakte Forderungen nach po-
litischen Lösungen in Form von Reformen des Asylrechtes (12,7 %) und dem Ausbau
staatlicher Unterstützungsleistung (7 %) imMittelpunkt. Besonders dominant sind
darüber hinaus vor allem die Stimmen in der Berichterstattung, die klare Abschot-
tungspraktiken (23,1 %), z.B. durch einen Einwanderungsstopp bzw. die Sicherung
der europäischen Außengrenzen verlangen oder eine schnelle Abschiebung – vor
allem straffälliger Geflüchteter – begrüßen würden. Etwa jedes sechste Narrativ
(16,9 %) betont hingegen den Wunsch nach Maßnahmen, die Geflüchtete schüt-
zen und Integrationsprozesse anstoßen sollen. Dass das Mobilisierungspotential
des öffentlichen Diskurses dabei insgesamt eher die Positionen der Flüchtlings-
gegner*innen stärkt, zeigt ein abschließender Blick auf die Intensität der Forde-
rungen. Besonders prägnant fallen diese nämlich immer dann aus, wenn nach Ab-
schottung und/oder Abschiebung verlangt wird. Zwar gilt das auch für die Aufrufe
zur Verbesserung der Unterbringungssituation, indem der mediale Diskurs aber
mehr Freizügigkeit innerhalb der Lager oder auch bei derWahl desWohnortes for-
dert, konserviert er dennoch im Prinzip den bestehenden Zustand der »Verwah-
rung« von Geflüchteten, anstatt für mehr Teilhabechancen mobil zu machen.
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Die lokalöffentliche Darstellung der Ankerzentren: Katalysator
migrantischer (Im-)Mobilitäten?
Die Analyse der medialen Darstellung des Unterbringungskonzepts »Ankerzen-
trum« in den Öffentlichkeiten bayerischer, einer sächsischen Regionalzeitung(en)
und der Bildzeitung macht auf Chancen, aber auch Risiken einer öffentlichen Aus-
einandersetzung aufmerksam: So liefert der Diskurs einerseits Anlass für die auf-
nehmende Gesellschaft, sich mit den Lebensrealitäten geflüchteter Menschen zu
beschäftigen, und eröffnet Anknüpfungspunkte, um asylpolitischeThemen zu ver-
handeln, die über die Frage der Unterbringung hinausgehen. Andererseits – und
so lassen sich die Ergebnisse der durchgeführten Inhaltsanalyse auch zusammen-
fassen – präsentiert sich die lokale massenmediale Öffentlichkeit zu diesem The-
ma in hohem Maße anschlussfähig an den gesamtgesellschaftlichen Diskurs zu
Flucht(migration). Das wiederum geht mit der Diagnose einher, dass in der Ten-
denz auch Lokalmedien tradierte Narrative reproduzieren und in diesem Zuge An-
kerzentren als »Problemorte« identifizieren und so erst recht zu einer Stigmatisie-
rung der Orte beitragen (vgl. Hess et al. 2018). Dabei spiegelt die Berichterstattung
drei bzw. vier Jahre nach 2015 den Eindruck, dass die Massenunterkünfte, die da-
mals in einem als krisenhaft titulierten Ausnahmezustand unumgänglich erschie-
nen (vgl. auch Jäger/Wamper 2017), nach wie vor eine vernünftige Entscheidung
seien, um »die richtige Balance zwischen Humanität und Ordnung« (Nürnberger
Zeitung 14. September 2018) zu erhalten bzw.wiederherzustellen.Die überwiegend
problemzentrierten Konnotationen der Berichterstattung sind dabei bei weitem
nicht immer ursächlich mit den Geflüchteten verknüpft, als Teilhabende mit eige-
ner Agency werden sie jedoch ebenso wenig betrachtet. In der Regel werden sie als
Gruppe entpersonalisiert und vor allem ohne die Möglichkeit dargestellt, sich mit
ihrer eigenen Stimme und Meinung in den Diskurs einzubringen. Die (Im-)Mo-
bilisierungspraktiken des deutschen Asylregimes finden ihren Ausdruck demnach
nicht nur in der räumlichen und sozialen Isolation geflüchteter Menschen in An-
kereinrichtungen, sondern auch in ihrer medialen Immobilität. Reduziert auf die
Rolle eines Berichterstattungsgegenstandes gibt es für sie kaumGelegenheiten, am
gesellschaftlichen Aushandlungsprozess teilzuhaben.
Der regionale Mediendiskurs zu Ankerzentren wird damit seiner Integrations-
funktion nicht gerecht und trägt stattdessen dazu bei, »symbolische Ordnungen
und […] bestehende Herrschaftsstrukturen« zu reproduzieren (Engel et al. 2019:
291). Die Abschottungstendenzen in der Migrationspolitik, die laut Boswell in
Wohlfahrtsstaaten auf »protektionistische Motive« zur Bewahrung »gesellschaft-
licher Stabilität und Kohärenz« (Boswell 2007: 80) zurückzuführen sind, deter-
minieren den öffentlichen Diskurs. So schafft beispielsweise der teils erschwerte
Zugang von Journalist*innen zu Ankerzentren keine idealen Möglichkeiten, um
zu recherchieren und vielfältig zu berichten. Im Umkehrschluss trägt jedoch
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eine eindimensionale mediale Öffentlichkeit zur Legitimation asylpolitischer
Restriktionen bei.
Die Mobilisierungskraft des öffentlichen Diskurses kann und darf vor diesem
Hintergrund nicht gleichgesetzt werden mit einer absichtsvollen Agitation der
Journalist*innen. Denn die Debatte um Flucht und Migration zeigt deutlich wie
nie zuvor, wie eng heutzutage »massenmediale, gruppeninterne und interperso-
nale Kommunikation miteinander verwoben sind« (Vowe 2016: 436). Netzwerk-
und massenmediale Öffentlichkeiten befinden sich in einer digitalen Gesell-
schaft nicht in Dualität zueinander, stattdessen entstehen in virtuellen Räumen
eine Vielzahl von Sphären der Beteiligung, multiagorale Öffentlichkeiten (vgl.
Meyer-Lucht 2008) mit hoher Bindungskraft für die jeweils dort interagierenden
Gemeinschaften. Die unterschiedlichen Narrative zu Flucht(migration), die in
diesen Communities kursieren, zeichnen sich durch eine große Heterogenität
aus, allerdings driften die Positionen teils weit auseinander, was nicht etwa zu
einer vielerorts erhofften Deliberation des Diskurses geführt, sondern vielmehr
die Klüfte zwischen andersdenkenden politischen Lagern vertieft hat (vgl. Vowe
2016: 437f.). Zukünftige kommunikationswissenschaftliche Forschung zumThema
Flucht(migration) sollte diesem veränderten Kommunikationsumfeld daher noch
stärker als bisher Rechnung tragen und versuchen, die pluralen und hybriden
Diskurse mithilfe eines angepassten empirischen Vorgehens online wie offline
einzufangen und zueinander in Verbindung zu setzen. Die Widersprüchlichkeiten
und Mobilisierungskräfte medialer Diskurse zum Thema Flucht und Migration
wirken demnach nicht nur auf politisches Handeln. Vielmehr lassen sich die
»politischen Verwerfungen« nicht abschließend erklären, wenn der »struktu-
relle Wandel der Kommunikation« (ebd.: 439) als Faktor der Veränderung nicht
miteinbezogen wird.
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Begegnung, Inklusions- und Exklusionsmechanismen an
ländlichen Wohnstandorten in Deutschland
Birgit Glorius
Zusammenfassung
Dieser Beitrag setzt sich aus einer sozialgeographischen Perspektive mit (Im-)
Mobilitäten geflüchteter Menschen im lokalen Kontext auseinander. Dabei wird
argumentiert, dass sichMobilisierungen bzw. Immobilisierungen nicht nur an Or-
ten zeigen, die durch physische Einhegungen geprägt sind, sondern sich auch in
den vorherrschenden gesellschaftlichen Positionierungen, Praktiken und Diskur-
sen zur Inklusion bzw. Exklusion widerspiegeln. Der Beitrag konzentriert sich auf
den gesellschaftlichen Aufnahmekontext in ländlichen Räumen, denen spezifi-
sche Attribute zugesprochen werden, die eine soziale Inklusion von Zugewan-
derten fördern bzw. hemmen können. Zur Konzeptualisierung dieser Faktoren
wird der Begriff der Rezeptivität sowie die Theorie sozialen Kapitals genutzt.
Die empirischen Ergebnisse zeigen, dass ländliche Gesellschaften eine Vielzahl
von potenziellen Ressourcen aufweisen, die die soziale Inklusion von Geflüch-
teten erleichtern können. Diese Ressourcen sind jedoch nicht automatisch für
Neuankommende verfügbar, bzw. nicht automatisch inklusionsfördernd: so ba-
siert die soziale Einbindung von Neuankommenden in die Nachbarschaft auf
der funktionalen Reziprozität sowie dem Grundsatz, abweichendes und damit
potenziell störendes Verhalten zu verhindern. Auch die Einbindung in lokale In-
stitutionen vor Ort ist geprägt von impliziten Assimilationserwartungen an die
Neuankommenden. Intensivere Bindungen im Sinne von »bonding social capital«
sind zwar möglich, scheinen sich jedoch erst entwickeln zu können, nachdem ei-
ne Übernahme von sozialen Normen erfolgt ist. Um die Frage zu beantworten,
warum dies so ist, zeigt sich die intensive Wahrnehmung von Gruppenzugehö-
rigkeit und die enge Grenzziehung zwischen dem Eigenen und dem Anderen als
entscheidend. Als Spezifik ländlicher Gemeinschaften für soziale Inklusion schält





This article deals with the (im-)mobility of refugees in a local context from a
socio-geographical perspective. It argues that processes of (im-)mobilization are
not only relevant regarding physical enclosures, but are also reflected in terms
of inclusionary or exclusionary societal attitudes, practices and discourses. The
article focuses on rural areas as context for processes of (im-)mobilization, which
are characterized by specific societal attributes that can promote or inhibit the
social inclusion of immigrants. The concept of receptivity and social capital the-
ory are used to conceptualize these factors. The empirical results show that rural
societies have a multitude of potential resources that can facilitate the social in-
clusion of refugees. However, these resources are not automatically available for
newcomers, and they don’t automatically promote inclusion: for example, social
inclusion of newcomers into the neighborhood and in societal institutions was
found to be rather based on functional reciprocity and assimilative expectations.
The intensification of social relations in the sense of »bonding social capital« is
possible, but newcomers need to adopt local social norms first. The empirical re-
sults suggest that those assimilative expectations and the stress on social norms
is due to a strong perception of group membership, thus creating insiders and
outsiders. Thus, with regards to the specifics of social inclusion into rural soci-
eties, once established social and spatial orders show considerable persistence.
Einleitung
Asylsuchende sind während und nach ihrer Flucht lange mit Lagern und Grup-
penunterkünften konfrontiert. Während des Lebens im Lager ist eine Annäherung
an den Alltag »draußen« vielfach nur eingeschränkt möglich. Das Leben im La-
ger ist oft geprägt durch räumliche Enge und sozialräumliche Isolation, was In-
tergruppenkonflikte befördert und Integration1 hemmt (vgl. Täubig 2009). Die ei-
gene Wohnung hingegen verleiht den Geflüchteten Autonomie über die eigene Le-
bensführung, Schutz und Geborgenheit und auch Selbstidentifikation (vgl. Aumül-
ler/Daphi/Biesenkamp 2015: 38). Zudem erleichtert das Wohnen in der Nachbar-
schaft von Einheimischen die Herstellung von alltäglichen sozialen Kontakten und
fördert somit den Integrationsprozess (vgl. Bensch 2017: 24; Aumüller/Daphi/Bie-
senkamp 2015: 62). Über dieWohnung hinaus und in Bezug auf einen größeren So-
1 Unter »Integration« soll im Rahmen dieses Beitrags der Prozess der gegenseitigen Annähe-
rung von Geflüchteten und Aufnahmegesellschaft verstandenwerden,mit demZiel der voll-
ständigenTeilhabe an allen LebensbereichenderAufnahmegesellschaft, unter Beibehaltung
der eigenen Kultur und Identität. Eine kritischeWürdigung des Integrationsbegriffs und sei-
ner vielen Lesarten findet sich bspw. in Schinkel 2017 sowie in Glorius/Schondelmayer 2019.
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zialraum werden häufig ländliche Gemeinden als besonders geeignet für Integra-
tionsprozesse beschrieben. Zum einen bestehe hier weniger Druck auf den lokalen
Wohnungsmärkten, so dass Geflüchtete seltener als in städtischen Siedlungen in
segregierten und sozial stigmatisierten Quartieren leben müssen (vgl. Braun/Si-
mons 2015). Zum anderen wird der Sozialraum als integrationsförderlich ange-
sehen, da er sich durch geringere Anonymität auszeichnet, was bessere Chancen
der Annäherung, Begegnung und schließlich der Integration und sozialen Teilhabe
verspricht (vgl. Gruber 2013; Boos-Krüger 2005).
In diesem Beitrag soll diesen Vorannahmen über Integrationsmöglichkeiten
dezentral lebender Geflüchteter in ländlichen Gemeinden nachgegangen werden.
Dabei liegt die Konzentration auf den Wahrnehmungen und Einstellungsmustern
der lokalen Bevölkerung in Bezug auf die Anwesenheit Geflüchteter in der Nach-
barschaft und amOrt. Gestützt auf umfangreiches Befragungsmaterial untersucht
dieser Beitrag die Bedeutung und Ausgestaltung von Nachbarschaftsbeziehungen
im ländlichen Raum, die Konstruktion von sozialer Identität und Erfahrungen mit
der Partizipation Geflüchteter am sozialen Leben vor Ort.Dabei wird die Frage,wie
in den überschaubaren Sozialräumen ländlicher Gemeinden Zugehörigkeit und
Fremdheit verhandelt werden, eine wichtige Rolle spielen. Der Beitrag hat nicht
zum Ziel, diese Phänomene vollumfänglich und in statistischer Repräsentativität
abzuhandeln. Vielmehr wird durch die Befassung mit Annäherungsprozessen im
Sozialraum außerhalb des Lagers aufgezeigt,welcheMechanismen von sozialer In-
klusion und Exklusion auch jenseits von physischen Einhegungen in der sozialen
Welt wirksam sind.
Der Beitrag ist folgendermaßen gegliedert: Auf die Einleitung folgt eine Ein-
führung in die wesentlichen konzeptionellen Begrifflichkeiten für die anschließen-
de Analyse, ein Überblick über die Spezifik ländlicher Gemeinden als sozialer Ort
für Geflüchtete, sowie Erläuterungen zur Methodik (Abschnitt 2). Der dritte Teil
dieses Beitrags stellt ausgewählte Aspekte der Daten eines laufenden Forschungs-
projekts zur Aufnahme von Geflüchteten und deren Bleibeorientierung in ländli-
chen Gemeinden Deutschlands vor. Der vierte Abschnitt fasst die Ergebnisse zu-
sammen und zieht ein Fazit.
Konzeptionelle und methodische Überlegungen
Dieser Beitrag setzt sich aus einer sozialgeographischen Perspektive mit (Im-)Mo-
bilitäten geflüchteter Menschen im lokalen Kontext auseinander. Dabei wird argu-
mentiert, dass sich Mobilisierungen bzw. Immobilisierungen nicht nur an physi-
schen Orten wie Sammelunterkünften zeigen, sondern sich auch in den vorherr-
schenden gesellschaftlichen Positionierungen, (Exklusions-)Praktiken und Diskur-
sen widerspiegeln. Beispiele hierfür sind etwa die Reaktionen der Bevölkerung auf
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Geflüchtete, die Art der Unterbringung oder der Umgang vor Ort mit gesetzlich
festgelegten rechtlichen Kategorien im Asylsystem, etwa beim Zugang zu Integra-
tionsangeboten.
Räumliche Differenzierung von In- und Exklusionsprozessen
Die meisten wissenschaftlichen Studien und Integrationsmonitorings konzen-
trieren sich empirisch auf das Verhalten der Zugewanderten und ihre Schritte in
die Ankunftsgesellschaft (vgl. Hersi 2014; Bowskill/Lyons/Coyle 2007), was je nach
Epoche, Sprachverwendung und Intention als Prozess der Akkulturation, Integra-
tion, Assimilation oder Inklusion bezeichnet wird (vgl. Schinkel 2017; Sam 2006).
Nimmt man die Konzeption des Integrationsbegriffs ernst, muss man jedoch
auch die Ankunftsgesellschaft in die Forschung einbeziehen, denn ihre kollektiven
Einstellungen und Erwartungen beeinflussen die Integrationsmöglichkeiten der
Neuankommenden und bilden spezifische (Un-)Möglichkeitsräume aus. Ihre
Aufnahme- und Integrationsfähigkeit ist von verschiedenen Faktoren abhängig,
die in dem hier vorgestellten Forschungsprojekt unter dem Begriff der Rezep-
tivität (engl. receptivity) zusammengefasst werden (vgl. Glorius/Bürer/Schneider
2019). Wörtlich kann receptivity mit Offenheit oder Aufnahmefähigkeit übersetzt
werden. Der Begriff ist vor allem im US-amerikanischen Kontext verwendet
worden, um Einwanderungs- und Integrationsprozesse aus der Perspektive der
aufnehmenden Gesellschaft zu konzeptualisieren (vgl.McDaniel 2013; Jensen 2006;
De Jong/Tran 2001; Fetzer 2000). Meist werden die politische, die ökonomische
und die kulturelle Dimension unterschieden, wobei Forschungsergebnisse zu
politischen und ökonomischen Faktoren zahlreicher sind, als jene, die kulturelle
und gesellschaftliche Faktoren in den Blick nehmen (vgl. McDaniel 2013: 19).
Untersuchungen in US-amerikanischen Städten konnten Unterschiede in der
Rezeptivität in Bezug zur ökonomischen Prosperität setzen, aber auch ethnische
Zuschreibungen waren bedeutend. So wurden stärkere Marginalisierungspro-
zesse von Zuwander*innen dort nachgewiesen, wo die vermeintliche ethnische
Andersartigkeit im Vergleich zur aufnehmenden Bevölkerung besonders groß
war, oder wo auf einen Schlag besonders viel Zuwanderung stattfand (vgl. Fetzer
2000). Ökonomische Krisensituationen verstärkten dabei den »Nativismus«, d.h.
die Überhöhung des »Eigenen«, verbunden mit der Deklaration von Etablierten-
Vorrechten (ebd.). Vor allem in Bezug auf »new immigrant gateways«, also neue
Zuwanderungsorte jenseits der großen städtischen »Schmelztiegel«, konnten Ar-
beiten in den USA ähnliche Effekte nachweisen, wie die Studien zu Einwanderung
in ländliche Regionen Deutschlands: Dort wird die größere Überschaubarkeit des
Sozialraums hervorgehoben, was die Orientierung und Eingliederung erleichtert
und eine hohe Zahl unmittelbarer Kontakte ermöglicht (vgl. Gruber 2013; Scha-
der Stiftung 2011; Boos-Krüger 2005; Micksch/Schwier 2000). Andererseits sind
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ländliche Gesellschaften von geringerer Diversität geprägt; dies und das hohe
Ausmaß sozialer Kontrolle kann die Integration von als fremd wahrgenommenen
Personen erschweren. Es existiert eine höhere Sensibilität gegenüber Fremd-
heit und Unterschiedlichkeit, die häufiger als problematisch angenommen und
wahrgenommen wird, aber auch ein höheres Potenzial an Gemeinschaft und
sozialer Geborgenheit. Mehrere Studien betonen die positive Rolle von Vereinen
für die soziale Teilhabe von Migrant*innen in ländlichen Gemeinden, da sie einen
wichtigen Teil der sozialen Infrastruktur im ländlichen Raum darstellen (z.B. Roos
2016; Nadler/Kriszan/Nienaber 2010). Weiterhin sind auch die jeweils spezifischen
Rahmenbedingungen zu berücksichtigen, etwa Lage, Infrastruktur oder ökono-
mische Situation vor Ort, aber auch historische Erfahrungen mit Zuwanderung.
All diese Elemente prägen eine spezifische Hintergrundfolie für Prozesse der
sozialen Inklusion oder Exklusion, die nicht per se unkomplizierter verlaufen als
in städtischen Agglomerationen. Zudem weisen empirische Befunde zur Eigen-
wahrnehmung von Geflüchteten in unterschiedlichen Formen der Unterbringung
darauf hin, dass der Grad der Rezeptivität direkte Effekte auf die räumliche und
soziale Mobilität im Sinne einer Mobilisierung bzw. Immobilisierung haben kann
(vgl. Glorius/Gasch i.E.).
Konzeptualisierung von Rezeptivität in ländlichen Gesellschaften
Der vorliegende Beitrag konzentriert sich auf die soziale und kulturelle Kompo-
nente von Rezeptivität und nimmt die gesellschaftlich-sozialen Ressourcen der
aufnehmenden Gesellschaft in den Blick. Diese können sich bedingt durch die de-
mographische, soziale und ökonomische Lage der Gesellschaft unterscheiden, aber
auch in Bezug auf Einstellungen und Erfahrungen gegenüber Geflüchteten (bzw.
Zugewanderten oder/und Ausländer*innen). Daraus leiten sich unterschiedliche
Fähigkeiten zur Entwicklung zivilgesellschaftlicher Aufnahmestrukturen ab, die als
Brücken zwischen Geflüchteten und der Residenzbevölkerung fungieren können.
Zudem gehen wir davon aus, dass eine unterschiedliche Bereitschaft besteht, die
vorhandenen Ressourcen zur Förderung der sozialen Inklusion von Geflüchteten
einzusetzen (vgl. Glorius/Bürer/Schneider, i.E.).
Auf der Basis der Literaturschau lassen sich besondere gesellschaftlich-soziale
Ressourcen in ländlichen Gemeinden in Bezug auf die Quantität und Ausgestal-
tung sozialer Kontakte im Alltag vermuten. Anders als in der Großstadt sind in der
durch Überschaubarkeit und sozialräumliche Nähe geprägten ländlichen Umge-
bung alltägliche Handlungen und Sinnherstellungspraktiken wie z.B. das Grüßen
auf der Straße von großer Bedeutung. Als typisch ländliche Ressource gilt die In-
tensität von Nachbarschaftsbeziehungen sowie die Vielfalt und Dichte von sozia-
len Netzwerken und institutionalisierten sozialen Strukturen, die einen Rahmen
für Integrationsprozesse bieten können (vgl. Gruber 2013; Schader Stiftung 2011;
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Boos-Krüger 2005; Micksch/Schwier 2000). Auf der anderen Seite steht die Frage
nach der Bereitschaft, diese Ressourcen auch zum Wohle der Neuankommenden
einzusetzen, die sich empirisch auf explizite und impliziteWeise zeigen dürfte; ex-
plizit etwa durch die Entwicklung von Diversitätskonzepten oder entsprechenden
Leitlinien, durch die sich alle gesellschaftlichen Akteur*innen zur Diversitätsori-
entierung verpflichten; implizit im Sinne der grundsätzlichen Offenheit und To-
leranz gegenüber dem Unbekannten, Neuen, oder Fremden. Daran ist wiederum
die Frage geknüpft, wie die kollektive soziale Identität der ländlichen Gesellschaft
konstituiert ist, d.h.wie das Eigene in Abgrenzung zum fremden Anderen definiert
ist.
Zur Untersuchung dieser Komponenten von Rezeptivität kommen verschie-
dene Theorieansätze infrage: Zum einen knüpfen die Überlegungen zur sozialen
Verfasstheit der ländlichen Gesellschaft an Putnams Theorie sozialen Kapitals an
(vgl. Putnam 2000). Vor allem die Differenzierung von brückenbauendem (bridging)
und soziale (lokale) Bindungen stärkendem (bonding) sozialen Kapital in sozialen
Netzwerken ist hier relevant. Während bonding social capital die Blickrichtung der
Gemeinschaft eher nach innen richtet und die Gruppenhomogenität unterstreicht,
ist bridging social capital nach außen gewandt und überbrückt soziale Gegensätze.
Putnam betont, dass beide Dimensionen in jedwedem sozialen Netzwerk in un-
terschiedlicher Stärke vorhanden sein können (vgl. ebd.: 22). Hinsichtlich der In-
tegrationskraft sozialer Netzwerke im Kontext ethnischer Diversität stellt er die
Frage der sozialen Identität in den Mittelpunkt: Das Konstrukt sozialer Identi-
tät, so Putnam, beeinflusst die soziale Distanz zwischen dem Eigenen und dem
Anderen: Geringe soziale Distanz korreliert mit einer geteilten sozialen Identität,
basierend auf Nähe und gemeinsamen Erfahrungen, während eine große soziale
Distanz dazu führt, die Andersartigkeit oder Abweichungen von Neuankommen-
den stärker wahrzunehmen und dementsprechend zu handeln (vgl. Putnam 2007:
159, angelehnt an Alba/Nee 2003: 32).
Untersuchungsmethodik
Die hier präsentierten Daten sind einem größeren, laufenden Forschungsprojekt
entnommen, das die langfristigen Bleibepotenziale von Geflüchteten in ländlichen
Gemeinden untersucht.2 Dabei wurden in den Jahren 2018-2020 empirische Un-
tersuchungen in ländlichen Gemeinden in insgesamt acht Landkreisen der Bun-
desländer Bayern, Hessen, Niedersachsen und Sachsen durchgeführt. Unter den
2 Die Förderung des Vorhabens erfolgte aus Mitteln des Bundesministeriums für Ernährung
und Landwirtschaft (BMEL) aufgrund eines Beschlusses des deutschenBundestages. Die Pro-
jektträgerschaft erfolgte über die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) im
Rahmen des Bundesprogramms Ländliche Entwicklung.
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32 ausgewählten Fallstudiengemeinden sind Dörfer, kleine und Mittelstädte un-
ter 20.000 Einwohner*innen, in denen Geflüchtete leben. Im Projektverlauf wur-
den Strukturdaten erhoben, Leitfadeninterviews mit politischen, administrativen
und zivilgesellschaftlichen Akteur*innen, partizipative Interviews mit Geflüchte-
ten sowie eine postalische Bewohner*innenbefragung durchgeführt. Im Folgen-
den wird ein Ausschnitt aus dem umfangreichen Datenmaterial präsentiert, der
sich auf Einstellungen, Wahrnehmungsmuster und Erfahrungen der aufnehmen-
den Bevölkerung konzentriert.3
Der erste Datensatz stammt aus einer schriftlichen Erhebung in den ländlichen
Untersuchungsregionen und thematisierte die Wohnzufriedenheit in der ländli-
chen Gemeinde, soziale Beziehungen vor Ort und die Haltung gegenüber Neu-
ankommenden unterschiedlicher Herkunft. Die Daten wurden im März 2019 er-
hoben; die 904 komplettierten Fragebögen stellen den Rücklauf aus einer Zufalls-
stichprobe von 4.000 Haushalten dar (Rücklaufquote: 23 %). Der zweite Datensatz
umfasst eine Serie von Leitfadeninterviews mit Akteur*innen der Zivilgesellschaft
in den Untersuchungsregionen, wie z.B. Vereinsvorsitzende, Pfarrer*innen, eh-
renamtlich Tätige, Lehrer*innen und Sozialarbeiter*innen. ImMittelpunkt der bis
dato 81 qualitativen Interviews standen die Erfahrungen der Befragten mit der In-
tegration vorOrt, eine Reflexion von Integrationsstrategien, -verläufen und Schlüs-
selereignissen sowie eine Einschätzung zur Nachhaltigkeit des Aufenthalts der Ge-
flüchteten in der Gemeinde und langfristigen Integrationsfolgen. Die weitere Aus-
wertung wird auf Grundlage der dokumentarischen Methode durchgeführt. Diese
beinhaltet zunächst eine thematische Sequenzierung und formulierende Interpre-
tation zur »Entschlüsselung der thematischen Struktur« (Bohnsack 2014: 325) der
transkribierten Texte. Darauf aufbauend wird eine reflektierende Interpretation
durchgeführt, in der herausgearbeitet werden soll, in welchem Orientierungsrah-
men die vorgefundenen Themen behandelt werden.
Ergebnisse
Die Bedeutung von Nachbarschaft im ländlichen Raum für die Integration
Geflüchteter
Inwieweit Geflüchtete nach ihrer Verteilung auf die Unterbringungsgemeinden
Zugang zum sozialen Leben erhalten, wird vielfach in Abhängigkeit von der Un-
terbringungsform gesehen. Lager bzw. Gruppenunterkünfte hemmen nach allge-
meiner Auffassung Integrationsprozesse (vgl. Minca 2015; Darling 2009). Dies ist
3 Das Datenmaterial wurde unter Federführung des Teams der TU Chemnitz erhoben. Neben
der Autorin gehörten dazu Miriam Bürer, Simone Gasch und Hanne Schneider.
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einerseits lagebedingt, denn Wohngebäude, die sich zur Gruppenunterbringung
eignen, sind häufig an den Peripherien der Orte gelegen und haben teils auch Ein-
hegungen oder Zugangsbeschränkungen. Zudem treten durch die räumliche Enge,
die Monotonie des Alltags und die fehlende Privatsphäre häufiger Konflikte in der
Einrichtung auf, was wiederum den Ruf der Einrichtung und ihrer Bewohner*in-
nen nach außen hin verschlechtert (vgl. Christ/Meininghaus/Röing 2017a, b; Täubig
2009).
Als Vorteile einer dezentralen Unterbringung von Geflüchteten wird die Häu-
figkeit alltäglicher Kontakte, das Anschieben natürlicher Nachbarschaftsprozesse
und die Verhinderung von Selbstisolation und Ghettoisierungseffekten gesehen
(vgl. Aumüller/Daphi/Biesenkamp 2015: 38; Cremer 2014: 8). Da in ländlichen Ge-
meinden meist weniger Bevölkerungsdruck herrscht als in städtischen Agglome-
rationen, wird die dezentrale Unterbringung gerade im ländlichen Raum als gut
umsetzbare und integrationsfördernde Maßnahme betrachtet (vgl. Braun/Simons
2015).
Historisch gesehen haben Nachbarschaftsbeziehungen in ländlichen Regionen
eine große Bedeutung. In den ursprünglich von Landwirtschaft geprägten länd-
lichen Gemeinden leitete sich dies aus der räumlich dichten Wohnlage und Per-
sistenz der familiären Verflechtungen ab. So mündete die traditionelle ländliche
Nachbarschaftsbeziehung – verstärkt durch die landwirtschaftliche Wirtschafts-
form und die Notwendigkeit der Selbstorganisation – in regelrechten Unterstüt-
zungspflichten (vgl. Henkel 2015: 143f.). In einigen der von uns untersuchten Ge-
meinden lassen sich diese traditionellen Nachbarschaften noch nachspüren. So be-
richtet ein Gesprächspartner, der selbst von außerhalb in den Ort zugezogen ist,
von stark segmentierten Nachbarschaftsverhältnissen: »Das hatte früher eine grö-
ßere Rolle gespielt, weil, wenn Hochzeiten, Todesfälle, dann hatte der erste Nach-
bar zu schaffen […] zu organisieren.« (Interview mit D_II_9).4 Der »erste« Nachbar
sei jedoch nicht zwangsläufig der geographisch nächste, sondern wohne »mögli-
cherweise ganz woanders«. Er als Neuzuzügler konnte in dem persistenten Nach-
barschaftssystem keinen Platz mehr finden:
»Und das hat JAHRE gedauert, bis wir das überhaupt begriffen haben. Wir sind
ja hier zugezogen. Und so haben wir eigentlich keinen offiziellen Nachbarn hier.
4 Der Interviewcodebenennt die Erhebungsregionund Interviewnummer. ZumSchutz der Per-
sönlichkeitsrechte wird die Verschlüsselung hier nicht offengelegt. Die Interviews wurden
nach vereinfachten Transkriptionsregeln nach Dresing und Pehl 2015 transkribiert. Groß-
schreibung von Worten bedeutet Betonung. Aussagen in eckigen Klammern sind sprachli-
che Glättungen oder Ergänzungen der Autorin zum besseren Verständnis. Punkte in eckigen
Klammern sind Aussparungen im Zitat. Punkte in runden Klammern kennzeichnen Sprech-
pausen, jeder Punkt entspricht dabei einer Sekunde.
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Und das kriegen die Syrer auch nicht hin, weil die Leute sagen, nein, wir ha-
ben unsere Nachbarschaften schon voll, wir wollen keinen mehr.« (Interview mit
D_II_9)
Diese Aussage zeigt den Unterschied zwischen existierenden sozialen Ressourcen
und dem Ressourceneinsatz: Neuankommende können nicht automatisch von ei-
nem bereits existierenden, über die Zeit dicht gewebten sozialen Netzwerk profi-
tieren, wenn sich dieses Netzwerk als abgeschlossene soziale Gruppe erweist.
Auch die quantitativen Befragungsergebnisse weisen auf eher statische Sozi-
alräume in den untersuchten ländlichen Gemeinden hin: 44,5 Prozent geben an,
»schon immer« am Ort zu wohnen, bei weiteren 30,9 Prozent sind es mehr als
zwanzig Jahre. Kürzer als fünf Jahre leben nur 7,2 Prozent am derzeitigen Wohn-
ort. Drei Viertel der Befragten bewohnen zudem ein Eigenheim, was den Eindruck
von statischen Sozialräumen noch verstärkt. Soziale Normen dürften hier also eine
große Persistenz besitzen, und die Bereitschaft, Neues zuzulassen, entsprechend
gering sein. Dies zeigen auch die Ergebnisse in Hinblick auf die Erwartungen ge-
genüber Neuankommenden in der Nachbarschaft. So erwartet die überwiegende
Mehrheit (79,4 %) der Befragten, dass die Neuankommenden sie auf der Straße
grüßen. Zudem sollten die Neuen offen für nachbarschaftliche Aktivitäten sein
(62,1 %), sich an die (ungeschriebenen) Regeln halten (50,0 %) und sich selbst aktiv
in der Nachbarschaft bekannt machen (40,2 %). Weitere Vorstellungen weisen auf
die geringe Veränderungsbereitschaft der Befragten hin, etwa wenn der Wunsch
zum Ausdruck gebracht wird, dass sich durch die Neuankommende nichts ändere
(21,3 %) und man durch sie nicht gestört werden möchte (33,4 %).
Hinsichtlich der emotionalen Tiefe der Nachbarschaftsbeziehung deuten un-
sere Befragungsergebnisse auf das Vorherrschen funktionaler Beziehungen hin.
So dominieren bei der Kontakthäufigkeit zu den Nachbar*innen die sporadischen
Kontakte (»manchmal«), z.B. bei gegenseitigen Besuchen (46,5 %) oder dem Ver-
leihen von Gegenständen (45,0 %). Auf der anderen Seite gibt es aber nur einen
kleinen Teil, der gar keinen oder fast keinen derartigen Kontakt pflegt, und eine
Mehrheit der Befragten bietet manchmal oder oft seine Hilfe in der Nachbarschaft
an (92,4 %). Dies weist auf eine große Verbreitung und Stabilität von funktionalen
Nachbarschaftsbeziehungen hin, die für den Alltagsvollzug der Betroffenen eine
große Bedeutung haben. Dies kommt auch in folgendem Interviewzitat zum Aus-
druck:
»Nachbarn müssen nicht unbedingt BEFREUNDET sein, aber es ist wichtig, gute
Nachbarschaft zu haben. MEINE Erfahrung ist die, wenn ich nicht da bin oder
Hilfe brauche, sind Menschen DA. Ich bin für ihn da, wenn er nicht da ist, ange-
nommen er ist im Urlaub und dann kann ich auch für seine Blumen, für seine
Post, für die Mülltonne auf die Straße bringen etc., das ist etwas, das auch das
Zusammenleben oder das Leben überhaupt erleichtert.« (Interview mit C_I_8)
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Diese empirischen Ergebnisse bestätigen zunächst die große Bedeutung vonNach-
barschaftsbeziehungen im ländlichen Raum, die als eine Form sozialer Netzwerke
betrachtet werden können. Andererseits ist die Herstellung sozialer Beziehungen
auch kein Selbstläufer, wie es das Überwiegen von funktionalen Nachbarschafts-
beziehungen nahelegt. Zudem weisen die Ergebnisse auf einen beträchtlichen An-
passungsdruck hinsichtlich der Erfüllung sozialer Normen als Voraussetzung der
Integration in existierende soziale Netzwerke hin.
Soziale Identifikation, Normen und Erwartungen
Weiten wir unsere Beobachtungen von der unmittelbaren Nachbarschaft auf den
Gesamtraum der ländlichen Siedlung aus. Forschungsergebnisse zu Integrations-
prozessen in ländlichen Räumen heben vielfach die Vorzüge der größeren sozial-
räumlichen Nähe hervor (vgl. Gruber 2013). Zufällige Begegnungen, aus denen en-
gere Kontakte resultieren, sind damit wahrscheinlicher als in der Großstadt. Die
gegenseitige Identifikation als Dorfbewohner*in fällt durch die Überschaubarkeit
des Sozialraums leichter.Neuankommende können somit bereits durch kleine Ges-
ten der Identifikation als zugehörig markiert werden.
»Und wir sind ja hier in der Größenordnung, da ist ein Unterschied, sehe ich hier
schon, zur nächsten Größenordnung in [Ortsname] oder [Ortsname], woman sich
WIRKLICH eigentlich noch selber KENNT auf der Straße, sage ich mal so, ja? Und
ich glaube, das hat eine Menge Spannung rausgenommen, weil […] Leute sich
eben begegnet sind und wenn man sich dann bei Aldi über alle Regale hinweg
lauthals begrüßt oder weniger lauthals, aber auf jeden Fall begrüßt, dann wird
das auch wahrgenommen.« (Interview mit D_II_10)
Aus dieser Sequenz geht sehr deutlich der Verstärkungseffekt hervor, den ein – zu-
mindest im ländlichen Sozialraum ritualisierter – Akt des persönlichen Grüßens
haben kann: Der Akt der gegenseitigen Identifikation verbindet den Neuankom-
menden mit der Dorfgemeinschaft. Er ist einer der ihren, und hat daher das Recht
darauf, erkannt und bekannt zu werden. Durch das performative Moment der in-
dividuellen Identifikation (»wenn man sich dann bei Aldi über alle Regale hinweg
lauthals begrüßt«) wird diese auch für Dritte nachvollziehbar (»dann wird das auch
wahrgenommen«) und stellt damit öffentlich eine Gruppenzugehörigkeit her.
Generell wird in Bezug auf ländliche Gemeinden die größere soziale Verbind-
lichkeit hervorgehoben, die sich unter anderem in der Alltagsnorm des Grüßens
auf der Straße äußert. Auch wenn sich soziale Beziehungen im Dorf der Moderne
offener gestalten, sind dennoch bestimmte soziale Alltagsnormen weiterhin stark
ausgeprägt. Neuankommende müssen sich demnach an diese (oft unbekannten)
Alltagsnormen anpassen, um als Teil der Gemeinschaft wahrgenommen zu wer-
den.
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In vielen unserer Untersuchungsgemeindenwurde dabei das Kennenlernen der
Alltagsnormen nicht demZufall überlassen. So zeigt es das Beispiel ehrenamtlicher
Flüchtlingshelferinnen in einem ländlichen Kurort, die nach dem Einzug der Ge-
flüchteten in dezentrale Wohnungen gegen äußere Veränderungen einschritten,
welche nicht so recht zum Erscheinungsbild eines Kurortes passen wollten: Die
Geflüchteten hatten mangels Gardinen einfach Zeitungspapier als Sichtschutz auf
die Fensterscheiben geklebt. Die Frauen fingen an, von Wohnung zu Wohnung zu
gehen, umdarüber aufzuklären, »dass wir keine Zeitungen an Fenster kleben, denn
wir sind ein […] Bad – und die Kurgäste, die sollen hier nicht wissen, dass sonst
wer hier wohnt. Das sind ganz normale Menschen, die vom Ausland kommen und
wir machen Gardinen dran«. (Interview mit A_II_3) Diese Sequenz zeigt die klare
Vorstellung des sozialen Gefüges und räumlichen Erscheinungsbildes einer Klein-
stadt, die in diesem Fall durch die Antizipation der Außenwahrnehmung und das
Image als Kurort noch verstärkt wird.Die Anpassung an die äußerenNormen (Gar-
dinen an den Fenstern) geht in dieser Darstellung einher mit der Normalisierung
des Status (»das sind ganz normale Menschen, die aus dem Ausland kommen«),
die zwar als Ausländer*innen im Straßenbild nicht verheimlicht werden können,
aber die durch eine Anpassung an die äußeren Normen zumindest nicht anecken.
Die Frauen beließen es nicht bei einer Belehrung, sondern sorgten gleich selbst für
Abhilfe:
»Und so sind wir dann von Wohnung zu Wohnung gegangen. Frau F. hat noch ei-
nen Bohrhammer gehabt und dann haben wir uns mit Gardinenstangen versorgt.
Die [Einwohner*innen] sind großzügig im Spenden, die haben VIEL gespendet.
Jeder brachte denen Gardinenstangen und Gardinen. Wir haben das erstmal als
Grundlage genommen.« (Interview mit A_II_3)
Auch das Grüßen auf der Straße wird als wichtige Alltagsnorm erkannt und ver-
mittelt, gerade um die kulturelle Andersartigkeit der Geflüchteten, die sich z.B.
im Tragen des Kopftuchs zeigt, zu überbrücken und damit die Akzeptanz bei der
lokalen Bevölkerung zu erhöhen:
»Wir haben unsre Bürger [hier sind die Geflüchteten gemeint, Anm. d.Verf.] auf-
geklärt, dass sie einmal mehr ›Guten Morgen‹ sag[en], einmal mehr ›guten Tag‹
sag[en] und, und, und.Weil ja auch vielemit den dunkleren Bekleidungen kamen
und so. Kopftuch – war ja alles neu in [Ortsname].« (Interview mit A_II_3)
Anhand dieser Narrationen zeigen sich die Spezifika ländlicher Gesellschaften als
Ankunftsgesellschaften recht deutlich: Im Vergleich zur Stadt ist hier eine größere
soziale Nähe möglich und kann durch die Überschaubarkeit des Sozialraums auch
leichter entstehen. Andererseits besteht gerade aufgrund dieser Konstellation auch
die Gefahr der Ausgrenzung, sozialen Kontrolle und Sanktionierung abweichender
Verhaltensweisen. Dabei ist die Definition dessen, wer dazugehört und wer nicht,
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oder welche äußeren und Verhaltensmerkmale »abweichen«, stark von den kollek-
tiven Normen und Werteorientierungen geprägt, die überdies durch die geringe
Mobilität der lokalen Gemeinschaft wenig Wandel erfahren. Selbst wenn also das
gegenseitige Grüßen bereits ein Akt des Herstellens von Zugehörigkeit ist, entsteht
daraus noch keine echte Zugehörigkeit, im Sinne einer vollständigen sozialen Teil-
habe und der Abwesenheit von Ausgrenzung.
Die Konstruktion von Fremdheit und Zugehörigkeit
Während in städtischen Kontexten bedingt durch die hohe Bevölkerungsfluktuati-
on ein kontinuierlicher Aushandlungsprozess von Zugehörigkeit stattfinden kann,
scheinen in den ländlichen Gemeinden die Grenzen der Zugehörigkeit enger gezo-
gen zu sein. Dabei ist es nicht etwa so, dass in den ländlichen Siedlungen gar keine
Migrationserfahrungen existieren. Alle von uns untersuchten Gemeinden haben
eine »Migrationsbiographie«, die von den meisten Gesprächspartner*innen auch
dezidiert als Vorerfahrung für Integrationsprozesse angesprochen wird. Meist be-
ginnt diese Narration mit der Aufnahme von Flüchtlingen und Vertriebenen nach
demZweitenWeltkrieg und setzt sich fortmit der Anwerbung von Gastarbeiter*in-
nen in den westdeutschen bzw. Vertragsarbeiter*innen in den ostdeutschen Un-
tersuchungsgemeinden. In den 1990er Jahren wurden dann in vielen Gemeinden
Spätaussiedler*innen aus Osteuropa angesiedelt, gefolgt von der Niederlassung
von Arbeitsmigrant*innen aus Ostmitteleuropa, die vielfach in prekären Wohn-
und Arbeitsverhältnissen (Stichwort Fleischindustrie) temporär oder dauerhaft in
den ländlichen Gemeinden leben.
In der Reflexion der kollektiven Erfahrungen mit diesen Gruppen wird oftmals
die Fähigkeit, sich in den Arbeitsmarkt zu integrieren, als normalisierendes Attri-
but hervorgehoben. Die Arbeitsmarktintegration wird dabei nicht nur als positive
Zielsetzung für die betroffenen Migrant*innen betont, sondern aus der Perspekti-
ve der ländlichen Gesellschaft als eine gesellschaftlich anerkannte Verhaltensform
markiert. So berichten zwei sächsische Gesprächspartnerinnen von vietnamesi-
schen Vertragsarbeiter*innen, die durch die starke zeitliche Einbindung am Ar-
beitsplatz öffentlich unauffällig waren und nicht als störend wahrgenommen wur-
den: »Vietnamesen hatten wir hier noch. Die waren sehr fleißig. Die haben in der
ehemaligen Werkzeugmaschinenfabrik [gearbeitet]. Die waren aber unauffällig.
Die waren da fleißig, die haben da gearbeitet.« (Interview mit A_II_5) Auch eine
bayerische Gesprächspartnerin hebt die Arbeitsmarktaktivität der »Gastarbeiter«
hervor und stellt damit einen Differenzbezug zu den Geflüchteten der 2010er Jah-
re her, die durch ihre fehlende unmittelbare »Nützlichkeit« schwierigere Integrati-
onswege aufweisen: »Daswar bei denGastarbeitern anders.Die sind ja gekommen,
um hier zu arbeiten, die haben hier gearbeitet, die haben hier ganz viel gestemmt
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und da war die Integration LEICHTER, als mit den anderen finde ich.« (Interview
mit B_I_1)
In beiden Zitaten sind die Vokabeln der »Selbstmobilisierung« hervorzuheben,
durch die die Arbeitsmigrant*innen charakterisiert werden: die Vietnames*innen
haben »fleißig gearbeitet«, die »Gastarbeiter*innen« haben »hier gearbeitet« und
»viel gestemmt«. Ihre Nützlichkeit ist vor der ganzen lokalen Bevölkerung sicht-
bar. Bei anderen Gruppen hingegen, denen der unmittelbare Arbeitsmarktzugang
verwehrt ist, fällt auch im öffentlichen Raum des Ortes die »Nutzlosigkeit« auf,
die sich in »Herumhängen im öffentlichen Raum« bis hin zu störenden und devi-
anten Verhaltensweisen äußerte. So hätten die Spätaussiedler*innen »bis früh um
vier […] draußen gesessen und gesoffen und gesungen und getan und gemacht«
(Interview mit A_II_3).
Damit ist – wie schon bei der Untersuchung von Nachbarschaftsbeziehun-
gen und des sozialen Umgangs im öffentlichen Raum – der utilitaristische Ansatz
deutlich, der lediglich einen Aktionsraum zwischen »sich für die Gemeinschaft als
Nützlich erweisen« und »nicht stören« eröffnet. Demzufolge wurde auf die Fra-
ge, was denn »Integration« für die Gesprächspartner*innen bedeutet, neben assi-
milativen Vorstellungen vielfach auch das Argument der »Nützlichkeit« im Sinne
der eigenen Erhaltungsfähigkeit oder des Sich-Einbringens in die Gemeinschaft
hervorgehoben. Allerdings verbleibt auch bei Erfüllung dieser Verhaltensnormen
die Definitionsmacht von »Zugehörigkeit« bei der alteingesessenen Bevölkerung.
Dass hier die Grenzen sehr eng gezogen werden, zeigen Beispiele von deutschen
Zuzügler*innen in die ländlichen Gemeinden, die trotz fehlender ethnisch-kultu-
reller Fremdheitsattribute nicht als vollwertiger Teil der Gemeinschaft anerkannt
sind. Dies betrifft in unserem Datenkorpus deutsche Binnenmigrant*innen, die
durch ihren »exotischen« Dialekt auffielen (»Aber ich bin hierhergekommen als
Kind mit zwölf Jahren, und ich war der Exot, weil ich ja Hochdeutsch gesprochen
habe. Und das war SEHR SCHWER, A von der Sprache, und B auch von dieses
PREUSSIN, PREUSSIN, also eine Preußin, das ist diese ABGRENZUNG, DU GE-
HÖRST NICHT ZU UNS.« (Interview mit B_II_1)), Personen, die im Kindesalter
einige Jahre außerhalb des Ortes gelebt und dann zurückgekehrt waren (»Ich sa-
ge, ›Wie seid Ihr denn drauf? Ich bin in [Ortsname] aufgewachsen, ich bin hier
zur Schule gegangen, ich bin hier konfirmiert worden und alles, und jetzt sagt ihr
mir, ich bin kein [Ortsname]er? Meine ganze Familie kommt aus [Ortsname]. Seid
ihr bedeppert?‹« (Interview mit D_II_7)), oder Menschen, die zum Zweck des Ei-
genheimbaus in ländliche Regionen umzogen und selbst nach einer Wohndauer
von 20 Jahren nicht als Teil der dörflichen Gemeinschaft anerkannt werden. Ei-
ne Gesprächspartnerin sieht die Ursache in der mangelnden Zugehörigkeit in den
persistenten Verwandtschaftsbeziehungen, über die sich im ländlichen Raum Be-
ziehungsgefüge und gesellschaftlicher Status definierten:
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»Im ländlichen Raummussman natürlich diese, darum sage ich ja, diese Prägung
beachten, das was so diese Familientradition und Familie ist da bedeutsamer […]
Ich merke da die Tradition, dieWerte und so über Generationen auf unerklärliche
Wiese weitergegeben, obwohl andere Informationen da sind und anderer Input
da ist. Diese Wertekonformität, dieser Wertefundamentalismus ist bedeutsam.
Das muss berücksichtigt werden in jedem Fall.« (Interview mit A_II_1)
Ein anderer Gesprächspartner sieht im Fehlen einer raum-zeitlich geteilten kol-
lektiven Biographie einen Grund für die andauernde Zuschreibung von Fremdheit
auch gegenüber deutschen Binnenmigrant*innen an den ländlichen Wohnorten
und hinterfragt in diesem Zusammenhang auch das Verständnis von Integration:
»Das ist auch für uns Deutsche so ein Moment, wo wir kurz mal innehalten soll-
ten, was bedeutet denn für uns eigentlich jemanden mit in die Gemeinschaft zu
lassen und was ist überhaupt Gemeinschaft für uns? Wo fängt das an? Im Kopf?
Muss ich mit den Leuten zur Schule gegangen sein, um mit ihnen in einer Stadt
leben zu dürfen?« (Interview mit A_II_5)
Der hier aufgeworfenen Frage, »Was ist überhaupt Gemeinschaft für uns?« lohnt
sich, in Bezug auf ländliche Lebensweisen nachzuspüren. Mit dem Fokus auf
der aufnehmenden Gesellschaft stellt sich die Frage, ob die bestehenden sozialen
Strukturen und die Akteur*innen, die diese Strukturen herstellen, die Bereitschaft
und Fähigkeit zur Öffnung und Integration besitzen.
Integration durch Vereinsmitgliedschaft
Der soziale Kitt der ländlichen Gemeinschaft sind nach einhelligerMeinung die so-
zialen Vereinigungen vor Ort, wie z.B. Kirche, Sportverein oder Feuerwehr.Der Or-
ganisationsgrad der ländlichen Bevölkerung ist deutlich stärker ausgeprägt als in
Großstädten (vgl. Priemer/Krimmer/Labigne 2017; Simonson/Vogel/Tesch-Römer
2017) und die wichtigsten Personen am Ort sind vielfach auch jene, die in den
genannten Institutionen Verantwortung tragen (vgl. Gruber 2013). Integration im
Sinne sozialer Teilhabe kann über Vereine gelingen, insbesondere über Sportver-
eine (vgl. Burrmann/Mutz/Zender 2015; Braun/Nobis 2011). Häufig leiden Sport-
vereine im ländlichen Raum unter Nachwuchsmangel und die Beteiligung von Ge-
flüchteten hat vielerorts neuen Schwung in die Strukturen gebracht und demWett-
kampfsport zu ungeahnten Erfolgen verholfen: »Also in [Ortsname], in der Nach-
barstadt, in der Kreisstadt weiß ich, dass ein Verein vor dem Abstieg gerettet wor-
den ist durch die vielen jungen Flüchtlinge, die er aufgenommen hat [lacht], die
die Tore geschossen haben.« (Interview mit C_II_14)
Während viele Interviewpartner*innen von sehr positiven Integrationserfolgen
durch die Aufnahme von Geflüchteten in den Verein berichten, thematisieren eini-
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ge jedoch auch die Diskrepanz zwischen der Erwartung an die Neuankommenden,
sich in die bestehenden sozialen Strukturen zu integrieren, und den vereinseige-
nen, mehr oder weniger subtil exkludierenden Praktiken. So wird z.B. von mehre-
ren Gesprächspartner*innen das soziale Leben im Verein thematisiert, das meist
mit einem »geselligen Beisammensein« nach dem Trainingsabend endet. Diese
Abende haben für die Herstellung von Gemeinschaft eine große Bedeutung, wie
der folgende Gesprächspartner am Beispiel der Freiwilligen Feuerwehr berichtet:
»[…] dienstags ist Dienst, Feuerwehrdienst. ALSO, ich habe hier schon teilweise
bis zwei, […] bis drei Uhr gesessen, und da haben wir Bier getrunken, im Grunde
genommen; und geschnackt. Und man schnackt dann ja über alles. Klar, Haupt-
thema ist meistens immer irgendwie Feuerwehr, aber man spricht dann ja auch
allgemeine Themen. Was in der Gemeinde los ist, und der weiß dies, und der
weiß das.« (Interview mit D_II_7)
Sich diesen geselligen Zusammenkünften zu entziehen, scheint fast noch schwe-
rer zu wiegen, als die Übungen zu verpassen. Dabei kann es vielfältige Gründe
geben, nicht teilzunehmen, etwa ein früher Arbeitsbeginn am nächsten Tag, oder
das allgemeine Unwohlsein, sich als Abstinenzler*in in einer mehr und mehr an-
geheiterten Runde wiederzufinden. Dies wird in folgendem Zitat am Beispiel von
Geflüchteten in Sportvereinen thematisiert:
»Vor allen Dingen, weil hier im [Regionsbezeichnung, Anm. d.Verf.] der Alkohol
eine ganz große Rolle spielt. UndM. [ein junger, muslimischer Geflüchteter, Anm.
d.Verf.], er trinkt keinen Alkohol, und da braucht man mit 22 hier in der Gegend
– 99 Prozent der Begegnungen finden mit Alkohol statt. Da ist er bei seinen
Altersgenossen KOMPLETT außen vor. Und selbst beim Fußball in den höheren
Altersklassen haben wir Leute gehabt, die deswegen aufgehört haben Fußball
zu spielen, weil sie eben jeden Monat 20 Euro für das Bier bezahlen sollten, das
Geld hatten sie nicht, und Bier trinken sie sowieso nicht, haben sie gesagt: ›Was
soll das, ich will Fußball spielen.‹« (Interview mit D_II_11)
Die Zitate machen deutlich, dass in der Tradition der Vereine über die Kneipen-
abende Gemeinschaft hergestellt wird.Wer hier nicht mithält oder die sozialen Ri-
tuale hinterfragt, gehört trotz guter Leistungen im Kerngeschäft des Vereins (z.B.
Fußball) doch nicht so richtig dazu. Zugleich nehmen neueMitglieder gerade wäh-
rend der Kneipenabende auch ihre eigene Fremdheit am Verhalten der Anderen
besonders deutlich wahr. Das geht nicht nur den Geflüchteten so, sondern auch
Deutschen, wie unser Gesprächspartner berichtet:
»Du hast dann auch Deine Grüppchen hier. (.) Das ist dann schon schwierig. […]
Also, der J. [deutsches Neumitglied, Anm. d.Verf.] sagte das damals auch. [leise]
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ICH PASSE HIER NICHT HER. Ich habe mich hier echt unwohl gefühlt auf dem
Abend.« (Interview mit D_II_7)
Seitens der Alteingesessenen fehlt die Bereitschaft, die Ursache für die Nicht-
Teilhabe der neuen Mitglieder anhand des eigenen Verhaltens zu reflektieren
bzw. Verhaltensänderungen anzustoßen. Unser Gesprächspartner berichtet von
einem jungen Geflüchteten, H., der nach anfangs sehr aktiver Beteiligung in der
Freiwilligen Feuerwehr wieder ausgetreten ist. Auslöser war wohl ein rassistischer
Videoclip, der von einem Kameraden in der Chatgruppe der Freiwilligen Feuer-
wehr geteilt wurde. Doch dies scheint nur der Endpunkt einer Serie von subtilen
Praktiken der Ausgrenzung gewesen zu sein, die nicht allein auf einem fehlenden
Verständnis für H.s Lebensumstände basieren. Der Gesprächspartner führt die
mangelnde Integrationsbereitschaft auf die fehlende kollektive Sozialisierung vor
Ort zurück:
»Klar, der ist nicht so integriert wie die Alteingesessenen. […] Es ist ja eine ge-
festigte Struktur. Feuerwehr ist immer eine gefestigte Struktur, teilweise auch
familiär. Die jungen Leute hängen auch außerhalb alle miteinander rum. Und
die kennen sich ganz anders.« (Interview mit D_II_7)
In diesem Zitat wird die große Bedeutung des inneren Gruppenzusammenhalts
deutlich, der eine geringe soziale Distanz und gegenseitiges Vertrauen erfordert.
Dies wird im weiteren Verlauf des Interviews auch mit der verantwortungsvol-
len Tätigkeit der Freiwilligen Feuerwehr verbunden, wo man bei teils gefährlichen
Einsätzen dem Zusammenspiel unter den Kameraden vertrauen muss. Der Auf-
bau dieses Vertrauens ist nicht nur an die regelmäßige Teilnahme an den Übun-
gen geknüpft, sondern bedarf aus Sicht des Gesprächspartners einer kompletten
Anpassung an die Gruppe mit ihren sozialen Ritualen.
»Aber bei uns [ist es] im Grunde genommen egal, ob ich Flüchtling bin oder
Einheimischer, ich muss mich, um wieder auf die INTEGRATION zurückzukom-
men, ich muss mich integrieren. Also, ich muss mich darauf einlassen wollen,
und die Leute müssen sich auf mich einlassen wollen. Sonst funktioniert das bei
uns nicht.« (Interview mit D_II_7)
Die aufgezeigten Beispiele bestätigen einerseits die Hypothese von der großen Be-
deutung der Vereine als »sozialer Kitt« in ländlichen Gemeinden, hinterfragen aber
auch ihre »natürliche« Integrationskraft. In der Kategorisierung von Putnams So-
zialkapitaltheorie bündeln Vereine soziales Kapital und verstärken es damit zum
Wohle der Gemeinschaft. Diese Bündelung basiert auf einer starken Gruppeniden-
tität, die vorwiegend durch soziale Nähe, soziale Rituale und gemeinsame Erfah-
rungen hergestellt wird. Diese Elemente des »bonding social capital« gehören eher
zum impliziten Wissensbestand der sozialen Gruppe und werden – zumindest in
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unseren Beispielen – daher kaum offengelegt und in ihrer Wirkweise auf die Inte-
gration neuer Gruppenmitglieder hinterfragt.
Fazit
Der vorliegende Beitrag thematisierte dieMöglichkeiten der IntegrationGeflüchte-
ter in eine ländliche Gesellschaft aus der Perspektive der ansässigen Bevölkerung.
Die Bedeutung dieses Themas wurde gleichsam als Kontrapunkt zum zentralen
Thema dieses Bandes gesetzt, der sich mit den Effekten des Lebens in Flüchtlings-
lagern befasst. Der Fokus auf ländliche Gesellschaften verstärkt die Grundannah-
men des selbständigen Lebens außerhalb von Lagern hinsichtlich der Integrati-
onsmöglichkeiten von Geflüchteten: Häufigere Alltagskontakte, Überschaubarkeit
der (sozial-)räumlichen Umgebung sowie die Bündelung von sozialem Kapital in
einer Vielzahl von sozialen Netzwerken werden als Fundament für Integrations-
prozesse angenommen. Basierend auf den Überlegungen zur Rezeptivität wurde
konstatiert, dass es nicht nur auf die Existenz von sozialen Ressourcen ankommt,
sondern auf den Willen und die Fähigkeit, diese Ressourcen auch zur Integration
von Neuankommenden einzusetzen.
Die empirischen Erörterungen zu Nachbarschaftsbeziehungen, Alltagsnor-
men, der Wahrnehmung von Fremdheit und des in Vereinen gebundenen sozialen
Kapitals hatten zum Ziel, einerseits einen differenzierten Blick auf die integra-
tiven Ressourcen in ländlichen Gesellschaften zu werfen und andererseits die
Passung zwischen Ressourcenausstattung und Ressourceneinsatz zu beleuchten.
Die Ergebnisse haben exemplarisch aufgezeigt, dass ländliche Gesellschaften
eine Vielzahl von potenziellen Integrationsressourcen aufweisen, wie z.B. Über-
schaubarkeit des Sozialraums, große Bedeutung von Alltagsnormen als Orien-
tierungshilfe, ausdefinierte Nachbarschaftsbeziehungen und institutionalisierte
Begegnungsräume in Form von Vereinen. Integrationsprozesse werden vielfach
auf einer funktionalen oder normativen Ebene platziert: So basiert die Integration
von Neuankommenden in die Nachbarschaft auf der funktionalen Reziprozität
sowie dem Grundsatz, abweichendes und damit potenziell störendes Verhalten zu
verhindern. Das bewusste Einbeziehen der Neuankommenden in Alltagsrituale
wie dem Grüßen auf der Straße kann als Übertragen sozialer Normen interpretiert
werden, die für die Erlangung von Gruppenzugehörigkeit fundamental sind. Auch
die Aufnahme von Geflüchteten in Vereine basiert auf der Grundüberzeugung,
dass soziale Normen und Rituale von den Neumitgliedern übernommen werden
müssen, um als vollständiges Gruppenmitglied wahrgenommen zu werden. Für
die langfristige Realisierung von sozialen Inklusions- (oder Exklusions-)prozessen
scheint die implizite Dimension von Rezeptivität wesentlich: Hier zeigte sich eine
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sehr eng gefasste Definition von sozialer Identität und damit zusammenhängend
eine starke Assimilationserwartung an die Neuankommenden.
Aus Perspektive der Sozialkapitaltheorie (vgl. Putnam 2000, 2007) gesprochen
zeigt sich ein starker Zusammenhang zwischen »bonding social capital« und so-
zialer Distanz. Unsere empirischen Befunde weisen darauf hin, dass diese Distanz
nur abgebaut werden kann, indem eine Übernahme von sozialen Normen, ein An-
passungsprozess im Sinne der Assimilation, erfolgt. »Bridging social capital«, also
die Öffnung nach außen, ist hingegen weniger ausgeprägt. Um die Frage zu beant-
worten, warum dies so ist, zeigt sich die intensive Wahrnehmung von Gruppen-
zugehörigkeit und die enge Grenzziehung zwischen dem Eigenen und dem Ande-
ren als entscheidend. Als Begründung kann die starke soziale Persistenz ländlicher
Gemeinschaften herangezogen werden, die sich in den vorliegenden Daten einer-
seits durch die überwiegend lange Wohndauer begründet, andererseits durch die
Generationen überspannenden Besitzverhältnisse und darauf aufbauende soziale
Hierarchien im Ort, während parallel dazu auch Öffnungsprozesse durch Pendel-
bewegungen und Binnen- sowie internationale Migrant*innen stattfinden. Dieser
Befund relativiert Forschungen, die eine Auflösung tradierter ländlicher Sozial-
strukturen in der Moderne postulieren (vgl. Linke 2016; Oehme 2015; Hainz 1999),
welche aber den Faktor ethnischer Diversität in ihren empirischen Beobachtungen
eher ausklammern. Unsere ersten Ergebnisse weisen vielmehr auf die erhebliche
Wirkmächtigkeit von einmal hergestellten sozialen und räumlichen Ordnungen
hin. Weitere – insbesondere regional vergleichende – Analysen werden im wei-
teren Fortgang unseres Forschungsprojekts vertiefenden Aufschluss über den re-
gional differenzierten Umgang mit Fremdheit und Integration geben. Damit wol-
len wir für das Beispiel Deutschlands zur Schließung der Forschungslücke zu den
»new immigrant gateways« beitragen.
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